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Am 9. März 1802 ſchrieb Goethe an Schiller über die 
Franzöſiſche Revolution, die ihm durch ein Memoirenwerk 
über die Zeit Ludwigs XVI. in jenen Tagen gerade wieder vor 
Augen gerückt war: „Im Ganzen iſt es der ungeheure Anblick 
von Bächen und Strömen, die ſich, nach Naturnotwendigkeit, 
von vielen Höhen und aus vielen Tälern gegen einander ſtürzen 
und endlich das Überſteigen eines großen Fluſſes und eine 
Uberſchwemmung veranlaſſen, in der zu Grunde geht, wer fie 
vorhergeſehen hat ſo gut als der ſie nicht ahndete. Man ſieht 
in dieſer ungeheuren Empirie nichts als Natur und nichts von 
dem was wir Philofophen fo gern Freiheit nennen möchten.“ 
Solcher Worte gilt es ſich zu erinnern, wenn man wiſſen will, 
was dieſes Seitalter, was ſeine „Philoſophen“ im Gewühl 
unerhörter Begebenheiten vermißt hatten und welches die Lücke 
war, die Napoleon — nicht der handelnde Menſch, ſondern 
das Bild, das ſich in die Geiſter grub, nicht der Rieſe ſelbſt, 
ſondern der Schatten des Rieſen — dieſem nach Anſchauung 
der Idee dürſtenden Geſchlecht ausfüllte. Denn Goethe, nach— 
dem er alſo im Herenfeffel der Revolution nur „Natur“ und keine 
„Freiheit“ zu finden bekannt hat, fährt fort: „Wir wollen 
erwarten, ob uns Bonapartes Perſönlichkeit noch ferner mit 
dieſer herrlichen und herrſchenden Erſcheinung erfreuen wird.“ 
Es wäre vermeſſen, ſich dieſem Zeugnis gegenüber auf einen 
anderen Standpunkt zu ſtellen als auf den des Betrachters. 
Goethe hat nachmals gelernt, in dem Korfen noch mehr und an- 
deres zu ſehen als die herrliche und herrſchende Erſcheinung 
menſchlicher Freiheit in einer Welt gezwungnen Swangs und 
hat wohl ſeinem Werk weltgeſchichtliche Dauer ä er 
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iſt dann, als der Gang der Dinge ihn — ſchwer genug — 
überzeugte, daß die Weltgeſchichte über jenen Mann hinweg⸗ 
ſchritt, wieder zurückgekehrt zu der alten Anſicht; nicht mehr 
als Träger geſchichtlichen Lebens erſchien Napoleon dem Greiſe, 
ſondern, losgelöſt von ſeinem beſonderen Werk, ein Seichen 
deſſen was der Menſch vermag; da nennt er ihn wohl zuſammen 
mit den andern, welche die Dämonen hingeſtellt haben, uns 
zu verlocken: mit Shakeſpeare, Rafael, Mozart. 

Es iſt, wie wir ſehen werden, eine verwandte Entwicklung, 
die das Bild Napoleons für Hegel durchgemacht hat. Zwar, 
wie er das Aufſteigen des jungen Generals verfolgt haben 
mag, iſt uns unbekannt. Es wäre kaum erlaubt, ergänzend da zu 
erinnern an jene Verſe, die ſein Frankfurter Gefährte, ſchon 
umſchatteten Geiſtes, auf den Helden von Lodi und Arcole 
ſchrieb, den der Dichter unberührt laſſen ſolle „wie den Geiſt 
der Natur“. Sehen wir ab von einer flüchtigen Erwähnung 
in der Keichsverfaſſungsſchrift — denn deren Schlußverheißung 
des „Eroberers“ glaubten wir nicht auf ihn beziehen zu dürfen —, 
fo hören wir erſt jetzt, erſt 1806, Hegel den Namen des „Allge- 
nannten“ nennen. Da aber geſchieht es ſchon im vollen Gefühl, 
daß dieſer Name mehr als einen Mann, daß er Geſchichte 
bedeutet. Was Hegel bisher vom Staate gedacht und geſchaut 
hat, vereinigt ſich jetzt vor dieſem Bilde. Ihn wie die ganze Reihe 
der Zeitgenoſſen zwingt die unüberſehbar große Geſtalt, Farbe 
zu bekennen; keinem iſt erlaubt beiſeite zu ſtehen; die tiefſten 
Kräfte feiner Staatsgeſinnung muß der Einzelne aufdecken. 

„Den Kaifer, dieſe Weltſeele“, fo ſchreibt er zwei Tage 
vor Jena, „ſah ich durch die Stadt zum Rekognoſzieren hinaus- 
reiten; es iſt in der Tat eine wunderbare Empfindung, ein 
ſolches Individuum zu ſehen, das hier auf einen Punkt konzen⸗ 
triert, auf einem Pferde ſitzend, über die Welt übergreift und 
fie beherrſcht.“ Der Kaifer die Weltſeele! Was hieß ihm das? 
Denn es iſt mehr als eine bewundernde Übertreibung, mehr 
auch als eine leere Allgemeinheit; und ſicher auch wäre es keine 
erſchöpfende Würdigung dieſes Paradoxons, wenn man ſich, wie 
Haym tat, hier an patriotiſcher Entrüſtung ſättigen wollte. 
In dem Schlagwort ſchießt vielmehr zuſammen eine ganz be⸗ 
ſtimmte Anſchauung von Dergangenheit und Gegenwart, 
von germaniſcher und romaniſcher Welt, endlich vom Derhält- 
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nis zwiſchen Staat, Religion und Philoſophie. Dieſe Anſchauung 
gilt es zu begreifen. Erſt dann mag ſich, wer will und muß, 
entrüſten. | 

Fichte hat damals, in den Reden, die ein zu Boden geworfenes 
Volk wieder den Glauben an feine Zukunft lehren ſollten, 
den Gedanken in die Mitte gerückt, daß vom romaniſchen Europa 
dem deutſchen Volk die großen Anregungen — Renaiſſance 
und Revolution — kämen, aus denen dann erſt dies „Menſch⸗ 
heitsvolk“ in deutſcher Reformation und deutſchem Idealismus 
die eigentlich beherrſchenden Erlebniſſe der Gattung zu bilden 
beſtimmt ſei. Fichte, der Redner an die deutſche Nation, und 
Hegel, der im kommenden Jahrzehnt mit vollen Segeln im 
Kielwaſſer Napoleons fuhr und jetzt den Sturz Preußens freudig 
begrüßte, — es ſcheint in hohem Maße unerwartet, die beiden 
auf ein und demſelben geſchichtsphiloſophiſchen Pfade anzu⸗ 
treffen. Dennoch iſt es ſo. Wir hörten im vorigen Abſchnitt, 
wie Hegel damals die weltgeſchichtliche Bedeutung des gegen⸗ 
wärtigen Augenblicks faßte. Die Franzöſiſche Revolution war ihm 
der Ausgang der weltgeſchichtlichen Epoche ſeit dem Sturz 
des römiſchen Reiches; im Begriff des allgemeinen Willens, 
des Willens, der ſchlechthin nur ſich ſelber, feine eigene Verwirk⸗ 
lichung will, hatte ſie den neuen einfachen Gedanken in die 
Welt geführt, der dieſe in Gegenſätzen aufgebaute Welt — 
Staatsmacht und Reichtum, Glaube und Einſicht, Diesſeits 
und Jenſeits — ſprengen mußte. Aber die gegenſatzbefreite 
Welt, die ſich der neue Gedanke bildet, kann nicht die Welt 
des Staates ſein. In dieſer hat ſich der allgemeine Wille, als 
er ſich durch den „Schrecken“ Geſtalt geben wollte, ſelbſt vernich⸗ 
tet; der alte Staat iſt aus der Revolution verjüngt wieder her⸗ 
vorgegangen. Doch der Geiſt lebt von nun an ſein eigentliches 
Leben nicht mehr im Staate, überhaupt nicht mehr in der Welt 
der Bildung, von der dieſer Staat ein Teil war. Sondern er iſt 
„in ein anderes Land hinübergegangen“ — Hegel ſelbſt hat 
ausdrücklich erklärt, daß er dabei wirklich ein Land im Sinne 
hatte — in ein anderes Land, wo er gerade in jenem revolu⸗ 
tionären Verleugnen aller ſelbſtändigen Wirklichkeit außer ihm, 
das in der Welt des Staats ſcheitern mußte, „als das Wahre gilt“: 
Rouffeaus allgemeiner Wille wurde zu Fichtes Ich, und von 
dieſem hebt unmittelbar die Bewegung an, die zur abſoluten 
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Dhilofophie und zur Religion der Zukunft führt. Das Herz 
der Geſchichte, das zuletzt im modernen, durch Ludwig XIV. 
zur Vollendung gebrachten Staate ſchlug, wird fortan in der 
deutſchen Philoſophie ſchlagen; der „Geiſt“ iſt aus dem Dies⸗ 
feits ins Jenſeits, aus dem Staat in die Philoſophie, von Frank- 
reich nach Deutſchland übergeſiedelt. Napoleon kann Hegel da 
alſo nur der Fürſt des Diesſeits ſein. Aber eben darin, daß er 
das iſt, beſteht ſeine weltgeſchichtliche Bedeutung; er hat den 
Staat wieder hergeſtellt, weſentlich den alten Staat, wenn auch 
in ſeiner Monarchie — anders als im Königtum Ludwigs XIV. 
— nicht die Staatsmacht ſich gegen den Keichtum aufftellt, 
ſondern wie in den prieſterlichen Greiſen des 1802er Syſtems 
der über die Stände hinausgehobene „allgemeine Wille“ ſich 
verkörpert. Napoleons Größe iſt das und ebenſo auch der Grund, 
weshalb er fallen wird; in dieſem Sinne hat Hegel ſelbſt 1814 
auf dieſe Sätze der Phänomenologie hingewieſen als auf die 
Weisſagung deſſen, was ſich ſeitdem ereignet hatte. Daß er 
den Staat erhielt, war Napoleons Größe; aber eben in dieſem 
Augenblick hörte der Staat auf, Mittelpunkt der Menſchen⸗ 
geſchichte zu ſein. Napoleons Untergang wird fo, nach Hegels 
Selbſtinterpretation von 1814, in einem tieferen Sinne not⸗ 
wendig als der Untergang anderer, die durch Aufrichtung 
einer tyranniſchen Gewalt den Staat gerettet haben; von ſolchen 
— einem Robespierre etwa — gilt, daß fie geſtürzt werden, 
nicht weil ſie tyranniſch, entſetzlich ſind, ſondern weil ſie „über⸗ 
flüſſig“ werden; Napoleon aber wird ſich nicht bloß als der ein⸗ 
zelne Menſch überflüſſig machen, vielmehr wird ſein Werk 
ſelbſt im tiefſten Sinne überflüſſig werden. Für jetzt aber 
— wir befinden uns im Jahre 1806 — für jetzt iſt dieſer „außer— 
ordentliche Mann“, den Hegel vorüberreiten ſieht, noch der 
Mittelpunkt der Weltgeſchichte, die Weltſeele, das „Individuum, 
das, auf einem Pferde ſitzend, über die Welt übergreift und ſie 
beherrſcht“; noch hält er die Hügel in der Hand, noch iſt er „der 
große Staatsrechtslehrer in Paris“. 

Was konnte der große Staatsrechtslehrer den Philoſophen 
unmittelbar lehren? Schon die letzte Huſammenfaſſung der 
Gedanken vom Staat im Syſtem von 1805 hatte unter Aus- 
ſtoßung der veralteten Füge von 1802 ein Geſamtbild ergeben, 
das dem Sein und Schein des napoleoniſchen Staats ſo ziemlich 
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entſprach. Insbeſondere die Behandlung von öffentlicher Mei- 
nung und Beamtentum in ihrem Verhältnis zueinander durften 
wir in dem 1805er Syſtem als eine Wiederſpiegelung der napo- 
leoniſchen Spielart des aufgeklärten Deſpotismus anſehen, 
wobei wir freilich ſchon damals die Möglichkeit offen laſſen 
mußten, daß die betreffende Stelle der Handfchrift ein ſpäterer 
Fuſatz und alſo vielleicht erſt aus der Zeit nach Jena fein könne. 
In der Ständegliederung des 1805er Syſtems ſowie in der Über- 
zeugtheit, mit der die Phänomenologie den Ständen ihre Rolle 
im gegenwärtigen Staate zuſprach, glaubten wir den Einfluß 
von Napoleons italienifchen Verfaſſungen unmittelbar nach— 
weiſen zu können. Und in der Anſicht des inneren Staatslebens, 
in der Hinwendung vom ariſtokratiſchen zum bureaukratiſchen 
Ideal jedenfalls hatte ſich Hegels Philoſophie der napoleoniſchen 
Wirklichkeit zugewandt. Von dem Willen zum Weltreich aber, 
der den Feitgenoſſen wie der Nachwelt das eigentliche Kennzeichen 
des napoleoniſchen Syſtems ſchien, hat Hegel in den folgenden 
Jahren entweder nichts gemerkt oder nichts merken wollen. 
Der Unglaube an die Möglichkeit dieſer Staatsform war zu 
feſt im Weſen ſeiner ganzen Staatsanſicht begründet, um jetzt 
durch die drohende Dermwirflihung erſchüttert zu werden. 
Der Staat mußte ein einzelner ſein, um ſeiner Grundnatur 
kriegeriſcher Selbſterhaltung entſprechen zu können. Es war das 
Ergebnis von Hegels neuefter Staats- und Geſchichtsanſicht, 
wenn er darüber hinaus dem Staat Aufgaben zuſchreiben konnte, 
ja mußte, die das Machtweſen dem Siele geiſtiger Bildung unter— 
tan machten. Und es war ebenfalls im Huſammenhange dieſer 
ſeiner neueſten Gedanken beſchloſſen, daß dieſe Aufgabe im 
eigentlichen Sinn nur in einem deutſchen Staat gelöſt werden 
konnte, denn das geiſtige Leben der kommenden Welt war Leben 
des deutſchen Geiſtes. 

In einem deutſchen Staat — keineswegs in dem einen 
deutſchen Staat. Hatte Hegel noch vor einigen Jahren den 
nationalen Geſamtſtaat erhoffen können, fo waren ſolche Hoff- 
nungen ihm nun wie es ſchien endgültig abgeſchnitten; er 
hatte ihnen ſchon 1805 — unter dem doppelten Eindruck der 
Aufrichtung des öſterreichiſchen Erbkaiſertums, die allgemein 
als Losſage Habsburgs von ſeiner deutſchen Politik aufgefaßt 
wurde, und der Haltung der deutſchen Fürſten und Bevölkerungen 
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in dieſer Seit der Vorbereitung des Rheinbunds — den Ab- 
ſchied gegeben; im Weſen ſeines philoſophiſchen Staatsbildes 
aber war die Gleichung von Staat und Nation nirgends angelegt. 
So konnte Hegel, als in Jena ſeines Bleibens nicht mehr war, 
ſich unbedenklich nach einer von Napoleons ſüddeutſchen Sa- 
trapien wenden, die eben damals auswärtigen Gelehrten 
die Tore weit auftat: Bayern. 

Das neugebackene Königreich bemühte ſich um Derfchmel- 
zung ſeiner katholiſchen Stammlande mit dem großenteils 
proteſtantiſchen Zuwachs der letzten Jahre. Dem lange zurück⸗ 
geſtauten Strom norddeutſch⸗ketzeriſcher Bildung ſollten endlich 
die Schleuſen geöffnet werden. Montgelas, der „erſte deutſche 
Kevolutionsminiſter“, wie ihn der in mancher Beziehung 
geiftesverwandte preußiſche Amtsvetter Hardenberg nannte, 
beherrfchte das Land, wenig gehemmt von einem Könige, der 
froh war, wenn er feine Ruh’ hatte; wichtiger war die Rüdficht 
auf den allmächtigen Franzoſenkaiſer, der ihm durch ſeinen 
Geſandten gelegentliche Direktiven oder Verweiſe zukommen 
ließ. Perſönlich umgab ſich der aufgeklärte Miniſter gern mit den 
neuen proteſtantiſchen Gelehrten und beſchützte ſie gegen 
die Umtriebe der eingeſeſſenen Klerifalen, die ſich als die Bei⸗ 
ſeitegeſchobenen zu fühlen begannen. Schelling, Jacobi, Thierſch 
waren die Leuchten der Münchener Akademie der Wiſſenſchaften; 
der Schwabe Niethammer, mit Hegel von Jena her befreundet, 
ſollte das höhere Schulweſen der proteſtantiſchen Landesteile 
im Sinne des neuen Humanismus verjüngen; Paulus, gleich⸗ 
falls Schwabe und gleichfalls mit Hegel ſeit Jena verbunden, 
arbeitete unter Niethammer als Provinzialſchulrat. Hegel 
hätte gern eine Profeſſur in Würzburg, deſſen Univerſität 
eben neu gegründet wurde, oder auch in Erlangen bekommen. 
Die finanziellen Schwierigkeiten, in denen der Staat durch die 
unſicheren äußeren Derhältniffe und die gleichzeitige Neuein⸗ 
richtung im Innern ſich befand, ließen es aber ſo ſchnell zu 
keinem Ruf kommen, und es war im Sinne Niethammers, 
der in dieſen Jahren Hegels Ratgeber und fördernder Freund 
in allen äußeren Lebensumſtänden und amtlichen Angelegen⸗ 
heiten wurde, wenn ſich der jüngere Landsmann wenigſtens 
in den Geſichtskreis der bayriſchen Regierung begab: als 
eine recht gut bezahlte Warteſtelle, welche dem nach Aufbrauchen 


Napoleon. 7 


des väterlichen Erbteils Dermögenslofen den Lebensunterhalt 
ſichern mußte, übernahm Hegel die Redaktion der Bamberger 
Seitung. 

Das Blättchen — KHleinquart, vier Seiten — hatte in den 
zweiundzwanzig Jahren, ſeit es von einem franzöſiſchen emi⸗ 
grierten Prieſter gegründet war, ſchon ſechsmal feinen Schrift- 
leiter gewechſelt. Es erſchien, während Hegel es leitete, an allen 
Wochentagen, wurde morgens gedruckt, nachmittags verteilt. 
Das eigentliche Bamberger Ortsblatt war es nicht; die Aufgaben 
eines ſolchen erfüllte der „Bamberger Korreſpondent“; die 
„Bamberger Zeitung“ verſah Bamberg und überhaupt den 
bayriſchen „Mainkreis“ mit Nachrichten über den Heimatsftaat und 
vor allem über die europäiſchen Ereigniſſe. In dieſer Funktion 
war es für damalige Derhältniffe gar nicht fo unbedeutend — 
die bayriſche Regierung hatte es vorgefunden als ein Erbe 
aus der Zeit, wo Bamberg noch reichsfürſtliche Nefidenzftadt 
war; es galt der Bürgerſchaft als gehörig „zu den der hieſigen 
Stadt längſt zugeteilten“ und vom neuen Herrſcher ſelbſt „zuge— 
ſtandenen Vorzügen“. Man las das Blatt auch noch jenſeits 
der bayrifchen Grenze, mindeſtens außerhalb des „Mainkreiſes“; 
ſo daß die Bürgerſchaft auch wirtſchaftlich ſich mit dem Unter⸗ 
nehmen, das „dem Lande und zunächſt dem Mainkreiſe ſelbſt 
fremdes Geld zuführte“, verwachſen fühlte. Nichtsdeſtoweniger 
find die Schilderungen, die nach Hegels Tod in den Nekrologen 
erſchienen und etwa in „klaren, ſcharfſinnigen, in die Seit 
eindringenden Aufſätzen“ den „tiefen Geiſt“ des Redakteurs 
entdeckten, ſchon deshalb falſch, weil das Blatt, gemäß dem 
damaligen Stande des Seitungsweſens überhaupt, gar keine 
„Aufſätze“ enthielt; und wenn wirklich fich die Zeitung unter 
Hegels Leitung „bald zu einem der bedeutendſten Blätter 
Deutſchlands erhoben“ haben ſollte, ſo hat jedenfalls Hegel 
ſelbſt nichts davon gemerkt: die Klagen über die „Zeitungsgaleere“, 
über die geiſtloſe Armſeligkeit ſeines Geſchäfts reißen in den 
Briefen jener mehr als anderthalb Jahre nicht ab. In Wahr- 
heit beſchränkte ſich feine Tätigkeit fo gut wie ganz auf das Fu⸗ 
ſammenbringen von Nachrichten. Als Quellen dienten aus⸗ 
wärtige Seitungen und daneben eigene Korreſpondenten, 
deren Hegel durch feine alten Beziehungen eifrig neue zu ge- 
winnen fuchte. Knebel in Jena und andere wurden aufgefor- 
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dert und ſteuerten gelegentlich, für Hegel ſelbſt freilich bei weitem 
nicht genug, bei. Der Redakteur fügte den Nachrichten höchſtens 
einmal ein kurzes orientierendes Beiwort für den Leſer hinzu. 
An Stoff ließ es freilich die Weltgeſchichte damals auch einem 
reinen Nachrichtenblatt nicht fehlen. Als er die Redaktion 
übernahm, ſpielten noch die letzten Akte des preußiſch⸗franzö⸗ 
ſiſchen Krieges ſamt den Belagerungen von Danzig und Kol- 
berg; dann kam der Tilſiter Frieden, und Hegel klagte nach Jena 
beweglich über die Nöte eines Zeitungsfchreibers in Friedens⸗ 
zeiten, wo er froh ſein müſſe, wenn gelegentlich ein franzöſiſcher 
Marſchall durch das Städtchen reiſe. An Truppen⸗ und Ge⸗ 
fangenentransporten durch Bamberg freilich war überhaupt 
kein Mangel; ſie werden denn auch mit größter Genauigkeit 
gebucht. Auch die Feſtlichkeiten zu Königs- und Hönigingeburts⸗ 
tag, wie ſchon vorher der Einzug eines bayrifchen Prinzen, 
der mit ſeiner jungen Frau ſeinen dauernden Wohnſitz in der 
ehemaligen Biſchofsreſidenz nahm, wohl auch — felten — 
eine Nachricht von irgendeinem wiſſenſchaftlichen Phänomen, 
das in Bamberg zu ſehen ſei — ein Komet etwa oder ein Berm- 
aphrodit —, füllten gelegentlich die Spalten. Und im Spät⸗ 
ſommer 1808 kamen endlich die, wenn auch nur mit Dorſicht 
zu berichtenden, ſpaniſchen Kämpfe und gleichzeitig die Feſtlich⸗ 
keiten in Erfurt; da hatte der Redakteur wieder zu tun. Freilich 
wunderbar genug iſt es zu ſehen, wie wenig von dem, wofür 
ſich Hegel politiſch damals erwärmte, nämlich wie wenig von den 
Schritten, die Bayern in der Richtung zum modernen Staat 
machte, auch nur in Form einer bloßen Nachricht in die Zeitung 
kam. Daß „in mehreren Rheinbundſtaaten von Einführung des 
code civil und konſtitutioneller Formen“ die Rede fei, iſt tat⸗ 
ſächlich alles, was die Leſer der Bamberger Zeitung hierüber 
erfahren. Weder wird die königliche Verordnung vom 1. Mai 
1808, welche die Verkündung einer Verfaſſung anſagte, noch 
die Veröffentlichung dieſer, freilich nie in Kraft getretenen, Der- 
faſſung im Regierungsblatt vom 25. Mai überhaupt erwähnt, 
ebenſowenig irgend etwas von den geſchehenen Reformen 
der Verwaltung. Und dennoch, trotz äußerſter Jurückhaltung, 
blieben Zufammenftöße mit der Senfur nicht aus. 

Hegel hatte gleich zu Beginn feiner Bamberger Tätigkeit in 
dem benachbarten Erlangen ein warnendes Beiſpiel geſehen, 
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wie es einem unvorſichtigen Seitungsfchreiber in dieſen kriegeri⸗ 
ſchen Feiten gehen konnte. Dort hatte der franzöſiſche Gouverneur 
die Erlanger Feitung aufgehoben und den Schriftleiter — einen 
mitbruder Hegels in der Philofophie, Stutzmann — „und auch 
gleich den Senfor dazu, auf acht Tage „zur Beſſerung“ ins 
Gefängnis geſteckt, weil ſie ſich „erlaubt hatten, in ihren 
öffentlichen Schriften falſche Neuigkeiten und Anmerkungen, 
die fähig ſind, die öffentliche Ruhe zu ſtören, zu verbreiten“. 
Hegel wußte alſo genau, wieviel die Glocke geſchlagen hatte. 
Die Fenſur der Feitungen beruhte in Bayern auf einem durch 
Montgelas 1299 veranlaßten Edikt, das eine für damalige Seit nicht 
geringe Weitherzigkeit in der Behandlung der Preſſe zeigte; 
es ließ im allgemeinen den Nachdruck auswärtiger Quellen 
zu und begnügte ſich mit der Einſchränkung, daß bei „auffallenden 
und nicht ganz verbürgten Nachrichten“ jedesmal die Herkunft 
genau anzugeben ſei. Dies war der Punkt, wo gelegentlich 
nun die Zügel kürzer genommen werden konnten. Durch den 
proteſtantiſchen Zuwachs in Schwaben und Franken hatte 
Bayern, alfo erſt nach 1799, eine bedeutende Tagespreſſe 
bekommen; die Augsburger Allgemeine Zeitung und der in 
Nürnberg erſcheinende Korrefpondent von und für Deutſchland 
wurden tatſächlich in ganz Deutſchland geleſen; das letztgenannte 
Blatt arbeitete auch ſchon ſehr ſtark mit eigenen Berichterſtattern. 
Funächſt ſchien das geltende Recht, nach welchem die Senſur⸗ 
geſchäfte einem vom Kreiskommiſſar als dem höchſten Pro- 
vinzialbeamten zu ernennenden Zenfor oblagen, zu genügen. 
Aber bald ſchon kam es zu Mißhelligkeiten mit dem Ausland. 
Napoleon, als Emporkömmling, litt an einer, den alten Regie⸗ 
rungen fremden, nervöſen Überſchätzung der öffentlichen Mei⸗ 
nung — Montgelas nennt ihn „lobestrunken und für Schmäh⸗ 
ſchriften jederzeit überempfänglich“ —, und vom Mittelpunkt 
verbreitete ſich dieſer neue Geiſt des Argwohns gegen die böſen 
Feitungsſchreiber auch auf die abhängigen Regierungen. Die 
Erlanger Angelegenheit war ein Vorſpiel. Dann kam im Früh⸗ 
jahr 1802 durch den bayriſchen Geſandten in Bern eine, wenn 
auch nicht offizielle, Beſchwerde der Schweizer Regierung 
wegen eines wenig Seilen langen Artikelchens der Augsburger 
Allgemeinen. Dadurch ſah man ſich in München zu einer Ver⸗ 
ſchärfung der Senſurbeſtimmungen veranlaßt, des Inhalts, 
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daß fortan, „um die Unannehmlichkeiten, welche die Bekannt⸗ 
machung falſcher und voreiliger Nachrichten durch die öffent⸗ 
lichen Blätter öfters hervorbringen, zu vermeiden“, nür noch 
offizielle Nachrichten aus offiziellen Quellen eingerückt werden 
ſollten. Bei der Unbeſtimmtheit des Begriffs „offiziell“ — 
ein offizielles Heitungsblatt im Wortſinne beſtand bisher über⸗ 
haupt nur in dem franzöſiſchen Moniteur und ſeinem kgl. weſt⸗ 
fäliſchen Gegenſtück — war das eine Handhabe, von jetzt ab 
nach Willkür in jeder beliebigen Zeitungsnummer einen An⸗ 
laß zum Eingreifen zu finden. Mehr wollte man freilich nicht. 
Denn wenn auch die hohen Provinzialbeamten die ihrer Fenſur 
unterſtellten Blätter wegen der Arbeit, die ſie ihnen machten, 
nicht mit allzufreundlichen Augen anſahen, ſo war doch die wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung von einigen ſchon zu groß, als daß man 
geradezu ihren Untergang hätte wollen können. Hegels Blatt 
war bisher, Herbſt 1808, wie es ſcheint noch nicht in den Geſichts⸗ 
kreis des Münchener Miniſteriums des Auswärtigen, an das 
die Fenſurbeſchwerden der fremden Regierungen natürlich 
gingen, getreten; „Trakaſſerien“, die ihm der Präſident der 
Provinzial-Landesdirektion — ſei es aus perſönlicher Abgeneigt⸗ 
heit, ſei es „aus reinem Dienſteifer und Soumiſſion“ — gemacht 
hatte, waren ohne weitere Folgen geblieben. Jetzt im Herbſt 
1808 aber erregte der Redakteur plötzlich, ſehr wider ſeinen 
Willen, die Aufmerkſamkeit der Regierung. Es war die Seit, 
wo ſich das Gewitter der öſterreichiſchen Erhebung zuſammen⸗ 
ballte. Nachrichten davon waren im Sommer durch den bayri- 
ſchen Geſandten in Wien an Montgelas, von dem weiter an 
Napoleon mitgeteilt worden. Darauf kam aus Paris die „Ein⸗ 
ladung“ an den Rheinbund, „ſich zur Abwehr jeden Angriffs 
bereit zu halten“. Bayern zog ſeine geſamten Truppen in drei 
Obſervationslagern in gemeſſener Entfernung von der öſterrei⸗ 
chiſchen Grenze zuſammen. Natürlich war es ſehr unerwünſcht, 
wenn die öffentliche Aufmerkſamkeit auf dieſe Vorbereitungen 
gelenkt wurde, obwohl die Truppenverſchiebungen in dieſen 
Tagen ſchon ſo dem aufmerkſamen Beobachter genug verrieten; 
auch Hegel dachte ſich ſein Teil, wenn er etwa gleichzeitig das 
Abrücken des Bamberger Militärs und den Abbruch des franzö⸗ 
ſiſchen Lagers bei Berlin nebſt Abreiſe des Marſchalls nach 
Dresden erfuhr. Immerhin, ſo wenig wie möglich ſollte der 
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Schleier gelüftet werden. Da brachte unglücklicherweiſe Hegels 
Zeitung am 19. Auguſt einen Artikel über jene bayriſchen Lager, 
worin einige genaue Angaben über die Verteilung der Truppen 
wörtlich aus der natürlich geheimen königlichen Verordnung her⸗ 
rührten. Hegel hatte fie arglos aus dem abgeriſſenen Stück einer Ab⸗ 
ſchrift der Verordnung übernommen, das ihm ein Angeſtellter 
ſeiner Druckerei brachte, der es gefunden zu haben angab. 
In München wurde man darauf aufmerkſam. Strenge Unter⸗ 
ſuchung der Herkunft des Artikels wurde vom Miniſterium 
des Auswärtigen befohlen; man beſorgte offenbar, eine Un⸗ 
redlichkeit in der Militärverwaltung zu entdecken; der Zeitung 
wurde mit Suſpenſion gedroht, wenn ſie nicht die „Militär⸗ 
perſon“, von der ſie ſich das Dekret verſchafft habe, angebe. Hegel, 
der von dem Fall der Bayreuther und Erlanger Seitung her 
wußte, daß das Miniſterium feine Drohung gegebenfalls wahr- 
machen würde, konnte doch nur angeben, was ihm bekannt 
war. Er ſuchte ſich für alle Fälle Niethammers Fürſprache 
zu ſichern; ob ſie nötig wurde, iſt nicht zu erſehen; jedenfalls 
Hegels Hoffnung, daß die höheren politiſchen Angelegenheiten, 
die täglich geſpannter wurden, den Herren keine Seit laſſen 
würden, eine ſolche Sache weitläufig zu behandeln, ging nicht 
in Erfüllung; die „ſchwierige Geſchichte“ führte in der zweiten 
Hälfte Dezember noch zu einer Rückfrage von München und 
abermaliger Antwort aus Bamberg; dann hören wir nichts mehr 
davon. Aber die Aufmerkſamkeit des Miniſteriums war nun 
geweckt, und bald ſollte Hegel von neuem wie ſchon bei jener 
Geſchichte wieder „das Unwürdige feines Suſtandes“ fühlen. 
Am 1. November 1808 erging von München an die ſämtlichen 
Generalkreiskommiſſare ein königlicher Erlaß, der erneut die 
Verordnung vom 16. März einſchärfte, wonach nur offizielle 
Nachrichten aus offiziellen Quellen, die immer mitanzugeben 
ſeien, aufgenommen werden dürften, und der — dies das Neue — 
den geplagten Spitzen der Provinzialbehörden perſönlich die 
Zenſur der Zeitungen aufhalſte! Und der Anſtoß zu dieſer Der- 
ordnung kam, wie es ſcheint, von niemandem anders als von dem 
unglücklichen Verfaſſer der Phänomenologie. 

Am 26. Oktober hatte ſein Blatt einen Artikel „aus Erfurt“ 
gebracht, worin in ſtreng referierendem Ton, aber gerade da⸗ 
durch wirkſam, die Art geſchildert wurde, wie Napoleon ſeine 
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fürſtlichen Dafallen behandelte: „Um 10 Uhr kamen die Ge— 
ladenen zuſammen in dem großen Audienzzimmer des Kaiſers. 
Doch dauerte es faſt drei Stunden, ehe der vielbeſchäftigte 
Monarch unter ihnen erſchien. Gegen 1 Uhr kam er, ſetzte ſich 
an einen Tiſch, fpeifte, trank, zog ſich wieder zurück, und die 
Derfammlung hatte ihr Ende.“ Ferner gab der Artikel einige 
Gerüchte über die Ergebniſſe der Erfurter Tage wieder: „daß 
unter der Protektion Sr. Majeſtät des römiſchen Kaifers ein 
nordiſcher Bund gebildet; daß alle Poſten Deutſchlands dem 
Fürſten von Thurn und Taxis zurückgegeben, und daß Erfurt 
eine freie Stadt verbleibe und auf zehn oder wie andere ſagen auf 
zwanzig Jahre für ſteuerfrei erklärt worden ſei.“ Ob der 
Bericht über das Frühſtück von der Münchener Regierung etwa 
als beabſichtigte Bosheit aufgefaßt wurde, geht aus den Akten 
nicht hervor; dieſe laſſen es vielmehr ſo erſcheinen, als ſei der 
Sturm nur wegen der „Gerüchte“ ausgebrochen. Von denen 
berührte nun allerdings eines ſpeziell das Intereſſe des bayri⸗ 
ſchen Staates, nämlich das über das Poſtweſen; etwas über ein 
Halbjahr zuvor hatte er dem Haufe Thurn und Taxis das noch 
1806 von dem neuen Königreich als „Thronlehen“ beſtätigte 
Poſtrecht plötzlich und ohne Entſchädigung wieder entzogen 
und das einträgliche Geſchäft in eigenen Betrieb genommen. 
Grund genug, um alſo in der trockenen Bemerkung des Bamberger 
Blättchens einen verſtohlenen Angriff gegen eines der kgl. 
bayrifchen heiligſten Güter zu wittern. Hegel felber hatte ſchon 
in Bamberg, wohl durch den ihm freundlich geſinnten Kreis- 
kommiſſar, ſofort erfahren, daß er, ohne es zu wollen, mit dem 
Nachdruck der Notiz wieder etwas angerichtet hatte, und gleich 
in der nächſten Nummer der Seitung erſchien, ſcheinbar harmlos⸗ 
zufällig an eine Mitteilung ähnlicher Gerüchte aus einem 
Pariſer Blatt angeſchloſſen, eine Zurücknahme der geſtern 
aus einem deutſchen öffentlichen Blatt angeführten, die „unter 
die ganz leeren von keiner Autorität unterſtützten Gerüchte“ 
zu zählen ſeien. Auf dies prompte Dementi ſowohl wie auf die 
unverfängliche Herkunft aus öffentlich zenſierten rheinbündi⸗ 
ſchen oder gar „unter der Regierung ſeiner kaiſerlich franzöſi⸗ 
ſchen Majeſtät ſtehenden“ Blättern konnte nun Hegel ſich 
in feinem ausführlichen „allerehrerbietigſten“ Rechtfertigungs⸗ 
ſchreiben vom 9. November berufen, nicht ohne noch die Ver⸗ 
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ſicherung zuzufügen, daß er „durch pünktliche Erfüllung der 
über die Redaktion der Feitung erhaltenen Befehle, jede Der- 
anlaſſung, wodurch das Allerhöchſte Mißfallen auf mich fallen 
könnte, ſorgfältigſt zu vermeiden bemüht ſein werde“. Es 
war, nachdem er einmal unliebſam aufgefallen war, nicht 
mehr ganz leicht, dieſes Verſprechen zu erfüllen; noch ehe er 
die Rechtfertigung abgeſchickt hatte, mußte am 8. November 
die Zeitung abermals eine ihr, diesmal aus Leipzig, „höheren 
Orts“ zugegangene Berichtigung bringen, weil ſie bei einer 
Beſprechung des Handels mit Baumwollware die gegen 
Einbringung engliſcher Waren beſtehenden Verbote als unwirk⸗ 
ſam bezeichnet hatte: der Magiſtrat von Leipzig laſſe es ſich 
gewiß ſehr angelegen ſein, die zur Sperrung des engliſchen 
Handels beſtehenden Geſetze auf das ſtrengſte zu handhaben. 
Ende des Monats entzog den Philoſophen glücklicherweiſe 
der Antritt ſeines Nürnberger Amts der ſchwierig gewordenen 
Stellung. Das Schickſal der Zeitung erfüllte ſich raſch. Swar 
der letzte Vorfall, der zu einem Einſchreiten aus München 
geführt hatte, ſcheint mit Begels Verantwortung und der 
anſchließenden Unterſuchung, die ſich noch bis Weihnachten 
binzog, erledigt geweſen zu ſein; aber am 27. Januar 1809 
erinnerte der franzöſiſche Geſchäftsträger in München, wie 
er ſich ſchon öfters über den ſchlechten Geiſt einiger bayrifcher 
Feitungen, insbeſondere der Nürnberger und Bamberger habe 
beſchweren müſſen; und richtig war es wieder die „Gazette de 
Bamberg“, die Napoleons diesmal höchſteigenen Zorn erregt 
hatte, freilich mit zwei Nummern, die etwa eine Woche nach 
Hegels Abſchied gedruckt waren: Nachrichten von der Pyrenäen⸗ 
halbinſel, die geeignet erſchienen ‚A relever les esperances 
d'un parti A la vèritè expirant mais à jamais incorrigible“ und — 
ſchaudervoll, höchſt ſchaudervoll! — ein Artikel, worin die Seelen- 
größe Friedrich Wilhelms III. geprieſen wurde, der nach Eylau 
gegenüber Napoleons Verſprechungen Alexander treu geblieben 
ſei. Der Geſandte „ſuggerierte“ die Aufhebung der Zeitung, 
die des Kaiſers lebhafte „indignation“ erregt habe, und fügte 
von ſich aus ſpitz hinzu, der Miniſter ſei wohl nicht ſtark genug, 
um ſeinen meinungen und Handlungen auch in den neuen 
Provinzen Nachdruck zu verleihen. Der Geſandte wußte, weshalb 
er ſo deutlich wurde: Napoleon hatte ihn am 16. Januar per⸗ 
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ſönlich für alle in Fukunft in den bayrifchen Zeitungen enthal⸗ 
tenen perfiden und gefährlichen Artikel haftbar gemacht. Für 
die Bamberger Zeitung war das Faß voll zum Überlaufen. 
Den letzten Tropfen, falls es noch eines ſolchen bedurfte, lieferte 
dann eine Beſchwerde des Fürſten Hatzfeld, die der bayrifche 
Geſandte in Berlin Montgelas weitergab. Es handelte ſich um 
einen während Hegels Abreiſe gedruckten, alſo wohl noch von 
einem feiner Horreſpondenten herrührenden Artikel, deſſen 
von Hatzfeld behauptete verſteckte Bosheit allerdings nur von 
einem mit damaligen Berliner Zuſtänden und Perfonen ſehr 
genau Vertrauten hätte verſtanden werden können. Jedenfalls, 
am 7. Februar wurde die Aufhebung der Seitung verfügt 
und am gleichen Tage darüber an den franzöſiſchen Geſandten 
berichtet. Sollte Hegel aber auch an der Hatzfeldangelegenheit 
ſchon vollkommen unſchuldig geweſen ſein — für Montgelas 
verſchmolzen gleichwohl die Perſonen der beiden Redakteure 
zu einer einzigen: er erkannte die „gerechte Entrüſtung“ des 
Kaiſers gegen „den“ Redakteur an, dem man ſchon mehrfach 
größere „circonspection“ anempfohlen habe; dies letzte trifft, 
ſoweit die Akten erkennen laſſen, in Wahrheit nur für den alten, 
nicht den neuen Schriftleiter zu. So machte Hegel ſich nicht 
ohne allen Grund Selbſtvorwürfe, daß die Suſpenſion, die 
feinen Nachfolger traf, noch auf feine eigene Redaktionszeit 
zurückgehe, und Freund Niethammer beruhigte ſein Gewiſſen 
— und auch ſeine Beſorgniſſe — eigentlich zu Unrecht. 

Er war ſchon den dritten Monat Rektor und Profeſſor 
des kgl. Gymnaſiums in Nürnberg, als das Erzählte in Bam⸗ 
berg geſchah. Acht Jahre, länger als bisher irgendwo außer in 
ſeiner Geburtsſtadt, hat er da gelebt; hier kam er zum erſten 
Male in ein eigentliches Amt, und hier holte er ſich — aus der 
Tucherſchen Familie — die Frau: er ſelber ſtellte dieſe beiden 
Ereigniſſe nebeneinander. Niethammer hat ihm in den Tagen, 
als er die Veröffentlichung ſeines Verlöbniſſes bis zur Erlangung 
der damals in Ausſicht ſtehenden Erlanger Profeſſur verſchieben 
wollte, feine Zweifel, ob das reichſtädtiſche Patrizierkind ihm als 
dem, der er war, vor der Welt die Hand reichen dürfe, be⸗ 
ſchwichtigen müſſen mit dem Hinweis auf die Seit, in welcher 
die Könige ſelbſt keine Ahnen mehr aufzuweiſen gehalten ſeien, 
um das Recht des Freiens um KHönigstöchter zu erlangen, 
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und in welcher perſönliches Verdienſt und ſelbſterworbener 
Rang ohne alle Ahnen mehr adle als alle Ahnenproben. Es 
war wirklich das Wort, worin dieſer Augenblick nürnbergiſcher 
Stadtgeſchichte, in den Hegel eintrat, zuſammengefaßt wurde, 
wenn ihn Niethammer fragte: ob er ſich etwa als Profeſſor 
und Rektor des Gymnaſiums in Nürnberg nicht für angeſehen 
und würdig genug halte, „um öffentlich und ſolenn als Mit⸗ 
glied einer Familie aufgenommen zu werden, die in dem vor⸗ 
maligen Glanze der Reichsſtadt Nürnberg allerdings eine ſehr 
angeſehene Stellung eingenommen hat“. Hegel kam ja in die 
ehrwürdige Stadt als Glied der neuen, gar nicht ehrfürchtigen 
bayrifchen Verwaltung, die hier im weſentlichen nichts anderes 
erblickte als ein verrottetes und heruntergekommenes Gemein⸗ 
weſen. Er, der für die damals von der jungen Romantik ſchon 
wiederentdeckte Stadt nur den ſchönen Titel „die alte Paſtete“ 
findet, ſcheint ſie beinahe ähnlich geſehen zu haben wie der 
etwa gleichzeitig mit ihm gekommene Stadtkommiſſar, der 
in einem großen Bericht nach München nicht genug zu erzählen 
weiß von den menſchenleeren, gänzlich fehlerhaft angelegten, 
ſchlecht gepflaſterten, noch ſchlechter beleuchteten Gaſſen, den 
kaum bewohnten Patrizierhäuſern mit ihren höchſtens zwei 
heizbaren Zimmern, wo „ungeheure Dorplätze, dunkle mit 
Steinen gepflaſterte Kammern und große Prunkküchen“ 
den übrigen Raum füllen, von der „aufgeblaſenen Reſſort⸗ 
ſucht“ der Stiftungsverwalter, von den einer tiefer greifenden 
Reform bedürftigen Funftverfaſſungen und von den neunund- 
fünfzig Nachtwächtern, die ſich doch in keiner Hauptftadt des 
Hönigsreichs mehr finden. Hegels eigener Auftrag zu „tiefer 
greifender Reform“ lag nun in dem Teil des neubayrifchen 
Nürnberg, der nach der wohlverſtandenen Abſicht der Regierung, 
wieder mit den Worten jenes Berichts, „nicht als Lokalinſtitution 
zu betrachten, ſondern dem Kreife, ja dem Hönigreiche angehörig“ 
war: das höhere Schulweſen. Auch dies war verwahrloſt. Noch 
im zweiten Winter des Hegelſchen Rektorats konnte das „Singen 
der Studenten des Gymnaſiums auf öffentlichen Straßen“ 
nicht abgeſtellt werden, weil „die dadurch der Anſtalt ſelbſt 
entgehende weſentliche Einnahme auf keine Weiſe gedeckt 
werden“ konnte. Hegel hat dann den allgemeinen guten Willen 
der Regierung in einem dauernden Kleinkrieg zum Sieg über 
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die örtlichen Unzulänglichkeiten zu führen geſucht, immer vor 
allem mit dem ſtarken Bundesgenoſſen Niethammer zur Seite. 
Don dieſem war die ganze Neuorganiſation des höheren Schul⸗ 
weſens in Bayern ausgegangen; es handelte ſich für ihn auch 
an dieſem Punkte um die Einführung der neuen humaniſtiſch⸗ 
proteſtantiſchen Bildungsidee in die Finſternis „Barbarias“, 
wie Hegel für Bavaria ſchrieb. Die Aufgabe des neuen Rektors 
war zunächſt und vor allem organiſatoriſcher Natur: er hatte 
dem Gymnaſium, das aus Überreſten von nicht weniger als 
dreien, die in der Stadt ein kümmerliches Leben friſteten, zu 
einem einzigen erſt einmal überhaupt zuſammenzufaſſen war, 
eine anſtändige, der großen auf Melanchthon zurückführenden 
Tradition würdige Exiſtenz zu begründen; ſelbſt völlige Auflö— 
ſung drohte der Anſtalt zu Anfang des dritten Jahres ſeiner 
Tätigkeit noch einmal; der Stadtkommiſſar ſelbſt hat ſich damals 
eigens für die Erhaltung des Gymnaſiums beim König einge- 
ſetzt. Von Hegels in alle Einzelheiten des Schulbetriebes ein- 
gehender, ſtrenger und ſachlicher Amtsführung, in der er nach 
dem Seugnis der Behörde „die Stimme des hieſigen gebildeten 
Publici“ im Laufe der Jahre für ſich gewann, ſind wir durch 
manche charakteriſtiſche Schülererinnerung unterrichtet; das 
Talent zum Derwaltungsbeamten, das in ihm ſteckte, hat ſich 
in dieſen Jahren einigermaßen auswirken können. Doch neben 
dem Praktiker kam nun, wenn auch auf einem niedrigen Katheder, 
der dozierende Theoretiker nach der Bamberger Pauſe wieder 
zu Worte. Während er eigentlich nie aufhörte, nach einer Uni⸗ 
verſitätsprofeſſur Ausſchau zu halten, hat er als „Profeſſor der 
philoſophiſchen Vorbereitungswiſſenſchaften“ am Gymnaſium 
Gelegenheit gehabt, vor Knaben und halbwüchſigen Jünglingen 
fein Syſtem, das er zuletzt auf Grund des Hefts von 1805 im 
Sommer 1806, alſo vor mehr als zwei Jahren, vorgetragen 
hatte, von Jahr zu Jahr neu darzuſtellen. Nicht bloß das Publi⸗ 
kum war ein anderes geworden, auch die Welt ſchien inzwiſchen 
verändert zu fein; insbeſondere das eine große Ereignis, „des⸗ 
gleichen in Jahrtauſenden nur einmal vorkommt“, lag zwiſchen 
jenem Jenaer Sommer 1806 und dieſem Nürnberger Winter 
1808 auf 1809: die Schlacht von Jena. 

Die ältefte Nürnberger Faſſung des Syſtems iſt für die ſtaats⸗ 
philoſophiſch in Betracht kommenden Partien nur in der Ge⸗ 
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ſtalt bewahrt, die Hegel auf der Unterſtufe vortrug; doch iſt 
es ſicher, daß gerade in dem für uns merkwürdigſten Punkt 
auch die gleichzeitige Darſtellung auf der Überftufe damals 
nicht abwich. Die Darſtellung für die Unterſtufe darf uns in ge⸗ 
wiſſem Grade, wenn auch natürlich nicht durchweg, als Quelle 
für Hegels ſtaatsphiloſophiſches Syſtem in den Nürnberger 
Jahren, und zwar eben in dem Hauptpunkt mindeſtens bis zum 
Winter 1812/13, gelten. Sie teilt die Stoffmaſſe ein in Rechts-, 
Pflichten⸗ und Religionslehre; wie ſeinerzeit Kants Metaphyſik 
der Sitten fo bringt auch fie die Staatsphiloſophie in der Rechts⸗ 
lehre, jedoch zum Unterſchied von Kant und im Widerſpruch 
auch mit Hegels eigener in den vergangenen Jahren und ſpäter 
wieder dauernd vertretenen Anſchauung ſtellt ſie die Pflichten⸗ 
lehre, das heißt aber die „Moralität“, über den Staat. Auf 
dem Wege von der Sittlichkeit des Staats hin zur Vollendung 
des abſoluten Geiſtes finden wir jetzt — und nur jetzt — bei 
dem Syſtematiker Hegel den moraliſch freien Einzelmenſchen. 
Schon in dem letzten Jenaer Syſtem hatten wir taſtende Der- 
ſuche nach dieſer Richtung wahrzunehmen geglaubt, und unter 
dem Eindruck der Geſtalt Napoleons hatte die Phänomenologie 
dann die geſchichtsphiloſophiſchen Formeln gefunden, in denen 
ſich die Verſchiebung der Wertgeſichtspunkte zuungunſten des 
Staats und zugunſten der freien Moralität kräftig kundgab. 
Jetzt werden die 1805 noch umgangenen ſyſtematiſchen Fol⸗ 
gerungen nachgezogen. Die Sonne Napoleons ſteht im Zenith 
über Hegels Syſtem. 

Es liegt nun natürlich nicht ſo, als ob der Staat hier von 
Hegel rein und ausſchließlich als Rechtsinſtitut gefaßt würde; 
das Verhältnis des Menſchen zum Staat behandelt Hegel auch 
jetzt als ein ſittliches. Die Pflichten gegen den Staat bilden 
einen Teil der Pflichtenlehre, freilich nicht den oberſten Teil. 
Aber den Staat ſelber faßt Hegel hier nur als die Wirklichkeit 
des „Rechtsbegriffs“; der Menſch hat Pflichten gegen dieſen 
Staat, aber der Staat iſt nicht ſelber die höchſte und vollkommenſte 
menſchliche Pflicht. Einen Anſatz in dieſer Richtung hatte ſchon 
das letzte Jenenſer Syſtem gebracht, wenn hier Hegel — aller- 
dings unter dem Geſamttitel „Konftitution — den Ständen 
und ſtändiſch gebundenen Geſinnungen die ſich über den Stand 
erhebenden, „moraliſch“ abſolutfreien Geſinnungen, die „Selbft- 
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befreiung des Geiſtes vom Leben eines Volks“, überzuordnen 
gedachte. Diel deutlicher iſt jedoch nunmehr die Trennung 
und Überordnung geworden. Die alte Einteilung der Pflichten 
in vollkommene und unvollkommene, wenn damit Rechts 
pflichten und moraliſche unterſchieden werden ſollten, könne 
man, fo erklärt er jetzt, „ebenfo umkehren“, — eine Höherwertung 
der „Geſinnung“ gegenüber den „nur eine äußerliche Notwen⸗ 
digkeit“ fordernden Rechtspflichten, die hier, wo unter Recht 
auch der Staat behandelt wird, bei Hegel aufs höchſte überraſchen 
muß. Und noch auffallender beinahe iſt es, wenn Hegel als 
Gegenſtand des Rechts (und damit hier auch als Gegenſtand des 
Staats) bloß „die reine Perſönlichkeit“, die „abſtrakte Freiheit“ 
bezeichnet, hingegen die Verwirklichung jenes „reinen Be⸗ 
griffs“, jener „abſtrakten Perſon“, ja die „beſondere Beſtimmung 
des Daſeins und das Daſein ſelbſt“ erſt der Moral zugewieſen 
wird. Man braucht ſich nur zu erinnern, welche Betonung in 
Hegels Sprachgebrauch die Worte „abſtrakt“ und „konkret“ 
beſitzen, um das geradezu Unerhörte der Tatſache zu erkennen, 
daß Hegel den Staat aufden „abſtrakten“ Menſchen verweiſt, ja ihm, 
wie dem Rechtsgebot überhaupt, nur verbietende Kraft zufchreibt. 
Gegenüber dieſer überraſchenden Erſcheinung tritt uns die Be: 
handlung der Einzelheiten in den Hintergrund. 

Anders als noch 1805 beginnt diesmal — und ſo von jetz 
an überhaupt — die Behandlung des „Beſtehens des Rechts 
in der Staatsgeſellſchaft“ mit der Familie. Die Phänomenologie 
hatte zuerſt, für die Polis, in der Familienſittlichkeit den Nähr⸗ 
boden und zugleich den dauernden Gegenpol der Staatsfittlid; 
keit erkannt; das ſyſtematiſche Ergebnis jener tiefſinnigen 
Erörterungen über den Konflikt in der Sophokleiſchen Antigone 
fteht jetzt vor uns. Die Familie ift „die natürliche Geſellſchaft', 
der Staat die „Geſellſchaft von Menſchen unter rechtlichen 
Derhältniffen, worin fie nicht wegen eines beſonderen Natur 
verhältniſſes nach natürlichen Neigungen und Gefühlen, fon- 
dern als Perſonen für einander gelten“. Aber dieſer Gegenfak 
wird nun, und zum erſten Male, überbrückt durch einen Begriff 
deſſen wenngleich bedingte Einführung ins Syſtem gerade zur 
Seit der Napoleoniſchen Herrſchaft wohl auffallen kann: zwiſchen 
Familie und Staat tritt die Nation. „Wenn eine Familie 
ſich zur Nation erweitert hat und der Staat mit der Nation 
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in eins zuſammenfällt, fo ift dies ein großes Glück.“ Daß es 
freilich nicht mehr als ein Glück ift und durchaus nicht etwa 
eine notwendige Bedingung des Staats, zeigt die „Erläuterung“ 
unmittelbar darauf. „Ein Volk hängt durch Sprache, Sitten und 
Gewohnheit und Bildung zuſammen, dieſer Zuſammenhang 
aber formiert noch keinen Staat.“ Und bezeichnend genug: 
im gleichen Abſatz, wo Hegel die nationale Grundlage des 
Staats als nebenſächlich abtut — ſie iſt eben wirklich nur „ein 
großes Glück“, und „Glück“ bedeutet für Hegel, wie es gerade 
in dieſen Jahren ein wundervoller Brief an ſeine Braut aus— 
ſpricht, ſehr wenig — im gleichen Satz weiſt er auch die ſittlichen 
und ziviliſatoriſchen Aufgaben des Staats in Schranken. 
Swar ſind „Moralität, Religion, Wohlſtand und Reichtum 
aller ſeiner Bürger ſehr wichtig für den Staat. Er muß auch 
Sorge tragen zur Beförderung dieſer Umſtände, aber ſie machen 
für ihn nicht den unmittelbaren Zweck aus, ſondern das Recht“. Die 
natürliche ebenſo wie die ſittliche Seite des Staats ſind eben 
— die erſte überhaupt, die zweite wenigſtens damals — für 
Hegel zurückgeſtellt hinter ſeinen „unmittelbaren Zweck“: das 
Recht. Wir haben geſehen, wie dieſe Entwertung des Staats- 
begriffs — denn eine ſolche iſt es nach allem, was uns über 
Hegels Anſicht vom Kecht bekannt iſt — zuſammenhängt mit 
ſeinem Glauben an die nur äußerliche Bedeutung der Napoleoni⸗ 
ſchen Macht; der Staat iſt in der gegenwärtigen Weltzeit nicht 
mehr das Höchſte, er hat der Moralität “einen Platz in dem geiſtigen 
Aufbau der Güter geräumt, die ihrerſeits nach Hegels Dor- 
ſtellung in naher Zukunft der Religion weichen wird. 

Der weſentlich juriſtiſche Begriff des Staats wird in den 
nächſten Paragraphen ausgeführt durch kurze Bemerkungen 
über den Naturzuſtand, aus dem die Menſchen in einen Zuſtand 
übergehen müſſen, „in dem der vernünftige Wille das Herrſchende 
iſt“; weiter über das Geſetz als den „abſtrakten Ausdruck des all⸗ 
gemeinen Willens“; endlich iſt die „Regierung“, alſo der Staat 
als Macht, kein Gegenſatz zum Staat als Geſetz, ſondern die 
Verwirklichung des gleichen allgemeinen Willens, deſſen „ab⸗ 
ſtraktes Weſen“ das Geſetz war. Im einzelnen behandelt Hegel 
dann noch die Staatsgewalten und die Verfaſſungsformen. 
Für jene macht er ſich diesmal von der überlieferten Dreizahl 
unabhängig, indem er zu den drei Gewalten Montesquieus 
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die vierte zufügt, welche dieſer, in bezeichnender Unterſchätzung 
der ſelbſtändigen Verwaltungspraxis und wohl auch abhängig 
von der damaligen in England blühenden parlamentariſchen 
Uſurpation der Verwaltung durch die „private bills“, vergeſſen 
hatte: die adminiſtrative und finanzielle. Das Beamtentum 
hatte Hegel als eine eigene Macht im ſtaatlichen Geſamtleben 
ſchon 1805 hingeftellt; die „vierte Gewalt“ — er zählt ſie übri⸗ 
gens als die zweite — iſt ein neuer Verſuch in dieſer Richtung. 
Die Verfaſſung des Staats wird dann vornehmlich aus dem 
Grade und der Art der Gewaltverteilung abgeleitet und die übliche 
ariſtoteliſche Gruppierung nach dem Anteil der Bürger an der 
Herrſchaft erft in zweiter Linie behandelt, übrigens, wie ſchon 
gewohnt, der gemäßigten Erbmonarchie der Vorzug gegeben. 
Die Einſchränkung der Monarchie erfolgt durch Geſetze, welche 
die Rechte der Bürger ſchützen, ferner durch Abgabe eines Teils 
der Herrſchaftsausübung an „Kollegien oder auch Reichsſtände“, 
wobei die Erwähnung der Reichsſtände an dieſer Stelle gegen 
1805 ein Novum darſtellt, ſchwerlich ganz ohne Sufammenhang 
mit den erwähnten bapriſchen und überhaupt rheinbündiſchen 
Derfaffungsplänen und ⸗anſätzen dieſer Jahre; 1805 hatte dem 
Fürſten nur die jetzt als „Kollegien“ eingeführte Beamtenſchaft, 
in welcher allerdings die öffentliche Meinung ihr Organ fand, 
gegenübergeſtanden; innerhalb des Syſtems haben wir jetzt 
das erſte Auftreten der Volksvertretung, deren Notwendigkeit 
der Publizift Hegel längſt anerkannte. Demgemäß wird dann im 
inneren Staatsrecht jetzt grundſätzlich auch der Anteil der Bürger 
am Staat mitbegriffen. Überhaupt wird die bei Hegel dann 
weiterhin gebliebene Hauptteilung der Staatslehre in „innere 
und äußeres Staatsrecht“ in der vorliegenden Darſtellung zum 
erften Male angedeutet. Über die Stellung des Staats unter den 
Staaten und über die Bedeutung des Kriegs erfahren wir das 
Bekannte. 

Jene Seite des Staatslebens, der es früher bei Hegel 
feine Uberordnung über Recht und Moral, ja Proklamierung 
zum Statthalter Gottes auf Erden verdankte, die ſittliche, 
tritt wie ſchon bemerkt jetzt nur noch als ein Teil der Pflichten⸗ 
lehre auf. Hier erſt erfahren wir nun eigentlich, was der Staat 
dem Einzelnen und dieſer für den Staat bedeutet. Zwar wird 
jetzt gleich zu Anfang die kalte Wahrheit ausgeſprochen, daß 
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der Staat einerſeits darauf ausgeht, „die Geſinnung ſeiner 
Bürger entbehren zu können“, aber anderſeits wird nun wenig⸗ 
ſtens in dieſem Zuſammenhange doch auch der Hauptgehalt 
der alten Staatsethik gegeben. Der Staat kann eben doch „die 
Geſinnung der Bürger nicht entbehren“, er „faßt die Geſellſchaft 
nicht nur unter rechtlichen Verhältniſſen, ſondern vermittelt 
als ein wahrhaft höheres moraliſches Gemeinweſen die Einig⸗ 
keit in Sitte, Bildung und allgemeiner Denk⸗ und Handlungs- 
weiſe“. Aber dies wird jetzt nur in dem Zuſammenhange der 
Pflichtenlehre, nicht in der Lehre vom Weſen des Staats, vor⸗ 
gebracht; und vor allem, innerhalb der Pflichtenlehre bezeichnet 
es nicht den vollendeten Abſchluß, ſondern nur den Übergang 
von den „Familienpflichten“ zu den „Pflichten gegen andere“; 
man mag, ſoviel man will, den einem knabenhaften Derftändnis 
angepaßten Charakter dieſer philoſophiſchen Propädeutik be⸗ 
tonen — ein Anlaß zu fo grundſätzlicher Abweichung im fyftemati- 
ſchen Aufbau kann keinesfalls darin gefunden werden. 

Nachdem wir ſo die ſchroffen ſyſtematiſchen Formulierungen 
kennen gelernt haben, werden wir nun mit geſchärftem Ohr 
die unmittelbareren Seugniſſe feiner politiſchen Geſinnung 
vernehmen. Eine Hauptquelle fließt uns in ſeinen Schulanſpra⸗ 
chen. Als Rektor war er gehalten, regelmäßig bei der Preis- 
verteilung am Ende des Schuljahrs in öffentlicher Rede „die 
Geſchichte der Gymnaſialanſtalt im verfloſſenen Jahre darzu⸗ 
ſtellen und dasjenige zu berühren, wovon für das Derhältnis 
des Publikums zu derſelben zu ſprechen zweckmäßig ſein kann“. 
Dieſer Aufgabe, die 1809 bis 1816 fünfmal an ihn herantrat, 
entledigte ſich Hegel in einer Weiſe, die feine Hörer ſchwerlich 
vergeſſen machte, daß ein Philoſoph zu ihnen ſprach. Und von 
der Philoſophie der Erziehung fallen nun für uns einige recht be⸗ 
deutſame Streiflichter auf Hegels Anſichten vom gemeinen 
Weſen überhaupt. 

Die erfte der Reden, vom 29. Oktober 1809, preift die 
humaniſtiſche Bildung um ihres geiſtigen Gehaltes willen, 
„welcher Wert und Intereſſe in und für ſich ſelbſt hat“; dieſer 
Gehalt bildet „die an ihm großgezogene Seele zu einem Hern 
von ſelbſtändigem Werte ..., der erſt die Grundlage von Brauch- 
barkeit zu allem ausmacht“. Die angeknüpfte Folgerung unter⸗ 
ordnet den Staat höheren Sweden in einem Grade, der ſelbſt 
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nach allem Vorausgegangenen noch überraſchen wird. Während 
Hegel früher den Staat ohne weiteres einfach durch fein Daſein 
und ſeine ſittliche Ordnung ſittliche Kräfte unter den Bürgern 
hervorrufen ließ, verlangt er jetzt von ihm, er ſolle ausdrück⸗ 
lich, ja um feiner eigenen Erhaltung willen die geiftig-fittliche 
Kultur des Individuums jenfeits des eigentlich politiſchen 
Gebiets pflegen: „dieſen unabhängigen Halt, dieſe ſubſtantielle 
Innerlichkeit, welche die Mutter von Faſſung, von Beſonnenheit, 
von Gegenwart und Wachen des Geiſtes iſt“. Nur von dieſer 
allgemeinen Seite ſeien hier vorerſt einmal jene Worte betrach—⸗ 
tet, mit denen er ſicher nicht allein auf die öſterreichiſchen Nieder⸗ 
lagen dieſes Jahres, ſondern vornehmlich auf den Fall Preußens 
anſpielt: „Haben wir nicht in neueren Seiten ſogar Staaten 
ſelbſt, welche ſolchen inneren Hintergrund in der Seele ihrer 
Angehörigen zu erhalten und auszubauen vernachläſſigten und 
verachteten, ſie auf die bloße Nützlichkeit und auf das Geiſtige 
nur als auf ein Mittel richteten, in Gefahren haltungslos da⸗ 
ſtehen und in der Mitte ihrer vielen nützlichen Mittel zuſammen⸗ 
ſtürzen ſehend“ Das „Geiſtige“ hat der Staat als Selbſtzweck, als 
etwas über ihn Hinausliegendes zu behandeln, den „inneren Binter- 
grund“ in der Seele des Individuums hat er „auszubauen“: er 
ſelbſt hauſt offenbar nicht mehr in dieſem inneren Hintergrund 
— er iſt zum bloßen Vordergrund des inneren Lebens geworden. 

Es ſtimmt dazu, wenn nun die Religion für Hegel zum 
Gegenſtand zentralſter Aufmerkſamkeit wird; liegt doch eben 
feinen jetzigen Anſchauungen gemäß in ihr die eigentliche Zukunft 
ſowohl Deutſchlands wie der Welt. „Vaterland, Fürſten, 
Verfaſſung u. dgl. ſcheinen nicht die Hebel zu fein, das deutſche 
Volk emporzubringen“, jo ſchreibt er Januar 1807 dem ver⸗ 
ſtändnisvollſten ſeiner Jenenſer Schüler, „es iſt die Frage, was 
erfolgte, wenn die Religion berührt würde.“ Und ganz entſchieden 
iſt ihm jetzt — wir wiſſen es ſchon aus dem letzten Jenenſer 
Syftem — der Proteſtantismus der Träger dieſer Zukunft, 
ein Proteſtantismus freilich, der ihm ſtark heranrückt an die 
Philoſophie, ja der ihm mit Denkfreiheit fo ziemlich zuſammenfällt. 
Um des ſo aufgefaßten Proteſtantismus willen verſpürt er gegen 
Oſterreichs von Fr. Schlegel publiziſtiſch unterſtützte Erhebung 
des Jahres 1809 einen elementaren Haß und freut ſich, daß 
dieſe „Friedrich Schlegelſche Befreyung und Katholizierung 
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unſer aller geradezu vor die Schweine gegangen iſt und der⸗ 
ſelbe es für ein Glück wird anzuſehen haben, wenn nur der Galgen 
von ihm befreit bleibt“. Wie verbindet ſich mit ſolcher proteſtan⸗ 
tiſchen Überzeugung, welche hier beinahe in die einſt von dem 
Keichsreformer gerade zugunſten Gſterre ichs verſpottete Je⸗ 
ſuitenangſt umſchlägt, die Skepſis gegen Preußen einer-, das 
Vertrauen auf Napoleon anderſeitsd Ein Brief an Schelling 
vom Januar 1807 gibt darüber einigen Aufſchluß. Danach iſt 
„von dem Geiſte des nördlichen Deutſchlands ... nichts Rechtes 
mehr zu erwarten; die formelle Kultur ſcheint ihm zum Loſe 
gefallen und dieſer Dienſt allein angewieſen zu ſein, deſſen 
Früchte ein beſſerer Genius zu genießen haben wird“. Was 
das bedeutet und was es insbeſondere in einem Brief an den 
ihm damals noch befreundeten Schelling bedeutet, liegt für den, 
der Hegels Jenenſer Gedanken und Redeweiſe kennt, klar 
zutage. Die formelle Kultur, deren Dienſt Norddeutſchland an— 
gewieſen zu fein ſcheint, iſt der von Kant, Fichte und Jacobi 
auf ſeinen Gipfel geführte ethiſche Individualismus, mit dem die 
Phänomenologie den Übergang des Geiſtes von Deiftichland 
nach Frankreich beginnen ließ. So wie in jener Schrift, deren Druck- 
legung Hegel gerade damals entgegenſah, dieſer Individu⸗ 
alismus nur den Dorläufer der abſoluten Religion und des 
abſoluten Wiſſens bedeutete, ſo wird nun auch in der angeführten 
Briefſtelle ein beſſerer Genius als der Norddeutſchlands, näm⸗ 
lich der ſüddeutſche — Hegel an Schelling! —, feine Früchte, abjo- 
lute Religion und abſolutes Wiſſen, ernten. Daß überhaupt 
nur der deutſche Geiſt für dieſe weltgeſchichtliche Hervorbringung 
in Frage kommt, für dieſe Überzeugung Hegels haben wir noch 
einen vollgültigen Beleg, durch den auch jene Behauptung 
aus dem Jahre 1814, den Sturz Napoleons in der Phänomeno⸗ 
logie vorausgeſagt zu haben, von dem Verdacht, bloße vatici⸗ 
natio ex eventu zu ſein, gereinigt wird. Derſelbe, der in der 
Jenaer Schlacht den Sieg von Bildung und Geiſt über Roheit 
und Klügelei gefeiert und der den Preußen „kein anderes 
Prognoſtikon“ ſtellen zu können geglaubt hatte, dieſer gleiche 
erwartet doch — 1802 — daß die Deutſchen eben durch den 
Druck Frankreichs „gezwungen, ihre Trägheit gegen die Wirk⸗ 
lichkeit aufzugeben, in dieſe heraustreten und vielleicht, indem 
die Innerlichkeit ſich in der Außerlichkeit bewahrt, ihre Lehrer 
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übertreffen werden“. Vorläufig allerdings haben ſie mit dieſem 
Lernen vollauf zu tun. Der große Staatsrechtslehrer, der in 
Paris ſitzt, wird da an ihnen geſchichtliche Sendung erfüllen. 
Jenſeits aller perſönlichen Bewunderung, die Hegel „dieſem 
außerordentlichen Mann“ entgegenbringt, wirkt da die roli- 
tiſche Überzeugung. Merkwürdig genug — und doch nicht 
ungerechtfertigt, wie ihm hier die Beſorgnis vor einer „Ka- 
tholizierung“ überhaupt nicht gekommen zu ſein ſcheint; er hält 
ſich da an Napoleons Schonung der proteſtantiſchen Univerſi— 
tätsorganifation — wieder zeigt ſich, wie in dieſem Huſammen— 
hange für Hegel Proteftantismus und Bildung eines find —: 
die einzige Autorität im Proteſtantismus „iſt die intellektuelle 
und moraliſche Bildung aller, und deren Garantie ſind die 
Anſtalten, die Napoleon gehaßt, aber ... von dieſer Seite 
allein hat anſehen und daher ſcheuen gelernt und ſie in Holland, 
Göttingen uff. geſchont hat“. Wenn ihm fo Napoleon in dieſer 
ihm damals wichtigſten Beziehung ungefährlich ſcheint und 
wenn ihm überhaupt ſeine damalige allgemeine Herabwertung der 
Staatsidee den Glauben an eine mögliche Unabhängigkeit der 
geiſtigen Bildung von den jeweiligen „Staatseinrichtungen“ 
erlaubt, ſo zollt er ihm nun unbedingtes Vertrauen in den jetzt 
nur mehr den Nebenſchauplatz ſeines Denkens erfüllenden Fragen 
der Verfaſſungsentwicklung. Die verblüffende Bezeichnung 
der Heerkaiſers als „großen Staatsrechtslehrers“ iſt ihm völlig 
ernſt gemeint. 

Wenn ihm auch, wie wir ja wiſſen, der Horſe als der Bän— 
diger der Revolution und ſomit als eine Macht der Wiederher— 
ſtellung erſchien, jo war doch Hegel mit nichten geſonnen, in 
der Wiederherſtellung des alten Staats, insbeſondere der ftän- 
diſchen Unterſchiede, Napoleons innerpolitiſches Werk abge⸗ 
ſchloſſen zu ſehen. Mochte es in der Phänomenologie auch bei— 
nahe ſo erſcheinen, in Wahrheit hat Hegel, wie das ſeine Briefe 
aus der Folgezeit erkennen laſſen, in Napoleon zugleich den Er⸗ 
retter der großen Grundgedanken der Revolution vor ihren eige— 
nen Folgen — wenn man will: der Ideen von 1289 vor den Ideen 
von 1295 — geſehen. Kurzfichtig genug meint er, in den Schatten- 
bildern eines Parlaments, die Napoleon in Frankreich beſtehen 
ließ und in den Satrapenſtaaten förderte, einen weſentlichen 
Inhalt ſeines politiſchen Willens erkennen zu dürfen. Gerade 
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dieſe Verblendung zeigt uns, wie ſtark konſtitutionaliſtiſch fein 
eigenes Staatsbild nun gefärbt war. Erklärt wird ſie einiger⸗ 
maßen dadurch, daß Hegel getreu ſeinen württembergiſchen 
Jugendeindrücken jetzt wie ſchon früher die Mitwirkung des Volkes 
am Staat ebenfogut in beratenden Beamtenkollegien erreicht 
fand wie in einer gewählten Volksvertretung. Im Staats⸗ 
rat allerdings hatte ſich die Napoleoniſche Monarchie ein Organ 
geſchaffen, das am eheſten noch, ſicher eher als ihre Tribunate 
und Senate, Hegels Forderung entſprach. In der Zeit, da er 
von Paris die „Hauptentſcheidung“ für Bayern und den Ahein- 
bund überhaupt erwartet, die nach ſeiner Hoffnung „nicht 
nur äußerliche Länderzuteilungen betreffen, ſondern, zum 
Heil der Völker, auch auf die innere Organiſation Einfluß haben 
wird“, verzeichnete er mit Behagen die angeblichen Worte 
Napoleons zum württembergiſchen Miniſter über die von ſeinem 
Hönig vorgenommene Aufhebung der Landſtände: „ich habe 
Ihren Herrn zu einem Souverän, nicht zu einem Deſpoten 
gemacht.“ Sein „ganzes politiſches Gemüt“ hängt daran, 
daß der Code Napoléon, vor allem aber, daß auch „die ferneren 
Teile der franzöſiſchen oder weſtfäliſchen Konſtitution eingeführt 
würden“. „Wenns nur des Himmels, das heißt, des franzö⸗ 
ſiſchen Kaiſers Wille iſt!“ — denn freilich, wie gerade die neuſten 
württembergiſchen Ereigniſſe zeigen: „die deutſchen Fürſten 
haben den Begriff einer freien Monarchie noch nicht gefaßt, 
noch feine Realiſierung verſucht — Napoleon wird dies alles 
zu organiſieren haben.“ Bei den bisherigen deutſchen Nach⸗ 
ahmungen des Franzöſiſchen hat man immer die Hälfte weg⸗ 
gelaſſen, und gerade die Hälfte, „welche das edelſte, die Freiheit 
des Volkes, Teilnahme desſelben an Wahlen, Beſchließungen, 
oder wenigſtens Darlegung aller Gründe der Regierungsmaß⸗ 
regeln vor die Einſicht des Volkes enthält“, kurzum jene „Publizi⸗ 
tät“, jenes „Sprechen der Regierung mit dem Volke über ihre 
und feine Intereſſen, ... eins der größten Elemente der Kraft 
des franzöſiſchen und engliſchen Volkes“. Und demgemäß 
fragt er den Freund bei der Münchener Regierung dringend, ob bei 
der bevorſtehenden bayriſchen Neuorganiſation wirklich nur die 
zwölf Präfekten herauskommen würden und nicht „auch ein 
Staatsrat? auch Volksrepräſentationd“ — bezeichnend genug 
wieder, wie der kollegialiſtiſch⸗bureaukratiſche und der parlamen⸗ 
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tariſtiſche Gedanke hier zufammentreten, beide als Grund— 
pfeiler der „freien Monarchie“. Wie durchaus modern er dabei 
die Stellung des Volks und der Beamtenſchaft zur oberſten 
Regierung faßt, wie ganz frei von jeder dualiſtiſchen Regung, 
die doch bei dem gebürtigen Schwaben nur zu verftändlich wäre: 
das zeigt — wüßten wir es nicht ſonſt ſchon — die Formel, 
unter der er als dem „Hauptmoment der Freiheit“ jene Ein- 
ſchränkungen der oberſten Staatsgewalt begreift: „ZSelbſtzu— 
trauen des Staats zu ſich, der ſeine Teile gewähren läßt.“ Nicht 
die Regierung vertraut dem Volk oder dieſes jener, ſondern 
der Staat ſich ſelbſt: ein in ſich geſchloſſener Kreis. 

Aber bei alledem: das Innerſte des Lebens erfüllt der 
Staat doch auch nach dieſen brieflichen Seugniſſen nicht mehr. 
Gewiß iſt die Schlacht von Jena ein Ereignis, wie es „in hundert 
oder tauſend Jahren nicht wiederkommt“; aber eben ſchon dieſe 
apofalyptifche Seitbeftimmung zeigt, daß Hegel in der Schlacht 
mehr fieht als ein politiſches Ereignis; es iſt uns bekannt, welches 
Volkes und welcher Ideen Tag in der Geſchichte mit dieſer 
Schlacht einſetzt. Nicht ohne Bedeutung nennt er ſie ein für den 
politiſchen Seitungsfchreiber „z u großes“ Ereignis. Es ift nid: 
die Friedensſehnſucht des Philiſters, wenn er nun bedauert 
daß der unglückliche Krieg „das Beſte, nämlich Künfte uni 
Wiſſenſchaften“, wieder ſtören könnte; und wenn er dem Staa 
geradezu die Aufgabe anweiſt, den „inneren Hintergrund“ in der 
Seele ſeiner Bürger zu entwickeln, wenn er für Bapern einen 
literariſchen Rezenſionenteil im Regierungsblatt wünſcht, wie 
ihn der Moniteur habe: fo erſcheint darin jene Mberorönun: 
des Geiſtigen über den Staat, jene Herabſetzung des Staat: 
zum bloßen Pfleger eines geiſtigen Lebens, das nicht von feine: 
Welt iſt, kurz jene Derfchiebung der Gewichte, in der wir das 
eigentliche Kennzeichen dieſer napoleoniſchen Periode Hegel 
kennen gelernt haben. Man glaubt ſich in die revolutionär⸗radi 
kalen Anfänge des Studenten und Hofmeiſters verſetzt, wenn 
man lieſt, wie er ſich täglich mehr überzeuge, daß die theoretiſche 
Arbeit mehr in der Welt zuſtande bringe als die praktiſche; 
„iſt erſt das Reich der Vorſtellung revolutioniert, fo hält die 
Wirklichkeit nicht aus“. Es mag auf den erſten Blick befremden, 
daß gerade unter dem Eindruck napoleoniſcher Allgewalt Hegel. 
ich zu ſolch einſeitiger Uberwertung des Gedankens gege⸗ 
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die Wirklichkeit verſteigen konnte. Scheinbar entgegengeſetzteſte 
Motive, die freudige Unterwerfung unter den großen Tat- 
und Wirklichkeitsmenſchen und die Überzeugung von der Selb- 
ſtändigkeit, ja dem Vorrang des geiſtigen Lebens aller Wirk⸗ 
lichkeit gegenüber, ſind da verflochten. Wir ſahen, wie dieſe 
Verflechtung einer geradezu fichteſchen Theorie mit der denk- 
barſt unfichteſchen Haltung in einen einzigen geſchichtsphilo⸗ 
ſophiſchen Knoten geſchehen konnte und geſchehen iſt. 

Aber die Geſchichte ſelbſt hat mit ſcharfem Schwert dieſen 
künſtlichen Knoten zerhauen. Das Jahr 18153 kam. Es fand 
Hegel — kaum wäre es anders zu erwarten geweſen — ſtarr 
ungläubig zunächſt, allmählich zuſehends faſſungsloſer. Viel zu 
feſt hatte er ſich in feine Vorſtellungen verrannt, um ſo leicht 
aus dieſem Sauberkreis herausgeführt zu werden. Das Wort 
„Befreyung“ erſcheint jetzt in feinen Briefen regelmäßig mit 
ironiſchem Tonfall. Er hatte die Abhängigkeit von einem napo- 
leonifhen Frankreich nicht als Unfreiheit empfunden — wir 
wiſſen warum. Wenn er jetzt vom Herannahen der „Kofafen, 
Baſchkiren und anderen vortrefflichen Befreier dazu“ ſchreibt, 
jo zeigt ſchon dieſe Sufammenftellung, in der er die preußiſchen 
Patrioten anführt, wie wenig er ſich, gleich Goethe, eine Befrei⸗ 
ung durch dieſe Befreier vorſtellen kann. Als dann ſein eigener 
Staat ſich den Verbündeten anſchließt, als ſich aus ſeinem nächſten 
Kreis die Jünglinge zu den Fahnen drängten, da weiß er nichts 
zu tun, als einem dieſer jungen Freunde die durchziehenden 
„Soldaten“ zu zeigen und ihn darauf aufmerkſam zu machen, 
„in welche Geſellſchaft er komme, wenn er ſich als Freiwilliger 
an ſie anſchließe“; und grämlich ſetzt er zur Nachricht vom 
Durchzug der „Befreier“ hinzu: „wenn einmal par hazard 
Befreite zu ſehen ſein werden, werde ich mich auch auf die Beine 
machen“. Die erſten Früchte der neuen Freiheit, die ihm in 
Bayern vorkamen, durften ihn nun allerdings zum Spotte 
reizen; bei Gelegenheit des „Feldmarſchall Wrede“ bemerkt er: 
„der franzöſiſche Kaiſer hatte es nicht gelitten, daß kleinere 
Mächte ... einen Feldmarſchall haben; nun aber, nach einem 
ſo gänzlichen Umſchwung der Dinge, nach ſo glänzenden Siegen, 
ſo ſchweren Laſten und reichlichem Blute haben wir einen.“ 
Und ſein Mißtrauen in die Erfolge der Verbündeten war noch 
lange nicht beſiegt. Einer Außerung über die letzte Schlacht 
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des 1814er Feldzugs meint man geradezu anzuhören, daß er 
ſelbſt jetzt noch eine ſchließliche Niederlage der Verbündeten für 
möglich, ja wahrſcheinlich hält. Als dann doch alles entſchieden 
und Napoleon wirklich und unbezweifelbar niedergekämpft 
iſt, da endlich ſucht auch er für das Geſchehene eine Deutung 
und für ſich ſelber einen Standpunkt. Die wichtige Briefftelle 
— vom 29. April 1814 — ſei ganz hergeſetzt; mit ihr geht die 
im vorliegenden Abſchnitt geſchilderte Epiſode zu Ende: „Ez 
find große Dinge um uns geſchehen; es iſt ein ungeheutes 
Schauſpiel, ein enormes Genie ſich ſelbſt zerſtören zu ſehen; 
das iſt das reayımwrarov, das es gibt; die ganze Maſſe des Mit- 
telmäßigen mit feiner abſoluten bleiernen Schwerkraft, drüch 
ohne Raſt und Verſöhnung, fo lang bleiern fort, bis es das 
Höhere herunter, auf gleichem Niveau oder unter ſich hat; 
der Wendepunkt des Ganzen, der Grund, daß dieſe Maſſe 
Gewalt hat und als der Chor übrig und obenauf bleibt, ift 
daß die große Individualität ſelbſt das Recht dazu geben muß, 
und ſomit ſich ſelbſt zugrunde richtet.“ 

So ganz, man möchte ſagen, dramatiſch — Einzelner und 
Maſſe, Held und Chor — ſtellt ſich dem Philoſophen das große 
Ereignis dar. Nicht eine Kraft, die im Kampf mit gleichbered; 
tigten Kräften ſich aufreibt, wie es der Hiſtoriker ſehen würde un) 
wie Hegel ſelbſt es ſpäter geſehen hat, nicht die Revolution 
im Kampf mit den Nationalitäten: ſondern ſchlechtweg der 
Eine und die Dielen. Es ſcheint zunächſt beinahe, als ob Hegel 
gewaltſam vermiede, Folgen aus dem Geſchehenen zu ziehen, al 
ob er davor ins Afthetifche auswiche, ins „ungeheure Schaufpiel.' 
In Wahrheit iſt mit dieſer Unterordnung Napoleons unte: 
das tragiſche Geſetz der Geſchichte etwas ausgeſprochen, wa: 
bisher von Hegel nicht ausgeſprochen wurde, und mehr als ei 
felbft hier auszuſprechen meinte. Er ſelbſt nämlich „rühmt ſich“ 
dieſes alles in jener von uns dieſem ganzen Abſchnitt zugrunt: 
gelegten Stelle der Phänomenologie vorausgeſagt zu haben. 
und wir ſtanden nicht an, ihm das zu glauben, ſoweit es glaub 
lich iſt und ſoweit ſolche Dorausfagungen überhaupt glaublis 
find: er hat wirklich in jener Stelle den Gang der Dinge ır 
den größten Fügen vorausgeſehen. Was er nicht vorausſab 
und nicht vorausſehen konnte, war ſeine eigene Stimmung 
mit der er die Ereigniſſe aufnehmen würde. Daß der Tyrann 
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der fein Werk getan hat, überflüſſig wird und um feiner Über⸗ 
flüſſigkeit willen fällt, das hatte er ſchon ganz früher allgemein 
behauptet; daß die große Individualität ſelbſt das Recht zu ihrer 
eigenen Vernichtung geben muß, die ſachliche Notwendigkeit 
alſo des dereinſtigen Sieges Deutſchlands über Frankreich, 
war in der Phänomenologieſtelle ausgeſprochen als die Not⸗ 
wendigkeit eines Triumphes des Geiſtes über die Macht. So 
iſt es 1815 geſchehen; aber als es geſchah, war Hegel gegen 
dieſe Erfüllung feines eigenen Spruchs blind, er ſah nur „Koſaken, 
Baſchkiren und die anderen vortrefflichen Befreier“; und daß 
die Vernichtung Napoleons eine Vernichtung nicht von innen 
heraus, nicht durch den Geiſt, ſondern, wie ihm ſchien, durch 
die Maſſe des Mittelmäßigen mit ſeiner bleiernen Schwerkraft 
ſein würde, das hatte er nimmermehr 1806 geweisſagt, das macht 
ihn jetzt grämlich und das gibt ihm, als er ſich mit den Dingen 
abzufinden ſucht, das Gefühl, ein Trauerſpiel erlebt zu haben. 

Damit aber glitt ihm — wir müſſen da etwas vorgreifen — 
im Augenblick der Erfüllung die Grundlage unter den Füßen 
weg, von der aus er ſeine Prophezeihung geſprochen hatte. 
Die für ihn feſtſtehende Tatſache, daß der Sturz Napoleons 
einen Sieg des Mittelmäßigen über das Genie bedeute, ja daß 
dies Mittelmäßige eigentlich nur deshalb über das Genie hatte 
obſiegen können, weil dieſes — wieder ganz im Stil der Tragödie 
— ihm den Gefallen getan hatte, ſich ſelbſt zu zerſtören: dieſe 
Anſicht, die den Schwerpunkt des Geſchehenen wieder ins Indi⸗ 
viduum legte, duldete auf die Dauer nicht mehr den Gedanken 
vom weltgeſchichtlichen Wendecharakter des letzten Vierteljahr⸗ 
hunderts. Die Schlacht von Jena durfte ihm nun, da ſieben 
Jahre darauf ein Leipzig gefolgt war, nicht mehr ein Ereignis 
heißen, „desgleichen in hundert oder tauſend Jahren nur einmal 
vorkommt“; die Gegenwart konnte ihm nun aus der apokalyp⸗ 
tiſchen Beleuchtung der Geburtsſtunde eines Dritten Reichs 
wieder ins irdiſche Tageslicht rücken. Mochten die Ereigniſſe, 
die er erlebt hatte, für die Gegenwart noch ſo bedeutend ſein: 
der große Wendepunkt der Weltgeſchichte konnte hier nicht mehr 
liegen; was er von dem Übergang der Weltgeſchichte aus dem 
Reich des Staats in das Reich des Geiſtes zu ſchauen geglaubt 
hatte, das zerflatterte vor der Wucht der Ereigniſſe. Schon lag 
ihm aus viel früherer Zeit eine Gliederung des geſchichtlichen 
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Ablaufs bereit, die den letzten großen Wendepunkt in das Auf: 
kommen der Germanen und ihres Staatsgedankens fehte 
Auf dieſe Anficht, deren religionsgeſchichtliche Parallele er ſchon 
1806 in der Phänomenologie gezogen hatte, mußte er nun 
zurückkommen. Der Glaube, im gegenwärtigen Augenblick einen 
unendlichen Anfang, den Anfang gewiſſermaßen einer über: 
zeitlichen Epoche, eines Tauſendjährigen Reichs zu erleben, 
dieſer Glaube, der ſein politiſches und ſein allgemeines Denken 
in den vergangenen Jahren genährt hatte, dieſer geſchichtlich⸗ 
übergeſchichtliche Glaube mußte verſchwinden. Es blieb der Glaube 
an die Macht der Geſchichte. Die Erkenntnis, daß „der Chor übric 
und obenauf bleibt“, hatte ihm den gegenwärtigen Augenblid 
entgöttert. Und wenn die Geſchichte, eben als der Chor, rech 
behielt: ihr lebendiger Inhalt war fortan nicht mehr eine Gegen 
wart, die da Zukunft werden ſollte, ſondern Gegenwart als Erbin 
aller Vergangenheit! Die Mächte der Reftauration, doch auch di: 
Mächte des Jahrhunderts geſchichtlicher Weltanſchauung, traten 
ihr Reich an. 
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Es ſah nun in dem Deutſchland, das Hegel jetzt umgab 
und mit dem er ſich abzufinden gezwungen war, fo aus, dar 
man je nach Stimmung alles hoffen oder auch alles fürchter 
konnte. In Wien tagte der Kongreß. Es war das gleiche „Fried 
rich Schlegelſche“ Wien, von dem Hegel wenige Jahre zuvor 
die allgemeine Rekatholiſierung beſorgt hatte. Jeſuiten⸗, j. 
Inquiſitionsfurcht ſpielte auch jetzt eine Rolle in ſeinen Gedanken 
und verfolgte ihn bis in feine Träume. In der — irrtümlichen — 
Nachricht, der Erbgroßherzog von Mecklenburg fei fatholifd 
geworden, findet er „auch ein Feichen der Seit“. Was er 
gleichfalls irrig, über einen Miniaturſtaatsſtreich des Braun 
ſchweiger Herzogs gegen ſeine Stände gehört hat, ſcheint ihn 
„ein guter Vorſpiegel“. Den Ergebniſſen des Kongreffes ſtel. 
er mit äußerſt ſkeptiſchen Erwartungen gegenüber. An eine! 
einzigen Stelle ſcheint er ſich hoffnungsvoll über ihn zu äußern 
als über eine „ewig denkwürdige Erfahrung, die die Dölk: 
nun machen, was ihre Fürſten vermögen, wenn fie felbft zu: 
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ſammenkommen und mit perſönlichem Geiſt und Gemüt das 
Beil ihrer Völker und der Welt, und zwar nach dem edelſten 
ausgeſprochenen Grundſatz der allgemeinen Gerechtigkeit und 
des Wohles aller felbft beraten“, was doch ein „brillantes Reſul⸗ 
tat“ fordere; doch dieſe Stelle darf wohl nach allem nicht anders 
als ironiſch aufgefaßt werden, insbeſondere da im Huſammenhang 
unmittelbar vorher den Fortſchritten der Hongreßangelegen⸗ 
heiten das Prädikat „notdürftig“ erteilt wird. 

Wenn etwas in dieſer Zeit den Politiker Hegel innerlich 
aufrecht hielt, ſo war es jener Glaube an die Geſchichte, zu 
dem er ſich beim Sturze Napoleons durchgerungen hatte, die 
Überzeugung vom Recht des Chors. In voller Breite wird 
ſie ausgeſprochen in dem merkwürdigen Briefe, in welchem 
man mit Recht einen Schlüſſel zu Hegels politiſcher Haltung 
in der Folgezeit geſucht hat. Es iſt die Antwort auf Klagen 
Niethammers, dem klerikale Reaktion in Bayern fein fchul- 
organiſatoriſches Werk zu zerſtören ſuchte. Niethammer ſieht 
die deutſchen Fürſten dem Ringen der Völker um politiſche 
Freiheit Dämme entgegenrichten mit dem gleichen negativen Er⸗ 
folg wie vor dreihundert Jahren dem Ringen um religiöſe 
Freiheit und fragt voll Angſt: „wer wird alles in dem See, 
der ſich abſetzt, erſaufend“ Hegel, der in der Beurteilung des 
augenblicklichen Auftandes von Niethammer nicht abweicht, 
wird davon zu „allgemeineren Betrachtungen“ veranlaßt, 
die ihn der Beſorgnis des Freundes gegenüber als hartgeſottenen 
Optimiſten zeigen. Er hält ſich daran, daß „der Weltgeiſt 
der Zeit das Commandowort, zu avancieren gegeben; ſolchem 
Kommando wird pariert; dies Weſen ſchreitet wie eine ge⸗ 
panzerte, feſtgeſchloſſene Phalanx unwiderſtehlich, und mit 
ſo unmerklicher Bewegung, als die Sonne ſchreitet, vorwärts, 
durch dick und dünne; unzählbare leichte Truppen gegen und 
für dasſelbe flanquieren drum herum, die meiſten wiſſen gar 
von nichts um was (es) ſich handelt, und kriegen nur Stöße 
durch den Kopf wie von einer unſichtbaren Hand“. Die Reaktion 
kann „dieſem Coloſſen etwa bis an die Schuhriemen reichen 
und bischen Schuhwichſe oder Koth daran ſchmieren, aber 
vermag dieſelben nicht zu löſen, viel weniger die Götterſchuhe mit 
den .. . elaſtiſchen Schwungſohlen, oder gar die Siebenmeilen⸗ 
ſtiefel, wenn er dieſe anlegt, auszuziehen“. So befeſtigt iſt 
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jetzt ſeine Aberzeugung von dem allmählichen, aber unaufhalt 
ſamen Gang der Geſchichte, ſo herabgeſunken zugleich auch der 
Wert, den er noch vor wenig Jahren der „Vorſtellung“ gegen⸗ 
über der Wirklichkeit wieder beigemeſſen hatte, daß er jetz 
geradezu es für die innerlich wie äußerlich ſicherſte Stellung 
erklärt, jenen Rieſen, die auf Kommando des Weltgeiſt⸗ 
„avancierende“ Zeit, „feſt im Auge zu behalten, fo kann man ſogat 
hinftehen, und zur Erbauung geſamter vielgeſchäftiger und ei 
riger Kumpanfchaft, ſelbſt Schuhpech, das den Rieſen feſthalten 
ſoll, mit anſchmieren helfen, und zur eigenen Gemüthsergöt 
lichkeit dem ernſthaften Getreibe Vorſchub leiſten“. In dieſer 
faſt unheimlichen Ironie hatte er für ſich perſönlich einen ſturm 
ſicheren Winkel gefunden, aus dem er die Dinge in Ruhe mit 
anſehen konnte. Erſt kurz vor feinem Tode hat ihn ein unver: 
hergeſehenes Ereignis noch einmal ernſtlich aufgeſchreckt. 
Das Bereitfein nun, mitzugehen mit dem Gange der Gr 
ſchichte, die er als die herrſchende Gewalt über allem Willer 
der Einzelnen anzuerkennen gelernt hatte, ermöglichte ihn 
jetzt endlich auch ein gewiſſes, freilich noch reichlich unpolitiſc 
geſtimmtes, Eingehen auf den fo lange abgelehnten Geiſt de: 
Freiheitskriege. In feiner Heidelberger Antrittsrede konnte ei 
die Nationalität „den Grund alles lebendigen Lebens“ nennen 
den die deutſche Nation ſich gerettet habe. Nichts iſt in dieſen 
Widerruf von der Größe des Bekenntniſſes, mit dem damal: 
Goethe vor der Volksgemeinſchaft ſtolz⸗demütige Abbitte leiſtete, 
Goethe, der wohl wußte, daß in ihm und ſeiner Kraft, „rein 
empfinden“ zu können, ein hohes nationales Gut abſeits vor 
dem Ereignis im Stillen bewahrt worden, und der es nun 
doch ſah und bekannte: daß die, welche unter den Ketten ge: 
ſtöhnt und ſie ſchließlich zerriſſen hatten, durch den Schmerz, 
den ſie empfunden, „größer“ als er waren. Sondern Hege 
pries die Jugend, die ihm zu Füßen ſaß, glücklich, daß ſie ſich 
nun „unverkümmert“ der Wahrheit und Wiſſenſchaft widmen 
könne, und freute ſich des Siegs im Grunde nur deswegen, 
weil nun, nachdem die Nation ſich „aus dem Gröbſten heraus 
gehauen“, zu hoffen ſei, „daß neben dem Staate, der alle: 
Intereſſe in ſich verſchlungen, auch die Hirche ſich emporhebe, 
daß neben dem Reich der Welt, worauf bisher die Gedanken 
und Anſtrengungen gegangen, auch wieder an das Reich Gotte⸗ 
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gedacht werde; mit anderen Worten, daß neben dem poli- 
tiſchen und ſonſtigen an die gemeine Wirklichkeit gebundenen 
Intereſſe auch die Wiſſenſchaft, die freie vernünftige Welt 
des Geiſtes, wieder emporblühe“. Das war noch viel von der 
Stimmung ſeines verfloſſenen Jahrzehnts, die den Staat dem 
Geiſt unterordnete. Sie ſprach vernehmlich, wenn er anſchließend 
an die eben angeführten Sätze der deutſchen Nation geradezu 
als ihre weltgeſchichtliche Aufgabe die Bewahrung des heiligen 
Feuers der Philoſophie zuweiſt; jetzt — nach Leipzig und Belle⸗ 
Alliance! — meint er ſeinem Volk als Ruhm und Hoffnung 
den Vergleich mit den Juden mitgeben zu dürfen, denen gleich⸗ 
falls vom Weltgeiſt „das höchſte Bewußtſein“ aufgeſpart ge⸗ 
weſen ſei, daß er aus ihnen „als ein neuer Geiſt“ hervorgehen 
werde. So unſtaatlich, ſo ganz nur als ein Volk des Geiſtes 
wollte Hegel auch jetzt noch ſeine Nation, und ſo klein ſah er neben 
dem „Reich Gottes“ auch jetzt noch den Staat. Vielleicht iſt 
es die Beſchäftigung mit den neueſten Ereigniſſen in ſeinem 
alten Heimatlande geweſen, die allmählich und unvermerkt 
in ihm wieder lebendigen Anteil am Staat aufkommen ließ. 

Es iſt lange her, daß wir Hegel in württembergiſche Staats⸗ 
ereigniſſe innerlich verwickelt geſehen haben. Seitdem er im 
Sommer 1798 in den Streit zwiſchen Herzog und Ständen 
hatte eingreifen wollen, beiden zuleide, doch von tieferem 
Mißtrauen gegen den Herzog erfüllt, waren dort große Der- 
änderungen eingetreten. Der Herzog hatte die Stände nach 
allerlei Irrungen zuletzt kurzerhand aufgelöſt, ſich entſchloſſen 
auf die Seite Napoleons geſtellt und von ſeiner Gnade aus dem 
Sturz des Reichs eine anſehnliche Vergrößerung Württembergs 
und die Königswürde für den „ſouveränen“ Rheinbundſtaat 
gewonnen. Eine bislang unerhörte militäriſche Kraftanſtrengung 
wurde in den folgenden Jahren dem Lande zugemutet; unter 
Napoleons Fahnen bewährten die Schwaben ſeit langem zum 
erſten Male wieder die alte kriegeriſche Tüchtigkeit. König 
Friedrichs im Innern nun von keiner ſtändiſchen Gegenver⸗ 
waltung mehr beſchränkter Deſpotismus ſchuf ſich den nötigen 
landesherrlichen Beamtenapparat und ſuchte die neuen mit den 
alten Gebietsteilen auf jede Weiſe, vor allem durch Aufhebung 
des Vorzugs der proteſtantiſchen Hirche, zu verſchmelzen; 
freilich auch feine perſönlichen Gelüſte tobte der dicke Herr 
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mit einer Sügellofigfeit aus, vor der die ſchlimmſten Seiten des 
württembergiſchen achtzehnten Jahrhunderts noch verblaßten; 
von den gegen früher verzehnfachten Steuern verſickerte ein 
nicht unbeträchtlicher Teil durch dieſen Kanal. Daß das Land, 
welches in den erregten neunziger Jahren den Reiz öffentliche 
und rückſichtsloſeſter Behandlung politiſcher Beſchwerden fen 
nen gelernt hatte, den Druck ſchwer empfand, verfteht ſich; 
aber Friedrich wußte Mittel, feine Untertanen ſtumm zu machen: 
die berühmte Verordnung von 1809 zu Beginn des Krieges 
gegen Öfterreich, die jedes Geſpräch über politiſche Dinge unter 
Strafe ftellte, iſt nur der Gipfel einer langen Reihe von Verwal— 
tungsmaßnahmen. Als dann die neue Hermannsſchlacht ae 
fchlagen war, fuchte und fand der Ubierfönig, anders als feir 
Kleiftifches Abbild, rechtzeitig den Anſchluß an die Sieger, und 
fand er vor allem die Beſtätigung feiner europäiſchen Sou- 
veränität, die ihm die koſtbarſte Errungenſchaft aus dem fran 
zöſiſchen Bündnis dünkte. Die Verhandlungen des Wiener 
Hongreſſes mußten ihn da freilich erſchrecken; ſchien doch hier eine 
ſtarke Reichsgewalt zeitweilig in gefährlicher Nähe. Dem galt e⸗ 
zuvorzukommen, um ſo mehr, als man auch im Lande die Träume 
von einer Herſtellung des alten Rechtszuſtandes hier zu ver 
ankern begann. So veröffentlichte der König Anfang ısı: 
einen Erlaß, worin er dem Lande eine Verfaſſung „aus eigenen 
Antrieb ohne fremde Einwirkung“ zu geben verſprach. De: 
Erfolg kam ihm höchſt unerwartet. Statt der jubelnden Zuftim 
mung, auf die der alte Tyrann ſich ſchmeichelte rechnen zu dürfen 
erklärten die im März zuſammentretenden Stände voll tiefer 
und nur zu begründeten Mißtrauens: nicht eine vom Könie 
einſeitig zu verleihende Derfaffung annehmen zu können 
ſondern einzig auf dem feſten Boden des alten unverjährbarer 
Rechts und nur auf dem im alten Württemberg herkömmliche; 
Wege des Vertrags etwaige Anderungen vereinbaren zu wollen 
Der Hönig, wütend, doch unter dem Eindruck der ihm unabwei⸗ 
lichen Notwendigkeit, mit feinem Volke zu einem Einverſtändni⸗ 
zu kommen, ehe die gefürchtete Bundesakte ihn etwa daz 
zwang, ſuchte in der Sache einzulenken, ließ ſich herbei, die Be 
ſchwerden der Stände über ſeine Regierung anzunehmen 
und machte in einigen ſtrittigen Punkten Sugeſtändniſſe. Di 
Stände aber, in unentwirrbarer Verflechtung von Treue zur 
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Dätererbe und harter Unbelehrbarkeit, ſteiften ſich auf Vertrag 
und altes Recht; die großen Abwandlungen der Wirklichkeit, 
die ein Zurückgehen auf den Derfafjungszuftand von 1770 
unmöglich machten, wurden von ihnen leichthin beiſeite ge- 
ſchoben. Der Gegenſatz ſpitzte ſich ſcharf zu; im Juli vertagte 
der König die Stände, und dieſe riefen die fremden Regierungen 
an, welche einſt im proteſtantiſchen und antiöfterreidhifchen 
Sinne die europäiſche Bürgſchaft der alten Verfaſſung über⸗ 
nommen hatten. Eine Flut von Schriften und Aufſätzen über 
die Angelegenheit war inzwiſchen in Schwaben ſelbſt wie 
im deutſchen Auslande aufgeſtiegen; die liberale öffentliche 
Meinung, die in jenen erſten unficher-zufunftsvollen Jahren 
nach den Befreiungskriegen in Deutſchland eine gewiſſe Macht 
vorſtellte, ſekundierte unbedenklich den Ständen, denen als 
Verfechtern des alten Rechts doch auch die Romantiſch-Hon⸗ 
ſervativen ihre Teilnahme nicht verſagen konnten. Eben im 
Juli war nun unter nachläſſig bewahrter Anonymität eine 
Schrift erſchienen, die grundſätzlich zwar den Standpunkt der 
Gültigkeit des alten Rechts anerkannte, tatſächlich aber in der 
Durchführung ganz auf die Seite des Königs trat. Derfaffer 
war der Hurator der Tübinger Univerſität, v. Wangenheim. 
Das lenkte die Aufmerkſamkeit des Königs wieder auf den in Tü⸗ 
bingen kaltgeſtellten Günſtling von ehemals; die tollen natur⸗ 
philoſophiſchen Formeln, in welche der gräfliche Schüler des 
Schellingianers Efchenmayer den bürokratiſch⸗höftfch⸗ſcheinkon⸗ 
ſtitutionellen Abſolutismus einwickelte, ſchienen wohl nicht 
ungeeignet, der königlichen Politik einen gewiſſen geiſtigen 
Schimmer zu leihen; und Wangenheim, wieder vom König 
herangezogen, erreichte, daß dieſer im Grundſätzlichen den 
Ständen nachgab und bei der Wiedereinberufung im Oktober 
das Zurechtbeſtehen der alten Verfaſſung und die Notwendig⸗ 
keit vertragsmäßiger Übereinkunft anerkannte. Die Verwick⸗ 
lung ſchien ſich aufzulöſen. Aber das Mißtrauen gegen den 
Hönig ſaß zu feſt. Die Stände ließen ſich mit der grundſätz⸗ 
lichen Anerkennung ihres Standpunkts nicht abſpeiſen; um die 
Heiligtümer der alten ſtändiſchen Nebenregierung, ſelbſtändige 
Kaffe und dauernden Ausſchuß, daneben auch um Wangenheims 
Lieblingsidee einer Adelskammer ging der Streit in den Ständen, 
in Kommiſſionen und in der Preſſe das ganze Jahr 1816 weiter. 
3% 
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Da ftarb im November der König. Wieder wie 1797 ſchien durch 
einen Thronwechſel der Kampf zwiſchen Herrſchaft und Land⸗ 
ſchaft in ein neues Stadium zu treten. Und wieder wie damals 
erwies fich dieſe Hoffnung als trügeriſch. Der neue König 
berief den nun doch ſchon recht verbrauchten Wangenheim ins 
Miniſterium und legte den Ständen im März einen Derfaſſungs⸗ 
entwurf vor, der ihnen in den Fragen der Kaffe und des Aus- 
ſchuſſes reichlich weit entgegenkam. Doch perſönlich fand er 
im Verkehr mit ihnen nicht den Ton, auf den ſie eingehen 
konnten; auch blieben im einzelnen genug ſachliche Gegenſätze, ein 
gänzlich unvereinbarer beſonders in der Frage der Adelskammet; 
und auch die grundſätzlich von der Regierung ja nunmehr 
anerkannte Notwendigkeit des Vertrags ſtellte ſich den Ständen 
doch weſentlich rechtsmäßiger und förmlicher dar als dem ſol— 
datiſch zugreifenden Sinn des Königs. So kam es im Sommer 181? 
auch hier zum Bruch, unter ähnlichen Erſcheinungen wie zwei 
Jahre zuvor. Die Stände riefen das Ausland an. Die Re: 
gierung verfuchte, ihre Verfaſſung unter Umgehung der Stände 
unmittelbar von den Wahlkörpern annehmen zu laſſen. Beides 
mißlang. Da begannen König und Miniſterium, mit betonter 
Abſichtlichkeit nach der vom Volk verworfenen Derfafjung, ſoweit 
es möglich war, zu regieren. Die Anſätze zu einer regierungs 
freundlichen Minderheitspartei, die zuerſt in der entſcheidenden 
Schlußabſtimmung der Stände hervorgetreten waren, entwit— 
kelten ſich unter dem Eindruck dieſer geſchickten Politik im ftil- 
len weiter. In dieſer Zeit nun — der literarifche Kampf hatte 
ſich derweil mit unverminderter Heftigkeit fortgefponnen — 
brachte das November⸗ und Dezemberheft der Heidelberger 
Jahrbücher, in denen kurz zuvor Wangenheims Schrift von 
1815 durch den Theologen Paulus aus dem Gefichtspunft 
der Stände gründlich heruntergeriſſen war, eine ſcharf ſtände 
feindliche „Beurteilung der im Druck erſchienenen Verhandlungen 
in der Derfammlung der Landſtände des Königreichs Württem⸗ 
berg im Jahr 1815 und 1816. 1. — XXXIII. Abteilung“. € 
blieb kein Geheimnis, daß der Derfaffer niemand anders wat 
als Hegel. | 

Hegel hatte die Veränderungen in feinem Heimatland 
nicht ohne Anteil verfolgt. Seit er im Sommer 1798 jene 
grundſätzlich eindeutige, aber zwiſchen den Parteien eher ver: 
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mittelnde als entſcheidende Stellung eingenommen hatte — dem 
Herzog aus Grundſatz, den Ständen nur um ihrer Mißwirt⸗ 
ſchaft willen feind —, hatten ſich ſeine politiſchen Anſchauungen 
tief gewandelt. Wüßten wir es aber nicht ſonſt ſchon, ſo könnte 
es uns die erſte Bemerkung nicht lehren, die er wieder würt⸗ 
tembergiſchen Derhältniffen widmet. Im Auguſt 1807 äußert 
er, die deutſchen Fürſten hätten den Begriff einer freien Monarchie 
noch nicht gefaßt, Napoleon werde da alles erſt zu organiſieren 
haben, und er belegt das damit, daß Napoleon nach der Aufhe⸗ 
bung der Landſtände zum Württembergiſchen Miniſter ingrimmig 
geſagt habe: „ich habe Ihren Herrn zu einem Souverän, nicht 
zu einem Deſpoten gemacht.“ Mochte dieſe Anekdote das wirk⸗ 
liche Verhältnis Napoleons zu jenem Stuttgarter Ereignis 
auf den Kopf ſtellen, jedenfalls ſieht man, daß Hegel damals 
das Willkürregiment Hönig Friedrichs ſcharf mißbilligt; wie 
man es denn deshalb ſicher auch vornehmlich auf Württemberg 
beziehen darf, wenn Hegel bald danach in dem Umſtand, daß 
man in Deutſchland bei der politiſchen Nachahmung der Fran- 
zoſen gerade die „edelfte Hälfte“, die Mitwirkung des Volks 
am Staat weglaſſe, die Urſache ſieht, daß auch die andere Hälfte, 
die ſtraffe ſtaatliche Einheit, zum „gänzlich Derfehrten, zur Will- 
für, Grobheit, Roheit, vornehmlich Stummheit, Haß der 
Publizität, Ausſaugung, Verſchwendung“ wird. Perſönlich ſcheint 
er mit Württemberg erſt um die Wende des Jahres 1811 auf 
1812 wieder in Beziehung getreten zu ſein. Damals, es war 
ſchon unter dem Kurator Wangenheim, knüpfte Tübingen mit 
dem Nürnberger Rektor wegen des dortigen philoſophiſchen 
Lehrſtuhls Verhandlungen an, die ſich aber zerſchlugen. Als 
er nun 1817 nach Heidelberg kam und in die Redaktion der 
„Heidelberger Jahrbücher“ eintrat, geriet er mit feinem älteren 
Freund und Landsmann Paulus über jene Wangenheim⸗ 
kritik aneinander, die Hegel „quoad personam hämiſch ... und 
quoad rem höchſt philiſterhaft und gemeinen Menſchenver⸗ 
ſtandsmäßig“ fand. Der Philoſoph, der bisher mit dem ver⸗ 
nunftgläubigen Theologen in einigen Stücken, insbeſondere 
in der Feindſchaft gegen den Klerikalismus, übereingeſtimmt 
hatte, war inzwiſchen von dem Standpunkte in der Württem⸗ 
berger Angelegenheit, den er ſelbſt noch 1807 einnahm, fo fehr 
abgekommen, daß ihm das Vorgehen des Mitarbeiters, wodurch 
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dieſer der „Gott“ der Landſtände wurde, höchſt ärgerlich war 
Man hat gemeine Gründe perſönlichen Ehrgeizes zur Urſache 
für Hegels nunmehriges Eingreifen machen wollen; dafür 
fehlt jeder Beweis. Daß aber der Arger über Paulus Hege 
veranlaßt hat, in der gleichen Seitſchrift nun ſeinerſeits das 
Wort zu nehmen, läßt ſich allerdings vermuten. Es gefchab 
der Deröffentlichungsftelle gemäß, in Form einer Beſprechung, 
Gelegenheit gab der erſchienene Verhandlungsbericht über dit 
Jahre 1815 und 1816, der mit einem im September heraus 
gekommenen Nachtrag den ganzen Gang der Angelegenhei 
bis zur Entlaſſung des Landtags im Juli umfaßte. Hege 
hat den Nachtrag nicht mehr behandelt. Man rückte ihm gleit 
damals von befreundeter wie von gegneriſcher Seite vor, er hätt 
gewiſſe Anklagen gegen die Stände nicht ausſprechen können, 
wenn er noch ihr Verhalten in der letzten Tagung mit dargefteli: 
hätte. Hegel ſelbſt erklärte jene Beſchränkung im Stoff nic 
uneben damit, daß die fo in ihren Erfolgen beurteilte Epoch 
„ein geſchichtliches Ganzes“ bilde, das feinen Abſchluß find 
einerſeits durch den Tod des Königs, anderſeits in der Fertig 
ſtellung des eigenen Derfaffungsentwurfes der Stände. 
Nicht ohne Abſicht wurde vorhin der überperſönliche ge 
ſchichtliche Sufammenhang, in welchem König Friedrichs Der 
faſſungsentſchluß zu begreifen iſt, hervorgehoben. Denn e 
war das Kennzeichen der Hegelſchen Auffaſſung gegenübe 
allen anderen Stimmen, die für und wider den Plan Fried 
richs laut wurden, daß fie den geſchichtlichen Gedanken zu 
grunde legte, welcher der Tat des Königs wirklich zugrund 
lag, und dadurch von vornherein einen Standpunkt außerhal 
der Parteien gewann. Außerhalb der Parteien, vor allem aud 
jenfeits des Kegierungsſtandpunkts ſelbſt. Dies muß den fefter 
Boden für das Derftändnis des Hegelſchen Eingreifens bilden 
Hegel hat die eigentliche, kaum eingeſtandene Urſache des ganzer 
königlichen Verfaſſungswerks, den Willen zur europäiſcher 
Selbſtändigkeit, offen und ohne nationale Scham in die Mitt: 
der Betrachtung geſtellt. Aber indem er das tat und inder 
er ſo, wie wir ſehen werden, gouvernementaler als die Regie 
rung ſelbſt ſein konnte, hat er eben durch dieſe Möglichkeit, der 
Standpunkt der Regierung politiſch tiefer und großartiger zu 
verſtehen, als dieſe ſelbſt ihn verſtand und zu begründen wagte 
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ſich im einzelnen auf gefährliche Abwege verirrt. Es iſt ihm 
mehr als einmal geſchehen, daß er die geſchichtliche Notwendig⸗ 
keit der Sache und die perſönliche Schlauheit ihres königlichen 
Vertreters allzu reſtlos in einander aufgehen ließ. So wurde 
der Aufſatz ebenſo reich an glänzenden politiſchen Schlaglichtern 
wie an peinlich ſophiſtiſchen Derörehungen, und man möchte 
deshalb wohl nur ſehr bedingt dem Urteil eines neueren Ge⸗ 
ſchichtsforſchers beipflichten, der ihn als eine der beſten Flug⸗ 
ſchriften bezeichnet, die je aus einer deutſchen Feder hervor- 
gegangen ſeien. 

Der äußeren Form nach iſt Hegels Aufſatz eine Beſprechung. 
Er folgt weſentlich dem Gange der Ereigniſſe, ſoweit dieſer 
aus den „im Druck erſchienenen“ Verhandlungen erhellte; 
ein Nachſpüren nach etwaigen geheimen pſychologiſchen Zu- 
ſammenhängen erklärt er ausdrücklich unterlaſſen zu wollen; 
er hält vielmehr für die Aufgabe der Geſchichte und hier alſo 
auch für ſeine eigene: „die Natur und den Gang der ſubſtantiellen 
Sache darzuſtellen und die Charaktere der handelnden Perſonen 
aus dem, was ſie tun, zu erkennen zu geben.“ Dieſer dargeſtellte 
Gang der Sache wird nun aber häufig genug von lehrhaften und 
polemiſchen Abſchweifungen unterbrochen, und vor allem wird 
der weitaus größte Teil des Aufſatzes doch den erſten Der- 
handlungstagen gewidmet: man ſieht, wie ihn der ſich hier voll⸗ 
ziehende Aufmarſch der ſtreitenden Mächte und der grund⸗ 
legende Gegenſatz von altſtändiſcher und moderner Staats- 
anſicht, der hier in Erſcheinung tritt, am ſtärkſten feſſelt. Selbſt 
fo wichtige Wendungen wie das königliche Zuge ſtändnis vom 
November 1815 werden dagegen überraſchend kurz behandelt, 
und vollends wird von den Kämpfen des Jahres 1816 nur ganz 
zuſammenfaſſend berichtet. Doch derartige Ungleichmäßigkeit 
widerſprach nicht den kritiſchen Gepflogenheiten. Man müßte 
ſchon ſachliche Gründe beibringen, wenn man behaupten wollte, 
der Aufſatz bedeute nicht bloß eine nur durch ihr eigenes Schwer⸗ 
gewicht etwa wirkende Stellungnahme in der damaligen Par- 
teiung, ſondern er greife bewußt in eine ganz beſtimmte Lage 
der Dinge ein: es ſtecke unter dem Schleier der Beſprechung 
nicht eine politiſche Abhandlung, ſondern eine auf den Augenblick 
geſtellte Flugſchrift. Sei es geſtattet, die Antwort zu vertagen 
und vorerſt den politiſchen Gehalt des Aufſatzes rein hinzuſtellen. 


40 Zehnter Abfchnitt 


Der Untergang des Reichs, das Weltereignis, unter deffen 
Eindruck Hegels geſchichtliche Geſamtanſicht bewußt oder unbe 
wußt fo lange geftanden hatte, gibt ihm den Ausgangspunkt 
für fein Derftändnis der Württembergifchen Ereigniffe. Nachdem 
das Reich „endlich fein verdientes, und ihm auch in der äußern 
Art und Weiſe gemäßes, ſchimpfliches Ende erreicht hatte“ 
trat Württemberg aus feinen bisherigen lehnsrechtlichen Der 
hältniffen „in die Souveränität über und in die Stellung eines 
Staates, — eines von den wirklichen deutſchen Reichen, 
die den Platz des Undings einnehmen, das nur noch den leerer 
Namen eines Reichs geführt hatte“. Es war der Boden der neuen 
Wirklichkeit, auf dem Hegel damit Fuß faßte. Zugleich alle: 
dings machte er hier eine Anſchauung vom alten Reich feiner: 
Beweisgang untertänig, die einen ſtändigen Rundreim des 
Chors der reichsfreundlichen Staatswiſſenſchaft im achtzehnten 
Jahrhundert bildete. Die gelehrten Herren in und um Göttin. 
gen waren genügend von der Aufklärung und dem Gedanken 
des Rechtsſtaats angeftedt, um mit Vergnügen feftzuftellen. 
daß in Deutſchland der Untertan gegen ſeinen Fürſten vol 
einem höheren Gericht Recht ſuchen könne und alſo ein Haupt 
verlangen der aufgeklärten Seit hier in Wetzlar verwirklicht war. 
Eben an dieſen Gedanken, der auch ſonſt jetzt in ähnlichen 
Sinne verwertet wurde, ſchloß Hegel ſeine Rechtfertigung 
der königlichen Politik an. Das Reich iſt nicht mehr, es fehlt 
der oberſte Richter zwiſchen Fürſt und Untertan, Regierung 
und Ständen. Ein Neben⸗ und Gegeneinander, wie es im alten 
Württemberg mit ſeiner getrennten Verwaltung herzoglicher 
und landſchaftlicher Gelder und mit ſeiner auf Verträgen ruhenden 
Verfaſſung beſtand, iſt ſeit 1806 ſchlechthin unmöglich geworden. 
Verträge bedürfen einer höheren Macht, die im Sweifelsfalle 
über ihre Gültigkeit und Anwendung entſcheidet; eben dieſe 
höhere richterliche Gewalt des Reichs iſt jetzt auch rechtlich fort: 
gefallen. Das neue Württemberg iſt durch den „Sturmwind“, 
der das ſchützende Dach des Reichshauſes über ihm weggeblaſen 
hat, gezwungen, ein Staat zu ſein, ein ſouveräner Staat, der 
nicht beruhen kann auf Verträgen zweier ſelbſtändiger Gewalten 
in ſeinem Innern, ſondern der nach innen eins ſein muß ſo gut wie 
nach außen. Es war darum nichts als der erſte Schritt auf den 
Wege zum ſouveränen Staat, daß der Hönig 1806 die alten 
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Stände beſeitigte und jene „kräftige Miniſterialregierung“ — fo 
umſchreibt Hegel die ſtändeloſe Seit ſeit 1806 — errichtete; 
es iſt jetzt nichts als der zweite Schritt auf dem ſo eingeſchlagenen 
Wege, wenn der Hönig nun zu der „Macht“ auch den „Willen“ 
des Staats lebendig werden ließ, indem er dem von ihm zu⸗ 
nächſt überhaupt zu ſchaffenden Staat nunmehr eine Derfaffung 
verleiht. Kein Verfaſſungsverſprechen, wie fie die Fürſten 
jetzt ihren Völkern gemacht haben, brauchte ihn zu dieſem zweiten 
Schritt zu treiben, der eine höhere Notwendigkeit in ſich trägt 
als die bloß „poſitive“ eines Verſprechens: die Notwendigkeit, 
den monarchiſchen Staat „auch nach innen“ zu ſchaffen. Denn 
zum Begriff eines monarchiſchen Staats gehören unerläßlich 
— warum, werden wir noch erfahren — Stände. Aber freilich, 
als der König nun Stände einberuft und ſie als wichtiges „Le⸗ 
benselement“ dem „Organismus“ des neuen Staats einfügen will, 
da treten ihm Stände entgegen, die eben die Lebenskraft diefes 
neuen Staats, die aus der Souveränität fließende Einheit, 
nicht anerkennen wollen; ſie erklären ſich zwar für Landſtände, 
„aber einer anderen Welt, einer vergangenen Seit“, und fordern, 
daß die Gegenwart zur Dergangenheit, die Wirklichkeit zur 
Unwirklichkeit umgeformt werden ſolle“. Demgemäß verhalten 
ſie ſich in den ſchwebenden Einzelfragen der inneren Staatsein⸗ 
heit. Die Einheit des Gebiets zwar wird von ihnen anerkannt; 
den ſtarken Zuwachs, den Württemberg erhalten hat, wollen 
ſie nicht bei ſeinen eigenen Rechten beſtehen laſſen, ſondern 
die Derfaffung der alten Lande auf ihn ausdehnen, während 
die Regierung gerade in dieſem Zuwachs einen Anlaß fieht, 
die Derfaffung für das ganze Land einheitlich zu erneuern. 
Mit dem Gedanken der Derwaltungseinheit hingegen wollen 
ſie ſich ſchlechterdings nicht abfinden. Es ſtellen ſich da hemmend 
in den Weg die „aus vergangenen Derhältniffen genommenen, in 
den jetzigen veränderten um fo mehr verworrenen Dorftellungen 
von Entgegenſetzung des Landesintereſſes und Staatsintereſſes, 
einer Tandeskaſſe und der Staatskaſſe“. Vor allem aber fehlt 
ihnen der Begriff, daß dem Ausland gegenüber Volk und Re⸗ 
gierung auf Gedeih und Verderb zuſammenſtehen müſſen; als 
Napoleon von Elba zurückkehrt, da wenden ſie jenen „verderb⸗ 
lichen, unpatriotiſchen, ja im höheren Sinne oft verbrecheriſchen 
Kunſtgriff“ alter Landſtände an, „den Drang politiſcher Umſtände 
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. . . benutzen zu wollen, um Dorteile für ſich der Regierung ab 
zudringen und zugleich mit der äußeren eine Derlegenheit nat 
innen hervorzubringen“. Vollends ſchmählich zeigt ſich dies. 
Geſinnung in dem überdies auch törichten Schritt der Anrufur. 
der alten Bürgſchaftsmächte, ein Schritt, womit ein Volk fi: 
zur „letzten Erniedrigung ſeiner ſelbſt“ hergibt. 

Man wird anerkennen müſſen, daß in dieſem Gedanke 
wirklich der Kernunterfchied des alten Ständeftaats vom neue 
Volksſtaat erfaßt iſt. Die Forderung der Einheit von Dol 
und Regierung nach innen in ihrem wechſelſeitigen Verhälm: 
wie nach außen gegenüber fremden Mächten iſt dem ſtändiſcher 
Staat ebenſo ungewohnt, wie ſie dem neuen aus den 
Abſolutismus hervorgegangenen weſentlich iſt. Auch daß di. 
„kräftige Miniſterialregierung“ den erſten Schritt zu Derfai 
fung und Volksvertretung im modernen Sinn bilde und dies 
wiederum Vollendung deſſen bedeuten, was jene nur anbahne 
konnte, Durchführung des Einheitsgedankens im Staat, iſt hie: 
ſo klar erkannt, wie nur irgendwo im damaligen Deutſchland 
Wieder darf ferner an einen Mann erinnert werden, an deilı 
politiſche Jugendgedanken die nun über ein Dierteljahrhunde: 
alten Aufzeichnungen des Stiftlers uns gemahnt hatten, wen— 
Hegel jetzt die Notwendigkeit parlamentariſcher Einrichtung: 
als eine innere fachliche begreift und dieſe Notwendigker 
eben wie Humboldt in feiner großen Verfaſſungsdenkſchri 
aus dem Februar 1819, abrückt von der „äußeren“, bloß „poi 
tiven“, ein etwa gegebenes Verfaſſungsverſprechen zu erfüllen 
Dieſe innere Notwendigkeit faßt Hegel, inſofern er fie te 
als begriffliche Notwendigkeit, als unerläßliches Stück eine 
monarchiſchen Staatslebens nimmt, am kürzeſten und fchärffte 
hier in der Formel: zur Macht auch der Wille des Staats. Du 
in der Volksvertretung der Wille, aber des Staates Willie 
lebendig ſei, darin iſt eigentlich alles verſammelt, was dieſe 
Miterbe der Revolution aus feiner Ausſtattung in die Au: 
einanderſetzung des neuen Jahrhunderts über ihren Nachla 
einzuwerfen hatte. 

Was Hegel den Ständen vorrückt, iſt zunächſt und vor alle“ 
nicht, daß fie reden, ſondern daß fie nicht genug reden, di 
fie „ſtumm“ feien, da es doch ein weſentlicher Zweck neuze. 
licher Stände iſt, nicht nach Anwaltsweiſe ſchriftliche Recht 
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verwahrungen abzufaſſen, ſondern, mit einem älteren Hegel⸗ 
ſchen Wort, „Publizität“ in das Leben des Staates zu bringen. 
Sicher wäre mit Ständen im alten Sinn für einen machiavel⸗ 
liſtſch gearteten Fürſten heute am bequemſten regieren; es 
wäre der „perfideſte Rat“ geweſen, den man einem ſolchen 
Fürſten hätte geben können: wie Auguſtus und Tiberius unter 
der Form der alten Verfaſſung zu regieren; ein „vernünftiger 
monarchiſcher Zuſtand“ wäre dann freilich nicht möglich geweſen; 
und der verſtorbene König verdient Dank, daß er ſich „über 
die Derfuchung dieſer Täuſchung erhaben gezeigt“ hat. Aber 
die Stände begreifen ihr eigenes Weſen ſo wenig, daß ſie die 
öffentliche allſeitige Beleuchtung der Staatsverhältniſſe ſelber 
auszuſchalten ſuchen und, ſtatt eine lebendige Oppoſitionspartei 
in ihrem eigenen Schoße zu entwickeln, die Anſätze zu einer 
ſolchen vielmehr unterdrücken. Und doch iſt das Streben einer 
rechten parlamentariſchen Gegenpartei nach engliſcher Art, 
ſelber ans Ruder zu kommen, gerade ihre Rechtfertigung, 
im Gegenſatz zu der auch in Württemberg jetzt von ſtändiſcher 
Seite für rühmlich gehaltenenen ſtarren Geſchloſſenheit alt⸗ 
deutſcher Stände gegen ihre Regierung; ohne Parteien find die 
Stände ſelber nur Partei. 

Wie bekommt man nun ſolche Stände, wie ſie hier als wün⸗ 
ſchenswert bezeichnet werdend Hegel lehnt nicht gerade das 
„demokratiſche Prinzip“ des gleichen Wahlrechts ab, erklärt 
ſich aber in ſcharfer Kritik des königlichen Entwurfs von 1815 
als Gegner der Steuer- ebenſo wie der Altersgrenze, welche 
beide den Einzelnen nur als „Atom“ faſſen ſtatt nach ſeinem 
„Gelten in der bürgerlichen Ordnung“. Dieſe „franzöſiſchen 
Abſtraktionen“ müſſe man aufgeben zugunſten der beſtehenden 
Genoſſenſchaften, der Fünfte und Gemeinden; dieſe durch 
ein auf die Zugehörigkeit gegründetes Wahlverfahren „wieder 
zu einer politiſchen Ordnung und Ehre zurückbringen und ſie, 
gereinigt von Privilegien und Unrechten, in den Staat als eine 
organiſche Bildung einfügen“. Das berechtigte Übergewicht 
des Eigentums würde beſſer geſichert durch Weglaſſung der 
Tagegelder als durch den Senſus. Es iſt ferner bedauerlich 
und entſpricht nicht dem neueren Staatsbegriff, wenn den Beam⸗ 
ten die Wählbarkeit genommen wird; gerade bei ihnen, die ja 
eben heute keine fürſtlichen Diener im alten Sinn mehr ſind, 
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wird man den „Sinn des Staats“ eher finden als bei den 
privatrechtlich verrannten Advokaten und Schreibern, an deren 
Aberzahl die Stände jetzt kranken. Aberhaupt aber ſollten 
die abſtrakten Prinzipien, nach denen das Volk in einen „Haufen“ 
aufgelöft erſcheint, Fahl, Vermögen, Alter, zwar nicht wir 
kungslos, aber zurückgedrängt werden, indem man daraus 
Wahlbedingungen für die niederen Körperfchaften macht, 
aus denen in Anknüpfung an das altwürttembergiſche Wahlrecht 
der Magiſtrate auch die neuen Landſtände hervorzugehen hät- 
ten. So würden jene „trockenen“, „äußerlichen“, „unbedeu- 
tenden“ Bedingungen nicht dem „hohen Intereſſe der ftän- 
diſchen Mitgliedſchaft ſo ſchroff gegenüber geſtellt“; dadurch 
allein könne die ſonſt bald ſich einſtellende Sleichgültigteit 
atomiſtiſch zerſplitterter Wähler gegen das eigene Wahlrecht 
verhütet werden. — Bier ſehen wir in das Innere dieſes Ge⸗ 
dankengangs. Daß unmittelbar aus dem „atomiſtiſchen“ Wahl 
recht ſelber wieder körperſchaftliche Bildungen, welche zwiſchen 
Wähler und Volksvertretung vermitteln, hervorgehen könnten, 
das ahnt Hegel fo wenig wie fonft jemand damals. Daraus, 
daß es zu irgendwie beträchtlicher Entwicklung eines volk 
tümlichen Parteiweſens neben dem parlamentariſchen noch 
nirgends gekommen war, wird eigentlich erſt erklärlich, warum 
fo von den verſchiedenſten Richtungen her die Geiſter zufammen- 
trafen in dem Verlangen nach Aufbau der Volkswahlen auf be 
ſtehende körperſchaftliche Grundlagen; man ahnte nicht die 
Möglichkeit lebendiger Körperſchaften auf rein politiſcher Grund. 
lage, und fo ſuchte man nach Wegen, die beſtehende geſellſchaft 
liche Gliederung oder auch die Kreife der örtlichen Selbſtverwal⸗ 
tung in die richtig empfundene Lücke zwiſchen den beiden 
„ſchroff“ einander gegenüber gelagerten Mächten Dolfsvertre 
tung und Wähler einzuſchieben. So hier auch Hegel. 

Wenn wir zuvor Hegel trotz feines Drängens auf ein „ein 
geſchränktes“ Wahlrecht dennoch kein ſchlechthin ablehnende: 
Verhältnis zum „demokratiſchen Prinzip“ zuſprechen konnten, 
fo war dafür maßgebend vor allem feine Anſicht von der Volks 
vertretung überhaupt im Staat gegenüber den Mächten König: 
tum und Ariſtokratie. Hier ſchwimmt er in dem großen Strom, 
der, vom Abſolutismus ausgehend, durch die Revolution ſich 
als Lehre und Forderung über Europa ausgebreitet hatte. Et 
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geht hier aus von dem, Gedanken, daß bei großen politiſchen 
Bewegungen Fürſt und Volk meiſt gegen die Ariſtokratie zu⸗ 
ſammengehalten hätten, gegen dieſen „Mittelſtand“, der ſich 
„ſtatt das Band von beiden auszumachen, wie es feine Beſtim⸗ 
mung iſt, auf Privilegien und Monopole ſteifte und die Ver⸗ 
wirklichung der Grundſätze des vernünftigen Rechts und allge⸗ 
meinen Wohles hinderte, ja zunichte machte“. Als ſolche Ariſto⸗ 
kratie findet er nun in Württemberg, entſprechend Adel und 
Geiſtlichkeit im alten Frankreich, die ehemaligen Reichsunmittel- 
baren und die „bürgerliche Ariſtokratie der Schreiber“. Auf 
letztere insbeſondere gießt er volle Schalen ſeines Forns. In 
„Schreibhörigkeit“ haben fie durch die Derwaltung das ganze 
volk gebracht, zu einer Klaſſenvertretung durch ihr maßlofes 
Überwiegen die Ständeverſammlung herabgedrückt. Auch Adels⸗ 
rechte im alten Umfang, ganz abgeſehen davon, daß ſie nur 
aus dem poſitiven Staatsrecht zu begründen wären, würden 
„jedem Staatsorganismus widerſprechen“; aber die königliche 
Derfafjung, nämlich die erſte von 1815, hat dieſe Privilegien 
ſehr eingeſchränkt, vor allem durch das Einkammerſyſtem 
und die geringere Zahl der Virilſtimmen gegenüber den Abge⸗ 
ordnetenſtimmen. 

Was find nun die Rechte dieſer Volksvertretungd was 
überhaupt die Rechte des Staatsbürgersd wie äußert ſich der 
„Wille“ im Staat gegen die „Macht“ in ihm? 

Die königliche Verfaſſung war ſehr freigiebig mit Grund⸗ 
rechten des Einzelnen. Sie kam damit nicht etwa bloß neuzeit⸗ 
lichen Gelüſten entgegen, ſondern durchaus auch der Dorftellung 
altſtändiſchen Geiſtes, wie ſie ſich unter dem Einfluß der natur⸗ 
rechtlichen Gedanken in Württemberg entwickelt hatte. In Hegel 
findet fie hier einen begeiſterten Lobredner. Die betreffenden 
Paragraphen „ſprechen für ſich ſelbſt“; ſie machen „die ver⸗ 
nünftige Grundlage eines ſtaatsrechtlichen Zuſtandes“ aus; 
mögen fie in der alten Verfaſſung zum Teil auch enthalten fein, 
ſo doch gewiſſermaßen nur zufällig, nicht „um des Prinzips 
willen“ — und auf das Prinzip kommt es an. Man ſollte dieſen 
„elementariſchen Katechismus“ der Staatsgrundlagen auf Tafeln 
in den Kirchen aufhängen und der Jugend beibringen. In der 
Ausführung dieſes Grundriſſes zu einer organiſchen Geſetz⸗ 
gebung hätten die Stände einen angemeſſenen Gegenſtand 
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ihrer Tätigkeit gehabt. Sie haben ſich ſtatt deſſen auf die Rechte 
verſteift, die durch den Untergang des alten Reichs hinfällig 
werden mußten, und eine Macht der Krone gegenüber erftrebt, 
die beim engliſchen Parlament nur wegen des dort allgemeinen 
„Gefühls der Nationalehre“ ungefährlich bleibt. Das gilt 
vom Steuerbewilligungsrecht, wo ein europäiſch ſouveräner 
Staat „ganz neuer Garantien gegen Privatſinn und Anmaß⸗ 
lichkeit der Stände“ bedarf, die im Stilleben des vormaligen 
Keichslehens Württemberg nicht erforderlich waren: die Stände 
find eben jetzt „in ein ganz neues Element, das politiſche,“ ver- 
ſetzt. Das Recht der Bewilligung neuer Steuern und der dw 
ſtimmung zum Erhöhen beſtehender iſt alſo ein großes und 
freimütiges Sugeftändnis der Regierung, ganz einerlei ob die 
Stände, was man bezweifeln kann, dieſe Rechte nach der alten 
Derfaffung beſeſſen haben; fie bedeuten jetzt „eine unendlich 
höhere, unabhängigere Befugnis als vorher: Einfluß auf Urieg 
und Frieden, auf die äußere Politik überhaupt, ſowie auf das 
innere Staatsleben“. Weiter erklärt er die in der erſten könig⸗ 
lichen Derfaffung eingeräumte Fuſtimmung zu Geſetzen, welche 
Freiheit, Eigentum und Derfaffung betreffen, ſowie das Recht 
zu unverbindlichen Geſetzesvorſchlägen und Beſchwerden geradezu 
für „allgemeine Wahrheiten eines verfaſſungsmäßigen Yu 
ſtandes“. 

Alles in allem: gewiß iſt der „Wille des Volkes“ ein großes 
Wort, aber gerade deshalb ſoll man es nicht entweihen. Wie 
es zum Größten gehört, was man von einem Menſchen ſagen 
kann, daß er „weiß was er will“, fo müſſen auch zu Vertretern 
des Volkes deswegen „die Weiſeſten genommen werden, weil 
nicht jenes es weiß, aber fie es wiſſen follen, was fein wahrhafter 
und wirklicher Wille, d. h. was ihm gut iſt“. Mag deshalb die 
Forderung auch „abſolut gerecht erſcheinen, daß ein Volk die 
Derfaffung, welche ihm gegeben wird, ſelbſt prüfen müſſe“, 
ſo iſt doch grundſätzlich zu mißbilligen, daß die Volksvertreter 
vom Könige „verlangen, daß er unbeſehen und unbedingt die 
Derfaffung, welche fie und das Volk zu wollen meinten, an⸗ 
nehmen ſolle“. Die Volksſouveränität, um das von Hegel hier 
nicht benutzte Wort einzuführen, ift „revolutionär“, nur weil 
fie ein „Heraustreten aus dem Staatsorganismus“, der Doll 
und Regierung umſchließt, bedeutet; es iſt letzthin auch hier 
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der Gedanke der organiſchen Staatseinheit mehr noch als die 
Verachtung der natürlichen Einſichtsloſigkeit des Volkes, welcher 
dieſe Verwerfung der „demokratiſchen Unförmlichkeit“ beſtimmt. 

Wenn nun das Miniſterium den Bruch mit den widerhaarigen 
und einſichtsloſen Ständen dauernd zu umgehen geſucht hat, 
ſo ſchreibt ihm Hegel dabei eine Abſicht zu, die ein letztes Licht 
auf feine Verfaſſungsidee wirft: das Volk gleich feinen Häuptern 
bedarf der „politiſchen Erziehung“; diefe gefchieht durch die po⸗ 
litiſche Arbeit: es iſt die „Erziehung durch ſich ſelbſt“, — ein 
Weg, „zu dem allerdings die Menſchen auch das Recht haben“. 
So hat die Verfaſſung ſelber zu bewirken, was eigentlich die Dor- 
ausſetzung ihrer geſunden Wirkſamkeit iſt: die Entwicklung des 
Staatsfinns, der ein „Sinn des Regierens und Gehorchens“ 
iſt. Die Stände müſſen aus ihrem Privatſinn, ihrem natürlichen 
Hang zu paſſiver Neutralität in den großen Lebensfragen 
des Staats, herausgeriſſen werden. Und damit wird nun 
in Hegels Stellungnahme zu der Frage, an der ſich die Geiſter 
ſchieden, der Frage nach der Gültigkeit des guten alten Rechts, 
das Grundſätzlichſte deutlich. Nicht deshalb, oder jedenfalls 
letzthin nicht deshalb, weil die württembergiſchen Verhältniſſe 
ſich verändert oder weil Mißbräuche ſich eingeniſtet haben — 
durch ihre „Mißbräuche“ hat ſich die engliſche Verfaſſung er- 
halten —, nicht deshalb muß das alte Recht den Platz räumen, 
ſondern weil geſchichtliches Recht als ſolches nicht gelten kann 
in einem Volke, das bisher überhaupt noch keine Geſchichte 
gehabt hat, denn — es hatte noch keinen Staat. So ſchließt 
der letzte und tiefſte Gedanke dieſer Hegelſchen Schrift an den 
erſten, von dem ſie ausging: Württemberg iſt erſt durch den Fall 
des Reichs ein Staat geworden; erſt jetzt hebt ſeine Geſchichte 
als die Geſchichte eines Staats an; da muß alles neu werden, 
und das Alte hat hier das Recht der Geſchichte nicht wie es 
ſcheint für, ſondern gegen ſich. Eines Volkes Geſchichte beginnt 
erſt, wo es Staat wird. Dieſen Gedanken hat Hegel in dem 
gleichzeitigen Abriß der Staatsphiloſophie, den er ſeiner Enzyklo⸗ 
pädie der philoſophiſchen Wiſſenſchaften einfügte, ſyſtematiſch 
geſtaltet. Da iſt ihm der Staat die philoſophiſche Vorausſetzung 
der Geſchichte. So nun auch in der Rezenſion. Die neue Der- 
faſſung wird ſich von nun an in dieſer Geſchichte und durch dieſe 
Geſchichte weiter entwickeln; mögen angehängte General⸗ 
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klauſeln beſtimmen, daß alle älteren Geſetze, ſoweit fie von de 
Derfaffung nicht berührt werden, in Gültigkeit bleiben, ein 
Derfaffung ift gleichwohl „zwar etwas Feſtes, aber nichts ſchlecht 
hin Ruhendes“; und dies, ſchließt Hegel mit einer feiner großattic 
barocken Wendungen: „dies iſt die wahrhafte Generalklauſel 
welche der Weltgeiſt für ſich an jede beſtehende Oerfaſſun: 
hängt“. 

Wir haben abſichtlich bisher die Hegelſche Theorie de⸗ 
verfaſſungsmäßigen Königtums, die der Kritik zugrunde liegt 
rein herauszuarbeiten geſucht, um ſo einmal zunächſt den Hegel 
ſchen Standpunkt von den Beziehungen des Tages, ſowei 
möglich, loszulöſen. Es bleibt nun die zweite, nicht minde 
wichtige Aufgabe, ihn wieder in dieſen ZJuſammenhang einzr 
ſtellen. Wir waren das erſte dem Staatsphiloſophen, wir fin: 
das zweite dem Politiker ſchuldig; die getrennte Behandlun⸗ 
allein erlaubt zu entſcheiden, wieweit der eine, wieweit der anden 
ſpricht. Erſt beides zuſammen wird es ermöglichen, der Epiſode 
ihren Platz in dem Leben des Mannes anzuweiſen und ihr 
eigentümliche Stelle auf ſeinem Wege von Napoleon zun 
preußiſchen Staat zu begreifen. 

Mit vier Mächten feines heimatlichen Staatslebens trit 
Hegel durch den Aufſatz in Berührung: Königtum, Miniſte rium, 
Ständeverſammlung und öffentliche Meinung. Alle vier fin 
in der Zeit zwiſchen 1815 und 1817 keine ſtarr unveränderter 
Größen geblieben; Hegel ſelbſt nimmt faft nirgends unmittelb«: 
auf die Gegenwart Bezug, ſondern kleidet feine Anſichten! 
die Beſprechung von Verhandlungen, die großenteils ſchon vi: 
dritthalb Jahren, im Frühling 1815, ſtattfanden. So wird ma: 
zum Teil nur ſchwer die Beziehungen auf die Gegenwan 
des Spätjahres 1817 aus der geſchichtlichen Verhüllung heraus 
wickeln können, ſo eindeutig im Groben und Ganzen die Stel 
lungnahme der Schrift gegenüber den Ständen des Srühjabr: 
1815 ſcheint. 

Am eigentümlichſten ift das Verhältnis zum Königtum 
Die ganzen Verwicklungen waren ſeinerzeit von ihm aus 
gegangen; die Derfaffungsidee war in dem Zeitpunkt, als Fried⸗ 
rich mit ihr hervortrat, ſein eigenſtes Werk. Die Abſicht, die 
er damit verband, kennen wir: ſchroffen Abſchluß ſeines Wütt 
temberg gegen etwaige deutſchnationale Beſtrebungen, die man 
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Anfang 1815 noch von Wien, oder wenigſtens von den Preußen 
in Wien, befürchten konnte. Zu ſolchem Sweck ſchien ihm eine 
Verfaſſung gerade gut genug. Hier nun kam ihm Hegels freudiges 
Einverſtändnis entgegen. Dem Philoſophen beſaß der Staat ſo 
kräftige eigene Wurzeln im Syſtem, daß er ſeine Unterordnung 
unter die Idee der Nation kaum zu denken vermochte: ein Volk 
ohne Staat hat keine Geſchichte. Daß ein Volk um ſeiner Geſchichte 
willen und nach Maßgabe ſeiner Geſchichte ſich ſeinen Staat 
ſchaffen müſſe, dieſer Leitgedanke ſpäterer Nationalpolitik 
war ihm ganz fremd. Für ihn waren an die Stelle eines Deutſchen 
Reichs, das kein echter Staat war, „deutſche Reiche“ getreten, 
die ihm nicht als politiſche Zwittergebilde, Übergangsftaaten 
beſtenfalls, erſchienen, ſondern als Staaten im vollen, und bei 
ihm übervollen, Sinne des Worts. Da trafen alſo die territorial- 
egoiſtiſche Angſt des Königs vor einem zukünftigen deutſchen 
Geſamtſtaat und die ſtaatsgläubige Verachtung des Philoſophen 
gegen das alte und damit gegen jedes etwa neu ſich bildende 
Deutſche Reich am gleichen Punkt zuſammen. Und was der 
königliche Fuchs als Grund ſeiner liberalen Anwandlung zu 
geſtehen ſich nicht recht trauen durfte, das konnte der Philoſoph 
mit der Naivität des Idealiſten als letzten und entſcheidenden 
Grund für die Notwendigkeit einer Derfaffung ausſprechen: 
Württemberg ein wirkliches „deutſches Reich“, geſchloſſen nach 
außen und innen. Es iſt hochbezeichenend, daß Hegel in ſeinem 
Bericht jene verzweifelten Klagen der Stände aus dem Juni 
1815, als Württemberg die Bundesakte nicht mitunterzeichnet 
hatte, über Außerachtlaſſung „des großen Grundſatzes, daß 
alle Deutſchen Kinder eines Vaterlandes ſeien“, einfach mit 
Stillſchweigen übergeht, — was kümmert ihn der Deutſche Bund. 
Und es iſt faſt rührend zu ſehen, mit welchem Eifer die „Wider⸗ 
legung“, die auf feinen Aufſatz antwortete, gerade die Schmähun⸗ 
gen, die Hegel in feinen Eingangsſätzen über das alte Reich 
herabregnen ließ, von dieſer „für den Frieden“ ſo trefflichen 
Derfaffung abzuwehren ſucht und ihn an das offenbar ganz 
vergeſſene Daſein eines Deutſchen Bundes und des Paragraphen 
der Bundesakte über landſtändiſche Derfaffungen erinnert. 
Sicher lag hier geſchichtliches Recht und Unrecht auf allen Seiten; 
bei den Ständen, die den deutſchen Gedanken, wenn auch teilweiſe 
wohl nur um ihrer ſtändiſchen Wünſche willen und = bloßes 
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Druckmittel gegen den Hönig, feſthielten; beim Hönig, der ſeinen 
Lande, trotzig wider die vergangene Geſchichte, nach außen di 
Selbſtändigkeit ſchuf, die es ſpäterhin dem ſelber vergangen 
heitsloſen Neudeutſchland Bismarcks zutrieb, und nach innen dx 
volksſtaatliche Geſchloſſenheit, durch welche die Schwaben wiede: 
als Stamm im alten Sinne in jenen echten Bundesſtaat eintreten 
konnten; denn dieſes beides wurde die geſchichtliche Bedeutun: 
der europäiſchen Souveränität der deutſchen Staaten nach 18815 
daß fie einerſeits dadurch der Habsburgiſchen Kaiferüberli 
ferung entzogen wurden, anderſeits bereitet wurden zu 
über⸗ und Rückgang aus der Fürſtenrepublik des alten Aeic: 
in das neue Bündnis der Dynaſtien und Stämme; geſchich 
liches Recht endlich lag auch bei dem Philoſophen, der die deutſc 
Bundesakte von 1815 als Luft behandelte und im deutſche 
Einzelſtaat den Staat der Zukunft ſah, mochte er auch dieſe 
zukunftsvollen Staatsbegriff jetzt wahllos übertragen auf! 
Balbnatur von Staat, die ihm gerade vorlag. Anders fd: 
es dort, wo der Philoſoph, fortgeriſſen von der Bewundernn; 
die er dem politiſchen Kraftmenſchen immer und überall zu zoll 
ſich gewöhnt hatte, und von der entſchuldbaren Gleichſetzu, 
feines eigenen Staatsideals mit den Staatsabſichten des Hönig 
dieſen auch da verteidigte, wo der Pferdefuß allzuſichtbar unt: 
dem Königsmantel hervorſah. Wenn er die furchtbare Mu 
wirtſchaft des ſtändeloſen Jahrzehnts, welche die ſtändiſchen . 
ſchwerden jetzt aufdeckten, mit kühlem Lächeln beifeite ſchot 
wenn er bei der ſchamloſen Vorſicht des Deſpoten, der ſich di 
großenteils zu höfiſchem Aufwand, unmäßig erhöhten Steuer 
für die Dauer feiner Regierung ſicherſtellen laſſen wollte, d. 
Ständen von 1815 nachträglich nur zu raten wußte, fie hätten ii 
das ſollen „aus Dankbarkeit“ gefallen laſſen: ſo fehlt hier, moch 
auch alles nur auf den verſtorbenen König gehen und die Haltı: 
dem lebenden gegenüber würdig bleiben, diejenige Selbftachtur. 
durch die ſich wenigſtens nach heutigen ſtrengeren Begriff 
fein Aufſatz von einem beſtellten Panegyrifus hätte unterſcheid 
müſſen. 

War er das? dies iſt die zweite und äußerlich die anziehend 
Frage, die wir uns vorzulegen haben; ſie iſt weſentlich aus d. 
Stellungnahme zur miniſteriellen Politik zu beantworte 
Eine zeitgenöſſiſche, von einem hervorragenden Mitglied “. 
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entlaffenen Derfammlung ausgehende Widerlegungsſchrift war 
raſch bei der Hand, das von Hegel gelegentlich hingeworfene 
Wort über die Hoſten, welche die Stände durch ihr längeres 
Beiſammenſein dem Lande ohne Bedenken auflüden, ihm 
mit Finſen zurückzugeben und dem Anonymus, ſolange er es 
bleibe, ihrerſeits „Beſoldung“ zuzutrauen. Auch ſcheint Hegels 
Aufſatz als Sonderabdruck in Württemberg, und zwar billiger 
als ihn die Verlagshandlung abgab, vertrieben worden zu fein, 
ſo daß allerdings die Regierung ſich des erſchienenen Aufſatzes 
als einer willkommenen Waffe im Kampf um die öffentliche Mei⸗ 
nung bemächtigt haben würde. Das Gerücht, das von der 
widerlegungsſchrift aufgenommen wurde, wonach das Ganze 
beſtellte Arbeit geweſen wäre, ſcheint auch ſonſt verbreitet 
geweſen zu ſein. Hegels zweiter Biograph übernahm eine 
Nachricht, derzufolge Hegel in Wangenheims Auftrag, um ſich 
für die Nachfolge des Miniſters in der Tübinger Kuratorfchaft 
zu empfehlen, die Schrift verfaßt habe; er hat ſich von der Un⸗ 
glaubwürdigkeit feiner Quelle bald ſelbſt überzeugt, aber frei- 
lich erſt in einer faſt ein halb Jahrhundert ſpäter erſchienenen 
Schrift ganz nebenher den Vorwurf zurückgenommen, der ſo 
das Bild von Hegels ſittlicher Perſönlichkeit eigentlich bis zum 
heutigen Tage befleckt. Da die Gerüchte ſich alſo bei näherem 
Fuſehen auflöſen, auch wohl überhaupt ſelten eine Stellung- 
nahme gegen unten von derartigen Verdächtigungen frei bleibt, 
und die Tatſache, daß die Regierung Hegels Aufſatz für ſich 
verwertet hätte, über Anlaß und Art ſeiner Entſtehung nichts 
feſtlegen würde, fo bleibt nur die inhaltliche Nachforſchung, wie 
weit denn Hegel überhaupt mit Abſichten des Miniſteriums, 
aus dem Wangenheim übrigens während der Veröffentlichung 
des Hegelſchen Aufſatzes ausſchied, zuſammenging. 

Da iſt denn nun vorweg zu bemerken, daß von Höflichkeiten, 
wie fie Hegel dem ſeit Jahresfriſt verſtorbenen Hönig erweiſt, 
dem Miniſter gegenüber ſo gut wie nichts zu finden iſt. Mit 
beinahe komiſchem Eifer ſtürzt ſich die Widerlegungsſchrift 
auf den Punkt, wo nur im entfernteſten ein Anklang an 
Gedankengänge aus Wangenheims Programmſchrift von 1815 
gefunden werden könnte. Es iſt eigentlich die einzige Stelle, 
wo Hegel überhaupt ein wenig den Philoſophen merken läßt, 
indem er gegen die Staatsvertragslehre die „urſprüngliche, 
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jubftanzielle Einheit“ ausſpielt, die dem Suſammenhang zwi 
ſchen Fürſt und Untertan, Regierung und Volk, zugrunde liege: 
ein „Zuſammenhang, der ein objektives, notwendiges, von dc: 
Willkür und dem Belieben unabhängiges Verhältnis“ und em 
Pflicht ſei, „von der die Rechte abhängen“, indes im Vertra, 
die Willkür gegenſeitig Rechte einräumt, „aus denen dann er 
Pflichten fließen“. Hier hakt ſofort die Widerlegung ein ur 
entdeckt, wozu der Text nicht die Spur eines Anlaſſes gib: 
die „anderwärts von der Leſewelt ſchon bewunderte Jdee⸗ 
— Wangenheims Schrift nannte ſich „Idee einer Staatsme 
faſſung“ — oder die „bekannte feſte Grenzlinie, Normalide. 
ſchwebender Mittelpunkt“; alles in dem ſoeben wörtlich ans: 
führten Satz! Es iſt mit der behaupteten Übereinſtimmur 
des Sprachgebrauchs nicht anders beſtellt als mit der Aberei: 
ſtimmung der gedanklichen Grundlagen und überhaupt dc 
geſamten Verfahrens. Der Unterſchied iſt kurz der, daß Wanger 
heim als der echte Gelegenheitsphiloſoph ſich in feiner Schr 
weit philoſophiſcher gibt als der politiſierende Philofoph:: 
profeſſor. Während dieſer ſichtlich nicht bloß alle Kunftausdrüt: 
ſondern ſogar alle eigentlich philoſophiſchen Gedankengäne 
in dieſem feinen, wie er an Niethammer ſchreibt, „ſehr unipet. 
lativen Nebenausfall“ zugunſten der rein politiſchen und hifter 
ſchen auszuſchalten ſucht, iſt jener darauf erpicht, die glüdli: 
angeeignete Sprech⸗ und Denkweiſe ſchellingiſierender Hatı: 
philoſophie der allzu farblofen politiſch-hiſtoriſchen Wirklichke 
über den Kopf zu ſtülpen; um etwa die philoſophiſche Ne. 
wendigkeit des Hofſtaats zu begründen, wird erklärt: er hat: 
als Staatsphantaſie die Ideen des Miniſteriums, d. i. de 
Staatsvernunft, „zu Idealen zu integrieren und dieſe der 
Kegenten (dem Staatswillen) zu begeifterter Tat hinzugeben 
Es iſt unnötig, darauf hinzuweiſen, wie gänzlich fern die: 
Denkverfahren auch rein ſchulmäßig dem Philoſophen hen 
liegen mußte; wenn das Urteil ſpäterer Jahrzehnte Bes: 
und Schelling in den gleichen Höllenkreis verdammte, fo g: 
es zwiſchen den Lebenden damals gleichwohl keine Gemein 
ſchaft. Zu allem aber iſt hier überhaupt Hegels rein politiſe 
hiſtoriſcher Ausgangspunkt denkbar weit entfernt von Wanger 
heims Leitgedanken eines in dreiſtufigen Abſätzen ſchön a 
gliederten Staatsleibes, fo daß, Schrift gegen Schrift gehaltır 
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von irgendeinem Eingehen Hegels auf Wangenheim nicht die 
Rede fein kann. 

Aber es fteht nicht allein Schrift gegen Schrift, ſondern 
politiſches Urteil gegen politiſche Tat, und das fordert eigene 
Betrachtung. Die Dertrauensftellung beim Könige, die ſich 
Wangenheim durch ſeinen Ritt ins naturphiloſophiſche Land 
zurückerobert hatte, bewirkte einen grundſätzlichen Umſchlag 
in der königlichen Politik. Wangenheim hatte, wie ſchon in 
der Schrift, in unbemerktem Widerſpruch zu dem wagemutigen 
Flug ſeiner „Idee“ die Anſicht von der inneren Gültigkeit und nur 
mangelnder äußerer Anwendbarkeit des alten Rechts erfolg⸗ 
reich beim Könige verfochten. Nicht mehr „gegeben“, ſondern, 
wie es die Forderung der Stände war, „verglichen“ ſollte die 
Derfaffung werden. Die Botſchaft, mit welcher der König 
am 15. Oktober 1815 vor die aufs neue einberufenen Stände 
trat, ſtellte dieſen neuen Ausgangspunkt der Verhandlungen hin, 
und fortan iſt hieran im Grundſatz nicht mehr gerüttelt worden. 
Das ift Wangenheims große Leiſtung für das Zuſtandekommen 
des württembergiſchen Verfaſſungswerks. Für Hegel iſt fie 
nicht vorhanden. Er ſteht unverrückt und mit dem vollen Gewicht 
feiner philoſophiſchen Überzeugung auf dem Standpunkt, den 
die Regierung nunmehr ſchon ſeit über zwei Jahren aufgegeben 
hatte. Die grundſätzliche Leugnung des alten Rechts, die Notwen⸗ 
digkeit, für einen neuen Staat eine neue Verfaſſung „aus einem 
Guſſe“ zu ſchaffen, das iſt es, was ihn intereſſiert. Daher auch 
jene unverhältnismäßige Ausführlichkeit, mit der die Derhand- 
lungen des Frühjahrs 1815, der Seit alſo, wo gerade Wangen- 
heim abſeits von den Ereigniſſen in Tübingen ſaß, behandelt 
werden; fie füllen allein etwa neun Sehntel des gefamten 
Raums. Daher jenes „Durchapologiſieren“ der erſten, vom 
Könige felbft. auf Wangenheims Drängen zurückgezogenen 
Derfaffung „durch alle Paragraphen hindurch“, welches man 
ihm vorgeworfen hat und woraus doch eigentlich gerade eines 
fo gut wie unzweifelhaft wird: feine Unabhängigkeit von Wan⸗ 
genheim. Wo er endlich auf die Botſchaft vom 15. Oktober 1815 
zu ſprechen kommt, da unterſtreicht er gefliſſentlich die Rechts⸗ 
verwahrung, die der König nebenher mit einfließen läßt, und 
drückt ſich um den weſentlichen, von Wangenheim durchgeſetzten 
Inhalt des Erlaſſes, die Preisgabe des königlichen Derfafjungs- 
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entwurfs und grundfäglihe Anerkennung des Standpunfks 
der Stände, mit einer nichtsfagenden Bemerkung herum. 
Neben diefer großen Grundſatzfrage kommen nun die übrigen 
weniger in Betracht. Die vornehmſte ift wohl die, wie ſich Begel 
zum Sweikammerſyſtem verhält. Der königliche Entwurf 
hatte im Anſchluß an die alte Derfaffung nur eine Kammer ge— 
wollt. Wangenheim hatte, mit fchwerphilofophifcher Be 
gründung und mit ESſchenmayers Segen, in einer befonderen 
Schrift eine Adelskammer als das „Zypomochlion“, den ruhigen 
Mittelpunkt zwiſchen Regierung und Volk, worin fich die „intel 
ligible Natur des Staates“ ausſpreche, gefordert und dauern 
gegen die Stände verfochten. Es war einer der Punkte, worin 
die Mehrheit der Stände 1817 hart geblieben war. Hegel nun 
tut dieſes Lieblingsgedankens des Miniſters, den man als ſeinen 
Auftraggeber vermutet, in dem kurzen Überblick über die Seit 
ſeit Herbft 1815 überhaupt keine Erwähnung. Das einzige Mal 
wo er auf das Sweikammerſyſtem anſpielt, gelegentlich des 
Einkammerſypſtems, das die erſte königliche Derfaffung aufwie; 
geſchieht das mit dem ganz blaß empfehlenden Beiſatz, daß «: 
„durch ſeine allgemeinere Einführung und ſein Alter wichtige 
Autorität hat“; ein Wangenheimſcher Offizioſus hätte hier 
wohl anders ins Horn geſtoßen. Die beiden Punkte, wo Hegel 
die Derfaffung von 1815 bekrittelt, die Derfagung der Wähl 
barkeit an die Beamten und die zu gleichmacheriſche und in de: 
Luft ſchwebende Geſtalt des Wahlrechts finden ſich beide noch 
unverändert in jenem dritten Verfaſſungsentwurf, den Wangen 
heim während ſeiner Amtszeit bei den Ständen vergeblich durch 
zubringen ſuchte. Ein Wille zur Schonung des gegenwärtigen mi⸗ 
niſteriums zeigt ſich alſo da nicht. Und endlich hat Hegel, wozu 
wie bekannt äußerlich kein Grund vorlag, die letzten Derhandlungs 
abſchnitte von feiner Betrachtung ausgeſchloſſen; ja er befem: 
in einem vertrauten Brief von Ende Januar 1818, dieſe „zweit: 
Periode“ der Verhandlungen überhaupt „noch nicht ſtudiert' 
zu haben und auch ſchwerlich noch daran zu kommen; dieſe 
„zweite Periode“, die er nicht ſtudiert hat noch ſtudieren wird, 
iſt die Amtszeit des Miniſters, in deſſen Auftrage er geſchrieber 
haben ſoll! 

So bleibt eigentlich das einzige, wodurch die Schrift fid 
dem Miniſterium empfehlen konnte und weswegen fie von dieſen 
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offenbar auch verbreitet wurde, einmal der hoffnungsvolle, 
auf ein zukünftiges Einverſtändnis deutende Schlußabſchnitt, 
von dem noch zu ſprechen ſein wird, und dann die aus einer 
maſſiven hiſtoriſch⸗politiſchen Überzeugung geſchöpften unglaublich 
heftigen Angriffe gegen die Stände. Ein ſo grober Bundes⸗ 
genoſſe mußte ſchließlich dem Miniſterium willkommen ſein, 
mochte er in der Grundgeſinnung und im einzelnen auch ſeine 
eigenen Wege gehen; hier band die gemeinſame Gegnerſchaft. 
Sehen wir nun genauer zu, wie ſich Hegel zu dieſer dritten 
macht, der Ständeverſammlung, ſtellt. 

Eine ganz geſchloſſene Maſſe bilden die Stände doch nicht. 
Schon 1815 beſtehen ſchwache Anſätze zu einer Gegenpartei; 
der Abgeordnete Gleich vertritt ſogar grundſätzlich den könig⸗ 
lichen Standpunkt, verſchwindet deswegen freilich bald aus der 
verſammlung. Der Abgeordnete Cotta widerſpricht wenigſtens 
in der Frage der ſtändiſchen Kaffe. Aus den Ständen ſelbſt geht 
durch das Bemühen des Abgeordneten Grieſinger eine ſcharfe 
Unterſuchung des Schreiberweſens hervor, mit der ſich doch 
die Stände ins eigene Fleiſch ſchnitten. Bei dieſen Anſätzen 
blieb es aber im ganzen bis zum Miniſterium Wangenheim. 
Erſt dieſem gelang es, daraus innerhalb der Stände den Anfang 
einer Partei zu bilden, durch die entſcheidende Schlußabſtimmung, 
wo zum erſten Male eine ſtarke Minderheit von 42 Stimmen auf 
der Seite der Regierung ſtand, geführt von dem ja ſchon früher 
unſicheren Cotta und von einem der bisherigen Unentwegten, 
weishaar. Es wäre nun zu erwarten, daß Hegel, wollte er 
entſchieden und im Sinne der Regierung in die Lage des Augen⸗ 
blicks eingreifen, dieſe Anhänger Wangenheims und Führer 
einer zukünftigen Regierungspartei, auf ihre inzwiſchen erfolgte 
Bekehrung hin doch wenigſtens ſchonend behandelte. Statt 
deſſen finden wir, daß er nicht bloß Weishaar, ſondern ſogar Cotta 
bei paſſender Gelegenheit die härteſten Dinge über ihr Verhalten 
während der früheren Verhandlungen an den Kopf wirft. Das 
theoretiſche Intereſſe an dem großen Gegenſatz der Staats⸗ 
anſchauungen, der 1815 hervortrat, überwiegt eben alle etwa 
zu nehmenden Rüdfichten. Nur fo, aus einer geradezu unwahr⸗ 
ſcheinlichen inneren Entferntheit von der gegenwärtigen Lage, 
iſt es auch zu erklären, daß er gelegentlich das Haupt der Oppo⸗ 
ſition, Varnbüler, aufrichtig lobt, denſelben, der bei der Land⸗ 
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tagsauflöſung im letzten Sommer dem Könige den abgefor— 
derten Kammerherrnſchlüſſel durch die Poſt als „Sachen ohne 
Wert“ zurückgeſchickt hatte. Selbſt die höchſt giftige „Widerlegung“, 
die überall nach perſönlichen Beziehungen ſuchte, konnte ſich 
dies Fehlen von Rückſichten auf die augenblickliche Lage nur 
erklären durch die Annahme höchſter Schlauheit, die auf dieſe 
Weiſe einen Schein von Unparteilichkeit erkünſteln wolle. 
Denn allerdings, getroffen mußten ſich ſchließlich doch am meiſten 
jene 66 von der Mehrheit fühlen, die auch 1812 noch die gleiche 
Unentwegtheit zeigten, wie zu Anfang faft die ganze Verſamm— 
lung. Auf ſie trafen, wenn ſie auch ſicher nicht eigens auf ihr 
neuſtes Verhalten gemünzt waren, alle jene maßlos bitteren 
Bemerkungen zu über die Stände, die wie die franzöſiſchen 
Emigranten in der ungeheuren Umwälzung der letzten zwanzig 
Jahre „nichts gelernt und nichts vergeſſen“ und „durch den 
ganzen Lauf ihres langen und teuren Fuſammenſeins“ keinen 
einzigen Beſchluß „über irgendeinen Inhalt eines Derfaſ— 
ſungsgegenſtandes zuwege gebracht“ haben. Es war nicht zu 
verwundern, wenn es Hegel, deſſen Derfafferfchaft, vielleicht 
durch Paulus, bekannt wurde, aus ihrem Kreife ebenſo grob und 
gröber entgegenſchallte. Da mußte er ſich den Verdacht der „Be— 
ſoldung“ anwerfen laſſen, da mußte er Spitzen hinnehmen, 
wie fie ihm nur in der Heimat geſchärft werden konnten, etwa 
daß die „neueſten“ Schriften der Ideologen vom Dertrag 
und der Gleichheit der Menſchen nicht mehr viel wiſſen wollten, 
oder gar eine freundliche Erinnerung an das Freudenfeſt. 
das einſt in Deutſchland junge, ſeither alt und ſchon veraltet 
gewordene Philoſophen bei der Nachricht von der Hinrichtung 
Ludwigs XVI. gefeiert hätten; und wenn er ſich über das 
Ableſen langer Vorträge in der Ständeverſammlung und die 
Unfähigkeit zu freier Rede aufgehalten hatte, jo vernahm er nun 
die ſpöttiſche Bitte, doch ſeinen Namen zu nennen, damit man 
in den Stand geſetzt werde, ſeinen freien Vortrag zu bewundern; 
es war bekannt, daß Hegel auf dem Jenaer Lehrſtuhl völlig 
vom Buchſtaben ſeiner Hefte abhängig geweſen war. 

Aber über ſolche unvermeidlichen perſönlichen Anrempeleien 
und Reibungen hinweg, zu denen noch der Bruch mit dem alten 
Freunde Paulus kam und wenigſtens ein Widerſpruch Niet— 
hammers, der eine ſchlechte Sache von Hegel geiſtreich verteidigt 
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fand, — über all dies hinweg war Hegels Aufſatz nun einmal 
da, wurde geleſen, und die württembergiſche öffentliche Meinung 
fing an, wie das deutſche Ausland ſchon längſt, des Streites 
müde zu werden und war geneigt, ſich belehren zu laſſen. Es 
iſt dies das letzte, was wir in unſerm ZHuſammenhang zu unter⸗ 
ſuchen haben: Wie ſteht Hegels Rezenſion in der beginnenden 
Parteibildung im Lande dad wie erſcheint die Parteigeſchichte 
Württembergs in den nächſten Jahren, wenn wir ſie einmal vor⸗ 
ſchauend aus der Stellung, die Hegel Ende 1817 einnahm, 
betrachten d | 

Hegels Aufſatz warf auf den Schlußblättern, wie ſchon erwähnt, 
zum erſten Male ein etwas freundlicheres Licht auf den Landtag; 
in der Ausarbeitung eines eignen Derfaffungsentwurfes, die 
für Hegel fo wichtig war, daß an dieſem Punkte die Darſtellung 
abbrechen konnte, hätten die Stände „bewußtlos“, einfach durch 
den Zwang einer ſolchen zuſammenhängenden Aufſtellung, 
an ſich ſelber das Werk einer politiſchen Erziehung ausgeübt, 
um deſſentwillen „hellſehende Miniſterien ... über die vor⸗ 
angegangenen Erſcheinungen von Leidenſchaftlichkeit, Vor⸗ 
urteilen, verkehrten Begriffen, Gehäſſigkeit uff. hinwegblicken“. 
Diefer hinweis auf eine Annäherung von Regierung und Stän⸗ 
den iſt Hegels einzige Anſpielung auf das Aufkommen einer 
regierungsfreundlichen Minderheitspartei, das bei der letzten 
Abſtimmung der Stände im Sommer ſichtbar geworden war. 
Durch die Organiſationsedikte, in denen die Regierung nach der 
Landtagsauflöſung eine Reihe Reformen insbeſondere des 
Schreiberweſens und der örtlichen Selbſtverwaltung durch— 
führte, wurde den Altrechtlern derart das Waſſer abgegraben, 
daß fie in dem Landtag von 1819 nur noch eine ganz unbedeu- 
tende Vertretung fanden. Ihr Erbe fiel aber nicht ſchlechtweg 
der Minderheit vom Ausgang des alten Landtags zu, ſondern 
es bildeten ſich, je aus Angehörigen jener Minderheit und aus 
neubekehrten Altrechtlern, zwei neue Parteien. Die ſtärkere 
von ihnen ſtand der Regierung beim endlichen Abſchluß des 
Derfaffungswerfs zur Seite und vertrat weſentlich die Gebil⸗— 
deten und Beamten; ſie bezeichnete ſich wohl ſelbſt als liberal. 
Die Gegner wurzelten mehr im breiten Volk, in den „Bürgern“, 
wie fie ſagten; die Liberalen hießen ihnen die „Herrenpartie“, 
fie ſelber nannten ſich „Bürgerfreunde“. Es iſt nun das Weſentliche, 
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daß beide Parteien den Standpunkt des „alten Rechts“, das al; 
ſolches gilt, fo gut wie völlig aufgegeben hatten. Bedeutender 
Refte des einſt fo hart verteidigten Gedankens fanden ſich noch 
bei den Liberalen, doch wurde da nunmehr aller Wert darauf 
gelegt, daß etwa die Rechte des Einzelnen, deren verfaſſungsmäßige 
Feſtlegung fie im Gegenſatz zu den Altrechtlern ſehr hoch an 
ſchlugen, „ebenſo alt als natürlich“ ſeien; und überhaupt waren 
es die „umwandelbaren Grundſätze des natürlichen Rechts“, 
vor denen alles geſchichtliche ſich ausweiſen mußte. Den Ge: 
danken der Volksſouveränität lehnten ſie ab, dagegen hielten 
fie den Gedanken des Verfaſſungsvertrags, gegen den Hegel: 
grundſätzlicher Kampf gegangen war, aufrecht; und von den pral. 
tiſchen Forderungen der Altrechtler finden wir bei ihnen, wenig 
ſtens vielfach, den Ausſchuß wieder, während fie wie ihre Gegner 
die Forderung der landſtändiſchen Haſſe ganz fallen gelaſſen 
haben; ferner anerkannten fie, wie die Altrechtler, die Privilegien 
des Adels grundſätzlich und waren teilweis geneigt, die erft 
Hammer zuzugeſtehen. Der bureaukratiſche Einſchlag in ihnen 
zeigte ſich in der Verteidigung des Beamtenwahlrechts; es ii 
völlig Hegels Argument, wenn wir jetzt von Weishaar hören: de: 
Beamte wie der Repräſentant diene dem Staat, d. h. dr 
Regierung und dem Volk. Im Kampf gegen die Beamter 
treten das Erbe der Altrechtler hingegen die „Bürgerfreunde‘ 
an. Aber dieſer Kampf gegen die Beamten wird ihnen nun, 
zum Unterſchied von dieſen ihren Vorgängern, ein Hampf 
gegen die „Zerren“ überhaupt, und mit dem Namen faſſer 
fie nicht bloß die herzoglichen Beamten, fondern die oligardı 
ſchen Magiſtratskorporationen und vor allem „die Schreibe: 
und ihren Anhang“, jene auch von Hegel mit furchtbarer Schätf. 
und mit unverhältnismäßigem Raumaufwand bekämpfte „bürger 
liche Oligarchie“, die von ihnen gleichwie von Hegel den Alt 
rechtlern ohne weiteres gleichgeſetzt wurde. Daß fie demnat 
die Eckſteine der altſtändiſchen Macht, Kaffe und Ausſchuß, 
ablehnten, verſteht ſich. Die Begründung aber, die ſie ihren 
Hampf unterlegen, rückt ihn nun ganz nahe an den gleichen 
Kampf, den der KRezenſent in den Heidelberger Jahrbüchen 
geführt hatte. Es iſt darum auch nicht zu verwundern, daß ein 
Blatt, das den Standpunkt der neuen Partei vertrat, den Auf 
ſatz aus den Heidelberger Jahrbüchern unverkürzt abdrudk: 
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und wie dieſe Ideen jetzt in die Breite des Volkes drangen, 
ſo fanden ſie nun auch ihren Dichter, und den tieftönenden 
Klagen Uhlands um die verſunkenen Kleinodien des guten 
alten Rechts ſprangen Juftinus Herners friſche und helle Streit- 
lieder entgegen. Die „Bürgerfreunde“ gehen wie Hegel aus 
von dem Gedanken der unbedingten Staatseinheit. Deswegen 
gibt es zur Revolution kein Recht, wenn auch unter Umſtänden 
eine moraliſche Pflicht. Deswegen kann weiter zwar eine 
Derfaffung dem Volke nicht gerade aufgedrängt werden, da 
ſie durch ihr Inkrafttreten von ſelbſt „auf gewiſſe Art zwei⸗ 
ſeitig“ wird; aber der Erbfürſt iſt als Vertreter der Staatsein- 
heit überhaupt nicht imſtande, „Verträge (im gewöhnlichen 
Sinne des Worts) mit den Ständen zu ſchließen, indem hier- 
durch eine Sweiheit gegeben würde“. Mit dieſer runden Ab⸗ 
lehnung des Vertragsgedankens ſetzen ſich die „Bürgerfre unde“ 
in ſchärfſten Gegenſatz ſowohl zu den Liberalen wie zum Mini- 
ſterium, während fie den Grundgedanken der Hegelſchen Be- 
ſprechung damit aufnehmen. Die Derfechtung der Staatseinheit 
führt fie nun ganz wie Hegel weiter zum Gedanken des natür⸗ 
lichen Bündniſſes von Monarchie und Volk gegen die Ariſto⸗ 
kratie, die in Württemberg weſentlich jene „bürgerliche“ der 
Schreiber und Magiſtrate iſt; wobei doch die Haltung gegen 
den eigentlichen Adel feindlicher und durchgreifender iſt als 
die der Liberalen, da ſie das alte Recht als ſolches überhaupt 
nicht anerkennen und ihnen, genau wie Hegel, jedes Recht, 
das der fortſchreitenden Kultur entgegen iſt, ein „Unrecht“ 
wird. Ein Bürgertum alſo, das ſich nach dem Wort ihres 
Dichters, wie in früheren Zeiten die Ritter, „feſt ums Königs- 
haus“ ſchließt: eine ſtarke Monarchie, die durch ihre Einheit 
ſelbſt in abſoluter Geſtalt beſſer iſt als ein Herrenregiment: 
ein Staat, der durch die Freiheit der Bürger ſtark und dem 
zu dienen Ehrenpflicht iſt: das ſind ihre Ideale. Daneben als 
vornehmſte Forderungen: volkstümliche Rechtspflege, Selbſtver⸗ 
waltung der Gemeinden und Aufbau der Staats- auf die 
Gemeindebürgerrechte, durch die der Einzelne politiſch erſt reif 
zum Staate wird, überhaupt möglichſt viel genoſſenſchaftliches 
Leben in neugeſtalteten Fünften und dergleichen. Auch hier 
wieder treffen die „Bürgerfreunde“ mit Idealen und For⸗ 
derungen Hegels bis ins einzelne zuſammen und entfernen 
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ſich von ihm erſt in der fchärfer demokratiſchen Ausbildung 
beſonders der Forderungen. 

Die von Hegel vertretenen Gedanken haben ſo im Jahre 
1819 teils auf der ganzen Linie geſiegt, ſo die Ablehnung der 
Gültigkeit des alten Rechts, das Lob der Vernunft, der Hampf 
gegen Kaffe und Ausſchuß; teils find fie nach Parteien auseinan— 
der getreten. Der bureaufratifch-rationaliftifche Zweig, Verherr— 
lichung des. Staatsbeamtentums und der verfaffungsmäßigen 
Feſtlegung der natürlichen Grundrechte des Staatsbürgers, 
wird von den Liberalen aufgenommen; dagegen findet ſich bei 
den Bürgerfreunden Hegels Kerngedanke — Staatseinheit, 
Ablehnung des Derfaffungsvertrages — und, darauf gebaut, 
das Bündnis zwiſchen Königtum und Volk, Freiheit des Ein— 
zelnen für den Staat, Kampf gegen die Ariſtokratie, insbefonder: 
die „bürgerliche“, freie Rechtspflege, Gemeindefreiheit al 
Grundlage der ſtaatsbürgerlichen Rechte. In den Bürgerfreunden, 
der Oppoſition von 1819, liegt nun höchſtwahrſcheinlich nach den 
Perſonen ſowohl wie nach den Gedanken der Urſprung de 
ſchwäbiſchen Demokratie. So mündet ein Teil, und ſogar 
der beſte Teil, dieſer Hegelſchen Schrift hier nicht in die ge— 
mäßigt konſtitutionelle Regierungspartei, ſondern in die äußerst 
Linke des künftigen württembergiſchen Parteilebens. Es is 
hier im Kleinen ſchon ein Dorfpiel deſſen, was ſpäter im größten 
Maßſtabe in der politiſchen Ideengeſchichte Deutſchlands eintrat: 
die Spaltung der Hegelfchen Schule in eine goupernemental: 
„Rechte“ und in jene Hegelſche „Linke“, in welcher ſich die 
ſchärfſte Demokratie ihr geiſtiges Rüſtzeug ſchmiedete. 

Nur ein Hauptſtück des Aufſatzes hat in dem gedanklichen 
Hausrat der württembergiſchen Parteien keinen Platz gefunden. 
Der Satz, daß die Macht des Staates, für den der Bürger fra 
fein müffe, als Macht nach außen ſelber Zweck des Staate; 
ſei, dieſe Verklärung der äußeren Politik bleibt auch den Bürger 
freunden, die im übrigen Stärke des Ganzen und Freihen 
der Teile wohl zuſammendenken können, fremd. Für Hegel 
war das, noch unter der Idee der Staatseinheit, die tiefft 
Begründung feiner Anſicht. Im württembergiſchen Parteileber 
wäre dieſe Idee, mochte fie auch dem ganzen Derfaffungsmer! 
durch die königliche Tat von 1815 geſchichtlich zugrunde liegen, 
unnotwendig geweſen; es war nur die natürliche Folge des 
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trotz der Anſprüche Friedrichs eben höchſtens mittelſtaatlichen 
weſens dieſes württembergiſchen Königreiches, daß der Gedanke 
keinen Raum in den Köpfen der Parteien fand und fo gewiſſer⸗ 
maßen vom Staate ſelbſt ausgeſchieden wurde. Daß der Denker 
gleichwohl, im Einklang mit der geſchichtlichen Veranlaſſung, 
doch im Widerſpruch mit dem geſchichtlichen Weſen der Dinge, 
ihn dieſem Staate und ſeinen Notwendigkeiten zugrunde legte, 
darin ſammelt ſich am Ende die ganze innere Unmöglichkeit, 
die feiner Stellungnahme letzthin doch anhaftete. Der Derherr- 
licher Bonapartes glaubte von einer deutſchen Regierung die 
inneren freiſinnigen Ordnungen eingeführt zu ſehen, die er 
von Napoleon allenthalben erwartet, um derentwillen er 
Napoleon geprieſen und deren Durchführung in deutſchen Staaten 
ohne Napoleons Drängen er für unmöglich gehalten hatte. 
Er ſah mit Entrüſtung, „welch ganz ungeheuren Schaden“ 
die Stände durch ihre unbelehrbare Hartnäckigkeit „der guten 
Sache“, nämlich der Sache des Verfaſſungsſtaats, in der öffent⸗ 
lichen Meinung und bei den Regierungen zufügten. So wurde 
ſeine Schrift liberal und bureaukratiſch zugleich. Sie konnte die Weis⸗ 
heit der Regierung gegenüber der Torheit des „Pöbels“ preiſen, 
im Beamten die wahre Staatsgeſinnung entdecken und konnte 
gleichzeitig in der Erörterung der Menſchenrechte ein Haupt⸗ 
ftüd der Derfaffung ſehen und geradezu burſchenſchaftliche An⸗ 
ſichten über die Erhebung von 1815 ausſprechen, wo die deutſche 
gebildete Jugend auch „für den Zweck, daß die deutſchen Länder 
freie Derfafjungen erhielten, geblutet und die Hoffnung eines 
dereinſtigen weitern Wirkens dazu und einer Wirkſamkeit 
im politiſchen Leben des Staats aus dem Schlachtfelde mit⸗ 
gebracht“ habe. Und wie die Beſprechung aus ihrem Gegenſtand 
und aus den politiſchen Erfahrungen des Derfaffers heraus 
liberal und bureaukratiſch gefärbt wurde, ſo floß ihr nun aus 
ſeinem politiſchen Ideal und ſeiner perſönlichen Entwicklung 
doch auch die Kraft einer anderen Staatsanſchauung zu, einer 
Anſchauung, die zugleich das Eigenrecht und die Einheit des 
Staats und fein freies Wachſen aus ſelbſtändigen Kreifen be- 
hauptete. Und wenn jene erſte, bonapartiſch gefärbte Gruppe 
von Gedanken wohl für den Staat, dem ſie zugewandt waren, 
paßten, ſo ſteckte in der zweiten, dem Denker eigeneren ein 
Überſchuß, der auch für die in nicht wenigem hier mitgehende 
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Gppoſitionspartei zu viel war: Hegel ſchien kein Bewußtſein 
davon zu haben, daß der Staat, von deſſen Eigenrecht und euro- 
päiſcher Selbſtändigkeit er redete, dieſe Eigenſchaften höchftens 
auf dem geduldigen Papier beanſpruchen konnte. Das Schiefe 
der Hegelſchen Stellungnahme in der württembergiſchen Ange- 
legenheit war, daß er feine Verherrlichung des neuen, einheit- 
lich⸗ſelbſtändigen Staats hier einer letzthin doch zukunftsloſen 
politiſchen Halbnatur zugute kommen ließ. Daß er überhaupt 
wieder jene Anſicht vom Eigenrecht nach außen und organiſchen 
Aufbau nach innen breit ausführte, darin lag ſchon eine Abkehr 
von der verhältnismäßigen Gleichgültigkeit gegen den Staat, die 
ihn unter dem Stern Napoleons beherrſcht hatte. Daß er ſein 
neues oder eigentlich ſein vornapoleoniſches Staatsideal nun auf 
einen Staat, der kein Staat war, übertrug, war das Mißliche. Er 
mußte an einem wirklichen, alſo an einem großen Staat dieſe 
Anſicht des verfaſſungsmäßigen Königtums, die fo durch und 
durch vom Ganzen des Staats und ſeiner äußeren Machtwaltung 
aus geſehen war, entwickeln; und wie ihn jetzt der dreifache Zufall 
der Herkunft, des Augenblicks, des Umgangs auf den Kleinftaat 
gewieſen hatte, fo mußte ihn das Leben nun dem Großſtaate 
zuführen, dem feine Lehre als ihrem würdigen Gegenſtand zu- 
ſtrebte, bereit, an ihm mitzubilden, bereit auch, ſelber von ihm ſich 
bilden zu laſſen. 


Elfter Abſchnitt. 
Preußen. 


Hegel und der preußiſche Staat find einander entgegen- 
gewachſen. Es war jetzt ein andres Preußen als jenes, deſſen ihm 
aus dem Landrecht geläufige Ständeſchichtung der Staats⸗ 
denker 1802 philoſophiſch verklärt hatte, ohne damals irre 
zu werden an ſeinem, überdies weit und gerade unter den 
Beſten verbreiteten, Geſamturteil über dieſen „ledernen, geiſt— 
loſen“ Staat, den nur vorübergehend ein einzelner Genius 
zu einer „ephemeriſchen Energie“ heraufgezwungen habe. 
Dies Preußen war unter Hegels unverhaltenen Freudenbe⸗ 
zeigungen ob des Siegs von Bildung über Roheit, Geiſt über 
Klügelei bei Jena zuſammengeſtürzt; Männer meiſt nicht⸗ 
preußiſcher Herkunft hatten ſich angeſchickt, ein neues Preußen 
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zwiſchen den Trümmerſtücken des alten zu errichten, ein Preußen, 
das ſeine Feſtungstore dem neuen deutſchen Geiſt weit auftun 
ſollte, auf daß dieſer ſtarke Verbündete es im kommenden Be⸗ 
freiungskampfe zum Siege führen möchte. Von dieſer neuen 
Geſinnung, die den Staat aus feinem eng-einfeitigen Macht⸗ 
trieb herauszwang und ihn unter die Berrfchaft des Geiſtes 
ſtellte, kam dem Bamberger Seitungsſchreiber, dem Nürnberger 
Schulmann keine Kunde. Der ſchildert etwa noch 1809 feinen 
Schülern und Schülereltern mit deutlichem Hinblick auf das 
Preußen von 1806 jene Staaten, die den „inneren Binter- 
grund in der Seele ihrer Angehörigen zu erhalten und auszu- 
bauen vernachläſſigten und verachteten, ſie auf die bloße Nütz⸗ 
lichkeit und auf das Geiſtige nur als ein Mittel richteten“ und 
die daher „in Gefahren haltungslos daſtehen und in der Mitte 
ihrer vielen nützlichen Mittel zuſammenſtürzen“. Er ahnte nicht, 
daß eben zu dieſer Zeit in Preußen ſchon Männer am Werke 
waren, die dieſe Kritik am alten Staate Wort für Wort unter⸗ 
ſchrieben hätten und die ganz wie er ein Heilmittel ſuchten, 
in der Erziehung durch einen „geiſtigen Inhalt, welcher Wert 
und Intereſſe in und für ſich ſelbſt hat“ und der die Seele bildet 
zu einem „Hern von ſelbſtſtändigem Wert. , der erſt die Grund⸗ 
lage von Brauchbarkeit zu allem ausmacht und den es wichtig 
iſt, in allen Ständen zu pflanzen“. Er ahnte es ſo wenig, daß, 
als nun 1813 dies von innen heraus erneute Preußen den Kampf 
für Deutſchland eröffnete, er teilnahmslos, ja feindlich beiſeite 
ſtand; dies Preußen, das in jenem Augenblicke näher an Deutfch- 
land heranrückte als in langen Jahrzehnten der Folgezeit, 
ſtellte ſich ihm dar wie ein fremder, außerdeutſcher Staat, 
der unter dem Vorwand der Befreiung von fremder Herrſchaft 
nur „Koſaken und Baſchkiren“ nach Deutfchland ziehen werde; 
er hatte die Hoffnung einer Zukunft Norddeutſchlands und 
ſeiner „nur formellen“ Kultur zu völlig verloren: die innerliche 
Welteroberung des deutſchen Geiſtes, an die er glaubte, könne, 
ſo meinte er 1807, nur noch vom Süden ausgehen. Aus dem 
deutſchen Vorkampf Preußens wurde dann keine deutſche Dor- 
macht; der Staat zog ſich wieder in ſich ſelbſt zurück; gewiß 
nicht ſo wie vor 1806: die Gedanken, die einmal Einlaß gefunden, 
wirkten im Stillen an hundert Stellen weiter und hinderten, 
daß der große Leib des Staats wieder in Fäulnis fiel; aber 
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der Geſamtgang feiner Politik führte zunächſt mehr und meht 
wieder zurück in ein rein preußiſches Daſein. Und gleichwobl 
konnte es den hellen Köpfen Deutſchlands mindeſtens am 
Anfang dieſes Seitraumes nicht verdunkelt werden, daß die 
Wahl zwiſchen Preußen und Gſterreich einen Entſcheid übe: 
Deutſchlands inneres Schickſal bedeute, nicht bloß über die äußere 
Geſtalt; es war, wie damals unter Hegels Mitleitung die Heidel 
berger Jahrbücher es gelegentlich ausdrückten, „das Dilemma, 
zwiſchen welchem unſere Zeit ſchwebt“: ob man ſich zu Eſter 
reich halten ſolle, als dem einzigen, was noch „aus einer er 
löſchenden ſchönen Vergangenheit“ blieb, oder im Anſchluß 
an Preußen eine „neue Zukunft“ erhoffen. 

Auch Hegel hatte einmal, vor die Wahl geſtellt, auf Öfte: 
reich geſetzt. Das war damals, als er dem ſterbenden Deutſchen 
Reich den Weg zu ſeiner vielleicht noch möglichen Geneſung 
weiſen wollte. Teils hatte ihn zu ſolcher Parteinahme beſtimmt 
das Mißtrauen gegen die innere Starrheit des preußiſchen Staats; 
er glaubte, Gemeindefreiheit und Volksvertretung, die er für 
das zukünftige Deutſchland forderte, eher von Gſterreich er 
warten zu können, das ſeine alten Landſtände hatte beſtehen 
laſſen, als von Preußen, das hier wie überall einebnend und 
mechanifierend vorgegangen ſei. Daneben mochte doch auch 
das verſtändliche Bedürfnis walten, die Härte ſolch umſtür; 
leriſch⸗durchgreifender Reformvorſchläge, wie er fie vorbrachte, 
dadurch zu mildern, daß er ihre Ausführung nicht dem durch 
Geſchichte und Gegenwart ſelbſt revolutionären Preußen, 
ſondern dem altberechtigten, durch ſeine Geſchichte ſelber auf 
Erhaltung des Beſtehenden hingewieſenen Öfterreicdy zumutete; 
darauf deuten jene Sätze der Keichsverfaſſungsſchrift von 1802. 
wo Preußens „aus der Bürgerlichkeit hervorgegangene Politik“, 
die ſich durch mühſame Arbeit vom Pfennig an ihre Schätze 
erworben habe, der altreichen Gſterreichs gegenübergeſtellt 
wird, an das ſich deshalb die kleineren Stände unbeſorgt an— 
ſchließen könnten. Wenige Jahre ſpäter, — und von dieſer 
Hoffnung auf Öfterreich findet ſich keine Spur mehr. Der Grund 
liegt ſicher nicht allein in der Niederlage, die Gſterreich 1805 
gegen Frankreich erlitten hatte, ſondern in dem Wechſel, der 
inzwiſchen in Hegels Anſchauung vom Staat vor ſich gegangen 
war. Der Staat galt ihm jetzt nicht mehr ohne weiteres ſelber, 
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wie vormals in Jena, für eine, ja vielleicht für die höchſte Er⸗ 
ſcheinungsform des geiſtigen Lebens; ſchon die Phänomenologie 
hatte die feitdem unter Napoleon von Hegel feſtgehaltene 
Idee entwickelt, daß der Staat von jetzt an nur eine dem eigent- 
lichen ſelbſtändigen Leben, das der Geiſt in Philoſophie und 
Religion lebt, unterſtehende Ordnung des äußeren Daſeins be- 
deute, und daß die Seit, wo er mehr war, durch Napoleon 
und den deutſchen Idealismus im Derein überwunden ſei. 
Damit wurde ihm nun der katholiſche Charakter Gſterreichs 
das Weſentliche an dieſem Staat, und da ihm ſchien, daß die 
philoſophiſch⸗religiöſe Fukunft nur aus dem Proteſtantismus 
hervorgehen könnte, und er von Napoleon keine Unterdrückung 
des deutſch⸗proteſtantiſchen Geiſteslebens befürchten zu müſſen 
meinte, dünkte ihn ein Sieg Gſterreichs die höchſte Gefahr. 
Preußen lag 1815 immer noch ganz außerhalb feines Geſichts⸗ 
kreiſes; er ahnte nicht, daß hier inzwiſchen Gedanken über das 
verhältnis von Staat und Geiſt eine Weile lang zur Herrſchaft 
gekommen waren, die ſeiner eigenen damaligen Auffaſſung, 
wie er ſie etwa in der Nürnberger Schulrede gerade gegen 
Preußen entwickelt hatte, ganz nahe ſtanden; ſeine Anſicht 
über Öfterreich war noch die gleiche wie 1809; fo war die tiefe 
Boffnungslofigfeit, mit der er die Erfolge der Verbündeten 
begleitete, verſtändlich. Ju Gſterreich hatte er kein Verhältnis 
mehr, zu Preußen noch keins; und der Staat überhaupt mußte 
ibm erſt wieder volle Gleichberechtigung neben dem Geiſte 
gewinnen. Noch in der Rede, mit der er in Heidelberg die akade- 
miſche Bahn wieder beſchritt, war die Anſicht von dem letzthin 
ſtaatloſen oder wenigſtens überſtaatlichen Charakter des geiſtigen 
Lebens vernehmlich nachgeklungen. Dann aber erwachte in 
der Beſprechung der Württemberger Ereigniſſe die alte po— 
litiſche Teilnahme wieder zu ſelbſtändiger Kraft. Wie der preu⸗ 
ßiſche Staat ſich in jenen erſten Jahren der Reftauration den 
Forderungen des idealiſtiſchen Geiſtes kleinmütig und doch 
vielleicht nicht ohne höhere Notwendigkeit — wer wagt hier 
zu entſcheiden! — wieder entzog und ſich auf ſeine engeren 
und engſten Aufgaben befann: fo fand Hegel in dieſer Seit 
den Rückweg zu ſeiner vornapoleoniſchen Anſicht vom Staat, 
der nicht unter, ſondern neben und mit, ja bisweilen ſelbſt 
über dem geiſtigen Leben feines eigenen Amtes waltet. Auf 
Roſenzweig, Segel und der Staat. II. 5 
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Preußen, und gerade auf das Preußen von 1815, das ſich aus 
dem überſtaatlichen Zufanımenhang mit der Geſamtnation 
wieder herauszulöfen begann, ohne ihn doch völlig zu zerſchnei⸗ 
den, war er damit hingewieſen. Die Rede, mit der er 1818 den 
Berliner Lehrſtuhl betrat, bezeugt, daß er ſelbſt ſich dieſer 
Fuſammengehörigkeit bewußt war. 

Breiter zunächſt und tiefer als zwei Jahre zuvor in Heidel— 
berg ſprach er hier die Anerkennung jener „hohen Intereſſen 
der Wirklichkeit“, jener Kämpfe aus, die „das politiſche Ganze 
des Volkslebens und des Staates“ wiederhergeſtellt und gerette 
hatten. Wieder nannte er die Nationalität den „Grund alles 
lebendigen Lebens“. Wieder fand er gleichwohl die eigentliche 
Wirkung jener Kämpfe um die Nationalität darin, daß nunmebt 
nach dieſer „Wiedergeburt Deutſchlands“, wie auch er jet 
die Ereigniſſe von 1813 nennt, erft „in dem Staat neben den 
Regiment der wirklichen Welt auch das freie Reich des Gedankens 
ſelbſtändig emporblühe“. Das ſcheint noch wie ein Nachhal 
jener das geiſtige Leben gegen den Staat verſelbſtändigender 
Geſchichtsanſicht feiner napoleoniſchen Lebensepoche; in Wabt 
heit zeigt ſich gerade hier, wenn man die entſprechende Stell 
der zwei Jahre älteren Rede in Heidelberg vergleicht, die Wand: 
lung. Damals hatte es geheißen, man dürfe nunmehr hoffen 
daß „neben dem Staat .. auch die Kirche .., neben dem Rei 
der Welt .. auch wieder .. das Reich Gottes .., neben dem 
politiſchen und ſonſtigen an die gemeine Wirklichkeit gebundener 
Intereſſe auch die Wiſſenſchaft, die freie vernünftige Wel 
des Geiſtes, wieder emporblühe“. Jetzt find die Keiche, da: 
politiſche der „wirklichen Welt“ und das geiſtige des „Gedankens“ 
nicht mehr das eine „neben“ dem anderen, ſondern beide „in 
dem Staate. Derart zwang nun die Anſchauung des preußiſcher 
Großſtaats und ſeiner bewußten Pflege geiſtigen, insbeſonden 
wiſſenſchaftlichen Lebens ihn zu einer feinen früheren ver: 
napoleoniſchen Gedanken gemäßeren Zuſammenbiegung de. 
„ſelbſtändigen“ Mächte Staat und Geiſt. Wohl ließ der Phile 
ſoph dem Geiſt den Vorrang. Was gelten ſoll, muß ſich jez 
„vor der Einſicht und dem Gedanken rechtfertigen“. Aber de 
preußiſche Staat hat ſich dieſer Rechtfertigung unterzogen; 
denn durch fein geiſtiges Übergewicht hat er ſich „zu feinen 
Gewicht in der Wirklichkeit und im Politiſchen emporgehober, 
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ſich an Macht und Selbſtändigkeit ſolchen Staaten gleichge— 
ſtellt, welche ihm an äußeren Mitteln überlegen geweſen wären“. 
So iſt es recht eigentlich dieſer Staat, der „auf Intelligenz 
gegründet“ iſt: „hier iſt die Bildung und die Blüte der Wiſſen⸗ 
ſchaften eins der weſentlichen Momente im Staatsleben ſelbſt“. 
Und mehr noch: indem Hegel jetzt am preußiſchen Staat wieder 
die wechſelweiſe FHuſammengehörigkeit von ſtaatlichem und 
geiſtigem Daſein ſehen lernt, gewinnt er nun endlich auch ein 
für ſein Denken fruchtbares Verhältnis zum ſittlichen Geiſte 
der preußiſchen Erhebung. Er hatte dieſen Geiſt anfangs nicht 
ſehen wollen, ſpäter ſich mit ſeinen Ergebniſſen abgefunden, 
ihn ſelber ſich, wohl nicht unbeeinflußt von der burſchenſchaft⸗ 
lichen Jugend, die ihn in Heidelberg umgab, verſtändlich gemacht 
als den Willen, freie Derfaffungen zu erkämpfen. Er ſieht dieſen 
Geiſt jetzt anders und, wir dürfen ſagen, wahrer. In dem 
geſchichtlichen Ereignis der Erhebung erkennt er nun in Preußen 
neben jenem Bündnis von Staat und Bildung das zweite 
„Grundelement in der Exiſtenz dieſes Staates“, nämlich ein 
Bündnis von Staat und Geſinnung. Daß „im Gemüte“ jener 
große Kampf „um Selbſtändigkeit, um Vernichtung fremder 
gemütloſer Tyrannei und um Freiheit ſeinen höheren Anfang 
genommen hat“, daß es „die ſittliche Macht des Geiſtes war“, 
die ſich hier „in ihrer Energie gefühlt, ihr Panier aufgeſteckt 
und dies ihr Gefühl als Gewalt und Macht in der Wirklichkeit 
geltend gemacht hat“, und „daß die gegenwärtige Generation 
in dieſem Gefühl gelebt, gehandelt und gewirkt“ und ſich der 
Geiſt hierin „zu ſeiner Würde“ erhoben hat: das iſt für „un⸗ 
ſchätzbar“ zu erachten. Der „ſubſtantielle Gehalt“, den die Seit 
hier erworben hat, bildet den Kern, „deſſen weitere Entwicklung 
nach allen Seiten, der politifchen, ſittlichen, religiöſen, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen“, dem Seitalter anvertraut iſt. So ſpricht Hegel 
jetzt. Er hatte die beiden geiſtigen „Grundelemente“ ſtaatlichen 
Daſeins, das innere Verwachſenſein mit dem höheren Leben 
der Bildung wie mit der ſittlichen Macht der Geſinnung, Jahre 
lang faſt vergeſſen; das Leben der Bildung lag ihm unter dem 
Eindruck der napoleoniſchen Herrſchaft jenſeits des Staats, 
dieſer hatte es nur zu ſchützen, nicht ſich ſelber damit zu erfüllen; 
und die ſittlichen Fiele, die der Denker damals aufſtellte, wieſen 
den Einzelnen nicht auf den Staat, ſondern auf Philoſophie 
56 


68 Elfter Abſchnitt: Preußen. 


und Religion als die wahren Felder feiner geſinnungsmäßigen 
Betätigung. Jetzt hatte der Staat beide Beziehungen zurüd 
gewonnen, die zur Geſittung wie die zur Geſinnung. Die Wirk 
lichkeit des preußiſchen Staats hatte endlich den Philoſopber 
in feine eigenen urſprünglichen Wege zurückgezwungen. & 
war, unbeabſichtigt vielleicht, ein Bekenntnis feiner Heimken. 
zum Staat überhaupt, das Hegel hier in feinem Bekennmiz; 
zu Preußen ablegte. 

Der neue preußiſche Kultusminifter hatte wohl gewuß 
weshalb er den ſchweren Schwaben neben den vornehm 9 
heimrätlichen Savigny, den über der Tiefe beweglich lebendige 
Schleiermacher, den feinſinnlichen Solger um die Wende de 
Jahres 1817 auf den verwaiſten Lehrſtuhl Fichtes rief. Mr 
mag zweifeln, wie Fichte ſelber bei längerer Lebensdauer jem. 
Stellung in Berlin nach oben wie nach unten behauptet hab: 
würde. Aus den erſten Verhandlungen, die im Spätjahr 18, 
durch Niebuhr und Raumer geführt wurden, bis ſie ſich dur: 
den Ruf nach Heidelberg zerſchlugen, liegt ein Zeugnis ve 
das ſchon erkennen läßt, wie ſehr noch unmittelbar unter den 
Schatten der Erhebung in den leitenden Kreifen Preußen 
die Beſorgnis mächtig geworden war, wie man den Geiſt dieß 
Erhebung insfünftige lenken und bannen möchte. Faſt kom. 
klingt uns in Raumers Werbebrief die Klage, daß vielfach jene 
Jünglingen, die für den Staat gekämpft und geblutet hätte 
die erſten Begriffe vom Staat fehlten. Man war alſo in Sotg 
Unter jenen drei Profeſſoren der Friedrichs⸗Wilhelms⸗Univer 
tät, von denen der mit ſolcher Sorge betrachtete Berliner Studer 
die „erſten Begriffe“ von der Welt der Sitte und des Rech 
empfangen konnte, ſchien Schleiermacher keineswegs une 
fänglich, Solger bei weitem zu zart und ohne zwingende Uta 
die auch Savigny in feiner vornehmen Gehaltenheit nicht beſo 
Fries, an deſſen Berufung von Jena weg eine Gruppe Profeli 
ren unter Führung ſeines perſönlichen Freundes, des Theolog 
De Wette, 1816 dachte, war ſchon damals durch die politische | 
Phantafien feines „Julius und Euagoras“ dem damalıg 
Minifter unheimlich geweſen und hatte ſich inzwiſchen dur 
feine Annäherung an die Burſchenſchaft vollends unmöglı: 
gemacht; Savigny, der aus der eigenen wiſſenſchaftlichen Jugen 
noch feiner Enttäuſchung durch den Rechtsphiloſophen fi: 
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gedenken mochte, und Schleiermacher — alſo die beiden, die 
dann Hegels große Antipoden wurden, — hatten ſich bei der 
erſten Berufung beide für Hegel und gegen Fries eingeſetzt. 1818 
wurden fie nicht mehr gefragt; der neue Miniſter handelte 
auf eigene Fauſt, nachdem er gelegentlich eines Beſuchs in 
Heidelberg den Eindruck gewonnen hatte, daß Hegel, wie er dem 
Hönig ſchrieb, „gleich fern von paradoxen, auffallenden, unhalt- 
baren Syſtemen und von politiſchen und religiöſen Vorurteilen 
mit Ruhe und Beſonnenheit ſeine Wiſſenſchaft lehre“. Mit 
dem Abſchluß der Logik 1816, der Herausgabe des Syſtemabriſſes 
1818 war Hegel in die vorderſte Reihe der deutſchen Philo- 
ſophen getreten; von Lebenden wurde eigentlich nur noch 
Schelling von älterem und hellerem Ruhmesſchein umleuchtet; 
aus der Frühzeit der kantiſchen Bewegung lebte noch der eine 
Reinhold abſeits und halbvergeſſen in Kiel; was ſonſt Namen 
beſaß, war, Fries allein ausgenommen, meiſt aus Schellings 
Schule oder Einflußkreis; Hegel ſtand nach feiner großen Ab- 
ſage an Schelling vor der Gffentlichkeit ganz allein, keines 
Mannes Schüler, mit dem Anſpruch auf philoſophiſche Berr- 
ſchaft. Mag ſein, daß ihm Altenſtein für die Zukunft Ausſichten 
noch auf eine andere Stelle als die eines Profeſſors gemacht hatte, 
eine Stelle mit einem mehr praktiſchen Wirkungskreis: ſeinen 
Berliner Hörern jedenfalls trat er in der Antrittsrede mit jenem 
theoretiſchen Herrſchaftsanſpruch entgegen. Vom „ Mittel⸗ 
punkt“, von der Hauptſtadt aus, wollte er die „Wiſſenſchaft 
des Mittelpunkts“ verkünden. Und gerade durch dieſen An⸗ 
ſpruch hat er ſich das Berliner Publikum allmählich gewonnen. 
Denn die Seit drängte auf einen ſolchen Abſchluß hin; nicht 
umſonſt wollte fie jahrzehntelang den Dor- und Grundfragen 
der Philoſophie nachgegangen fein; jetzt ſollte die Welt felber 
und die ganze Welt, das „Univerſum“, — wir dürfen es mit 
Hegels Worten ausſprechen — „dem Mute des Erkennens 
feinen Reichtum und feine Tiefen . . vor Augen legen und zum 
Genuſſe darbringen“. Goethe, der halb betrachtend, halb nach⸗ 
giebig dieſen Bewegungen folgte und gerade an Berliner 
Ereigniſſen durch Selters ſtändige Berichte fortlaufend teil⸗ 
nahm, gab dem ſtolzen Vorhaben des Denkers gewiſſermaßen 
ſeinen Segen, wenn er das kühne Wort vom Mittelpunkt, das 
er ſelbſt vor kurzem ſchon ähnlich angewandt hatte und mit dem 


70 Elfter Abſchnitt: Preußen. 


Hegel vielleicht auf Sentraliſationspläne des Miniſters an. 
ſpielte, ſeinerſeits gelten ließ und — gerade in den Tagen, wo 
die Rechtsphiloſophie ans Licht trat — dem Philoſophen, die 
alte Bekanntſchaft erneuernd, zurief: „Es tut freilich not, daß 
in dieſer wunderlichen Zeit irgendwo aus einem Mittelpunk 
eine Lehre ſich verbreite, woraus theoretiſch und praktiſch en 
Leben zu fördern ſei.“ 

Eine eigen gemiſchte Hörerſchaft war es, die Hegel in 
den dreizehn Jahren, die er in Berlin lehrte, um ſich ſammelte. 
Neben den Studenten, unter welchen das außerpreußiid: 
Deutſchland, auch der Süden, keine geringe Sahl ſtellte, ſaßen 
vereinzelt ältere Männer, Beamte, ſelbſt Offiziere. Der Geheim. 
rat im Hultusminiſterium, Johannes Schulze, der dem preußi 
ſchen höheren Schulweſen auf Jahrzehnte hinaus feine Ar 
von Hegeltum aufprägte, hat den ganzen Tehrgang der Dar 
leſungen durchgemacht; durch die Vermittlung des Hauptmanns 
v. Griesheim, gleichfalls eines eifrigen Hegelhörers und Freunde: 
von Clauſewitz, find Hegelſche Elemente vielleicht in das Grundwein 
der deutſchen Kriegswiffenfchaft übergegangen. Und hinter der 
eigentlichen Hörern ſtand ein größerer Kreis, die Berlin: 
Geſellſchaft. Hegel war in den zwanziger Jahren eine der per 
ſönlichkeiten geworden, ohne die das Berliner Leben nicht ge 
dacht werden konnte. Zumal feine äſthetiſchen Vorleſunger. 
die er ſchon früh geplant, doch erſt in Heidelberg unternommen 
hatte und die er in engen Zuſammenhang mit feiner Meta. 
phyſik und Geſchichtsphiloſophie zu bringen wußte, ſchufer 
ihm einen Einflußkreis über die Univerſität hinaus. Eine küble 
Beobachterin konnte wohl ſpäterhin die Nachricht von feinem 
Tod mit der ſpöttiſch übertreibenden Bemerkung weitergeben: 
die Berliner gelehrte Welt, und faſt noch mehr die ungelebtt:. 
habe ihren Philoſophen verloren. Nicht als ob er dieſe Seit 
ſeines Wirkens bewußt gepflegt hätte; er war weit entfernt 
etwa in Geſellſchaft glänzen zu wollen; als er tot war, klagte 
dem alten Zelter wohl eine Dame, fie habe von Hegel im Ge 
ſpräch eigentlich nie ein recht bedeutendes Wort zu hören be 
kommen, und mußte ſich von dem Alten die grobe Antwort u 
fallen laſſen: es war eben ſein Metier, zu Männern zu reden 
Aber eben dieſe jo ganz und gar nicht ſalonmäßige Art, dieſc 
ſelbſtverſtändliche Scheidung zwiſchen beruflichem Ernſt und 
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gemütlicher Harmloſigkeit in den Stunden der Erholung, zwiſchen 
dem Manne, der „zu Männern redete“, und dem andern, der 
ſich gegen hübſche Frauen mit einer ſo umſtändlich bärenmäßigen 
Galanterie aufführte, daß wer ihn nicht kannte, ſich aufs höchſte 
über ihn entſetzen konnte, — gerade dieſe ganz unberliniſche 
Miſchung feines Weſens bat ihm in dem Berlin der äſthetiſchen 
Tees und der geiſtreich verſpielten Gefühle ſeine Stellung 
geſchaffen. Die Berichte über den Eindruck des Lehrers pflegen 
Im Schleiermacher gegenüberzuſtellen; man kann ſich wirklich 
kaum einen größeren Gegenſatz vorſtellen als dieſen durchaus 
akklimatiſierten Berliner, auf den noch heute einige Erbſtücke 
des Berliner Witzes zurückgeführt werden, den geſchwinden, 
feurigen Redner, und den langſamen, gedankenvoll gleichſam 
mehr mit ſich jelber als zur Hörerfchaft redenden Stuttgarter, 
der ſich auch in Berlin bewußt als Schwaben fühlte und der noch 
1831 David Friedrich Strauß gegenüber ſofort auftaute, als 
er hörte, ſein junger Beſucher ſtamme aus Ludwigsburg. Das 
Schwäbiſche, jene um den eigenen Genius wie eine Schutzdecke 
herumgezogene ebrenfeft altpäteriſche Bürgerlichkeit, blieb die 
Grundlage ſeiner Lebenshaltung wie ſeiner Gedankenführung; 
meteorhaft erſchienen in feinem dickflüſſigen Vortrag, rückwärts 
und vorwärts das Dunkel der dialektiſchen Entwicklung erhellend, 
jene Sätze, die mit ibrer grotesken Bildhaftigkeit, ihrem über⸗ 
taſchenden Tiefſinn, ibrer ſchlagenden Faſſung ſich dem Ge⸗ 
dächtnis einprägten. Daß der Geiſt bei ibm ſtets das Plötzliche 
bebielt, daß es unberechenbar blieb, wann in der Wüſte der 
Abſtraktion die Oaſe der Intuition erreicht werden würde — 
und ſie doch mit Gewißheit erreicht wurde: das gerade ſicherte 
ibm die Aufmerkſamkeit einer Stadt, die ſchon damals ihren 
geiftigen Swingberren nichts fo übel nahm, als wenn fie ſich 
auslernen ließen. Und noch war das Geſicht dieſes Berlins 
viel ausſchließlicher gezeichnet von ſolchem Drang nach gei⸗ 
ſtigem Beberrſchtſein als in jpäteren Jabrzehnten. Man darf 
ja überhaupt nicht vergeſſen, wieviel „preußiſcher“ Preußen 
erſt ſeit 1848 geworden iſt und wie gerade zu jener Seit noch 
die knappen Umriſſe des ſcharfen und trockenen Märkertums 
aufgelöft erſchienen in der beiteren Tuft humaner Bildung, 
die aus Weimar berüberwebte. Die ganze Generation von 
Offizieren und Beamten war noch von jenem Geiſte angeſteckt; 
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erſt als ſie den Platz räumte, iſt jenes Preußen entſtanden, 
von dem aus dann die Einigung Deutſchlands gelang, ohne 
daß eigentlich dieſe neuen Preußen dann ſelber recht merkten, 
was von ihnen und an ihnen geſchah. Um Hegels Stellung 
in Berlin richtig zu ſehen, gilt es alſo, dies mitzuveranſchlagen, daß 
Berlin damals die Hauptſtadt eines anderen Preußens war 
und daß die Hegel eigentümliche Verbindung eines ſtarken 
Derhältniffes zum Staat und der ganz umfaßten geſchichtlichen 
Kultur ſich in den Mauern dieſes preußifchen Staates von 
damals ohne inneren Widerſpruch häuslich einrichten konnte. 

An die Mauern dieſes Staats aber pochte eine ungelöfk 
Frage. Das lockende Bild eines nationalen Gemeinweſenz 
hatte ſich ein paar heiße Monate lang zum Greifen nahe gezeigt; 
es war ſchnell wieder zergangen. Gleichwohl wollte die Jugend, 
die es auf den Schlachtfeldern von 1815 zu erkämpfen geglaubt 
hatte, es nicht ſo raſch verloren geben; und eben an Preußen, 
an die Vormacht des nationalen Kampfes, die in den erften 
Jahren bis etwa 1817 der deutſchen Bewegung in den Klein 
ſtaaten noch verſteckte Sympathien gezeigt hatte, gingen die 
Forderungen der Jugend. Preußen aber verſagte ſich nun, im 
Hinblick auf die europäiſche Unmöglichkeit, dem Drängen eine: 
Geſchlechts, das ſeinerſeits für eine derartige Bewertung det 
großen Politik den Sinn zu verlieren begann und ſolchen äuße⸗ 
ren Unmöglichkeiten gegenüber den Blick feſtgeheftet hielt auf 
die innere Notwendigkeit. In dieſen Geſinnungen lebte die 
Burſchenſchaft. Hegel war in Heidelberg ihr nahegetreten; 
zwei ihrer dortigen Führer gingen mit ihm nach Berlin und 
machten dort unter den Studierenden Stimmung für den 
Meiſter, deſſen Staatslehre denn allerdings trotz jener Worte der 
Antrittsrede über die politiſche Macht des begeiſterten „Gemüts“ 
einem normalen Burſchenverſtande reichlich der Fürſtenknecht 
ſchaft verdächtig erſcheinen mochte; wohlwollende Erläuterung 
von vertrauenswürdiger Seite konnte da nichts ſchaden. Unter: 
deſſen kamen die Gegenſchläge auf die ſeit dem Wartburgfeſte 
einſetzenden erſten Verfolgungen: Sands und Loenings Atten⸗ 
tate. Das Sandſche zumal mußte eine vom Moraliſchen her 
politiſch intereſſierte Zeit aufs höchſte erregen. Konnte, ja 
durfte dieſe Tat, ſo ſichtlich aus einem reinen und begeiſterten 
Gemüt entfprungen, verurteilt werden wie ein „gemeiner“ 
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Mord? Der Berliner Theologieprofeſſor De Wette, Freund und 
Schüler von Fries, machte ſich zum Wortführer der unter den 
Gebildeten verbreiteten Stimmung, wenn er in feinem Troſtbrief 
an Sands Mutter dieſe Frage entſchieden verneinte. Der Brief 
wurde im Laufe der Unterſuchung, in die De Wette durch ſein 
Derhältnis zur Burſchenſchaft ſchon verwickelt war, entdeckt, 
und der Hönig, entrüſtet über das Verhalten ſeines Profeſſors, 
verfügte ſeine Abſetzung. Es folgten als Durchführung der 
Karlsbader Beſchlüſſe Maßnahmen zur Einſchränkung der 
Univerſitätsfreiheit. Die Wichtigkeit, die ihnen von beiden 
Seiten beigemeſſen wurde, iſt nur daraus zu verſtehen, daß in 
dieſer Seit, wo ein parlamentariſches Leben noch kaum be- 
gonnen hatte und eine Preſſe in neuzeitlichem Sinn eben erſt 
im Entſtehen war, die Univerſitäten beides erſetzen zu können 
glaubten und die Regierungen, indem ſie dieſen Glauben durch 
ihre Beſorgnis beſtätigten, ihn aus einer Einbildung zu einer 
gewichtigen Realität umſchufen. So wurde mit einem Male 
der Kampf um Freiheit der Lehre zu einem Brennpunkt der 
politiſchen Gegenſätze. Eben aus De Wettes moraliſcher Recht- 
fertigung der Tat Sands ſah ſich auch Hegel, der noch nach dem 
Attentat an Schleiermachers und De Wettes Seite ein Feſt des 
burſchenſchaftlichen Studentenkreiſes mitgemacht hatte, in Berlin 
nach der mittleren Haltung der Antrittsrede zum erſten Mal 
zu entſchiedener Parteinahme gedrängt. In einer Geſellſchaft 
Anfang 1820 behauptete er gegen Schleiermacher das Recht der 
Regierung zur Abſetzung eines Lehrers und verurteilte nur, 
daß ſie De Wette nicht im Bezuge ſeines Gehaltes ließ, — er 
hatte felber in dieſem Sinn ſich an der Sammlung, die im Pro- 
feſſorenkreiſe für den mittelloſen Kollegen veranſtaltet wurde, 
mit einer für feine Verhältniſſe erklecklichen Summe beteiligt, wie 
er denn überhaupt, wohl durch ſeine Anweſenheit auf jenem 
Feſt und ſein Verhältnis zu mehreren ſchon in die Verfolgung 
einbezogenen Häuptern der Burſchenſchaft, einem der übelſten 
Demagogenriecher ſchon verdächtigenswert hatte erſcheinen 
können. Über jene Außerung nun kam es zu einem Wortwechſel, 
im Verlauf deſſen die beiden Gegner — zwar nicht gerade, 
wie es Hof⸗ und Univerſitätsklatſch wiſſen wollte, mit Meſſern 
aufeinander losgingen, immerhin aber Schleiermacher die 
Hegelſche Anſicht, die ihm ſo wenig dem hohen ſelbſtändigen 
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Werte der Lehrfreiheit gerecht zu werden ſchien, kurzweg al: 
erbärmlich bezeichnete; wofür er dann nachher ſchriftlich Hegel 
Verzeihung nachſuchte und erhielt. Es war nur der Anfang 
einer dauernden Spannung zwiſchen Hegel und dem großer 
Theologen, in welchem die Berliner OGppoſition, mochte ei 
ſelbſt ſich auch ſolcher Humutung wehren, allmählich ihr geiftiges 
Haupt zu ſehen ſich gewöhnte. Es war, wie geſagt, zugleid 
für Hegel, der bisher in den Konflikten der Univerſität mit dei 
Regierung, einen einzigen Fall ausgenommen, wie es ſchein 
keinen von den Kollegen gefonderten Weg gegangen war, 
der Anfang feiner entſchiedenen politiſchen Stellungnahme 
überhaupt. Denn hinter De Wette ſtand Fries; und wem 
Hegel bei der Berufung als Frieſens Nachfolger nach Heidelber 
ebenſo wie dieſer felbft das von beiden Seiten in bitterböſer 
Anmerkungen und Beſprechungen erhobene Kriegsbeil ; 
begraben geſucht hatte, ſo wurde Fries durch ſeinen Satz von 
unbedingten Recht und Wert der „Überzeugung“, deſſen Früchn 
Hegel in Sands Tat und De Wettes Derteidigung mit Händen 
zu greifen meinte, für den Berliner Staatsphilofophen jez 
geradezu der Urſprung des politiſch Böſen; gegen dieſen Punk 
gedachte er nun die eigene Staatslehre ſichtbar zu richten, ur 
ihr die aygenfcheinliche Verankerung im gegenwärtigen Lebe. 
zu verleihen, deren ein ſolches Werk nun einmal bedarf.. 
kam er zu jenem politiſchen Schritt, der ihm mehr als irgender 
anderer ſchon zu Lebzeiten nachgehangen und der ihn in feine. 
Folgen enger und bedingungsloſer, als er wohl ſelbſt urſprüngle 
meinte, der preußiſchen Regierung in die Arme getrieben ha 
ſtatt bloß gegen die Geſinnung polemifierte er in der Dorte. 
feines Buchs auch gegen ihren Träger. Der hatte ſchon En 
des Dorjahrs feine Vorleſungen in Jena auf Befehl von ob: 
einſtellen müſſen; für eine „Denunziation“, wie man es genan- 
hat, kam alſo Hegels Vorſtoß etwas zu ſpät. Immerhin be 
Hegel ſich hier zu einer unfeinen Leidenſchaftlichkeit hinreiß 
laſſen, die fein Andenken nicht ohne Grund belaftet hat. fu. 
ihn ſelbſt, der ja feine Polemik kaum als eine perſönliche empfun! 
war freilich der Angriff gegen Fries nur Aushängeſchild, nic 
der eigentliche Inhalt der Vorrede, geſchweige des But: 
Er glaubte durchaus noch, eine eigene ſelbſtgewonnene Stell: 
zu verteidigen und ſah ſich nicht im mindeſten als bedingung; 
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loſen Dorfechter der Regierung an; mit Befriedigung ſtellte er 
feſt, daß man in Berlin, wo er wegen ſeines Vorworts viel 
„ſaure Geſichter“ zu ſehen bekomme, in Derlegenheit ſei, „in 
welche Kategorien ſie die Sache bringen ſollten“, denn, meinte 
er, „auf ſogenannte Schmalzgeſell'nſchaft konnten fie nicht ſchieben, 
was ich geſagt“. So dachte er, es würde ihn die Selbſtändigkeit 
und Höhe ſeines ſtaatsphiloſophiſchen Geſichtspunkts ſchützen 
vor der Verwechſlung mit einer ideenloſen Regierungsgefolg⸗ 
haft durch dick und dünn, als deren Typus ſeit feiner verhäng- 
nisvollen Auszeichnung mit dem Roten Adlerorden jener tüch- 
tige, aber enge Juriſt galt. Der Philoſoph überſchätzte da die 
Bedenklichkeit politiſcher Parteien im Einordnen des Gegners; 
es geſchah doch, was er für unmöglich hielt: ſie ſchoben es auf 
„Schmalzgeſell'nſchaft“. 

Wir wollen jetzt uns davon nicht beirren laſſen, vielmehr 
verſuchen, den Gehalt an „Lehre und Leben“, der das berühmte 
Vorwort erfüllt, herauszuarbeiten. Werden wir doch nur fo 
begreifen, welche vielfältigen und ſelbſt entgegengeſetzten Wir— 
kungen von dem Buche ihren Urſprung nehmen konnten. 

Nach einer vorausgeſchickten Angabe über akademiſche 
Deranlaffung und Form des Werks ſucht Hegel das Bedürfnis 
nach einer wiſſenſchaftlichen Staatslehre, das von ihm befriedigt 
werden ſoll, aufzuzeigen. Nicht um neue „Wahrheiten“ könne 
es ſich handeln, wie ſie täglich ausgerufen und wieder verdrängt 
werden — „aufgewärmten Kohl“ nennt fie Hegel reſpektlos —, 
jondern mit Goethes etwas fpäteren Derfen: um das ſchon 
längſt gefundene „alte Wahre“, das es nur „anzufaſſen“ gelte: 
„über Kecht, Sittlichkeit, Staat iſt die Wahrheit ebenſoſehr 
alt, als in den öffentlichen Geſetzen, der öffentlichen Moral 
und Religion, offen dargelegt und bekannt“. Nur daß fie „be— 
griffen“, nur daß dem „ſchon an ſich ſelbſt vernünftigen In⸗ 
halt auch die vernünftige Form“ gewonnen werde, bedürfe 
dieſe alte Wahrheit, um für das freie Denken „gerechtfertigt“ 
zu ſein. Als unmittelbaren Gegner ſieht alſo der Philoſoph 
ſich gegenüber die Dorftellung, die Philoſophie müſſe vorgehen, 
gleich als wäre „noch kein Staat und Staatsverfaſſung in der 
Welt geweſen, noch gegenwärtig vorhanden, ſondern als ob 
man jetzt — und dies Jetzt dauert immer fort — ganz von vorn 
anzufangen habe“. Wenn er dann dieſer Vorſtellung gegenüber 
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auf die Natur hinweiſt, von der man allgemein zugebe, daß die 
Philofophie fie zu erkennen habe wie fie iſt, daß fie in ſich ver 
nünftig ſei, und daß das Wiſſen dieſe in ihr wirkliche Vernunft, 
nicht die auf der Oberfläche ſich zeigenden Zufälligkeiten zu 
erforſchen habe: ſo könnte dieſe Vergleichung der in Natur 
und Geiſt enthaltenen „Vernunft“ einen mit heutiger Methode: 
logie genährten Sinn befremden; er wird vielleicht hier den 
Grundirrtum der Hegelſchen Staatslehre mit Händen zu greifen 
glauben — und würde gleichwohl fehlgehen, denn, wie mit 
nun ſehen werden, Hegel begründet dieſe Gleichſetzung von 
Natur und Geiſt viel tiefer, als es zunächſt den Anſchein hat. 
An der Stelle des Vorworts aber, wo wir hier ſtehen, meint ei 
offenbar, den Leſer vorläufig genügend gegen jenen „Atheismus 
der ſittlichen Welt“, der fie dem Zufall und der Willkür preis 
gebe, eingenommen zu haben; er verläßt die Linie des Ge 
dankengangs, um eine bewegliche Klage anzuſtimmen darüber, 
daß bei denen, die mit Bewußtſein ihre Befriedigung im Staate 
haben — denn unbewußt haben dieſe Befriedigung „alle“ — 
die Philoſophie durch das Treiben jener verantwortung 
loſen Staatsverbeſſerer „in Mißkredit“ gekommen ſei. An dieſer 
Stelle erinnert er an die Rede, die der „Heerführer dieſer Seid 
tigkeit“, „Herr Fries“, auf dem Wartburgfeſt drei Jahre zu 
vor gehalten habe, und entrüſtet ſich, daß hier die reiche Archi 
tektonik des Staates in den „Brei des Herzens, der Freundſchaf 
und Begeiſterung“ zuſammengerührt und die mehrtaufen 
jährige Arbeit der Vernunft „auf das Gefühl geſtellt“ werd. 
Dadurch daß derartige Anſichten auch noch „die Geſtalt der Frön⸗ 
migkeit“ annehmen — hier ſcheint er neben Fries und ſeiner 
ſtudentiſchen Anhängern auch De Wette und wohl auch Schleier 
macher aufs Korn zu nehmen — ſowie durch den beſtändigen 
Gebrauch der großen Worte Geiſt, Leben, Volk zeige ſich nur d«: 
„üble Gewiſſen“. Das „Schiboleth“ aber, „an dem die falſchen 
Brüder und Freunde des ſogenannten Volks ſich abſcheiden“, it 
der Begriff „Geſetz“, den jene Gefühlspolitiker als Feſſel em 
pfinden. Hegel erinnert, daß er dies in feinem Lehrbuch irgendoe 
angemerkt habe; man erſtaunt, wenn man dieſem Irgend 
nachgeht und die „Denunziation“ Frieſens und der Liberaler 
begründet ſieht auf den gleichen Gedanken, welcher dann im But 
zur Abfertigung des konſervativen Theoretikers dient, der i 
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dieſen Jahren von gewiſſen Kreiſen der Hofgeſellſchaft auf den 
Schild gehoben wurde: K. L. v. Hallers. Als derart in ſich 
ſelber geſchloſſen empfindet Hegel ſeinen Staatsgedanken, 
daß er mit ihm nach den entgegengeſetzteſten Seiten gleichzeitig 
glaubt angriffsweiſe vorgehen zu können. Hier im Vorwort 
freilich iſt nur von Fries und ſeiner Richtung die Rede, und Hegel 
billigt ausdrücklich, daß neuerdings die Regierungen „auf ſolches 
Philoſophieren endlich die Aufmerkſamkeit gerichtet haben“. 
Denn ſolange die „Seichtigkeit“ mit äußerer Ruhe und Ordnung 
verträglich bleibe, ſei zwar „polizeilich“ nichts gegen ſie einzu⸗ 
wenden; aber der Staat iſt eben nicht bloß Polizei, er ſchließt 
in ſich „das Bedürfnis tieferer Bildung und Einſicht“, und auf 
die Dauer verderben falſche Lehren auch die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze, aus denen die Taten entſpringen. Der Staat iſt alſo berech⸗ 
tigt und verpflichtet, der Tatſache eingedenk zu ſein, daß die 
Philoſophie bei uns nicht Privatſache iſt wie etwa bei den Grie⸗ 
chen, ſondern „eine öffentliche, das Publikum berührende Eri- 
ſtenz vornehmlich oder allein im Staatsdienſte hat“. Ein Glück 
immerhin ſind die ſo aus der Berührung einer Scheinphiloſophie 
mit der ſtaatlichen Wirklichkeit entſtandenen Konflikte für die 
wahre Philoſophie, denn dadurch werden endlich die Regierungen 
auf ihre Pflicht hingewieſen, die wahre Philoſophie zu ſchützen 
gegen die Gleichgültigkeit, mit der ſowohl die „poſitiven Wiſſen⸗ 
ſchaften“ wie die „religiöſe Erbaulichkeit“ auf ſie herabſehen 
zu dürfen glauben. Und hier endlich, wo der Philoſoph alſo 
ſeine Wiſſenſchaft und die ſtaatliche Wirklichkeit wiederum auf⸗ 
einander angewieſen ſieht, lenkt er von dem Ausflug in die 
Tagespolitik zurück in die Hauptbahn feines Gedankens, die er 
mit der bedenklichen Gleichſtellung von ſittlicher und natür⸗ 
licher Welt verlaſſen hatte. 

Weil die Philofophie, fo hatte er gefagt, „das Ergründen 
des vernünftigen“ iſt, iſt fie — nicht trotzdem, ſondern eben 
deshalb — „das Erfaſſen des Gegenwärtigen und Wirklichen“. 
Er gibt nun die eigentliche und, obwohl ſie an ſichtbarſter Stelle 
ſteht, faſt ſtets überſehene Begründung hierfür, auf die ſich 
das Verſtändnis alles folgenden zu ſtützen hat. Er erinnert 
an die im Buche gemachte Bemerkung über den platoniſchen 
Staat, wonach dieſer nicht ein leeres Ideal ſei, ſondern weſent⸗ 
lich nichts anderes als „die Natur der griechiſchen Sittlichkeit“, 
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ein gereinigtes Abbild alſo der Polis. Platon aber habe „im Be— 
wußtſein des in fie einbrechenden tieferen Prinzips, das an ib: 
unmittelbar nur als eine noch unbefriedigte Sehnſucht und damit 
nur als Verderben erſcheinen konnte, aus eben der Sehnſucht die 
Hilfe dagegen ſuchen müſſen“. Das „tiefere Prinzip“, das in 
die Sittlichkeit der Polis „einbrach“, iſt für Hegel zweifellos 
die an Sokrates und die Sophiſten geknüpfte Selbſtherrlichkeit 
des vernünftigen Ichs. So wichtig nun es für die Polis iſ, 
daß in ihr, nach Hegels ſpäterem Schlagwort, „einige“ frei find, 
fo entfernt iſt fie, welche zu ihrem Beſtehen die Sklaverei not 
wendig vorausſetzt, davon, etwa ſchon wie der moderne Staa: 
die Freiheit „aller“ zu organiſieren oder auch nur zu wollen; 
darum kann in ihr jene Forderung, daß das vernünftige und dem- 
nach allgemeine Ich, der Menſch als ſolcher, das Maß aller 
Dinge ſein ſolle, nur zerſetzend wirken; dieſe Forderung bleibt 
eine „unbefriedigte Sehnſucht“. Platon aber ſucht, „aus eben 
dieſer Sehnſucht“ nämlich aus der gleichen Grundtendenz, 
daß die Vernunft Maß und Wegweiſer der Wirklichkeit zu 
fein habe — der Philoſoph König fein müſſe —, Hilfe für den vom 
Aufruhr der kritiſierenden Vernunft bedrohten griechiſchen 
Staat. Aber er kommt nur dazu, dieſen bedrohten Staat in 
einer noch ſtarreren, noch weniger lebensfähigen Form zu 
erneuern; er ſucht die Hilfe „in einer äußeren, beſonderen 
Form jener Sittlichkeit“, nämlich in einer Ständegliederung, 
wo felbft die im wirklichen griechiſchen Staat vorhandene ter 
heit der Wenigen durch die unumſtößliche Entſcheidung über 
die Standeszugehörigkeit ſowie durch die Aufhebung von Son- 
dereigentum und Familie vernichtet iſt: durch jene äußere be: 
ſondere Form der griechiſchen Sittlichkeit, durch die er das Der- 
derben „zu gewältigen ſich ausdachte“, hat er gerade den tieferen 
— in die Zukunft weiſenden — Trieb jener Sittlichkeit, nämlich 
die in der Freiheit „einiger“ vorbereitete Anerkennung der 
„freien unendlichen Perſönlichkeit“ des Menſchen als ſolchen, 
„am tiefſten verletzt“. Er konnte die Wahrheit, daß „alle“ 
frei fein ſollten, nicht finden: fie mußte „aus der Höhe kommen“,; 
ſie mußte der Welt im Chriſtentum offenbart werden, ehe 
fie von einem neuen weltgeſchichtlichen Volk, dem germaniſchen, 
aufgenommen und verwirklicht werden konnte. Was Platon 
alſo nicht fand, war das Mittel zur Heilung der kranken Welt; 
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was er ſah, fo gut wie die Sophiften es ſahen, war die Krankheit; 
was er aber im Gegenteil zu den Sophiſten und ihrer alles zer⸗ 
ſetzenden Kritik ſelber und allein tat, war dies, daß er den rich⸗ 
tigen Arzt ans Krankenbett rief, indem er kühn die Vernunft 
nicht zur Kritik des gegenwärtigen, ſondern zur Schöpfung 
des zukünftigen Staats aufforderte; dies „Prinzip, um welches 
ſich das Unterſcheidende ſeiner Idee dreht“, und durch deſſen 
Aufſtellung er ſich „als der große Geiſt bewies“, war die „Angel“, 
um welche ſich die der antiken Welt durch das Chriſtentum 
bevorſtehende Umwälzung gedreht hat: der Gedanke, daß die 
vernunft die Wirklichkeit zu geſtalten habe. „Was vernünftig 
iſt, das iſt wirklich“ — denn unmittelbar aus dieſer Auseinander⸗ 
ſetzung über die weltgeſchichtliche Bedeutung des Platoniſchen 
Idealſtaats ſpringt das berühmt⸗ berüchtigte Wort wie aus der 
piſtole geſchoſſen hervor —: nicht überhaupt und ſeit ewig hat 
das gegolten, ſondern es gilt, ſeit es durch das Chriſtentum im 
Gedanken des Gottesreichs auf Erden zur ſittlichen Forderung 
und zum Maßſtab aller menſchlichen Einrichtungen wurde. Seit⸗ 
dem aber gilt es wirklich, und weil für den Handelnden die 
Aufgabe feſtſteht, die Vernunft in der Welt auszuwirken, ſo 
ſteht — ſeitdem! — das Erkennen vor der Aufgabe, die — ſeit⸗ 
dem gewordene! — Wirklichkeit daraufhin zu unterſuchen, 
wie die Vernunft ſich in ihr ausgewirkt habe. Nur weil das Ver⸗ 
nünftige wirklich geworden iſt — Grundſatz der Tat —, nur 
deshalb iſt nun — Grundſatz des Erkennens — das Wirkliche 
vernünftig. Die zweite Hälfte des Satzes, die im Widerſpruch mit 
Hegels eigener Gewohnheit immer als der Kern des Gedankens 
angeführt wird — „Hegels Behauptung von der Dernünftig- 
keit des Wirklichen“ —, ift fo nur die Folge des im erſten Balb- 
ſatz ausgeſprochenen, zu innerſt revolutionären Gedankens der 
Wirklichkeit des Dernünftigen. Der erkenntnisgründende Nach⸗ 
ſatz, welcher zeigt, wie der Staat unſres Weltalters erkannt 
werden ſoll, ſetzt den geſchichtsdentenden Vorderſatz voraus, 
der das ſittliche Tebensprinzip dieſes Staates ausſpricht. 
Und hier wird nun auch die vorhin berührte methodo- 
logiſche Gleichſetzung von Natur und Geiſt verſtändlich. Nicht 
ſtets, wie für das Reich der Natur, hat die Identität von Ver⸗ 
nunft und Wirklichkeit, Erkennen und Gegenſtand für das Reich 
des Geiſtes gegolten. Das Reich des Geiſtes iſt wirklich einmal, 
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um Hegels Ausdruck anzuwenden, „gottverlaſſen“ geweſen. 
Erft feit das Chriſtentum in die Welt trat, ift die Vernunft 
der Grund der geiftigen Welt und dieſe Vernünftigkeit Grund- 
ſatz für das Erkennen dieſer Welt geworden. Dem entſprechen auch 
Hegels geſchichtsphiloſophiſche Vorleſungen, die erſt mit dem 
Beginn der chriſtlich⸗germaniſchen Epoche den Staat als ver: 
wirklichte Sittlichkeit begreifen, während ſie ihn bis dahin in 
naturphiloſophiſche, äſthetiſche und juriſtiſche Begriffe zu faſſen 
ſuchen. Dem entſpricht der Überblick über die Kirchengeſchichte, 
den er in feinen religionsphiloſophiſchen Vorleſungen gab, 
und deſſen Thema allein die Verſöhnung von Kirche und Welt, 
die „Realiſierung des Geiſtigen zur allgemeinen Wirklichkeit 
iſt. Und dem entſpricht vor allem die weltgeſchichtliche Ent 
wicklung des Denkens ſelber, die uns erſt ſeitdem jene großer 
Lehrbegriffe aufweiſt, in denen nicht mehr wie in den heil: 
niſchen die Ethik über die Politik oder die Politik über die Ettil 
tatſächlich und mit Einwilligung des Denkers triumphiert, 
ſondern beide, Heils⸗ und Gemeinſchaftslehre, Perſönlichkei 
und Inſtitution find ineinander verſchlungen, und wenigſten; 
nach dem Willen der Denker ſteht keines mehr dem andren in 
Licht; vom heiligen Volk der Thora und von der pauliniſchen 
Leib⸗Chriſti⸗Myſtik führt dieſe Reihe über Auguſtins Gottes 
ftaat, Dantes Menſchheitsverbürgerung weiter zu Hegels tieſ 
ſinnigem Doppelſatz. 

Kehren wir zu dieſem zurück. Nachdem Hegel ihn ausge 
ſprochen hat, weiſt er zunächſt ganz kurz auf die erkenntnis 
gründende Bedeutung der zweiten Hälfte hin. Der Vergleichung 
des geiſtigen mit dem natürlichen „Univerſum“ wird jetzt die 
— geſchichtsphiloſophiſche — Begründung untergelegt, daß 
das „ſubjektive Bewußtſein“, wenn es „die Gegenwart für 
ein Eitles anſieht“, damit den Aſt abſägen würde, auf dem «: 
ſelber ſitzt. Dann ſpringt Hegel ſofort wieder zu dieſer geſchicht; 
philoſophiſchen Begründung, alſo zum Inhalt der erſten Satz 
hälfte, kämpft dagegen, daß die Idee „nur ſo eine Idee“ ſein 
ſolle, und bekennt ſich dieſer Anſicht gegenüber zum entſchieden. 
ſten Idealismus, welchem „nichts wirklich“ iſt als die Idee. 
Dann kommt es, wieder gemäß der methodologiſchen zweiten 
Satzhälfte, darauf an, „in dem Scheine des Zeitlichen und Dor 
übergehenden .. das Ewige, das gegenwärtig ift, zu erkennen. 
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Das iſt nicht fo einfach, denn — und hier erklärt er, wie ſchon 
in feiner Logik, was er unter „wirklich“ verſtehe, — „das Der- 
nünftige .. indem es in feiner Wirklichkeit zugleich in die äußere 
Exiſtenz tritt, tritt in einem unendlichen Reichtum von Formen, 
Erſcheinungen und Geſtaltungen hervor, und umzieht ſeinen 
Hern mit der bunten Rinde, in welcher das Bewußtſein zu⸗ 
nächſt hauſt, welche der Begriff erſt durchdringt, um den inneren 
Puls zu finden und ihn ebenſo in den äußeren Geſtaltungen 
noch ſchlagend zu fühlen“. Jene „unendlich mannigfaltigen 
berhältniſſe“ find, wie Hegel gegen die „Ultraweisheit“ Platons 
und Fichtes erklärt, „nicht Gegenſtand der Philoſophie“. Sie 
kann ſich darin „liberal“ zeigen und den Haß, den das „Beſſer⸗ 
wiſſen“ mit Vorliebe auf beſtimmte einzelne Inſtitutionen wirft, 
unter ihrer Würde achten. Ihr Gegenſtand iſt vielmehr, „den 
Staat als ein in ſich Vernünftiges zu begreifen und darzu- 
ſtellen“. Nicht wie er fein ſoll, hat fie zu lehren, ſondern — 
und wir verſtehen nun nach allem das kantiſch klingende Wort 
als die methodologiſche Nutzanwendung der großen Doppel- 
gleichung —: „wie er erkannt werden ſoll“. Abermals erläutert 
er dies ſachlich — und nun ganz unkantiſch — durch die ge⸗ 
ſchichtsphiloſophiſche Umkehrung: daß keine Philoſophie, fo- 
wenig wie ein Einzelner, über ihre Seit hinausſpringe, viel- 
mehr es das Weſen der Philofophie ſei, daß fie „ihre Zeit in 
Gedanken erfaßt“ iſt. Daß das nicht eine Vereinigung mit der 
Feit im Sinne eines toten, geiſtloſen Beharrens fein ſoll, das 
gibt er hier, als ob es nicht ſchon genug geſagt ſei, mit einem 
tollkühnen griechiſchen Wortſpiel noch einmal zu verſtehen; 
aus dem „Rhodus“ der Gegenwart und ihres Staates, wo die 
Philofophie zu beweiſen habe, ob fie zu „tanzen“ verſtehe, läßt 
er die „Koſe“ der Vernunft werden, die von der Philoſophie „im 
Kreuze der Gegenwart“ zu erkennen ſei: in dem harten Holz 
des irdiſchen Leidens die ſchöne Blüte göttlichen Lebens. Das 
Bemühen um dieſe Erkenntnis wird ihr den Lohn einer freu⸗ 
digen, „wärmeren“ Verſöhnung mit der Wirklichkeit einbringen, 
ſie wird ſo ihrerſeits den ehrenvollen „Eigenſinn“ der Neuzeit, 
welcher „ohnehin das eigentümliche Prinzip des Proteſtantismus 
it", befriedigen, der nichts anerkennen will, „was nicht durch 
den Gedanken gerechtfertigt iſt“, und wird ſo dem Geiſt zu 
der Freiheit helfen, durch die er ſich in der Gegenwart findet. 
Rofensweig, Hegel und der Staat. II. 6 
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„vereinigung mit der Seit“, „beſſeres nicht als die Zeit, 
aber aufs beſte ſie ſein“, — ſo hatte Hegel zwanzig Jahre zur 
ſein Lebensideal ausgeſprochen, in dem Augenblick wo er fie 
nach Jahren eines. zeit⸗ und wirklichkeits feindlichen, endlich 
fchen ſich verſchließenden Lebens, wieder in die Welt gefunden, 
wo er ſeinen Platz in ihr erkannt, den Philoſophen in ſich en: 
deckt hatte. Er ſetzt es jetzt an die Spitze des Werks, mit den 
er die Höhe der damals in Frankfurt begonnenen Kaufbahr 
bezeichnet. Auch jetzt will er „beſſeres nicht als die Seit“ fein 
fie ift das Rhodus, wo er „tanzt“; aber „aufs beſte“ will e 
ſie ſein: nicht das Kreuz der Gegenwart, ſondern die Rofe dam 
hat er ſich vorgeſetzt zu erkennen. 

Fu erkennen! nichts weiter. Zu erkennen und damit; 
feinem Teil an dem inneren Frieden mitzuwirken, den er ein 
erſchütterten Welt wünſcht und den er als die wahre Freier 
des Geiſtes preiſt. Auch hier führen die Wurzeln feiner Haltır 
bis in die Entſcheidungsjahre feines Lebens zurück. In jene 
dunklen Einleitungsblättern der Keichsverfaſſungsſchrift, “. 
von den zwei typiſch entgegengeſetzten Geſtalten des Sreiket: 
ſuchers handelten, war ihm die Einſicht gekommen, daß d. 
Gang der Geſchichte ſelber dem Menſchen die Freiheit erwir⸗ 
nach der er verlangt; da zuerſt entdeckte er die Aufgabe : 
menſchen feines Schlages darin, dieſem Gang als Erkennen! 
nachzugehen und fo die Verſöhnung, die er ſelber aus ſolche 
Erkennen gewann, der Welt zu vermitteln. Andren ward ande. 
Aufgabe — wir hörten ſchon die Lehre von den weltgeidi: 
lichen Heroen —, ihm, dem Philoſophen, ward das Erkenn: 
Und fo ſchließt auch unſer Vorwort mit dem Gedanken,“. 
die Philoſophie — wohl gemerkt nur die Philoſophie — zu 
Belehren, wie die Welt fein foll, immer zu ſpät kommt. „Wer 
die Philoſophie ihr Grau in Grau malt, dann iſt eine Gef: 
des Lebens alt geworden, und mit Grau in Grau läßt ſie ! 
nicht verjüngen, ſondern nur erkennen; die Eule der Miner 
beginnt erſt mit der einbrechenden Dämmerung ihren Sin: 

Unfere Aufgabe aber wird nun zunächſt ſein, aufzudec 
wieweit Hegel in der Durchführung ſich wirklich unter ! 
Herrſchaft dieſer Stimmung und Abſicht gehalten und wier“ 
etwa jene Macht des Willens, die er über feinem Denken u 
über dem Denken überhaupt nicht anerkennen mochte, l 
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ſelber dennoch übermannt hat: ſei es nun, daß ſie ihn ein⸗ 
ſeitig nur einem Teil der Gegenwart zukehrte und ihm andere 
verhüllte, ſei es, daß ſie ihn über die Gegenwart hinaus zu 
Ahnungen des Sukünftigen vortrieb. Und eben die Kenntnis 
vom Werden ſeiner Anſichten und Gedanken ſoll uns lehren, 
hier zu ſcheiden zwiſchen dem, was ihm die unmittelbare 
Gegenwart, aus der er ſchrieb, eingab und jenem andren, 
deſſen Urſprünge weiter zurück, jenſeits des Preußens von 1820, 
lagen. 

Den Staat behandelt Hegels Buch innerhalb der Philoſophie 
des Sittlichen. Die Sittlichkeit ſelbſt iſt ihm wiederum nur ein 
Teil in der Philoſophie des „objektiven“ Geiſtes, dieſe wieder 
ein Teil in der Philoſophie des Geiſtes. Geiſt iſt zunächſt der 
Sammelname für den dritten abſchließenden Teil des Syſtems, 
wie es die Enzyklopädie von 1817 im Grundriß entwickelt. 
Diefes Syftem von 1812, das Hegel in den Hauptzügen 1827 
und 1850 unverändert beibehielt, ſtellt den „Geiſt“ dar als 
übergreifende Einheit von Denken und Gegenſtand, Logik und 
Natur. Von der Logik hat er das Selbſtbewußtſein, von 
der Natur die Wirklichkeit. Daß der Staat im Syſtem inner⸗ 
halb dieſes „Geiſtes“, der alſo weder bloß Gedanke noch 
bloß Wirklichkeit iſt, auftritt, iſt bereits Hegels erſte unaus⸗ 
geſprochene Behauptung über ſein Weſen. Eine naturaliſtiſche 
Staatsanfiht müßte ſchon hier Einſpruch erheben. Hegel 
ſelbſt andererſeits hatte einſt, als er ſich das Bewußtſein 
Jeſu vom Staat entwickelte, umgekehrt eine Verſtoßung des 
Staats aus dem Keiche des Geiſtes nacherlebt und gerade 
von dieſem geſchichtlichen Nacherleben aus ſich perſönlich zur 
Bejahung der Geiſtigkeit des Staats durchgekämpft. Mit 
dieſem Ja trat er dann freilich in Reih und Glied der idealiſtiſchen 
Bewegung ſeit Kant; keiner mehr von dieſen ſeinen unmittelbaren 
Vorgängern, den einzigen Schelling im Syſtemprogramm vom 
Frühjahr 1796 ausgenommen, hatte den Staat völlig und grund⸗ 
ſätzlich entgeiſtigen wollen. Innerhalb des ſyſtematiſchen Ganzen 
nun, das Hegel als „Geiſt“ bezeichnete, war es feit den Anfängen 
ſeiner Syſtematik feſtſtehend, daß die Lehre von der Einzelſeele, 
vom „ſubjektiven“ Geiſt, die Pſychologie alſo, den Anfang 
machte; in dieſer pflegte Hegel eine Zeit lang Erkennen und 
Wollen, theoretiſchen und praktiſchen Geiſt, zu unterſcheiden. 
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Es lag nahe genug, die Sittlichkeit und weiterhin den Stau 
unmittelbar unter „praktiſchem“ Geiſt zu behandeln. In 
Grunde war das in der praktiſchen Philoſophie Hants, Fichte; 
und des jungen Schelling geſchehen. Aber Hegel war ſchon 
im erſten Jenaer Syſtem feinen unmittelbaren Vorgängen 
gegenüber einen eigenen Weg gegangen. Aus den Frankfurte: 
Kämpfen hatte ſich ihm die ethiſche Grundanſchauung gebilder 
welche ihn trieb, die ſittliche Welt nicht wie ſeine Vorgänge 
aus dem Ich, ſondern vielmehr das Ich aus dieſer Welt zu ver 
ſtehen, aus dieſer Welt, die der Seele zum „ZSchickſal“ wurd. 
So zeichnete ſchon das erſte Syſtem, in grundlegender X 
weichung vom bisherigen Verlauf der idealiſtiſchen Bewegun 
— wenn auch in engſter Fühlung mit ihr — und zugleich „ 
unbeeinflußter Übereinſtimmung mit den großen Theoretiker 
des ausgehenden Hellenentums, den handelnden Einzelmen 
ſchen als die bloße Keimzelle des Lebens der ſittlichen Wel 
Dies hat ſich dann nie mehr bei Hegel geändert. Es iſt der Grun 
zug ſeines Denkens über dieſe Dinge. 

Aber innerhalb dieſer Grundtatſache war noch in Jer: 
ſelbſt eine zweite wichtige Abwandlung gefchehen. Urſprüngli 
war der „ſubjektive Geiſt“ nur der praktiſche gewefen; dr 
erkennenden hatte Hegel damals in der an die Logik ang 
ſchloſſenen Metaphyſik abgehandelt; es war das wohl eine letz. 
Wirkung der Diſziplinengliederung Kants und feiner Nachfoln 
geweſen; ſchon die Syſtementwürfe von 1804 zeigen Hegel ur 
dem Wege, entſprechend dem ja gleichfalls den ganzen Menſche 
treffenden Urbegriff des „Schickſals“ jetzt einen das ganze ſer 
liſche Leben, Erkenntnis wie Willen, umſpannenden Begrf 
des „Bewußtſeins“ zum Grundſtein der Lehre von der ſin 
lichen Welt zu machen; und 1805 ift dieſes Beſtreben zum At 
ſchluß gelangt. Das, Begriffspaar des Allgemeinen und % 
ſonderen, mit dem er 1802 die ſyſtematiſche Entwicklung dei 
art ausſchließlich beſtritten hatte, daß der Begriff Wille jehi 
unter der intellektualiſierenden Macht jener logiſchen Grun! 
begriffe fo gut wie verſchwunden war, legte ſich jetzt zuſamme 
mit dem des Erkennens und Wollens. Nicht für Gegenfü. 
durften ihm die beiden gelten. Sie lagen beide in dem eine 
Ich, und nicht in ihrer Trennung, fondern in ihrer wechſe 
weiſen Verflechtung wurzelte die ſittliche Welt. Der „Will 
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der Intelligenz iſt“, der Wille, der, als dieſer einzelne Wille 
von andern einzelnen Willen anerkannt, ſelber die andern 
anerkennt, bildete die ſeeliſche Vorausſetzung ſchon des unter⸗ 
taatlihen Gemeinlebens; der Staat erhob dieſen Einzelwillen 
zum bewußten Einklang mit dem „allgemeinen“ Willen. So 
805. 

ö Ein großer Schritt war damit von Hegel getan. SZunächſt, 
ſchon das Wort „allgemeiner Wille“ ſagt es, fand hier endlich 
der reife Denker wieder in gewiſſem Sinne den Anſchluß an den 
Staatsbegriff feiner jugendlichen Rouſſeauzeit. Daß er gleich⸗ 
wohl deswegen die Staatsphiloſophie nicht in die Rouſſeauſche 
Gleichung von „allgemeinem“ Willen und Willen „aller“ 
feßte, wie es in Deutſchland Fichte tat, wiſſen wir. Das geiftes- 
geſchichtlich Bedeutende an Hegels Aufnahme Rouſſeaus und 
der in dieſen einlaufenden naturrechtlichen Bewegung war 
gerade, daß die Aufnahme bei ihm geſchehen durfte unbeſchadet 
des platoniſch⸗ariſtoteliſchen Gedankens vom Vorrecht des 
Ganzen vor dem Teil, des Staats vor dem Einzelnen. Hegel war 
auf eigenem Weg zu dieſer „antiken“ Einſicht in das Weſen 
des Staats gekommen. Daß es ein eigener Weg war, das wurde 
nun wirkſam. Denn während die großen griechiſchen Denker 
die Perſönlichkeit des Staats auf dem Boden einer durch 
und durch erkenntnismäßigen Lebensanſicht erfaßt hatten, war 
Begel aus dem Widerſtand, den die Welt dem Willen entgegen- 
ſtemmte, dahin getrieben worden, und ſo konnte er jetzt einen 
Staatsgedanken, der äußerlich jenem antiken aufs Haar glich, mit 
ganz modernem Leben erfüllen. Der Wille wurde ihm der 
beſondere Saft, der in den Adern dieſes Staatsorganismus 
kreiſte. Daraus entſtand ein Bild des Staats, das ſich von dem 
der Alten in einem nach Hegels Dorftellung entſcheidenden 
punkt abgewendet hatte. Die feſte ſtändiſche Gliederung, 
welche durch die Selbſtverſtändlichkeit des Sklaventums die 
Dorausfegung aller, auch der demokratiſchen, Staatsgebilde 
wie ihrer theoretiſchen Spiegelbilder im Altertum war, hatte 
dem antiken Denken den einleuchtendſten ODergleichspunkt 
zwiſchen Staat und Organismus hergegeben; die moderne 
Lehre vom Organismus, die ſchon bei Leibniz, noch mehr bei 
Kant jene allzu grobſchlächtige Vorſtellung der Arbeitsteilung 
fefter Organe erſchüttert hatte und ſtatt deſſen ſich um die Aus⸗ 
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bildung eines feineren Begriffs organiſcher Sweckmäßiglei 
mühte, ließ ebenſowenig wie die moderne Dorſtellung von 
„Beruf“ ſolch kaſtenhafte Anſicht vom Weſen der Stände 
gliederung zu. Wenn Hegel die Stände, deren Daſein ja tee 
der revolutionären Infrageſtellung ihrer politiſch⸗grundlegende 
Bedeutung unleugbar blieb, als weſentlich für den Staat b. 
greifen wollte, ſo mußte er, ſtatt ihre Notwendigkeit aus der 
Staat, vielmehr fie aus der gleichen Notwendigkeit, aus der! 
auch den Staat begriff, entwickeln. 

So hatte die neuere Philoſophie das Organ nicht aus der 
Organismus, fondern Organ und Organismus aus dem gleicher 
Grundbegriff des Organiſchen, als der Wechſelbeziehung zwiſche 
jedem Punkt und dem Ganzen, entwickelt; fo hatte Fichte erſtmal. 
das Wechſelverhältnis zwiſchen Staatsbürger und Staat am Beaiir 
des Organismus zu erläutern geſucht; fo begann nun Hegel: 30. 
die Stände aus den gleichen Grundbegriffen des Allgemein: 
und Beſonderen — „Anſchauung“ und „Begriff“ — zu kor 
ſtruieren, aus denen er den Staat überhaupt entwickelte. Br 
damals noch unentſchieden, ob er ſich dieſe Stände Faftenatt. 
geſchloſſen oder als moderne Berufsſtände mit offenen Grenze 
dachte, ſo iſt das jetzt anders; die Macht des Individuums geger 
über dem Stand erweiſt ſich ſyſtematiſch darin, daß der Begn 
des Standes von Hegel jetzt entwickelt wird an dem eigen 
tümlichen Selbſtbewußtſein des Einzelnen im Stande. Jen 
Pſychologie der Stände, die 1802 mehr eine Zugabe und aut 
äußerlich von der eigentlichen Konſtruktion getrennt war, win 
daher nun die Hauptſache; „Stand“ und „Geſinnung“ ji: 
ſchon in der Überſchrift des Abſchnitts bewußt zuſammen 
genommen. Hegel begreift jetzt, daß die Vereinſeitigung, di 
der Menſch durch feinen Berufsſtand erleidet, dadurch wiede 
aufgehoben wird, daß ſich dieſer Menſch „ein Ganzes in feine: 
Denken“ wird, daß ſich mit der engbeſtimmten Arbeit ein irgend 
wie vollſtändiges Selbſtbewußtſein, ein „Wiſſen von ſeiner 
Daſein und Tun“ verbindet. Dieſer Menſch kann daher in de 
„Moralität“ auch wieder „über den Stand hinaus“ kommer. 
indem er ſich ſelbſt und feinen Stand „weiterzubringen, für 
Allgemeine etwas zu tun“ bemüht iſt. Hegel hat ſo durch ſeine 
Begriff des jeweils vollſtändigen einzelnen Selbſtbewußtſeir 
die Schiller⸗Hölderlinſche Klage über die Unganzheit des mode. 
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nen Berufsmenſchen zum Schweigen gebracht: was der antike 
Dollbürger, aber auch nur dieſer, durch den weſentlich politi- 
ſchen überberuflihen Gehalt feines Lebens, das beſitzt der mo⸗ 
derne Menſch ganz allgemein im Beruf, den er mit freiem Willen 
wählt und den er dadurch mit dem eigenen Bewußtſein voll- 
ſtändig erfüllt. 

Die Berufsfittlichfeit erſcheint Hegel fo nicht mehr als eine 
Erniedrigung, ſondern gerade als ein Ausdruck der inneren 
Freiheit des Menſchen und als eine notwendige Folge der freien 
Berufswahl. Bier hat ſich Hegel dauernd und vollbewußt der 
Antike entgegengeſtellt; kaum je, daß er insbefondere Platons 
Staat erwähnt, ohne auf dieſe entſcheidende Abweichung zu 
pochen. Die freie Berufswahl bleibt ihm das eigentliche Kron- 
kleinod der perſönlichen Freiheit im Staat überhaupt; eben nur 
das individuell ungebundene Ergreifen des Berufs macht jene 
perſönliche Ungeteiltheit des Selbſtbewußtſeins möglich, in 
der allein er die der antiken Freiheit ſachlich gleichwertige, 
durch ihre grundſätzliche Ausnahmsloſigkeit überlegene mo- 
derne Form der Freiheit gelten laſſen mochte. Wir verſtehen, 
wie ihm da ſpäter die ſoziale Freiheit, die der preußiſche Staat 
ſeinen Bürgern ſeit Stein und Hardenberg gewährte, ſo wichtig 
dünken konnte, daß ihm der eigentlich politiſche Freiheitsbegriff 
dagegen an Bedeutung beinahe zurücktrat. Den grundlegenden 
Unterſchied des modernen gegenüber dem antiken Staat glaubte 
er eben nicht im politiſchen, ſondern im geſellſchaftlichen Frei⸗ 
heitsbegriff, in der modernen Umdeutung des Berufsſtandes 
faſſen zu müſſen. In dieſem Sinne konnte er erklären, die 
Schöpfung der bürgerlichen Geſellſchaft überhaupt gehöre der 
modernen Welt an. 

Wenn fo noch die Rechtsphiloſophie von 1820 in der von 
Hegel als entſcheidend empfundenen Spitze gegen den antiken 
Staatsbegriff ihr Hervorwachſen aus dem Begelfchen Begriff des 
Willens verrät, fo gilt es nun zunächſt zu verſtehen, wie Hegel 
ſich überhaupt dieſes Hervorgehen des Staatsbegriffs aus dem 
willensbegriff dachte. Der Wille, „der Intelligenz iſt“, galt 
dem Syſtematiker Hegel für die Vollendung des ſubjektiven 
Geiſtes, alſo für die zureichende Beſtimmung des Weſens 
der Einzelſeele. Dieſen ſelben Willensbegriff, der für die Einzel⸗ 
ſeele die Vollendung bedeutete, machte er nun, dem Weſen 
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ſeiner philoſophiſchen Methode entſprechend, zum Anfang 
der nächſten Poſition, die den berühmt gewordenen Namen des 
„objektiven Geiſtes“ trägt. 

Der „objektive Geiſt“ iſt für Hegel ſeit 1812 die Sammel. 
bezeichnung durchaus nicht etwa, wie in der heutigen Bil 
dungsſprache, für die geſamte Kultur, ſondern nur für den 
Teil des menſchlichen Lebens, der zwar ſchon jenſeits des bloßen 
Einzellebens, jenſeits alſo der im „ſubjektiven Geiſt“ zuſammen⸗ 
gefaßten Welt der Pſychologie liegt, aber anderſeits noch nicht 
in das Gebiet der reinen Ideen hineinreicht. Seine Welt lieg 
zwiſchen dem bloß ſeeliſchen und dem rein geiſtigen Leben; 
fie umfaßt die Gebiete menſchlichen Daſeins, die in der Gemeir- 
ſchaft der Menſchen ihre Grundlage, aber zugleich auch iht 
Siel haben. Mögen etwa Kunft, Religion und Wiſſenſchaf 
das menſchliche Gemeinleben vorausſetzen — und hegel if 
weit entfernt das zu beſtreiten —, fo ift doch ihr Siel nicht mehr 
die Gemeinſchaft; wohl find auch fie nach Hegels Dorſtellung 
um die Erhöhung des menſchlichen Geiſtes bemüht, aber dieſe 
in ihnen ſich verwirklichende Menſchlichkeit hat die Gemein: 
ſchaft, als ihren notwendigen Boden zwar, doch nur als Boden. 
zu ihren Füßen liegen. Durch die Abgrenzung alſo nach den 
beiden Seiten des ſeeliſchen wie des rein geiſtigen Leben, 
des „ſubjektiven“ wie des „abſoluten“ Geiſtes, beſtimmt ſich 
das Gebiet des „objektiven“. Hegel hat die Abgrenzung nicht 
immer ſo klar geſehen. Vor allem die obere Grenze, die geger 
den „abſoluten“ Geiſt, wurde ihm eigentlich erſt durch die nape⸗ 
leoniſche Epoche ſeines Denkens, mit ihrem Fug zur Entwertung 
des Staats, unverrückbar feſtgelegt. Bis dahin, alſo noch in 
Syftem von 1805, hatte er verſucht, unter dem Oberbegrif 
„Konftitution“ ſowohl das Leben des Staats wie Religion 
und Wiſſenſchaft zu faſſen, und dementſprechend hatte er d« 
mals ſogar den romantiſchen Gedanken einer bevorftehenden 
ſtaatlichen Beſonderung der Religion und Wiſſenſchaft ſtreifen 
können: „wie beſondere Rechtspflege, .. fo beſondere Willen 
ſchaft — Religion — dahin ſind unſere Staaten noch nicht ge 
kommen“. Weil er fo den Staat damals zum Teil noch in 
wechſelſeitiger Verbindung mit „Kunſt, Religion, Wiſſenſchaft“ 
dachte, fo umſchloß der „wirkliche“ Geiſt von 1805 im Gegenſa: 
zu feinem Nachfolger, dem „objektiven“ von 1820, nur den 
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unterſtaatlichen Teil des menſchlichen Gemeinlebens ſowie 
den Teil des ſtaatlichen, der dem Denker im Gegenſatz zu der 
ſtändiſchen Gliederung der Geſellſchaft und dem Walten der 
oberſten Regierung als der niedere galt, ſtaatliche Rechtspflege, 
Finanz⸗ und Wirtſchaftspolitik, außerdem aber das ſpäter ganz 
anders eingeordnete Recht. Dieſes Allerlei füllte 1805 den 
platz zwiſchen Einzelſeele und befreitem Geiſt. Was die An⸗ 
ordnung für das Verhältnis des Staats zu den letzten Dingen 
bedeutet, wurde ſchon mehrfach geſtreift und muß uns noch eigens 
beſchäftigen. Bier ſei noch nicht die metaphyſiſche, ſondern die 
pſychologiſche Verkettung, in die der Syſtematiker damals das 
menſchliche Gemeinweſen einſetzt, dargeſtellt: denn indem wir 
das hervorgehen des „wirklichen“ Geiſtes von 1805 aus dem 
„Willen, der Intelligenz iſt“, begreifen, werden wir zugleich 
das geſuchte Verſtändnis für das Hervorgehen des „objektiven“ 
von 1820 erreichen. 

Daß der „Wille, der Intelligenz iſt“, alſo die vollſtändige 
Einzelperſönlichkeit, über ſich hinaus eine Welt ſucht, in die 
einzugehen ihr zum Schickſal wird, dieſen Gedanken kennen wir 
zur Genüge als Ergebnis der Frankfurter Zeit. Er war im 
erſten Jenaer Syſtementwurf noch in engſtem Anſchluß an die 
Gefühlsnote jener Frankfurter Gedanken entwickelt als feindliche 
Auseinanderſetzung des Einzelnen mit der übergreifenden Macht: 
das „Verbrechen“ hatte damals den Mittelteil der Geiftes- 
philoſophie gebildet. In allen vier fpäteren Jenaer Syftem- 
zuſtänden war dieſes Einmünden der Perſönlichkeit in die Ge⸗ 
meinſchaft ausgebildet zu einer Lehre von den niederen Formen 
des menſchlichen Zuſammenlebens; ſtets war der Staat dar⸗ 
über hinausgehoben, indem er irgendwie als der Ort der Ver⸗ 
ſöhnung, wo das Individuum ſich wiederfinde, gedacht war. 
Wie ſtreng begrifflich, wie wenig abhängig von dem vorliegenden 
Stoffe des Lebens Hegel bei dieſer Hauptanordnung vorging, 
jeigen am deutlichſten jene drei Syſtemzaſtände, wo der ganze 
Mittelteil rein ſchematiſch als eine mit dem Vorzeichen „im 
volk“ verſehene Wiederholung des erſten durchgebildet war; 
auch die letzte Jenaer Faſſung, wenn ſie den Mittelteil auslaufen 
ließ in die Schilderung des noch nicht wahrhaften Staats, des 
„Staats als Reichtum“, und dennoch hier ſchon einen wichtigen 
Teil der Staatslehre, nämlich die „Gewalten“, abhandelte, 
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läßt in dieſer terminologiſchen und ſyſtematiſchen Verzwicktben 
das gleiche Beſtreben erkennen nach begrifflicher Scheidung 
zwiſchen dem Sichverlieren und dem Sichfinden des Menſcker 
in der Gemeinſchaft. 

Daß dieſe begriffliche Trennung der beiden Gedanken 
das für die Einteilung urſprünglich Entſcheidende war, zeig: 
noch deutlich der Sufammenhang, den Hegel 1805 zwiſchen der 
Teilen des Syſtems aufſtellt. Als Wille hat da der Geiſt, dei 
als Intelligenz immer noch an einen ihm fremden Inbal⸗ 
gebunden war, feine ihm eigene Geſtalt bekommen; in der Wei: 
des „Anerkanntſeins“ und des „gewalthabenden Geſetzes 
hat das Geiſtige wieder einen mannigfachen, ihm unmittel 
bar nicht eigenen Inhalt; erſt die „Konftitution“ iſt innerhalb 
der Welt des Willens die Stelle, wo er feinen eigenen Jnhal 
aus ſich ſelbſt erzeugt. Dieſe freie Erzeugung gefchieht danr. 
in der „Regierung“ mit Bewußtſein. Die „Regierung“ bedeutet 
für Hegel demnach damals die volle Verwirklichung des Staat: 
gedankens, weil hier das in der Honſtitution, zunächſt in dei 
ſtändiſchen Gliederung, aufgebaute Reich des Willens bewußt 
als Herrſchaftsbereich des Willens genommen wird; es iſt der 
Sinn der Regierung, daß fie will und daß es für ihren Willer 
grundſätzlich keine Hindernifje, nichts Fremdes, Unüberwindliche: 
mehr gibt oder geben darf. 

Man kann ſagen, daß Hegel eigentlich erſt damals — 1805 — 
philoſophiſch mit dem Gedanken des Winters 1800 auf 1801. 
daß der Staat Macht ſei, ins Reine gekommen iſt. Nicht al 
Macht ſchlechthin ließ ſich der Staat verſtehen, wollte man nid: 
zuletzt in eine roh natürliche Auffaſſung zurückfallen; ſonden 
indem man ihn als mächtigen Willen begriff, ordnete man ih: 
ohne Preisgabe des Machtgedankens ein in die idealiftiic: 
Geſamtanſicht. Dieſer Wille alſo, der 1805 im Staat zu jir 
ſelbſt heimkehrt, durchwandert vorher eine Welt ihm fremder 
Inhalte; er beginnt bei der Arbeit des nicht mehr einzeln, ſon⸗ 
dern in Arbeitsteilung tätigen Subjekts, geht dann zum Der 
trag, von da zum Verbrechen, dem in der Strafe das „gewult- 
habende Geſetz“ entgegentritt. Auch für das Geſetz bleib 
zunächſt der Einzelne, die „Perſon“ der wahre Gegenſtand: 
es wird gezeigt, wie er aus der Familie heraus und in die Wel 
des wirtſchaftlichen Verkehrs tritt; erſt hier gewinnt die Al 
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gemeinheit des Geſetzes dem Einzelnen gegenüber jene Kraft 
des „Daſeins“, die zuvor nur er felber beſaß. Bier alſo, genau 
in der Mitte dieſes Mittelteils der Geiſtesphiloſophie, geſchieht 
der große Umſchlag, der den Einzelwillen einem Ganzen unter⸗ 
tan macht; und hier zum erſten Male erſcheint der Name „Staat“. 
Es iſt noch nicht der wirkliche Staat; es iſt der Staat nur inſofern 
als der Einzelne in ihm verſchwindet, der Staat nur als „harte 
Notwendigkeit“, als ſelber „bewußtloſe Vormundſchaft“ über den 
Einzelnen. Als dieſe betätigt er ſich im wirtſchaftlichen Getriebe; 
Hegel bezeichnet ihn, und nur ihn, ſoweit wir ſehen hier zum 
erften Mal mit dem ſpäter fo wichtigen Kunſtausdruck „Geſell⸗ 
ſchaft“. Dann wirkt er in der bürgerlichen Rechtspflege durch die 
richterliche Gewalt, endlich in der Strafrechtspflege, von der, 
und zwar durch den Begriff der Begnadigung, Hegel den 
ubergang zu dem abſchließenden dritten Abſchnitt des Mittel⸗ 
teils findet. 

Für dieſen dritten Abſchnitt hat er den Namen, der ihm 
1802 und noch weiterhin das politiſch und ethiſch Höchſte be⸗ 
zeichnete: „das lebendige Volk“. In der Macht des „Volks“ 
über alles „Daſein, Eigentum und Leben“ hört die Vormund⸗ 
ſchaft des Staats über den Einzelnen auf, „bewußtlos“ zu ſein; 
das Geſetz iſt hier „ſelbſtbewußtes Leben“, wohl bemerkt aber: 
das Geſetz gegen den Einzelnen, nicht etwa der Einzelne durch 
das Geſetz; wir befinden uns noch immer im Reich des „wirk⸗ 
lichen Geiſts“, alſo des Untergehens des Einzelwillens in der 
Macht des Ganzen. Dieſe Sphäre des „Volks“ hatte für Hegel 
1802 die ſittliche Höhe bedeutet; jetzt drückte er fie nach dem Vor⸗ 
gang des Befts von 1804 gewaltſam in die tiefere Schicht, 
ohne daß doch damit der Staat ſelber aus dem höchſten Kreife 
des Ganzen verdrängt würde, wo er vielmehr als „Konftitution“ 
ſogar die oberſte Benennung hergibt. Das ſo abgegrenzte 
„Volk“ kann noch nicht die Gebiete des politiſchen Daſeins 
umſchließen, in denen der Menſch wieder zum Träger des 
Lebens wird, alſo weder die Lehre von den Ständen noch die 
von der Regierung; andrerſeits iſt aber alles innerſtaatliche 
eben — Wirtſchaftspolitik, private und öffentliche Rechts⸗ 
pflege — ſchon im Mittelteil des „wirklichen Geiſtes“ unter dem 
„gewalthabenden Geſetz“, dem „Staat“ nach damaliger Ter⸗ 
minologie, behandelt; und ſo iſt es charakteriſtiſch für die Un⸗ 
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fertigkeit dieſer Syſtematik, daß Hegel damals für dieſes zwiſchen 
„Staat“ und „Konſtitution“ eingezwängte „Volk“ gar keinen 
eigenen Inhalt aufweiſen kann, ſondern eigentlich auf einer 
Manuffriptfeite hier in Kürze den gleichen Inhalt, nut 
eben mit andren ſyſtematiſchen Vorzeichen, wiederbringt wie 
vorher auf ſechs Seiten: auch das „Volk“ betätigt ſich in den 
drei Funktionen der Wirtſchaft, Zivil- und Strafrechtspflege. 
Es iſt ein ähnlicher Notparallelismus der Syſtematik, wie er 
1803 und 1804 zwiſchen der damals erſtmalig erſchloſſenen 
Dofition des „Swiſchenreichs“ und der des Einzelmenſchen ob⸗ 
gewaltet hatte; aber wie damals in dem rohen Fachwerk des 
Notbaus dennoch eine wichtige und nicht wieder verſchwindende 
Poſition des Hegelſchen Syſtems erſtmalig abgeſteckt worden 
war, die ſpätere „bürgerliche Geſellſchaft“, ſo iſt umgekehrt 
diesmal das Schematiſche der Durchführung das Zeichen, 
daß hier in Hegels Syſtematik etwas noch nicht ſtimmt; das 
Verhältnis des Staats- zum Geiſtbegriff ift offenbar mit der 
Teilung von 1805, die den Staat teils auf der abfoluten Höhe 
des Syſtems, teils gerade in der Sphäre darunter anordnete, 
noch nicht endgültig geklärt. 

Der Punkt, von dem aus ſich die Unklarheit nun weiterhin 
für die Fortbildung des Syſtems bemerkbar machte, ſcheint 
nicht der ſoeben beſprochene geweſen zu ſein, ſondern zunächſt 
das Verhältnis von Staat und „Moralität“. Es ift noch erinner- 
lich, wie bei Hegel gerade dieſes Verhältnis in dem Manuſtript 
von 1805 eigentümliche Schwankungen zeigte. Es war ja 
das entſchieden Neue jenes Syſtems mindeſtens gegenüber den 
von 1802, daß hier in der „Honſtitution“ der vorher unterge⸗ 
gangene Einzelwille wieder frei wurde. Damit trat diefer 
zur Eintracht mit dem Willen des Ganzen befreite Wille der 
Einzelnen aber in eine natürliche Nebenbuhlerſchaft mit der 
Freiheit, welche ſchon die „Moralität“ im Sinne Kants und 
Fichtes ihren Trägern verhieß. Ein ſolcher Wettbewerb beider 
Gedanken hatte ſich vermeiden laſſen, ſolange Hegel den Staat 
nicht als den ſich zur Freiheit vollendenden Willen, ſondern alk 
die vollendete Macht entworfen hatte; die gemeinfame Br 
gründung auf den Willen ließ jetzt den Widerſtreit reif zum 
Ausbruch werden. Hegel ſuchte die Schwierigkeit, wie wir wiſſen, 
in der „Konftitution“ zu bewältigen, indem er hier den Nach⸗ 
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druck auf die individuelle Freiheit der Geſinnung des einzelnen 
Standes legte; ein weiterer Schritt auf dieſem Wege war es, 
wenn er die Ordnung dieſer Geſinnungen untereinander ſo 
auffaßte, daß ſie eine fortſchreitende Selbſtbefreiung des 
Geiſts von der ſtandesmäßigen Gebundenheit der Geſinnung 
darſtellte, eine Befreiung, die in der völlig über den Stand 
ethabenen Geſinnung der drei höchſten Stände „Gelehrter, 
Soldat, Regierung“ ihr Ziel erreichte. Insbeſondere alle ma⸗ 
hiavellifierenden Füge, mit denen er ſchon früher gern die 
Regierung ausgeſtattet hatte, gewannen jetzt eine eigentüm⸗ 
lich moraliſche Begründung; das abſolute Erhabenſein der 
Regierung über Gut und Böſe bedeutete ja nun zugleich den 
ſyſtematiſchen Ort für die abſolute Freiheit des Menſchen 
im Kantiſch⸗Fichtiſchen Sinne, — eine Verflechtung der feind- 
lichen Gedanken, die zu ge waltſam war, als daß fie Beſtand haben 
konnte. Es war endlich ein letzter wichtiger Schritt in der an⸗ 
gegebenen Richtung, wenn er in der Schilderung der Religion 
größten Nachdruck darauf legte, daß in ihrem Bereich alle Ge— 
walt und menſchliche Ordnung verblaſſe und der Einzelne 
ſchlechthin „dem Fürſten gleich“ ſei. Soweit ſuchte ſchon das 
ausgeführte Syſtem 1805 die Anſprüche der „Moralität“ an 
den Staat, der, ſelbſt nunmehr auf den Einzelwillen begründet, 
ſich ihnen nicht mehr ſchlechtweg verſchließen konnte, zu be- 
friedigen. Aber Hegels Randbemerkungen taſteten ſchon weiter. 
Da wurde jene, allen geläufigen Anſichten über Hegels Ethik 
zuwiderlaufende, Syſtematik des Schlußteils entworfen, wo 
über dem Staat und nur noch unter der Religion die „Morali⸗ 
tät“ ihren Platz fand. Wir wiſſen, wie vor allem die Phäno- 
menologie 1806 und die Nürnberger Enzyklopädie mindeſtens 
bis Ende 1812 dieſen Gedanken tatſächlich durchführten und 
wie ſich die Auffaſſung von der welthiſtoriſchen Bedeutung 
des gegenwärtigen — napoleoniſchen — Augenblicks damit ver⸗ 
flocht. Wir wiſſen aber auch ſchon, wie ſich mit dem Untergang 
Napoleons dem Denker das Geſamtbild der Weltgeſchichte 
endgültig verfhob. In der Einordnung der Geſchichte alſo 
wird der Angelpunkt der weiteren Veränderungen zu ſuchen ſein. 

Die Geſchichte war 1805, und ähnlich wieder in dem ja 
gleichfalls ſyſtematiſch zu nehmenden Schlußteil der Phänomeno- 
logie, das Letzte und Höchſte im ganzen Syſtem. Es entſprach 
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das dem Standpunkt, aus dem Hegels damaliges Geſamtbild 
der Weltgeſchichte aufgenommen war, das die Kirchengeſchichte 
nicht als Vollendung, ſondern gewiſſermaßen nur als ein, 
wenn auch notwendiges, Swiſchenſpiel wertete: ſo durfte es 
letzthin keine Macht geben, die über die Geſchichte hinaus⸗ 
geweſen wäre. Mit dem Sturz Napoleons nun ſetzte ſich die 
Anſicht durch, daß die mit dem Chriſtentum beginnende abſolute 
Epoche der Religionsgeſchichte die abſolute, alfo unvergängliche, 
Epoche der Weltgeſchichte überhaupt ſei; damit war die Gliede⸗ 
rung der Weltgeſchichte in Orient, okzidentaliſche Antike, 
chriſtlich⸗germaniſche Welt, die bisher nur unter beſtimmten 
Geſichtspunkten galt, zur unbedingten Herrſchaft gekommen, 
und alle anderen Gliederungen galten nunmehr  ihrerfeits 
nur noch unter beſonderen Geſichtspunkten; ſo aber mußte 
die Geſchichte das Recht auf den Platz am Schluſſe des Syftems 
verlieren; das Hiſtoriſche war ja nun, nachdem das Außer: 
hiſtoriſche, die chriſtliche Offenbarung, ſich in ihm aus einer 
überwundenen Vergangenheit zur unvergänglich herrſchenden 
Gegenwart verwandelt hatte, nicht mehr das Höchſte; die Ge⸗ 
ſchichte erkannte nun ein Höheres, als fie ſelber war, an. Da- 
mit aber hatte der „abſolute Geiſt“ oder — mit der Nürnberger 
Enzyklopädie, welche in ihrer nicht vor 1815, wahrſcheinlich 
aber ſpäter entſtandenen Faſſung dieſe Verſchiebung zum erſten 
Mal zeigt — „der Geiſt in ſeiner reinen Darſtellung“ ſeinen 
endgültigen Ort erreicht. Das ganze 1805 noch dem Staat 
zwar über⸗ doch auch zugeordnete Gebiet, wo der Geiſt 
Geiſtiges und nichts anderes erzeugt und alſo völlig frei, näm; 
lich frei von jedem Verhältnis zu etwas Ungeiſtigem iſt, diefes 
ganze Gebiet ſeiner höchſten Selbſtherrſchaft war nun grund⸗ 
ſätzlich über die Geſchichte hinausgehoben. 

Damit aber war zugleich das im Rahmen des damaligen 
Syſtems berechtigte Motiv, aus dem 1805 die „Moralität“ 
einen Platz über dem Staat hatte beanſpruchen können, abgetan: 
dem Einzelwillen, der 1805 um deſſentwegen, daß er Grund⸗ 
ſtein des Staates war, Anerkennung nicht bloß innerhalb, 
ſondern auch jenſeits des Staates verlangt hatte, durfte nun 
geantwortet werden, daß die „Auto⸗Nomie“, die er beanſpruche, 
ihm zuteil werde in Kunſt, Religion, Wiſſenſchaft; hier allein 
dürfe er „Selbſt“ ſein, in ſeinem Verhältnis zum Staate aber 
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ſei das Höchfte, was er erreichen könne und folle, das „Geſetz“. 
So konnte — dies das zweite Ergebnis, das uns die ſpäte Nürn⸗ 
berger Enzyklopädie aufweiſt — die „Moralität“ unter den 
Staat treten; ſie ſeine notwendige Vorbedingung, er die aus 
eigenem ihr unerreichbare Erfüllung. 

Indem nun der Staat fo von den Anſprüchen der „Morali⸗ 
tät“ des Einzelnen auf einen Platz über ihm befreit war, durfte 
auch er ſelbſt die unnatürliche Teilung aufheben, die ihn, in⸗ 
ſofern er dem Einzelnen zum Höchſten zu verhelfen hatte, mit 
Kunft, Religion, Wiſſenſchaft zuſammenkoppelte und die ihm 
andererſeits wieder, inſofern er für den Menſchen die Gemein⸗ 
ſchaft als überragende, ſelbſt unbegreifliche Macht darſtellte, 
den Platz in jener Sphäre der moraliſchen Freiheit verſagen 
mußte. Nachdem die übergeſchichtlichen Mächte als ſolche ihre 
Stelle im Syſtem über der Geſchichte eingenommen hatten, 
rückte der Staat, als der wahrhafte Inhalt der Geſchichte, 
im Syſtem unter dieſe, die dafür nun ihrerſeits, wie wir ſpäter 
noch genauer ſehen werden, zur Vollenderin des Staats werden 
konnte. hieß es 1805 von der „Regierung“ und überhaupt 
vom Staat, ſofern er unter „Konftitution“ abgehandelt wurde, 
ſie ſeien die „Liſt“, die ſich der bewußtloſen Einzelwillen zu 
höheren Zwecken bediene, ſo tritt nun, nachdem der Staat 
ſeinen Platz im Abſoluten geräumt hat, an dieſe Stelle die „Liſt 
der Vernunft“, alſo an die Stelle der „Regierung“ von 1805 
die Geſchichte: ein prägnanter Ausdruck für die geſchehene 
berſchiebung. | 

Der Staat als Erfüllung der moraliſchen Freiheit, ſoweit 
eine ſolche Erfüllung im Bannkreis der Geſchichte — in der 
„Welt“ — möglich ift, und der Staat als beherrſchende Macht über 
den Einzelwillen war alſo eins geworden. In beiderlei Be⸗ 
deutung ſchloß er jetzt den Syſtemteil, der 1805 „wirklicher“, 
dann ſpät in Nürnberg „praktiſcher“, endlich feit Heidelberg 
„objektiver“ Geiſt hieß. In beiderlei Bedeutung war die po— 
litiſche Gemeinſchaft die übergeordnete Macht, in welcher der 
Einzelwille ſich nur fand, wenn er ſich beugte; die Sphäre 
abſoluter Freiheit, wo der Geiſt wahrhaft ſich ſelber fand, 
war jetzt über der Erde des geſchichtlichen Lebens, im abſoluten 
dritten Teil der Geiſtesphiloſophie, gelegen. In beiderlei 
Bedeutung, als zwingende Macht über den amoraliſchen und 
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als das geſuchte Geſetz für den moraliſchen Einzelwillen, war 
er eins: das drückte ſich darin aus, wenn jetzt innerhalb de: 
objektiven Geiſtes als feine beiden Vorſtufen die Sphäten 
jener beiden Einzelwillen erſchienen: „Recht“ und „Moralität“ 
Auf welchem Wege die „Moralität“ am Ausgang der Nürnberger 
Seit dieſen Platz erreicht hatte, wurde gezeigt; für das Recht 
müſſen wir es nun betrachten. | 

Hegels Verhältnis zum Recht war feit dem Frankfurter Um- 
ſchwung im ganzen ein feindliches geweſen; er ſah in der pri 
vatrechtlichen Anſicht den ſchärfſten Gegenſatz zur politifchen. 
Seine älteſten ſyſtematiſchen Verſuche bringen es ſtets in engen 
Zuſammenhang mit dem wirtſchaftlichen Leben; in beiden i 
für Hegel der gleiche, nämlich der unpolitiſche Menſch der 
Träger. Schon der Aufriß des Syftems, den 1803 der Natur 
rechtsaufſatz gab, machte das „Syftem der Bedürfniſſe“ und da: 
ihm gleichgegliederte „Syſtem der Gerechtigkeit“ zu den beider 
Grundvorausſetzungen des Staates. Und dieſe enge Zuſammen— 
gehörigkeit von Wirtſchaft und Recht bleibt weiterhin beſtehen. 
So bildete noch 1805 die ganze Syftematif des „wirklichen 
Geiſtes“, nachdem ſchon der vorangehende pſpychologiſche Teil 
in „Beſitz“, „Arbeit“, „Unterſchied der Individuen“ die Grund: 
lagen dazu entwickelt hatte, ein feines Geflecht von rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Begriffen: die Hauptteilung iſt „Recht!, 
„Arbeit als Werk und Genuß aller“, „perſönliches Recht und 
Unrecht“, und jeder dieſer Abſchnitte legt ſich wieder in feinen 
Unterabſchnitten in entſprechender Teilung ſowohl rechtlich 
wie wirtſchaftlich auseinander. Dieſes Geſpinſt ſuchte nun 
die ſpäte Nürnberger Enzyklopädie zu zerreißen. Das Recht 
erhielt ſeinen eigenen Platz als die eine Unterſtufe des „pral: 
tiſchen Geiſtes“, während die Wirtſchaft in die damals als Ganzes 
„Staat“ genannte Gberſtufe einging. 

Damit kam ein lange angelegter Prozeß zum Abſchluß. 
Während nämlich Hegel in den Frankfurter Anfängen feines 
eigenen Staatsgedankens den Einzelnen ſchlechtweg, ohne 
Unterſchied, zu verleugnen geſucht hatte und ihm damals 
folgerichtig der Träger des Rechts und der des Eigentums dem 
idealen politiſchen Menſchen gegenüber in die gleiche Der- 
dammnis fielen, gewann der Politiker in Hegel zur Selbftjudt 
des Eigentümers allmählich, wie ſchon ausführlich dargeſtellt, 
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wieder ein Verhältnis. In feiner Lehre von den Ständen wurde 
ibm das Eigentum als ſolches gewiſſermaßen zur negativen 
Dorbedingung des Staats, der unpolitiſche „bourgeois“ die 
Grundlage für das Wirken des „im Staat lebenden“ politiſchen 
Menſchen. Dieſe Gegenſeitigkeit und Gegenſätzlichkeit, die Hegel 
geradezu als das Weſen des Staats — „Tragödie im Sittlichen“ 
— empfand, betraf nun im eigentlichen Sinn nur den Träger 
der Wirtſchaft, den des Rechts dagegen nur, ſofern er mit 
jenem zuſammenfiel. Gewiſſermaßen nur dem erwerbenden 
Menſchen bezeigte der Philoſoph feine Achtung; wo er ihm 
ſtatt auf dem Wege zum Geſchäft auf dem Wege zum Gericht 
begegnet, macht er ſich unverändert wie früher über den Prozeß⸗ 
fanatiker luſtig. Dieſe verſchiedene Behandlung wird nun 
endlich ſpſtematiſch fruchtbar. Nur das Recht verbannt Hegel 
neben die Moral in die Dorhallen des Staats. Die Wirtſchaft 
aber wird nun, wie ſie und nur ſie, nicht das Recht, als eine 
notwendige Dorausfegung des Staats anerkannt war, in naher 
berbindung mit dem Staate abgehandelt. Soviel iſt ſchon 
in der ſpäten Nürnberger Enzyklopädie ſicher erkennbar. Ja, 
ſo eng ſcheint Hegel nun, nachdem er einmal die Wirtſchaft 
vom Recht getrennt hat, ihre Derbindung mit dem Staat knüpfen 
zu wollen, daß er ihr gar keinen eigenen Platz anzuweiſen ſucht, 
ſondern ſie offenbar teils bei den Gewalten, teils bei den ge⸗ 
ſellſchaftlichen Ständen mitzubehandeln denkt. Jener merk⸗ 
würdige, zur „Tragödie“ geſchärfte Gegenſatz zwiſchen wirt⸗ 
ſchaftlicher und politiſcher Geſinnung, „Bourgeois“ und „im 
Staate lebendem Menſchen“, hätte dann die ſeit 18035 ausgeübte 
herrſchaft über das Syſtem völlig verloren. Soweit kam es 
nicht. Die Geſamtteilung des Syſtems der Geiſtesphiloſophie 
zwar konnte er nicht mehr beſtimmen; aber innerhalb eines 
Teils, und zwar eines Hauptteils, blieb er in Kraft. 

Das Syſtem der Enzyklopädie von 1817, das erſte durch den 
Druck veröffentlichte und, ſoweit ſchon ausgeführt, im weſent⸗ 
lichen endgültige, ſchöpfte der Abſchlußpoſition des „praktiſchen 
Geiſtes“ wie dieſem ſelbſt einen neuen und endgültigen Namen: 
wo im Nürnberger Syſtem innerhalb des „praktiſchen“ Geiſtes 
der „Staat“ geſtanden hatte, ſteht im Heidelberger innerhalb 
des „objektiven“ die „Sittlichkeit“. Und dieſe beiden neuen 
Namen bedeuten eine neue Möglichkeit der inneren Ausgeſtal⸗ 
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tung ihres Inhalts. Es ſtimmte zu dem Überſchießen der „Me- 
ralität“ über den Staat in dem Lebensjahrzehnt feit 1805, wenn 
die Nürnberger Enzyklopädie den „praktiſchen Geiſt“, auf deſſen 
Gipfel der Staat thronte, aus der Pfychologie des Einzel 
willens herleitete; fo ward der Verſuch von 1805, dieſe Willens 
pſychologie noch dem erſten Teil ſelbſt zuzuweiſen und erf 
mit ihrem fertigen Ergebnis, dem „Willen, der Intelligenz 
iſt“, den zweiten zu eröffnen, fallengelaſſen. Es entſprach ebenſo 
der endgültigen Faſſung, die den Staat in die Geſchichte münden 
ließ, wenn der alte Derfuch wieder aufgenommen wurde: 181 
bildet wieder die Pfychologie des theoretifhen und praktiſchen 
Geiſtes den erſten Teil, und ganz klar wird nun der Gegenſaz 
der beiden Teile gefaßt als „ſubjektiver“ und „objektiver Geiſt“ 

Indem ſo das „objektive“, alſo welthafte Weſen der Mittel 
ſtufe jetzt wieder ſtark betont wird, gewinnt ihr Abſchlußteil 
der in Nürnberg noch als Ganzes „Staat“ geheißen hatte, 
wieder einen, 1812 zwar noch nicht erfüllten, Anſpruch auf 
reichere, ſelbſt wieder welthaftere Ausgeſtaltung: der reiner 
Willenswelt des Staates werden ſich willenloſere Welten unter 
bauen; denn obzwar jene reine Willenswelt das Siel bleib, 
ſo wird ſie doch nun, entſprechend ihrem Auslaufen in die Ge— 
ſchichte, eingeſtellt nicht mehr wie bisher in das Werden de: 
Willens, ſondern in das Werden der Welt des Willens; ır 
ſie ja doch überhaupt von ihrer Stelle im wahrhaft Abſoluten, 
die fie wenigſtens mit einem Teil ihres Inhalts 1805 eingenom 
men hatte, verdrängt und nun eben nur noch die „Vollendun. 
des objektiven Geiſtes“. So beſchließt eigentlich die Benennung 
„objektiver Geiſt“ erſt das durch die Umſtellung der Geſchichte 
am Ausgang der Nürnberger Seit Angebahnte. Der Stan 
kann jetzt, da er Chorführer in einem Reigen von Welten mir. 
das in Nürnberg fozufagen eingefchludte wirtfchaftlich-geiel: 
ſchaftliche Leben wieder neben ſich dulden, und gleiczeit: 
kann er eine andere nun zu betrachtende Welt wieder in fein 
Nähe ziehen: die Familie. Mit Familie und Geſellſchaft zu 
ſammen bildet er nun, unter Annahme eines älteren Namen: 
über den Reichen des Rechts und der Moralität das Reich dei 
„Sittlichkeit“. 

Die „Familie“, um nun auch noch dies letzte Hauptitid 
der ſyſtematiſchen Gliederung auf dem Wege nach feinem end 
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gültigen Platz zu verfolgen, wurde von Hegel anfänglich ohne 
näheren Fuſammenhang mit dem Staat teils ſchon in den 
pſychologiſchen, teils in den juriſtiſch⸗ökonomiſchen Gegenden 
des Syſtems untergebracht. Die Anſicht, nach der die Familie 
der Bauſtein des Staates iſt, war bei Hegel in feinen natur- 
rechtlichen Anfängen ſowieſo ohne Nachfolge geblieben: dazu 
nahm der Jünger Hants und Fichtes den Begriff des freien 
Einzelmenſchen zu ſcharf. Es iſt dann, wie es ſcheint, eine hi- 
ſtoriſche Überlegung geweſen, die hier eine Anderung anbahnte. 
die Nähe, in welche 1805 Staat und „Moralität“ rückten und 
die ſich 1806 in der geſchichtsphiloſophiſchen Herabwertung des 
Staats ausprägte, ließ Begel in der Darftellung des Staats 
überhaupt eine Schwierigkeit ſehen, die er bisher teils bei- 
ſeite geſchoben, teils durch die Entgegenſtellung von Bourgeois 
und Staatsmenſch in der Tragödie des Sittlichen gelöſt zu 
haben meinte. Das eigentümlich Moderne dieſes notwendigen 
Gegenſatzes von wirtſchaftlich⸗ſozialer Selbſtſucht und politi- 
ſchem Gemeinſinn wurde 1806 durch die geſchichtsphiloſophiſche 
Juordnung zum Staat Ludwigs XIV. ſtärker als je betont, 
gleichzeitig aber war der Staat überhaupt den Anſprüchen des 
Individuums gegenüber zum erſten Male ſeit Frankfurt wieder 
ins Wanken gekommen; fo galt es, dieſem allgemeinen Dor- 
ſtoß des Einzelnen gegen den Staat nun auch für die Antike 
ſeinen Ort zu beſtimmen. Und dieſen Ort findet nun die Phä⸗— 
nomenologie in dem „Antigone“-Honflikt zwiſchen Staat und 
Familie. Denn nicht etwa die Familie als ſolche iſt hier das 
Opfer des Konflikts, ſondern Staat und Familie, „obere und 
unterirdiſche Götter“, ſind die unbeſiegbaren Mächte, zwiſchen 
denen der Menſch zerrieben wird. Gäbe es wirklich, wie Hegel 
ſelbſt anfangs und nach ihm mancher meinte, für den antiken 
Renſchen als allein berechtigte Macht nur die Polis, fo wäre 
zwiſchen Menſch und Gemeinſchaft nicht einmal Kampf mög⸗ 
lich; aber ſo iſt es, wie die Phänomenologie lehrt, nicht; jene 
zweite Macht die den Menſchen, und gerade ſein urſprüngliches 
Dafein, beanſprucht, die Familie, gibt ihm die Möglichkeit, 
unter dem Schutze anderer Götter, der „unterirdiſchen“, gegen 
die olympiſchen Staatsgötter Stellung zu nehmen. So tritt 
‚06 neben die moderne Tragödie des Wirtſchaftsmenſchen 
im Staat — „Tragödie im Sittlichen“ von 1806 — die antike 
7% 
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Tragödie des Familienmenſchen. In jener hatte ſich das Jn- 
dividuum des Privatrechts, in dieſer das Individuum des 
moraliſchen Geſetzes einen, wenn auch nur in tragiſchem Zwist 
zu behauptenden, aber ſo doch wahrhaft eigenen Platz zugleich 
in und neben dem Staat erkämpft. 

Während aber das Recht in ſeinem Verhältnis zum Staat 
Hegel ſeit 1799 nie mehr ernſthafte Schwierigkeiten gemacht hatte, 
war ihm, wie wir wiſſen, das Verhältnis des Moralgeſetzes zum 
Staat noch 1805 problematifh geworden. Schon die Hürm- 
berger Propädeutik rückt Staat und Familie nah zueinander; 
aber noch die ſpäte Nürnberger Enzyklopädie, welche Recht 
und Moralität erſtmalig als die Dorftufen des Staats behandelte, 
hat zwar bei dieſer ſyſtematiſchen Fernhaltung des Rechtz 
vom Staat die fruchtbare Einordnung von Wirtſchaft und Ge 
ſellſchaft unter den Staat, wie es ſcheint, nicht antaſten wollen; 
jedoch das in der Phänomenologie erſchloſſene Derhälmi: 
von Familie und Staat iſt in ihr ſyſtematiſch noch nicht gefaßt: 
während Wirtſchaft und Stände als die dem Staat zugekehrte 
Seite des Privatrechts beim Staat mitbehandelt werden, 
bleibt die Familie ihm noch fern; fie erſcheint unter „Morali 
tät“. Es iſt, als habe Hegel den jungen Gedanken, daß die 
Moralität unter dem Schutze der Familie dem antiken Staat 
gegenübertrat, noch nicht von der Vorſtellung des ſyſtematiſchen 
Aufammenhangs zwiſchen Staat und Moralität, den er nach 
1805 herzuftellen ſuchte, ablöſen können; als er jenen Au 
ſammenhang aufgab und die Moralität ihren Platz unterhalb 
des Staates erhielt, da ließ der Syſtematiker nicht, wie er es in 
Falle des Rechts mit der Wirtſchaft durchgeführt hatte, die den 
Staat zugefehrte Seite der Moralität, die Familienſittlichket, 
in enger FJuordnung zum Staate ſtehen, ſondern machte du; 
ſyſte matiſche Schickſal der Familie abhängig von dem der Motali⸗ 
tät. Erſt die nächſte Phaſe des Syſtems, die Heidelberger Enzy 
klopädie von 1817, iſt hier weitergegangen: ohne daß die 
große Einteilung „Recht, Moralität, Staat“ verändert wäre, 
wurde jetzt, gleichwie die Geſellſchaft vom Recht, ſo die Familie 
von der Moralität losgelöſt und in unmittelbare Nähe zum Staat 
gebracht, der hier nun zuſammen mit dieſen beiden ihm gerade 
durch ihre Selbſtändigkeit hülfreichen Welten das Reich der 
„Sittlichkeit“ bildet. Wie ſich Hegel das Verhältnis im einzelnen 
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dachte, ift bei der ſkizzenhaften Ausführung dieſer Syftemteile 
i817 kaum zu erkennen. Er ſcheint die Familie damals noch 
in eine beſondere Verbindung mit der Geſellſchaft bringen zu 
wollen, indem er in der Lehre von den geſellſchaftlichen Stän⸗ 
den die Familie dem öffentlichen — „allgemeinen“ — Beamten- 
ſtand und den — „beſonderen“ — Berufsſtänden als einen 
eigenen Stand, den der „Einzelheit“, anfügt; in dem Begriff 
„Einzelheit“ würde dann noch ihre urſprüngliche Einordnung 
in die Lehre vom moraliſchen „Individuum“ deutlich nachklingen. 
Aber drei Jahre ſpäter iſt die Syſte matik feſt geworden. Familie, 
Geſellſchaft, Staat, — die Familie die dunkle Nacht, in der ſich die 
Sittlichkeit des Staates erzeugt, die Geſellſchaft der trübe Werktag, 
in welchem ſich der Staat die äußeren Mittel ſeines Daſeins 
erarbeitet, der Staat der helle Feiertag des ſittlichen Lebens. 

Dies wären die Wege, auf denen die einzelnen Reiche des 
fittlihen Lebens bis zum Staat hin aufwärts ſich ihre Plätze im 
Syftem von 1817 und 1820 geſucht haben. Welches Bild bieten fie 
nun, nachdem ſie ihren Platz eingenommen haben, dem Beſchauerd 

Das Syſtem beginnt mit der Logik als der Lehre vom reinen 
denken, geht dann über zur Lehre von dem, was feinem Be- 
griff nach dieſem reinen Denken unzugänglich ſein ſoll, zur 
Naturphiloſophie, und ſteigt dann von hier als Philoſophie 
des Geiſtes zur dritten Stufe, auf der die Denkwidrigkeit der 
Natur ſelber als etwas Gedachtes gewußt wird; das Bewußt⸗ 
ſein der Untrennbarkeit vom Denken und Sein liegt hier ebenſo 
zugrunde wie auf den vorangehenden Stufen das ihrer Ge— 
trenntheit. Dieſes Bewußtſein des Suſammengehörens von 
denken und Sein iſt nun ſelber zunächſt bloß im Begriff vor- 
handen, es iſt, paradox geſprochen, noch unbewußt. Es iſt 
dieſes Bewußtſein ſchon „Geiſt“, letzthin Wille, aber ein Wille, 
der ſich noch nicht in eine Welt ergoſſen, noch nicht zu mannig⸗ 
fachen Geſtalten verdichtet hat, der noch einſam in der dumpfen 
Höhle ſeines Selbſt weilt: „ſubjektiver Geiſt“, Gegenſtand der 
pſychologie, über die Natur hinaus, doch noch ohne das Be- 
wußtſein dieſer Freiheit; er muß aus dieſer Enge heraus, ſeine 
Freiheit muß ihm eine Welt von Geſtalten der Freiheit werden; 
der ſubjektive Geiſt macht fo dem „objektiven“ Platz. Wir ftehen 
auf der Stufe der Bloßwirklichkeit des Geiſtes, gewiſſermaßen 
der Natur innerhalb des Geiſtes. 
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Der ſubjektive Geiſt war bloß die Form des Geiſtigen, 
das Göttliche lebte zwar in ihm, aber er war es deshalb nicht 
ſelbſt; er blieb gleichgültig gegen feine Inhalte und gewährte 
als Gefühl, Empfindung, Dorftellung, Gedanke mit gleicher 
Bereitwilligkeit den höchſten wie den gemeinſten Unterkunft. 
Umgekehrt iſt nur der objektive Geiſt bloßer Inhalt; das 
Göttliche tritt zwar an ihm in Erſcheinung, aber als ſeine 
letzte Wahrheit wird ſich ihm gerade das Ungöttliche, das 
bloß Irdiſche, die Vergänglichkeit enthüllen: die Geſchichte. 
Junächſt nun iſt der objektive Geiſt das, als was er geworden 
iſt; eine dem Ich, genauer dem Willen, äußerliche Welt. Dieſe 
Welt in ihrer ganzen Außerlichkeit iſt die Welt des Rechtz 
Die Subjektivität hat ſich hier allerdings in eine anſchauliche 
Dielheit von Subjekten, der Wille in eine Dielheit von ſich 
gegenſeitig anerkennenden „Perſonen“ verwandelt, aber dieſe 
Subjekte find Subjekte nur des Rechts; ihre Freiheit ift leere 
Gleichheit; in dieſer erſten Welt, die ſich das Ich gebaut hat. 
iſt es ohne allen Inhalt, ohne Seele. Gegen dieſes leere Rechts 
ſubjekt verlangt darum jetzt das beſeelte Ich, das „Herz“, ſein 
Recht. Auch es erbaut ſich feine Welt, die Welt der Moralität, 
in der Dorſätze, Abſichten, guter Wille, kurz alles, was nur im 
Innerſten des Menſchen wohnt, äußere Geltung beanſprucht. 
Aber dieſe Beſonderheiten der Moralität, wenn ſie als etwas ewig 
anderes der Allgemeinheit des Rechts gegenübergeſtellt wer 
den, entarten zu Willkür, zu Subjektivität im böſen Sinn; erſt 
wenn die Beſonderheit fich befinnt, daß fie nur die Befonder: 
heit des Allgemeinen iſt, erſt wenn das moraliſche Ich ſeine 
Freiheit, ohne fie aufzugeben, dem Gebote des Rechts unter: 
ordnet und fo andererſeits das kalt zwingende Gebot des Recht 
ſich mit dem Reichtum des einzelnen Willens erfüllt, geht eine 
Geiſtigkeit hervor, welche über die kühle Allgemeinheit de: 
Geſetzes wie über die hitzige Beſonderheit der Überzeugung 
gleichermaßen hinaus iſt, die Welt der Sittlichkeit als des Ein 
klangs von Freiheit und Geſetz. Aus der ununterſchiedenen 
„Perſon“, iſt nach dem Durchgang durch die eigenrichtige „Mo 
ralität“ die ſittliche „Individualität“ geworden. 

Doch dieſer ſittliche Menſch iſt ſeiner ſelbſt noch unbewußt, er 
will das eigene Einsſein mit der Allgemeinheit auf dieſer Stufe 
nicht ausdrücklich, er findet es vielmehr vor, er fühlt es; fo fteh! 
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er in der Familie, die ſich als die Welt zeigt, in der das Sittliche 
ein gleichſam naturhaft dunkles Leben führt, ein Leben der 
diebe, der Pietät. Er tritt aus dieſer urſprünglichen Dunkel⸗ 
beit heraus ins Tageslicht des Bewußtſeins; ſein Verhältnis 
zum Allgemeinen ſoll ihm ein bewußtes und nur bewußtes 
ſein; die Sphäre der Geſellſchaft, in die er ſo kommt, iſt die 
welt, die er ſich wiſſend und wollend — und zwar ganz be— 
ſtimmte, beſondere Dinge wiſſend und wollend — erbaut, die 
welt, deren höchſte Weisheit vom Einzelnen aus geſehen der 
berein, vom Ganzen aus geſehen die zweckbewußte Willkür 
des Polizeiſtaats iſt. In diefer Welt der felbftfüchtigen Intereſſen⸗ 
gemeinſchaften ſcheint nun das Sittliche, wie es zuvor in der 
Familie noch im Schlummer des bloßen Gefühls befangen war, 
jetzt wiederum ins entgegengeſetzte Extrem, ins Allzubewußte, 
Bloßwirkliche, Gefühlloſe und damit wieder ins Nichtſittliche 
auszuſchlagen. Das Sittliche im höchſten Sinn wird ſo das ſein, 
was die dumpf⸗gefühlvolle Naturhaftigkeit des Familien- 
ſittlichen und die zweckbewußte Klarheit des Gefellfchaftsfitt- 
lichen, wie es in der auf wirtſchaftlicher Intereſſengemeinſchaft 
beruhenden „Korporation“ erfcheint, gleichmäßig in ſich ſchließt; 
und dieſe Vereinigung geht vor im Staat. Hier will der Ein⸗ 
zelne die Einheit ſeiner ſelbſt und des Ganzen zugleich als der 
bewußt zweckſetzende Mitgenoſſe des geſellſchaftlichen Mechanis⸗ 
mus wie als Sohn der heimiſchen Erde. Und wie hier die ſitt⸗ 
lichen Grundgedanken von Geſellſchaft und Familie erſt zu— 
ſammenklingen, ſo iſt nun auch erſt der Staat, als die höchſte 
Blüte am Baum der Sittlichkeit, wahrhafte Einheit von 
Recht und Moralität; erft in ihm werden ſich jene beiden, die 
geſetzliche Bezwingung des Willens durch das Recht mit der 
gewollten Bezwingung des Geſetzes durch das Herz, verſöhnen; 
erſt hier verbinden ſich äußere Geſittung und innere Geſinnung. 

So geſchieht im endgültigen Syſtem das Hervorgehen des 
Staats aus dem Willen. Es iſt nun weiter zu betrachten, wie 
ſich auf den einzelnen Stufen dieſes ſyſtematiſchen Hervorgehens 
für Hegel das Bild der Dinge zeichnet, und welche Fäden ſeine 
Bilder mit der in ſie hineingebildeten Wirklichkeit verbinden 

Das Kecht, um jetzt, nachdem wir das Syſtem genetiſch 
begriffen haben, mit dem fyftematifch erſten anzufangen, iſt 
für Hegel das Privatrecht Roms. Die ganze ſyſtematiſche Stel- 
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lung, die er dem Recht gibt, beruht auf dieſem Umſtande, 
der ſeinerſeits natürlich durch das Zeitalter bedingt iſt. Die 
wiſſenſchaftliche Erforſchung des germaniſchen Rechts begann 
trotz aller ſeit dem ſiebzehnten und insbeſondere ſeit dem acht⸗ 
zehnten Jahrhundert ſchon geleiſteten Sammelarbeit doch erit 
mit Eichhorns großem Werk, im erſten Jahrzehnt des neunzehnten 
Jahrhunderts. Damals ſtand Hegels grundſätzliche Anſicht 
vom Weſen des Rechts ſchon feſt. Aber ſelbſt wenn das nicht 
der Fall geweſen wäre, fo wären jene Anfänge des Derſtänd⸗ 
niſſes deutſchen Rechts nicht geeignet geweſen, Hegels grund- 
ſätzliche Dorftellung zu erſchüttern. Denn dieſe Anfänge, den 
einzigen Jakob Grimm ausgenommen, der ihm aber wohl 
unbekannt blieb, ſtanden ſelbſt noch unter dem Bann des nun 
einmal am ausgebildeten römiſchen Recht geſchulten juriſtiſchen 
Denkens. Die grundſätzliche Erkenntnis vom weſentlich ge 
noſſenſchaftlichen, alſo gewiſſermaßen öffentlichen, Charakter 
des deutſchen Privatrechts ebenſo wie die Einſicht in den ur 
ſprünglich durchaus öffentlichrechtlich beſtimmten Geiſt des 
römiſchen Rechts, die heute unſere Dorftellung vom Weſen des 
Rechts überhaupt ſtark beſtimmen, ſind jüngeren Datums; 
fie verdanken beide mittelbar oder unmittelbar ihre Entſtehung 
nicht zum mindeſten dem Widerſtreit, den Hegel zwiſchen dem, 
wie er eben meinte, rein individualiſtiſchen Weſen des Rechts 
und den ſittlichen Anſprüchen des Staats ſah und der den Sy: 
ſtematiker zu ſeiner Beugung des Rechts unter den Staat 
veranlaßte; indem er fo den überrechtlichen, nämlich über dus 
individualiſtiſche Recht erhabenen Geiſt des Staates erkannte, 
ſchuf er einer künftigen Neuerkenntnis vom Weſen des Rechtz 
aus dem Weſen des Staats erſt den Boden. 

Nun darf man ſich dieſe Abhängigkeit Hegels von der Eiger: 
art des römiſchen Rechts nicht fo vorſtellen, als ob er etwa in 
den Fehler verfallen wäre, dies Recht mit Bewußtſein zu ver 
abſolutieren und die Rechtsformen der Gegenwart durch eir 
Jurückgehen auf die reine Urſprünglichkeit des „klaſſiſchen“ 
Zivilrechts Roms reinigen zu wollen. Von derartigen Beſtre⸗ 
bungen, wie fie damals in der Gefolgſchaft Savignys blühten, 
iſt der Philoſoph weit entfernt. Nur im Begriff des Rechts 
überhaupt hält er ſich an das reife Ergebnis der römiſchen 
Rechtswiſſenſchaft: er beginnt mit einer philofophifchen Ab 
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leitung des Begriffs der Perſon, nicht ohne ihn übrigens cha⸗ 
rakteriſtiſch umzubilden. Schon hier und überhaupt in dem ganzen 
Einordnen der Rechtswiſſenſchaft in die Philoſophie weiß 
er ſich im Gegenſatz zur jungen hiſtoriſchen Schule, einem Gegen⸗ 
ſatz, der ſich auch darin kundgibt, daß er den ſchon anrüchigen 
Namen des „Naturrechts“ dem ganzen Buch voranſetzt. Sein 
inhaltliches Ubereinſtimmen mit Savignys Richtung in der 
Anerkennung des weſentlich „poſitiven“ Grundzugs des Rechts 
verleugnet er, indem er ſich für die „wahrhafte hiſtoriſche An⸗ 
ſicht“, die zugleich der „echtphiloſophiſche“ Standpunkt ſei, 
nicht auf die Neueren, ſondern auf Montesquieu beruft. Ganz 
deutlich trennt er ſich hier dann von Savigny, wenn er die Ge⸗ 
ſetzgebung „im Fuſammenhange mit allen übrigen Beſtimmun⸗ 
gen, welche den Charakter einer Nation und einer Zeit aus⸗ 
machen,“ betrachtet. Wie ſchon in den früheſten Anfängen 
feines Denkens, gilt ihm, zum Unterſchied von Savigny, der 
bolks charakter für das Ergebnis, nicht für die Wurzel der Ge⸗ 
ſetzgebung. Er ſieht ſich aber durch dieſe Anerkennung des 
Biftorifchen im Recht als feiner wahren Rechtfertigung dann 
genötigt, anders als Savigny, dem der myſtiſche Urfprungs- 
begriff des Volksgeiſtes das erſparte, dem Recht einen eigenen 
„Urſprung“ zu ſuchen; er fand ihn in der Ableitbarkeit der 
juriſtiſchen Grundbegriffe aus der Philoſophie. Nicht im Gegen⸗ 
ſatz zum poſitiven konnte dies Naturrecht ihm gedacht ſein; es 
verhält ſich, wie er charakteriſtiſch ſagt, zu jenem wie Inſti⸗ 
mtionen zu Pandekten. 

Immerhin war, indem ſo dem hiſtoriſchen Recht die Not⸗ 
wendigkeit einer überhiſtoriſchen Ableitung geſichert blieb, 
bei aller Anerkennung des Biftorifchen hier doch eine andre 
Bewertung der Geſetzgebung, als im Savignyſchen Kreis, 
die natürliche Folge. Wenn das Recht ſelbſt zu den bildenden 
Kräften — „Momenten“ nach Hegels Sprachgebrauch — des 
Volkscharakters gehörte, ſo konnte die Berufung auf den Volks⸗ 
geiſt nicht dem geſetzgeberiſchen Willen grundſätzliche Schranken 
ziehen. So hat Hegel denn in teilweis recht erbitterten Tönen 
gegen Savignys Schrift von 1814 im Einklang mit Thibaut, 
zu dem er ſeit Heidelberg freundſchaftliche Beziehungen pflegte, 
Verwahrung eingelegt. „Einer gebildeten Nation oder dem 
juriſtiſchen Stande in derſelben die Fähigkeit abzuſprechen, 
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ein Geſetzbuch zu machen, . .. wäre einer der größten Schimpie, 
der einer Nation oder jenem Stande angetan werden könnte. 
Dieſe Anſchauungen und auch ihre nähere Begründung im 
Weſen alles hiſtoriſchen Erklärens, das gerade die Unbrauch 
barkeit der fraglichen Inſtitution für die Gegenwart anzeige, 
waren Hegel nicht erſt durch Savigny aufgedrängt; er hatte 
ſich ſchon 1802 im gleichen Sinne ausgelaſſen; immerhin ſetzte 
er ſich doch jetzt durch ſie in Gegenſatz zu dem gefeierten Mit 
glied der Berliner Juriſtenfakultät. Und es war ein weiterer 
und gleichfalls auch politifch bedeutſamer Honfliktspunkt nicht 
zwar mit dem Haupt der „hiſtoriſchen Schule“, aber mit dem 
Verfaſſer der „Lehre vom Beſitz“ gegeben in jenem Begriff der 
Perſon, den Hegel an die Spitze feines Buchs ſtellte und aus dem 
er Beſitz und Eigentum ſowohl als privatrechtliche Begriffe. 
wie nach ihren öffentlich rechtlichen Beziehungen abzuleiten 
ſuchte. 

Hegel faßte die Perſon, von der er fo gut wie die römiſche 
Kechtswiſſenſchaft ausging, als den inhaltsgleichgültigen, nur auf 
ſich ſelbſt, das heißt auf ſeine eigene Freiheit, gerichteten freien 
Willen. Er trat damit bewußt in Gegenſatz zur römiſchen Be 
griffsbeſtimmung der Rechtsperſönlichkeit — „der Menſch 
betrachtet nach ſeinem status, alſo der Menſch inſofern er ent 
weder Sklave oder Freier iſt“. Wenn er fo den Begriff der 
Gleichheit von allem, was Menſchenantlitz trägt, im Sinne des 
neueren Naturrechts gegen den antiken der ſelbſtverſtändlichen 
Naturverſchiedenheit der Menſchen ausſpielte, fo trennte er 
ſich doch gleichzeitig in dieſer Begriffsbeſtimmung bewußt auch 
von dieſem modernen Naturrecht, wie es Rouſſeau, Kant, 
Fichte ausgebildet hatten. Nach ihnen war Recht die gegen 
ſeitige Beſchränkung der einzelnen freien Willen, und dem— 
gemäß verſtanden ſie unter dem einzelnen freien Willen die 
zufällig⸗individuelle Willkür als ſolche, fo daß nur aus der med- 
ſelweiſen Beſchränkung dieſes Willens der Begriff des vernünf 
tigen allgemeinen Willens hervorgehen konnte; Hegel, inden 
er den Willen als den Edftein des objektiven Geiſtes erſt ver 
wandte, nachdem er ihn von allem zufälligen Inhalt ſchen 
in der Lehre vom ſubjektiven Geiſt gereinigt hatte, konnte um 
gekehrt gleich beginnen mit dem „allgemeinen Willen“ — 
einem allgemeinen Willen alſo, der nicht wie bei jenen Denkern 
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Refultat der unvernünftigen Einzelwillen iſt, ſondern der viel⸗ 
mehr die ſchon im Einzelwillen verborgene allgemeine Der- 
nunft bezeichnete. Es war das, genau beſehen, eine ungeheure 
berſchärfung des naturrechtlichen Gedankens. Das Individuum 
nicht mehr als ſolches, ſondern inſofern es vernünftig iſt, wurde 
zum Träger der Gemeinſchaft. Waren Kant und Fichte, indem 
ſie nicht den von ihnen entdeckten fittlichfreien Menſchen, fon- 
dern die willkürliche Triebnatur als rechtsphiloſophiſchen Aus⸗ 
gangspunkt nahmen, in Rouſſeau, den fie doch als Moral- 
philoſophen überwanden, fteden geblieben, fo führte Hegel 
nun ihren neuen Begriff der moraliſchen Freiheit auch in die 
Rechtsphiloſophie als Grundbegriff ein. Nicht negativ mit 
einem Beſchränkungsbegriff wie die Rechtsphiloſophie Kants, 
ſondern poſitiv, entſprechend der kantiſchen Formulierung des 
moraliſchen Imperativs, formulierte der Rechtsphiloſoph Hegel 
das „Rechtsgebot“: „ſei eine Perſon und reſpektiere die anderen 
als Perſonen“. Dieſer neue Begriff der rechtlichen Perſön— 
lichkeit aber wurde von den bedeutſamſten Folgen für die Ab⸗ 
leitung des Beſitzbegriffs. 

Da Hegel die zufälligen Beſtimmtheiten des Menſchen 
techtsphiloſophiſch im Begriff der Perſon von vornherein 
aufgehoben ſein ließ, ſo konnte ihm das rechtliche Verhältnis 
des Menſchen zur Sache nun nicht mehr eine dieſer zufälligen 
Beſtimmtheiten ſein, die er ja eben als rechtsphiloſophiſch 
unbeträchtlich beiſeite geſchoben hatte. Er konnte nicht mehr die 
perſon abgeſehen von der Sache behandeln; das Derhältnis 
zur Sache wurde ihm gewiſſermaßen eine rechtsphilofophifch- 
notwendige Eigenſchaft der Perſon. So mußte er die altehr— 
würdige Einteilung in Perfonen- und Sachenrecht, die Kant 
noch ohne Bedenken hatte übernehmen können, über Bord 
werfen. Eigentum, Vertrag, Unrecht wurde nun, 1820, ſeine 
Einteilung. Das „Eigentum“ war ihm das eigentliche Gebiet, 
auf dem ſich die rechtliche Perſönlichkeit auswirkte, — „das 
perſönliche Kecht weſentlich Sachenrecht“. Dadurch beſtimmte 
ſich nun feine Lehre vom Beſitz und Eigentum. Denn da ihm 
mit der Perſönlichkeit ohne weiteres ihr rechtliches Verhältnis 
zur „Sache“ geſetzt war, ſo mußte ihm der Beſitz, das heißt 
das natürliche Verhältnis des Menſchen zur Sache, juriftifch 
das eigentlich Wichtige ſein, dahingegen für jene Auffaſſung, 
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die im Verhältnis zur Sache nur ein hinzukommendes Merkmal 
zur auch ohnedies vorhandenen juriftifchen Perſönlichkeit er⸗ 
blickte, dies natürliche Verhältnis des „Beſitzes“ juriſtiſche Be⸗ 
ziehungen erſt gewann durch das vom Recht ſelber geſchafſene 
des „Eigentums“. 

So hatte Savigny in ſeiner berühmten Erſtlingsſchrift 
die raſch herrſchend gewordene Theſe aufgeſtellt, daß der Be— 
ſitz als ſolcher nach klaſſiſchrömiſchem Recht keinen Rechtsſchutz 
genieße, und daß die moderne Fortbildung des Pandektenrechts, 
die den Beſitzer unmittelbar, nicht erſt auf dem Umweg über 
den Eigentümer, ſchützte, eine auf Mißverſtändnis beruhende 
Derfälfchung darſtelle. Die praktiſch⸗politiſche Bedeutung diefes 
Gedankens, die allerdings Savigny ſelbſt kaum in Betracht 
gezogen hatte, lag auf dem Gebiet der mannigfach gemiſchten 
Eigentumsverhältniſſe, wie ſie ſich auf germaniſchem Boden aus 
dem Geiſt des Leiherechts insbeſondere für den Bauern ent 
wickelt hatten. Hier war es wirklich von höchſter Wichtigkeit, ob 
man aus der, wenn auch belaſteten, Nutzung eines Stück Lande; 
ein juriſtiſch ſelbſtändiges Anrecht darauf gegenüber dem nach 
klaſſiſcher Rechtsauffaſſung allein urſprünglichen, wenn auch 
vielleicht praktiſch ganz inhaltslos gewordenen, Recht des 
Grundherrn ableitete. Beſitz und Eigentum, letzthin deutſche 
und römiſche Rechtsauffaſſung, der usus modernus pandec- 
tarum, wie er hier ganz deutlich auch ins allgemeine Land⸗ 
recht eingegangen war, und ein rückblickend hiſtoriſches Er- 
neuernwollen „klaſſiſcher“ Rechtsbegriffe ſtanden ſich da gegen: 
über. Hegel war es, der dieſen Kampf auf dem Gebiete der 
Rechtsphiloſophie aufnahm. Wie das Allgemeine Landrecht jede 
ſelbſtnützige Inhabung als „unvollſtändigen Beſitz“ anerkannte, 
während die klaſſiziſtiſchen Romaniſten nur den „Herrn“, 
nicht den „Inhaber“ als juriſtiſchen Beſitzer gelten ließen, 
fo ſprach auch Hegel den Nießnutzer ohne weiteres als Eigen: 
tümer an und verwarf den Gedanken eines „Eigentums ohne 
Gebrauch“ als „leere Abſtraktion“; für die politiſch intereſſante⸗ 
ſten Derhältniffe — „dominium directum und dominium 
utile, der emphyteutiſche Vertrag und die weiteren Derhält 
niffe von Lehngütern mit ihren Erb⸗ und anderen Zinſen, 
Gilten, Handlungen uff.“ — behauptete er, wieder in genauem 
Anſchluß an den für ſtreng romaniſtiſche Köpfe höchſt ärgerlichen 
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Sprachgebrauch des preußiſchen und hier übrigens auch des 
öſterreichiſchen Geſetzbuchs, die dieſe Verhältniſſe beide als 
„geteiltes Eigentum” begriffen: hier ſeien „um der Laſten willen“ 
eben „zwei Eigentümer“, jedoch nicht etwa gemeinſchaftliches 
Eigentum anzunehmen. So fehr hatte er den römiſchen Begriff 
des Eigentums ſeinem klaſſiſchen Sinn entfremdet und ihn im 
Gefolge der gemeinrechtlichen und preußiſchen Rechtsentwick⸗ 
lung in den Begriff des Beſitzes hinübergezogen. Der Lehnſtaat 
des Mittelalters konnte ihm hier wie auch ſonſt — z. B. in 
der Gleichſetzung mittelalterlicher Stände und moderner Volks⸗ 
vertretungen — als Dorftufe der Ideen von 1789 gelten. Der 
Begriff des Eigentums als einer zufällig zur Perſon hinzu- 
kommenden Beſtimmung wich jenem neuen, welcher geradezu 
als das Weſen der „Perſon“ behauptete, daß ſie ſich eine Sphäre 
äußeren Daſeins ſchaffe; es iſt nicht zu weit gegriffen, wenn wir 
bei dem Schüler A. Smiths, der Hegel in ſeiner Anſicht vom 
Wirtſchaftsleben war, erinnern an jene weltgeſchichtlich folgen⸗ 
reihe Derfoppelung von „Reichtum“ und „Arbeit“, von welcher 
der große Schotte bei ſeiner Begründung des volkswirtſchaft⸗ 
lichen Individualismus ausgegangen war. Der tätige Gebrauch, 
nicht das tote Anrecht machte den Menſchen für Hegel zum 
Eigentümer der Sache. 

Und daß ſich Hegel mit dieſen Anſichten von dem Zueinan⸗ 
dergehören perſönlicher und wirtſchaftlicher Freiheit ſelber 
in ſolch großem hiftorifchen Huſammenhang wußte, das zeigt 
ſchlagend der Satz, in welchem er ſowohl ihre früheften Wurzeln 
am Beginn der neuen Spoche wie ihr unmittelbares Hervor⸗ 
treten in der jüngſten Gegenwart bezeichnet: „Es iſt wohl 
an die anderthalb tauſend Jahre, daß die Freiheit der Perſon 
durch das Chriſtentum zu erblühen angefangen hat und unter 
einem übrigens kleinen Teil des Menſchengeſchlechts allge⸗ 
meines Prinzip geworden iſt. Die Freiheit des Eigentums 
aber iſt ſeit geſtern, kann man ſagen, hier und da als Prinzip 
merkannt worden. — Ein Beiſpiel aus der Weltgeſchichte 
über die Länge der Zeit, die der Geiſt braucht, in feinem Selbſt⸗ 
bewußtſein fortzuſchreiten — und gegen die Ungeduld des 
Meinens.“ Indem er fo, vollbewußt, durch feinen eigentüm⸗ 
lichen Willensbegriff den individuellen Freiheitsgedanken in 
die Philoſophie des Privatrechts einführt und ihn hier zum 
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Begriff des freien Eigentümers auswachſen läßt, findet er, 
als erſter innerhalb der naturrechtlichen Bewegung, Anſchluß 
an das, was feit der Nacht vom 4. Auguſt in halb Europa ar 
ſchehen war. Er findet ihn nicht in blaſſer Allgemeinheit, er 
ſieht nicht etwa bloß die Freiheit der Perſon, ſondern er ſucht 
die feinen begrifflichen Fäden zwiſchen dieſer und der Freiheit 
des Eigentums unverwirrt auszufpannen. Nicht was das preu— 
ßiſche Bauernbefreiungs⸗Edikt vom Oktober 1807 in die ſtolzen 
Worte gekleidet hatte, daß es fortan in Preußen „nur nock 
freie Leute“ gebe, ſetzt ihn in Bewegung. Es iſt vielmebr, 
könnte man ſagen, das Vorkommen dieſes Satzes in einem 
weſentlich auf Befreiung des Eigentums gerichteten Gefer: 
gebungsakt, das für Hegels Aufſuchen der begrifflichen Zu 
ſammenhänge in Betracht kommt. Es war ja die politiſche 
Grundtatſache, mit der die preußiſche Reformpartei ſeit 180: 
rechnete und die etwa gleichzeitig mit Hegels Buch in den 
Aufzeichnungen des preußiſchen Staatskanzlers ihren klaſſiſchen 
Ausdruck fand, wenn dieſer ſich als Ausgangspunkt einer preu— 
ßiſchen Verfaſſung den Satz feſtlegte: „wir haben lauter freie 
Eigentümer“. Nicht das Vorkommen freier Eigentümer über 
haupt, ſondern die unbedingte politiſche Notwendigkeit, „lauter“ 
freie Eigentümer zu haben, war in der Welt der preußiſchen 
Reform das grundſätzlich Neue; und rechtsphiloſophiſch dieſe 
politiſche Bedeutung eines zunächſt, wie es ſcheinen konnte, 
rein privatrechtlichen Gedankens gefaßt zu haben, iſt Hegel 
Derdienft. Savigny war weit entfernt, dieſe Grundlage des 
neuen Preußens antaften zu wollen; es war nicht der Politik: 
in ihm, ſondern der romantiſch-hiſtoriſche Gelehrte, der hier den 
gedanklichen Anſchluß an die lebendige Seit verloren hatte: 
ſteht doch Savignys Name am Eingang des Geſchichts werke, 
in welchem ein genialer Hiſtoriker zum erſten Mal mit der jet 
Machiavell und Montesquieu feſtſtehenden Anſicht von der: 
widerrechtlichen Charakter der Liziniſchen Agrarreform grün 
lich brach; deutlich klangen in Niebuhrs gehaltenen und kr 
nigen Sätzen von 1811 die Hinweife auf die große Tat der prew 
ßiſchen Agrarpolitik. Und wiederum hat auch Hegel, nicht ganz 
ſo entſchieden zwar in der Rechtsfrage, ſondern hier noch in 
Sinne der Machiavell⸗Montesquieuſchen Auffaſſung, die jenen 
herben Staatsſinn weniger „ſchrecklich“ erſcheinen durfte als 
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dem rechtsgläubigen Frieſen, in der Sache doch ſich auf den 
gleichen Boden wie Niebuhrs Geſchichtswerk geſtellt, wenn er 
in jenen Vorgängen der römiſchen Geſchichte einen Sieg der 
„Privateigentümlichkeit“ über die „Gemeinſamkeit“ des Grund⸗ 
beſitzes ſah. Immerhin, bezeichnend bleibt dies, wie ſich die 
beiden, der Freund und der Gegner Savignys, mit dem neuen 
CTatbeſtand, wonach die Liziniſche Reform als ein Übergang von 
Domänen- zu Privatwirtſchaft erſchien, auseinanderſetzten: 
Niebuhr wies die Rechtmäßigkeit der Vorgänge auf; Hegel 
freute ſich über den Sieg des „vernünftigen Moments“, ob- 
wohl er „auf Koſten anderer Rechte“ geſchah. 

Erſchöpft ſind mit dieſer Behandlung des Eigentumsbegriffs 
die hier einſchlägigen politiſchen Fragen noch bei weitem nicht. 
Es bleibt vor allem die eine große, wie Hegel es vermied, ſich 
über die Notwendigkeit des Eigentums hinaus weiter zum Ge— 
danken der notwendigen Gleichheit des Eigentums vortreiben 
zu laſſen. Daß die praktiſche Politik dieſen Fortgang von der 
idividualiſtiſchen zur ſozialiſtiſchen Staatswirtſchaft nicht machte, 
nimmt weniger wunder, als daß eine ſo ſtark mit dem allge— 
meinen Perſonbegriff arbeitende politiſche Theorie um ihn 
berumkam. Die Antwort auf dieſe Frage liegt darin, daß Hegel, 
obwohl er ſchon mehrfach davon ſpricht, doch ſein letztes Wort 
darüber in dem Abſchnitt vom Recht noch nicht ſagt. Eben dies, 
daß er das Recht zwar als die eine Grundvorausſetzung, aber 
dennoch außerhalb der eigentlichen „Sittlichfeit" behandelt, 
und daß er ſowohl die Familie wie die Geſellſchaft ihm gänz- 
lich entzieht — ſo gänzlich, daß er ſeit 1820 den überlieferten 
Begriff eines Familienrechts überhaupt verleugnet und das 
Erbrecht in der Philoſophie der Familie, nicht des Rechts, 
behandelt —, eben dieſe ſyſtematiſche Trennung macht es ihm 
möglich, das Recht ſo zu ſeinem Recht kommen zu laſſen und 
es dennoch den höheren Sphären gegenüber in feſte Grenzen 
einzuſchließen. Wie ſchon geſagt, war es letzthin der indivi⸗ 
dualiſtiſche Geiſt des römiſchen Privatrechts der klaſſiſchen 
Epoche, gegen den Hegels alte politiſche Feindſchaft ſich kehrte 
und der ſo zugleich anerkannt und unſchädlich gemacht wurde. 
Recht, das dieſen Geiſt nicht hatte, ein Wille, der mehr als ſich 
ſelbſt wollte, war eben mehr als Recht und Rechts wille; da be⸗ 
gann für Hegel ſchon das Reich der „Sittlichkeit“ — Familie, 
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Geſellſchaft, Staat. Der bloße freie Eigentümer war als folder 
die eine Dorausfegung dieſes Reichs des Sittlichen; felber 
ſtand er noch nicht darin, er war „Perſon“, nicht Familienglied, 
nicht Berufsmenſch, nicht Bürger: nicht ſittlicher Menſch. 

Wenn Hegel die Familie aus ihren Rechtsbeziehungen 
ſo ganz loslöſte, ſo hing dies — wir ſahen es — zuſammen mit 
feiner Vorſtellung, daß das Recht Roms das typiſche Recht 
überhaupt und daß es ſeinem urſprünglichen Weſen nach ſtreng 
individualiſtiſch gerichtet geweſen ſei. Dieſe Dorftellung, der 
die Gewalt des römiſchen Familienvaters über die Seinen 
nicht fo ſehr als Ausdruck urſprünglich familien- oder ſippen⸗ 
mäßiger Volksgliederung, ſondern vielmehr einer unbeſchränk⸗ 
ten Rechtsfülle des, freilich bevorrechteten, Individuums galt, 
war nicht Hegel allein eigen; fie beherrſchte im ganzen die da: 
malige Wiſſenſchaft. Sie beruhte auf einer, wie man heute weiß, 
irrigen und auch ſchon damals von einzelnen, Gibbon z. B. 
und Montesquieu, angefochtenen, ſelbſt aber ſchon auf antike 
Überlieferung zurückgehenden Anſicht von der Entwicklung 
des römiſchen Erbrechts: am Anfang habe eine Seit vollkomme⸗ 
ner Teſtierfreiheit beſtanden, die in einem, heut übrigens gerade 
entgegengeſetzt verſtandenen, Satz der zwölf Tafeln ihre klaſſi 
ſche Faſſung gefunden hätte. Indem man fo die Entwicklung 
des geſetzlichen Erbrechts der Verwandten in Rom als bloße 
Horrektur eines urſprünglich rein individualiſtiſchen Eigentum; 
begriffs auffaßte, mußte Hegel, ſchon von dieſer vermögens 
rechtlichen Seite her, den hier ſcheinbar zugrunde liegenden 
Familienbegriff ablehnen. Da er aber gleichzeitig den indivi⸗ 
dualiſtiſchen Rechtsbegriff ſelbſt anerkannte, ja in ſeinem Be— 
griff der Perſon und der Notwendigkeit des Eigentums not 
überbot, ſo war er genötigt, die Familie und ihr Recht, ſo wie 
er es zu konſtruieren gedachte, aus der Philoſophie des Recktz 
überhaupt ſyſtematiſch herauszurücken und ihm einen andım 
Ort anzuweiſen. Wir wiſſen ſchon, in welchem Sinn er als folder 
die „Sittlichkeit“ wählte. Hier haben wir nun im einzelnen 
die zeitgeſchichtlichen Huſammenhänge dieſes Familienbegriff⸗ 
um deſſentwillen Hegel einen fo eingewurzelten Begriff wi: 
den des Familienrechts verleugnete, zu betrachten. 

Die Familie war von der Aufklärung, insbefondere not 
von Kant, ſtreng juriſtiſch, nach dem Schema eines Vertrags, 
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konſtruiert; das entſprach der allgemeinen Seitlage, in der die 
überlieferte patriarchaliſche Feſtigkeit des Familienverhältniſſes 
mit dem Bedürfnis nach verſtändiger Begründung, wie es der 
Aufklärung eignete, zuſammentraf; die Dernunftheirat war 
Regel und Ideal zugleich. Der Reaktion gegen dieſe Feit⸗ 
ſtimmung am Ende des Jahrhunderts und ihrem Pochen auf 
die unveräußerlichen Rechte des Herzens iſt es zuzurechnen, 
wenn der Gedanke der Liebe in der Folgezeit wieder in eine ſelbſt⸗ 
verftändliche Verbindung mit dem der Ehe trat. Hegel nun 
hat, wie wir wiſſen, in feinen Frankfurter Jahren dieſem ro⸗ 
mantiſchen Begriff der Liebe zeitweilig eine ganz grundlegende 
philoſophiſche Bedeutung beigemeſſen; ſchon damals zeigten 
ſich bei ihm eigentümlich unvermittelte Verſuche, von hier 
zu einer eigenen Konſtruktion der familienrechtlichen Verhält- 
niſſe zu kommen, Verſuche, die, wie wir noch ſehen werden, 
bis in die Rechtsphiloſophie von 1820 nachwirken. Aber nicht 
unmittelbar aus ihnen entſtand dem Philoſophen feine end- 
gültige Wertung der Familie; dazu mußte er erſt die romantiſche 
Epoche ſeines Denkens ganz überwunden haben, auch in dieſem 
punkt. Wie es geſchah, wie insbefondere an der Sophokleiſchen 
Antigone Hegel die Erkenntnis von dem ſtaatsgründenden 
Leben der Familie erwuchs, haben wir geſehen. So wie die 
Familie dann im Syſtem 1820 erſcheint — dem Staate gegen- 
über eine eigene ſittliche Macht und doch der eine Pfeiler, auf 
dem er ruht, — iſt ſie etwas durchaus Neues. Wohl war es 
ſchon im Altertum ausgeſprochen und auch im achtzehnten 
Jahrhundert keineswegs vergeſſen, daß die Familie das Grund» 
element des Staates ſei; aber das bedeutete etwas ganz anderes 
als bei Hegel. Ariſtoteles — und er iſt es, dem hier alle ſpäteren 
folgen — ſpricht nicht von der Familie als einer Gemeinſchaft 
im ſittlichen Gefühl, ſondern vom „Haus“, alſo von einer recht- 
lich⸗wirtſchaftlichen Einheit. So iſt das, was ihm und den Spä⸗ 
teren, die dieſen Begriff von ihm annehmen, aus ihm folgt, 
gewiſſermaßen eine Anerkennung der Familie, des „Hauſes“, als 
eines Elements der Staatsverfaſſung. Gerade dieſen Punkt aber 
lehnt Hegel, hierin ganz modern, ganz Menſch von nach 1789, 
ab. Die Familie iſt ihm — dies das Weſen ihrer fyftematifchen 
Stellung — ein außerſtaatliches Gebilde. Sie iſt, als Organi⸗ 
ſation, kein Glied des Staatskörpers, ſondern ihr Verhältnis 
Roſenzweis, Hegel und ber Staat. II. 8 
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zum Staat erſchöpft ſich darin, daß fie die Werkſtatt iſt, in welcher 
der vom Staat vorausgeſetzte Geiſt der Individuen bereitet wird 
War vor Hegel das Haus ſelber ein Stück des Staatsganzen, 
ſo jetzt bei Hegel erſt der im Haus erzogene Menſch. Darum 
konnte Hegel, obwohl er die Familie als eine daſeiende Welt 
konſtruierte, nicht auf das Gefühl, die „Liebe“, verzichten. 
Die ſyſtematiſche Stellung der Familie ergab ſich ihm daraus, 
daß fie, auf dem Gefühle ruhend, ſelber eine Pflanzftätte des 
Gefühls, aus dem die ſittliche Geſinnung hervorwuchs, werden 
konnte. Hierin gipfelte die einſt an der Antigone gewonnene 
Erkenntnis vom Haus als einer ſelbſtändigen ſittlichen Macht 
gegenüber dem Staat. Was dem attiſchen Dichter ein Konflit: 
war zwiſchen dem heilig⸗ ehrwürdigen Recht, auf dem ein wahrer 
Bürgerftaat ruhen ſollte, und der rohen Gewalt eines „Ty 
rannen“, das hatte ſich der moderne Philoſoph, dem der „Tyrann“ 
nicht ſo ſchrecklich und ſo ſtaatswidrig erſchien wie dem Athener 
des perikleiſchen Zeitalters, abſichtslos umgedeutet; das Recht 
des Staats — für den Athener, deſſen Volk den Anſpruch erhob, 
das frömmſte unter allen Hellenen zu fein, durchaus auf der 
Seite der frommen Schweſter — war dem Schüler der großen 
Staatsrechtslehrer Machiavell, Robespierre und Napoleon un— 
vermerkt auf die Seite Hreons gerückt: der Tyrann vertrut 
ihm den Staat, die Schweſter eine ganz andre, dennoch auch 
berechtigte und gerade dem Staat gegenüber wahrhaft bered- 
tigte ſittliche Ordnung, das Haus. Von dieſer Grundanſicht. 
wonach die Familie als ein gefühlsbegründeter eigener fit: 
licher Körper mit eigenem Sweck nicht im Staat, wenn auch 
für den Staat, erſchien, geht Hegels Auseinanderſetzung mi 
dem geltenden Familienrecht aus. 

Es iſt von vornherein klar, daß dieſe Familienlehre, |: 
eigen fie immer war, ſchließlich doch mit dieſem geltenden Rech 
gewiſſe Berührungspunkte hatte. Insbeſondere Hegels An. 
erkennung des „Gefühls“ um der daraus hervorgehenden 
ſtaatsgründenden Geſinnung halber, konnte ſich wohl verbinden 
mit der gemäßigt aufkläreriſchen Richtung des preußiſchen Land 
rechts, bisweilen ſelbſt mit dem napoleoniſchen Recht, die beide 
den Vertragsgedanken in der Ehe, ſoweit er mit der ſtaatlichen 
Ordnung oder auch mit den kirchlichen Anſprüchen verträglich 
war, anerkannten. Wie äußerlich und im Grunde zufällig 
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hieſes ZHuſammentreffen auch war, auf wie ganz verſchiedenen 
Vorausſetzungen es beruhte, — es hat dennoch zu einer Reihe 
zenauer Entſprechungen zwiſchen Hegel und den preußiſchen 
Rechtszuſtänden geführt, Entſprechungen, die freilich zum Teil 
hren Grund auch ſchon darin haben mögen, daß Hegel in ſeinen 
Frankfurter Lehrjahren gerade dieſem Recht ein genaueres 
Studium gewidmet hat. So iſt ſchon die durchaus unromani— 
ſtiſche Beſtimmung des Ehezwecks, wonach er „auch in der 
gegenſeitigen Liebe und Beihilfe allein erſchöpft ſein kann“, 
ganz landrechtlich, ja außer dem charakteriſtiſchen Hegelſchen 
Betonen der „Liebe“ faſt wörtlich übereinſtimmend mit dem 
Hatz des friderizianiſchen Geſetzbuchs: „auch zur wechſelſeitigen 
Unterſtützung kann eine gültige Ehe geſchloſſen werden.“ Daß 
in der Behandlung der kirchlichen Mitwirkung beim Eheſchluß 
Hegel ziemlich genau mit der unter Altenſtein damals ge— 
übten Praxis übereintrifft, mag vorläufig nur erwähnt ſein. 
Dagegen gehört hierher die Behandlung der Scheidungs- 
gründe. Das Landrecht ging nicht ſo weit wie der Code, der 
urſprünglich und in ſeiner in Deutſchland gültig gebliebenen 
Faſſung beiderſeitige Einwilligung als genügend anſah; es 
erlaubt fie, wenigſtens bei beerbter Ehe, dem Richter nur, wenn 
„nach dem Inhalt der Akten der Widerwille ſo heftig und tief 
eingewurzelt iſt, daß zu einer Annäherung und zur Erreichung 
der Zwecke des Eheſtands gar keine Hoffnung mehr übrig bleibt“. 
hegels Paragraph lieſt ſich wie ein vom Erforderlichſein der 
„Innigkeit der ſubjektiven Gefinnung und Empfindung“ aus- 
gehender philoſophiſcher Kommentar hierzu: „So wenig ein 
Iwang ſtattfinden kann, in die Ehe zu treten, ſo wenig gibt 
es ſonſt ein nur rechtliches poſitives Band, daß die Subjekte 
bei entſtandenen widrigen und feindſeligen Geſinnungen und 
handlungen zuſammenzuhalten vermöchte. Es iſt aber eine 
dritte ſittliche Autorität gefordert, welche das Recht der Ehe 
gegen die bloße Meinung von ſolcher Geſinnung und gegen 
die Jufälligkeit bloß temporärer Stimmung uff. feſthält, dieſe 
von der totalen Entfremdung unterſcheidet, und die letztere 
konſtatiert, um erſt in dieſem Fall die Ehe ſcheiden zu können“. 
Deutlich allerdings wird der verſchiedene Ausgangspunkt, 
wenn man bedenkt, daß bei unbeerbter Ehe das Landrecht 
gegenſeitige Einwilligung als genügend anſieht; hier bricht 
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der grundſätzliche Vertragsſtandpunkt der Aufklärung dutch, 
während Hegel bei ſeiner Grundanſicht eine ſolche erleichternde 
Ausnahme aus reinen Bequemlichkeitsgründen natürlich nicht 
zulaſſen kann. — Genaue AÜbereinſtimmung wieder bei ganz 
verſchiedenem Ausgangspunkt beſteht in der Frage der ehe⸗ 
hindernden Verwandtſchaftsgrade. Das Landrecht hatte die 
allgemeine Richtung auf weitgehende Wegräumung der to- 
maniſtiſchen und kanoniſtiſchen Zinderniſſe, worin es fowohl 
den Code wie das ja ebenfalls aufkläreriſche öſterreichiſche 
Geſetzbuch hinter ſich ließ. Hegel ſcheint nun geradezu die be 
treffenden Paragraphen des preußiſchen Geſetzbuchs auf einen 
der eigenen Grundanſicht entnommenen Geſichtspunkt zu 
rückführen zu wollen, wenn er die Derwandtenehe deswegen 
für verboten erklärt, weil die Ehe eine freie Hingabe der Per 
ſönlichkeiten nur da bedeuten könne, wo kein natürliches Band 
ſchon vorher binde, alſo nur wenn Mann und Frau „getrennten 
Familien“ angehören. Wirklich hat das Landrecht mit einer ein⸗ 
zigen begründeten Ausnahme nur innerhalb der eigentlichen 
Familie, zwiſchen Eltern und Kindern ſowie zwiſchen Befchwiftern, 
hier aber auch bei vollkommenem Fehlen der Blutsverwandt- 
ſchaft, alſo auch zwiſchen Stiefeltern und Stiefkindern, die Eh 
ausgeſchloſſen. — Abweichend vom preußiſchen Recht führt 
Hegel das eheliche Güterrecht durch. Er ſetzt nämlich, genau 
umgekehrt wie das Landrecht, Gütergemeinſchaft — „gemein 
ſames Eigentum“ — voraus, die durch den Ehevertrag nur 
eingeſchränkt werde. Beſonders wenn man bedenkt, wie jene 
erſten Frankfurter Reflexionen über die „Liebe“ in eine Kor- 
ſtruktion der inneren begrifflichen Notwendigkeit ehelicher Güter 
gemeinſchaft ausliefen, iſt es wohl nicht zu viel gewagt, wenn 
man auch hier ein Hervorbrechen des grundſätzlich dem ber 
tragsgedanken entgegenſtehenden eigentümlich Hegelſchen fü 
milienbegriffs erblickt; es gehört hierher auch der Gegenſan 
zwiſchen Hegel und dem Landrecht, daß dieſes ein „freies ber 
mögen“ der Kinder anerkennt, während Hegel keinem Glied de: 
Familie beſonderes Eigentum zugeftehen will. — In der Kinder. 
erziehung folgt Hegel wieder faſt bis in die Reihenfolge hinein 
„Ernährung“, „Erziehung“, „Dienfte der Kinder“, „Zucht“ — 
der Dispoſition des Landrechts: Verpflegung, Erziebun; 
und Unterricht, elterliche Sucht, dann drei bei Hegel nicht er 
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wähnte Punkte, dann die Pflicht der Kinder zu häuslichen 
Dienſten. Dieſe letzteren, die das Landrecht im Sinne des vor⸗ 
induſtrialiſtiſchen Feitalters begrenzt auf Hilfe in Wirtſchaft 
und Gewerbe der Eltern, beſchränkt auch Hegel auf „das Ge— 
meinſame der Familienſorge überhaupt“; und ebenſo wie das 
Landrecht als Rechtsgrund der „elterlichen Zucht“ nur die 
„Bildung“ der Kinder anerkennt, weiſt auch Hegel die „Gerech— 
tigkeit“ als Grund der elterlichen Füchtigungen ab und erkennt 
mit einer ihm geläufigen Umſchreibung — „Erhebung des All- 
gemeinen in .. Bewußtſein und Wille“ — gleichfalls die Bil- 
dung als einzigen Rechtsgrund an. 

Im Erbrecht endlich ſchloß ſich Hegel, wie ſchon ausgeführt, 
entſchieden und vollbewußt der modernen Rechtsentwicklung an. 
vielleicht ſelbſt, daß er hier ein Bewußtſein hatte, germaniſche 
gegen römiſche Rechtsanſchauung zu vertreten; denn es war 
Pütters ſpeziell zur hiſtoriſchen Unterſtützung des modernen 
Fürſtenrechts entwickelte Anſchauung, daß die Unftatthaftigfeit 
des Teſtaments im älteſten deutſchen Recht erklärt werden müſſe 
aus dem urgermanifchen Prinzip des gemeinſamen Familien- 
eigentums; und ſchon vorher hatte Thomaſius die deutſche Aus⸗ 
ſchließlichkeit der geſetzlichen Erbfolge gegenüber dem römiſchen 
Teſtament gerühmt. So bezeichnet auch Hegel die Beerbung als 
das Eintreten in den „eigentümlichen Beſitz“ des „an ſich gemein⸗ 
ſamen Vermögens“. Auch hier, natürlich wieder nicht in der Be— 
gründung, aber in der Sache ſelbſt, trifft er genau zuſammen mit 
dem Landrecht, das ebenfalls, gegenüber dem gemeinen Recht 
wie gegenüber dem Code und erft gar gegenüber dem öſterreichi⸗ 
ſchen Geſetzbuch, ſtatt des römiſchen Antretungs⸗Prinzips die un⸗ 
bedingte Gültigkeit des Erbanfall-Prinzips zugrundelegt. 

Aber Hegels letzte Deranlaffung zu dieſer Stellungnahme 
liegt noch tiefer, als ihre Begründung ſcheinen läßt. Das wird 
deutlich, wo er die weitere Steigerung des familienhaften Charak⸗ 
ters des Erbrechts, wie ſie im bäuerlichen Anerbenrecht ſowie im 
Fideikommiß vorliegt, grundſätzlich ablehnt. Nicht auf das „Ab⸗ 
ſtraktum“ des Stamms, deſſen „was Familie überhaupt heißt“, 
nicht auf die Großfamilie alſo kommt es an, ſondern auf die fon- 
krete „eigentümlich wirkliche“ Familie. Nur fie kann ihm eben 
leiſten, was er verlangt; nur aus der „Empfindung für wirkliche 
gegenwärtige Individuen“ kann ein ſittlicher Geiſt hervorgehen, 
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der nicht Geiſt Einzelner oder eines Standes, ſondern die vom 
Staat benötigte Sittlichkeit Aller iſt. Deshalb muß „nicht diefes 
Haus oder Stamm, ſondern die Familie als ſolche“ durch das 
Erbrecht erhalten werden. Die Notwendigkeit der Familie, in der 
doch der Einzelne als ſolcher kein Eigentum hat, gilt dem Philo- 
fophen als ebenfo allgemein wie die Notwendigkeit des Eigen- 
tums für die Perſon. Und nun ift feine Stellungnahme im Erb- 
recht gegen das freie Teſtament zu verſtehen als der Ausgleich 
dieſer beiden allgemeinen Notwendigkeiten. Der Einzelne muß 
Eigentum haben, nur darin bewährt er ſich als Perſon. Aber 
durch die Willkürfreiheit, die dieſer Einzelne im Recht beſitzt und 
für deren kraſſeſten Ausdruck Hegel die „altrömiſche“ Teftierfrei- 
heit nimmt, iſt die Allgemeinheit des Eigentums in Gefahr. 
Die Teſtierfreiheit gilt es alſo zu beſeitigen, um das Eigentum 
für die „Perſon“ zu ſichern, indem man es — vor der „Perſon“ 
ſichert. So wird es in der Familie verankert, in der ja der Menſch 
als Einzelner anerkannt wird, ohne daß er dadurch im indivi- 
dualiſtiſch⸗ rechtlichen Sinn „frei“ wäre. Das Erbrecht der Familie, 
begründet auf die Gemeinſamkeit des Familienvermögens, dient 
dazu, die notwendige Verbindung von Perſon und Eigentum 
aufrechtzuerhalten, ohne den Staat oder die Geſellſchaft un— 
mittelbar bemühen zu müſſen. Es iſt die erſte und entſcheidende 
Grenzlinie, durch die ſich Hegels Theſe des für jeden Einzelnen 
notwendigen Eigentums im voraus vom Kommunismus ab 
fondert, der einige Jahre danach in der Perſon des St. Simon: 
Jüngers Bazard das Erbrecht der Familie als ſeinen eigentlichen 
Gegner erkennen ſollte. Der weitere Schritt nach dieſer Richtung, 
den Hegel im Abſchnitt von der „Geſellſchaft“ tut, iſt nur die 
Folge dieſes erſten. 

Die bürgerliche Geſellſchaft — das Wort ſtammt nicht von 
Hegel, hat aber durch ihn ſeinen ausgeprägten Sinn bekommen. 
Es iſt keinem Teil feines ſtaatsphiloſophiſchen Syſtems fo unver 
änderte Anerkennung durch die wechſelnden Beurteilungen des 
Ganzen hindurch gezollt worden wie dieſem; keiner auch hat 
eine ſo weitreichende äußere Nachwirkung gehabt. Das Wott, 
um mit ihm zu beginnen, war am Ausgang des achtzehnten 
Jahrhunderts, hauptſächlich durch ein Buch Ferguſons, ſehr ver. 
breitet. Begels Tat war, daß er ihm mit vollem Bewußtſein 
einen ſtreng begrenzten Sinn gab: er nannte Geſellſchaft da; 
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menſchliche Gemeinleben in den größeren Verbänden und ſelbſt 
im Staat und über den Staat hinaus, inſofern es nicht Leben des 
Staats ſelber war, ſondern nur in mehr oder weniger umfaſſenden 
Beziehungen zum Staate ſtand. Dadurch ſchuf er ſich die Mög 
lichkeit, den naturrechtlichen Begriff des Verhältniſſes von Menſch 
und Gemeinſchaft in ſeinem Syſtem aufzunehmen, ohne ihn 
herrfjchend werden zu laſſen. Ausdrücklich erklärte er, der ja 
einſt als Primaner ſelber ſich Sulzers mit dieſer Verwechfſlung 
durchweg arbeitendes Buch ausgezogen hatte: es ſei der Fehler 
des Naturrechts geweſen, Geſellſchaft und Staat zu verwechſeln, 
indem es den Staat vorgeſtellt habe „als eine Einheit verſchiede⸗ 
ner Perſonen, die nur Gemeinſamkeit iſt.“ In der bürgerlichen 
Geſellſchaft gilt jene Anſicht, die nur wiſſen will von ſelbſtändigen 
Einzelnen, die verbunden ſind nur „durch ihre Bedürfniſſe und 
durch die Rechtsverfaſſung als Mittel der Sicherheit der Per— 
ſonen und des Eigentums und durch eine äußerliche Ordnung 
für ihre beſonderen und gemeinſamen Intereſſen.“ Sie iſt der 
„äußerliche“, der „Not“, der „Verſtandesſtaat“. 

Wie ſich ihm ſelbſt dieſe Syſtematik entwickelt hatte, iſt uns 
bekannt. Die ſcharfe Scheidung, durch die innerhalb einer „or- 
ganiſchen“ Staatsanſicht das Recht der „mechaniſchen“ gewahrt 
blieb, war ihm aufgedrängt zunächſt durch die anſcheinende Un⸗ 
widerleglichkeit der A. Smithſchen Grundgedanken. Die Wirt⸗ 
ſchaft, wie fie den Anfang des Teils bildet, iſt ſein urfprüng- 
lichſter Inhalt. Sie zunächſt beſtimmt, ſowohl biographiſch wie 
geiſtesgeſchichtlich, den Begriff, den Hegel ſich vom Ganzen 
macht: das auf die Selbſtſucht aller begründete „Syſtem all⸗ 
ſeitiger Abhängigkeit.“ Aber ſchon bald kriſtalliſieren ſich an 
bieſen Kern andere äußerliche Staatsfunktionen an, Rechtsſchutz 
und „Polizei“ in dem weiten Sinn, den das Wort damals hat, 
wo es das ganze Gebiet der inneren Verwaltung bezeichnete, 
ſowie ihr Gegenbild, die Selbſtverwaltung der „Korporation“. 
1820 aber iſt noch ein Letztes hinzugekommen: die Wirtſchaft 
sieht jetzt einen Teil der Staatslehre in ſich hinein, der dem 
Philoſophen bislang als ein Stück der „Staatsverfaſſung“, ja 
enfangs im Gegenſatz zur Staatsregierung als der wahre Inhalt 
jenes Worts gegolten hatte: die Lehre von den Ständen. Erſt 
biermit kommt dieſer Gedanke des „äußerlichen Staats“ zu ſeinem 
Abſchluß: nicht bloß der wirtſchaftende, der rechts- und ſicher⸗ 
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heitsſuchende, nein der Berufsmenſch überhaupt, der Menſch 
als Glied ſeines Standes, gehört der „Geſellſchaft“ an; für den 
Staat iſt er — unmittelbar und zunächſt — nichts von alle dieſem: 
wie der Staat von der Geſellſchaft, ſo ſcheidet ſich der Menſch als 
Staatsträger von der „beſonderen Perſon“ als dem Gliede der 
Geſellſchaft. Indem dieſer, übrigens nur „der modernen Welt“ 
angehörende, Begriff der Geſellſchaft zu Ende gedacht wird, 
entſteht Platz für den modernen Begriff des Staatsbürgers. 
Das iſt die wichtigſte und biographiſch ſpäteſte Folgeerſcheinung 
des Hegelſchen Geſellſchaftsbegriffs. 

Das Wirtſchaftsleben — „Syſtem der Bedürfniſſe“ — ſiebt 
Hegel mit den Augen der klaſſiſchen Nationalökonomen de; 
Weſtens; er nennt rühmend die Reihe Smith- Say Ricardo. Er 
übernimmt die Vorausſetzung, mit der dieſe Schule dem metho⸗— 
diſchen Grundgedanken des Naturrechts auf wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaftlichem Gebiet ein faſt hundertjähriges Nachleben geſichert 
hat: das Umſchlagen „der ſubjektiven Selbftfucht in den Beitrag 
zur Befriedigung der Bedürfniſſe aller anderen“ und das Ent- 
ſtehen des „allgemeinen Vermögens“ aus dieſer „allfeitigen Der- 
ſchlingung der Abhängigkeit aller“. Aber wie ſchon 1802, jo be 
tont er auch jetzt ſofort, daß die Möglichkeit für den Einzelnen, 
am allgemeinen Vermögen teilzunehmen, bedingt iſt durch 
„Kapital“ und „Geſchicklichkeit“. Doch weit gefehlt, daß ihm da: 
raus eine Kritik des Grundbegriffs der wirtſchaftlichen Harmonie 
erwüchſe, ſieht er darin vielmehr die Rechtfertigung der Der: 
mögensungleichheit der Menſchen. Rein wirtſchaftlich begreift 
er nun die Notwendigkeit der Stände aus den allgemeinen Der- 
ſchiedenheiten der Arbeit. Es ſind noch immer die alten drei 
Stände von 1802. Aber ſie haben ihr Geſicht verändert. Schon 
daß ihre Gliederung wirtſchaftlich und nicht mehr ethiſch-pſycho⸗ 
logiſch abgeleitet wird, bezeichnet einen bedeutſamen Umſchwung; 
die Standesſittlichkeit iſt jetzt nur noch Ergebnis, nicht mehr 
Vorausſetzung des Standes. Die freie Berufswahl, ſchon 180: 
als das moderne Prinzip anerkannt, wird durch die rein wir 
ſchaftliche Auffaſſung der ſtändiſchen Gliederung erſt wahrhaft 
als Leitgedanke durchgeführt; beide, die freie Berufswahl und 
der wirtſchaftliche Ständebegriff, gehören zuſammen. 

Gleichwohl anerkennt der Politiker ſtändiſche Derfchieden- 
heiten auch jetzt. Abgeſehen von dem ſpäter zu beſprechenden 
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ſtändiſchen Aufbau der Volksvertretung, geſchieht es beſonders 
in der Hegel eigentümlichen Begründung der Geſchworenen⸗ 
gerichte. Im weſentlichen zwar hat er ſich hier den revolutionären 
Grund angeeignet, auf dem das Inſtitut in Preußens rheiniſcher 
Provinz beruhte und aus dem es von den deutſchen Liberalen 
ſeit kurzem zur programmatiſchen Forderung erhoben war: 
jedem gebildeten Menſchen“ ſtehe die Erkenntnis eines Tat- 
beſtandes zu, und es ſei das „Recht des Selbſtbewußtſeins der 
Partei“, ſich von ihresgleichen beurteilt zu wiſſen. Aber an 
dieſen letzten Gedanken des notwendigen SZutrauens der Partei 
zum Richter knüpft ſich ſchon jener andere: das Zutrauen gründe 
ih vornehmlich auf die Gleichheit der Partei mit dem Ent- 
ſcheidenden „nach ihrer Beſonderheit, dem Stande u. dal.“ 
hier nimmt Hegel die ältere, mehr germaniſch als revolutionär 
begründete Forderung eines Standesgerichts auf, wie er ſie ſchon 
1802, damals vielleicht im Hinblick auf das preußiſche Landrecht, 
formuliert hatte. Was die einzelnen Stände betrifft, ſo hatte der 
etſte ſchon 1805 das Anſehen eines grundbefigenden Gffiziers⸗ 
adels verloren und ſtark bürofratifche Füge angenommen; die 
kurze Bemerkung, die Hegel ihm jetzt widmet, zeigt deutlich, daß 
ibm weſentlich ein Berufsbeamtenſtand vorſchwebt; die beſondere 
Beziehung, die der erſte Stand 1802 zum Bauern hatte, iſt ver⸗ 
ſchwunden. Der Bauer, ohne im ganzen ſeine Sphäre zu über⸗ 
ſchteiten — außer in dem einen Punkt, daß die Land wirtſchaft 
neuerdings „auch auf reflektierende Weiſe wie eine Fabrik“ be- 
trieben wird —, iſt nicht mehr mit dem Spott von 1802 und auch 
noch 1805 dargeſtellt; er bearbeitet einen Boden, der „ausſchließen⸗ 
des Privateigentum zu fein fähig iſt“; der Grundadel ſcheint ihm 
jugeordnet, ſtatt daß er wie 1802 den erſten Stand allein inne⸗ 
hätte; gar von einer beſonderen Vermittlung des ſtaatlichen 
Rechtsſchutzes für den Bauern durch den Adel, die 1802 gefordert 
wurde, iſt nicht mehr die Rede. Nur daß überhaupt irgendwie 
das Recht zwar nicht in feinem Inhalt aber in feiner Form, alſo 
die Rechtfprechung, dem Bauern in anderer, offenbar ein- 
saherer, Weiſe entgegenzutreten habe als den anderen Ständen, 
das iſt auch jetzt noch geblieben; dieſer Umſtand wird aber jetzt 
zuſammengeſtellt mit dem verſchiedenen herankommen der ge⸗ 
meinſamen Bildungs⸗ und Glaubensinhalte an die einzelnen 
Stände überhaupt. Der Bürger-, oder wie es bezeichnenderweiſe 
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heißt, der Gewerbeſtand wird, gemäß Anſätzen von 1805, ge- 
ſpalten in Handwerks⸗, Fabrikanten⸗ und Handelsſtand. Auch 
ihm gegenüber zeigt Hegel nichts mehr von jener Ironie, mit der 
er 1802 den, zwiſchen Offiziersadel und bäuerlichem Soldaten, 
„der Tapferkeit enthobenen“ Stand betrachtet hatte. So das 
Bild der Stände 1820. 

Es iſt das Bild einer neuen deutſchen Geſellſchaft, das ſich 
hier bei Hegel wiederſpiegelt, und insbeſondere das Bild der 
Geſellſchaft, wie ſie der preußiſche Staat dieſer Jahrzehnte in 
ſeinem Inneren beherbergte. Das wird klar eben am Vergleich 
mit jenem durch Vermittlung des Landrechts gleichfalls ſtark ur 
den preußiſchen Suſtänden orientierten Ständeideal des Pbilo— 
ſophen von 1802. Die Stände ſind jetzt als ſolche zunächſt nicht 
bloß nach ihrer Bedeutung im Rahmen des Staats, ſondern als 
ſelbſtändige wirtſchaftlich⸗geſellſchaftliche Bildungen gewertet. 
Es gibt — dies ein ganz entſcheidender Unterſchied zwiſchen 180. 
und 1820, wie zwiſchen dem Preußen von damals und nun, — 
keine Unterſchiede mehr in ihrer militäriſchen Bedeutung; 1802 
war das geradezu das hervorſtechendſte Merkmal geweſen. Der 
erſte Stand iſt der Stand des Staatsdienſtes, nicht mehr des 
Grundadels; unter „Beamten“ faßte ſchon das Landrecht auch 
Lehrer, Geiſtliche, Offiziere; und ſo verſtanden, war wirklich in 
dieſen Jahren nach 1815 nicht mehr der Adel des Allgemeiner 
Landrechts, ſondern dieſer moderne Beamtenſtand der wahrhat: 
„erſte“ Stand im preußiſchen Staat. Der Bauernſtand, zur 
Teil ſchon durch die Rationalifierung des Betriebs — ſeit 180. 
wirkte Thaer auf Möglin — ein Gewerbeſtand geworden, über⸗ 
all nach Möglichkeit auf eigener Scholle ſeßhaft gemacht, mit dem 
Gutsherrn zuſammen in Standesgemeinfchaft, in der Recht; 
pflege nicht mehr vom Grundadel als ſolchem abhängig — die 
Patrimonialgerichte werden vom Gutsherrn, aber ohne Unter 
ſchied feines bürgerlichen oder adeligen Geburtsſtandes, beſtell 
und durchaus nur als ein übertragenes Stück ſtaatlicher Recht 
verwaltung ausgeübt. Der Bürgerſtand endlich nicht mehr ein 
Stand von ängſtlichen Kleinbürgern; ſondern Fabrikant, Kaut- 
mann, Handwerker feine typiſchen Vertreter; noch ſind die drei 
gleichmäßig für den Stand charakteriſtiſch; eine Intereffenver: 
ſchiedenheit innerhalb des Standes macht ſich nicht bemerkbar. 
Gegenüber dem Landwirt, den ſeine Abhängigkeit vom Walten 
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der Natur leicht zur Unterwürfigkeit gegen Menſchen geneigt 
macht, wird dem Stande als ganzem Selbſtgefühl, Freiheitsſinn 
und die Forderung rechtlicher Fuſtände zugeſchrieben. Man ſieht: 
noch iſt der politiſche Unterſchied von Stadt und Land keines- 
wegs überbrückt, noch ſchlafen andererſeits in der ſtädtiſchen Be- 
volkerung die inneren Gegenſätze, die fie ſpäter in ſich entzweien 
ſollten; ſchon treten in dieſer Bevölkerung — doch noch nicht als 
führendes und beſtimmendes Element — die modernen Stände, 
der Fabrikant, der Großkaufmann, hervor. Wenn man von den, 
allerdings bedeutenden, provinziellen Unterſchieden des damali⸗ 
gen Preußens abſieht und mehr die gerade in dieſen Jahrzehnten 
Jurh den Staat beginnende innere Annäherung der räumlich 
getrennten, geſellſchaftlich zueinandergehörigen Schichten im 
Men und Weſten der Monarchie in Betracht zieht, die ſich in 
den Derfaffungsfämpfen der vierziger Jahre zeigen ſollte, fo 
entſpricht dieſem Bilde das Hegelſche ſo genau, wie es bei einer 
immerhin philoſophiſch verallgemeinernden Darſtellung eben 
möglich iſt. Sie entſpricht ihm vor allem in dem einen Fug, durch 
den ſich die Geſellſchaft Preußens, abgeſehen von ſolchen Unter- 
ſchieden, die in der vergangenen Geſchichte begründet waren, am 
deutlichſten von der Englands oder Frankreichs unterſchied: 
einen vierten Stand, einen Stand der Induſtriearbeiter gab es 
als Stand in Preußen noch nicht, und ihn gibt es als Stand auch 
nicht in Hegels Syſtem. 

Nicht als „Stand“. Denn die Erſcheinung ſelbſt war Hegel 
nicht verborgen geblieben. Dafür hatte ſchon ſeine Aufmerkſam⸗ 
kit auf die Zuſtände, insbeſondere Englands geſorgt. Schon 
1802 hatte er den A. Smith noch ganz fern liegenden und viel⸗ 
leicht von Necker 1775 zuerſt ausgeſprochenen Gedanken ent— 
wickelt, daß der Reichtum die Tendenz zur „Anhäufung“ bei „ein⸗ 
ſelnen ungeheuer Reichen“ habe und alſo notwendig „mit der 
Sefften Armut verbunden“ ſei; und er hatte aus diefer Akkumu⸗ 
luionstheorie des Kapitals die moraliſche Auflöſung des Gewerbe— 
ſtandes als eine Gefahr, der die Regierung „aufs höchſte ent- 
R genarbeiten“ müſſe, entwickelt. Das Mittel ſah Hegel damals, 
obne die Notwendigkeit zu verkennen, daß auf jeden Fall ein 
Teil des Standes „zur Fabrikarbeit aufgeopfert und der Roheit 
überlaſſen werde“, in einer „Konſtitution“ des Standes: die nun 
emmal unvermeidlichen wirtſchaftlichen Abhängigkeitsverhält⸗ 
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niſſe ſollten durch zunftartige Fuſammenfaſſungen von Arbeit: 
gebern und nehmern in derſelben Körperfchaft verperfönlidt 
und alſo verſittlicht werden, wobei zugleich eine geſetzliche Mehr: 
inanſpruchnahme des Reichen für die öffentlichen Laſten vol 
ſchwebte. Es galt alfo, dem Gewerbeſtande durch eine Neu- 
organiſation im beginnenden Zeitalter der kapitaliſtiſchen Groß 
betriebe einen neuen Standescharakter zu geben. Dieſe Gedanken 
kehren nun, nachdem fie 1805 zurückgetreten waren, 1820 fänt- 
lich wieder. Inzwiſchen war die von Hegel ſchon 1802 ſo rieſen⸗ 
groß geſehene ſoziale Verſchiebung ſoweit vorgeſchritten, daß, 
wenigſtens in Weſteuropa, bald die Seit der erſten umfaſſenden 
ſozialiſtiſchen Wirtſchaftstheorien herankam. Hegel trägt teil 
weiſe ſeine alten Gedanken vor, wenn er jetzt eine ausführliche 
Theorie der „Korporation“ entwickelt und einer Erneuerung des 
alten Funftweſens das Wort redet, die aber Arbeiter und Ka 
pitaliſten in gemeinſamen Hörperſchaften zuſammenfaſſen muß. 
Der Auflöfung der Zunftverfaſſung ſchreibt er einen „nicht zu 
überſehenden“ Teil der beängſtigenden ſozialen Erſcheinungen 
des beginnenden kapitaliſtiſchen Feitalters zu. Nur einen Ceil, 
den Hauptgrund ſieht er im Aufkommen der Maſchine und der 
dadurch bewirkten Veränderung der Arbeitsverhältniſſe. Auch 
abgeſehen von dieſer jetzt nur noch bedingten Befürwortung der 
Horporation als eines Heilmittels gegen die ſozialen Schäden 
des Kapitalismus wird man heute ſchwerlich mehr ſo glatt dieſen 
Gedanken Hegels als „reaktionär“ beifeite ſchieben, wie man da: 
zu in der Ara des wirtſchaftlichen Liberalismus wohl geneigt 
war. Es iſt vor allem der genannte grundlegende Unterſchied 
des Hegelichen Vorſchlags von allem Funftweſen ins Auge zu 
faſſen: die Einſchließung von Arbeitgeber und nehmer in die 
gleiche „Korporation“; ſchon die Zeit vor dem Krieg, deren ic 
ziale Utopiften den „Fabrikparlamentarismus“, deren joziak 
Realpolitifer den Tarifvertrag erſtrebten, hätte hier in Bea,‘ 
ihren Ahnen erkennen dürfen. Von der Gegenwart ganz zu 
ſchweigen. 

Den eigentlichen Grund der ſozialen Miſere ſieht Hegel, wie 
geſagt, in der „Mechaniſierung“ der Arbeit. Ausdrücklich ver 
weiſt er auf die engliſchen Fuſtände, an denen ſich dies ftudieren 
laſſe. Wie 1802 ſucht er die Konzentration des „Reichtums“ aus 
den Begriffen des Bedürfniſſes, des Genuſſes und der Arbei 
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betzuleiten. Die „Vereinzelung und Beſchränktheit“ der Arbeit 
im Zeitalter der Maſchine auf der einen Seite, die grenzenloſen 
Yedürfniffe auf der andern begründen „die Abhängigkeit und 
not der an dieſe Arbeit gebundenen Klaſſe, womit die Unfähig⸗ 
leit der Empfindung und des Genuſſes der weiteren Fähigkeiten 
und befonders der geiſtigen Vorteile der bürgerlichen Geſell⸗ 
ihaft zuſammenhängt.“ Auf diefer Grundlage geht der Prozeß 
nun von felbft immer weiter. Hegel rührt an den bei fran⸗ 
zöſiſchen Theoretikern des achtzehnten Jahrhunderts zuerſt auf⸗ 
getellten Begriffszuſammenhang von Derelendungstheorie, in- 
dufttieller Refervearmee und ehernem Lohngeſetz, wenn er in 
einem eigenen Paragraphen über den „Pöbel“ — das Wort 
Proletariat war noch ungebräuchlich — ſagt: „Das Herabſinken 
einer großen Maffe unter das Maß einer gewiſſen Subſiſtenz⸗ 
weife, die ſich von ſelbſt als die für ein Mitglied der Geſellſchaft 
notwendige reguliert, — und damit zum Derlufte des Gefühls 
des Rechts, der Rechtlichkeit und der Ehre, durch eigene Tätig⸗ 
keit und Arbeit zu beſtehen, — bringt die Erzeugung des Pöbels 
bervor, die hinwiederum zugleich die größere Leichtigkeit, unver⸗ 
bältnismäßige Reichtümer in wenige Hände zu konzentrieren, 
mit ſich führt.“ Die pſychologiſche Begriffsbeſtimmung des 
„öbels“, die er hier gibt, weiſt ſchon auf den Grund hin, aus 
welchem er, hierin echt im Geiſte der bürgerlichen Wirtfchafts- 
lebte des neunzehnten Jahrhunderts, Staatshilfe von vorn⸗ 
herein ablehnt: fie wäre „gegen das Prinzip der bürgerlichen 
Geſellſchaft“ — eben den wirtſchaftlichen Individualismus — 
„und des Geßühls ihrer Individuen von ihrer Selbſtändigkeit 
und Ehre.“ Ebenſo aber lehnt er die Anerkennung des Rechts 
auf Arbeit ab: fie mache das Übel ebenfalls nur ſchlimmer, das ja 
eben auf dem Überfluß der Produktion und dem Mangel an 
Konfumenten beruhe. Er faßt die Lage zuſammen in einem 
genialen Schlagwort, das die unmittelbaren Erſcheinungen — 
„Übermaß der Armut und Erzeugung des Pöbels“ — völlig im 
Heiſte des ſpäteren wiſſenſchaftlichen Sozialismus begreift aus 
dem Weſen der Geſellſchaft im ganzen und nicht als einen durch 
Heine Mittel zu hebenden Krankheitszuſtand einzelner Teile: 
die Geſellſchaft ift „bei dem Übermaße des Reichtums nicht reich 
genug.“ Nur beiläufig und zum Beleg feines Verzweifelns an 
alen „direkten“ Mitteln einer karitativen oder wirtſchaftsrefor⸗ 
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meriſchen Sozialpolitik, mit Ausnahme des einen der Schaffung 
moderner Zunftorganiſationen, erwähnt er hier als das, direkteſte“ 
Mittel, das man in England und vornehmlich in Schottland „e: 
probt“ habe, dies: „die Armen ihrem Schickſal zu überlaſſen une 
fie auf den öffentlichen Bettel zu verweiſen.“ Denn er felbit 
wie er die Sache im Weſen der bürgerlichen Geſellſchaft begründe: 
ſieht, weiß auch ſchon das ebenfalls im Weſen, in der inneren 
„Dialektik“ dieſer Geſellſchaft begründete und alſo nicht auf die 
Symptome, ſondern auf die Wurzel des Übels gerichtete heil 
mittel: eben „dieſe ihre Dialektik“, alſo dieſe unvermeidlichen, mu 
dem Weſen der bürgerlichen Geſellſchaft gegebenen Mißftände 
treiben die bürgerliche Geſellſchaft über ſich ſelbſt hinaus. Der 
Außenhandel zunächſt, weiter die Koloniſation — Dinge, von 
denen er in dieſem ſozialpolitiſchen Fuſammenhang früher nidt: 
gewußt hatte, — bewirken die Umformung der bürgerlichen 
Geſellſchaft, durch die fie, „teils einem Teil ihrer Bevölkerung 
in einem neuen Boden die Rückkehr zum Familienprinzip, teils 
ſich ſelbſt damit einen neuen Bedarf und Feld ihres Arbeit: 
fleißes verſchafft.“ Alſo Umwandlung des induſtriellen Menſchen 
überſchuſſes in bäuerliche Koloniften und Schaffung neuer Märkte, 
— das iſt die ſozialpolitiſche Bedeutung von Welthandel und 
Kolonien. Letztere wohlgemerkt nicht in der „ſporadiſchen“ Weile 
der damaligen deutſchen Auswanderung, welche ohne Nutzer 
für das Mutterland bleibt, ſondern als bewußte Kolonialpolitif. 

Mit dieſer Löſung der fozialen Frage läßt Hegel die zen— 
genöſſiſche Theorie weit hinter ſich; fo wie er auch, vom Stand- 
punkt der heutigen Volkswirtſchaftslehre aus geſehen, Marxen; 
Mehrwerttheorie des Kapitalismus, die fo ganz auf der Voraus- 
ſetzung des ausweglos geſchloſſenen Wirtſchaftsſyſtems beruht, 
hier im voraus aufhebt. In Deutſchland iſt der Gedanke in diefem 
SZuſammenhang politiſch wirkſam erſt in den letzten Jahrzehnten 
vor dem Krieg ausgeſprochen, und es iſt ſeltſam zu ſehen, wie 
Hegel bei dieſer Gelegenheit über die Bedeutung des Welt 
handels für den Volkscharakter Worte von jener inneren An 
ſchauungskraft und weltfreudigen Begeiſterung aufbringt, wie 
ſie in jenen Jahrzehnten dem Herold dieſes Gedankens, Friedrich 
Naumann, zuſtrömten, wenn er hiervon anhob: vom Meer, vo 
ſeiner völkerbelebenden Macht, wie hier „das Feſtwerden an der 
Erdſcholle und den begrenzten Kreiſen des bürgerlichen Lebens 
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mit dem Elemente der Flüſſigkeit, der Gefahr und des Unter- 
gangs“ verſetzt wird und wie deshalb „alle großen, in ſich 
trebenden Nationen zum Meere drängen.“ — 

Wenn Hegel im Sinne der führenden Richtung feiner Zeit 
die Notwendigkeit des freien Eigentums hatte denken können, 
obne ſich zum Gedanken des notwendig gleichen Eigentums fort⸗ 
treiben zu laſſen, fo hatte er ſich das ermöglicht durch feine Lehre 
von der familiären Gebundenheit des Eigentums. Dieſer Lehre 
aber, das verkannte er nicht, drohte die Gefahr, an ſeinem eigenen 
Begriff der bürgerlichen Geſellſchaft wieder zu zerbrechen. Ging 
doch gerade nach ſeiner eigenen Begriffsableitung die Geſellſchaft 
bervor aus der ewigen Auflöſung der Familie; das Heraustreten 
zus der Familie macht das Familienglied zum Mitglied der 
bürgerlichen Geſellſchaft. Als ſolches nun fand es eigentlich nur 
m Bauernſtand die natürliche Grundlage eines an feſten Fami⸗ 
lenbeſiz gebundenen Berufslebens; im Gewerbſtand dagegen 
jehlten entſprechende natürliche Bindungen. Hier ſetzte nun 
fegels Lehre von der „Korporation“ ein: fie bildete, dem Staat 
gegenüber mit einer gewiſſen Selbſtverwaltung ausgeſtattet, für 
das Individuum des Gewerbſtandes eine „zweite Familie“. 
Erſt hier wird das Familienleben geſichert. Viel ſtärker als in 
der Beziehung zum Problem des vierten Standes kommt hier das 
„Aeaktionäre“ der Hegelſchen Korporationslehre heraus. Zwar 
it Hegel weit entfernt, die „mittelalterliche“ Zunft erneuern zu 
wollen; keinesfalls ſollte ſeine Korporation, wie jene, dem Staat 
gegenüber eigene Berechtigung beſitzen. Aber immerhin, vom 
siandpunkt der herrſchenden Gewerbefreiheitslehre war es doch 
ein gewaltſames Mittel; Hegel brauchte es, um die Grundvor⸗ 
ausſetzung — Notwendigkeit des freien Eigentums — aufrecht⸗ 
erhalten, ohne daß fie ihm das Konzept verwirre. Die Frei⸗ 
heit des Gewerbes, die ihm wie den deutſchen, wenigftens nord- 
deutſchen, Feitgenoſſen in der Theorie ſeit A. Smith als felbft- 
erſtändliche Forderung feſtſtand — „im ganzen“ ſtellt ſich das 
lichtige Verhältnis“ zwiſchen Produktion und Konſumption „von 
ſelbſt“ her —, macht jetzt ſo wenig wie 1802 und 1805, und aus 
hen gleichen Gründen wie damals, die Staatsaufficht über Preis- 
ldang, Lebensmittelqualität uſw. überflüſſig. Und wenn Hegel 
ger noch in grundſätzlicher Ubereinſtimmung mit der klaſſiſchen 
bolkswirtſchaftslehre Englands blieb, ſo ging er mit der weiteren 
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Einſchränkung der Gewerbefreiheit durch zunftähnliche Korpo: 
rationen weit von feinen Lehrern, den Smith, Say, Ricardo, ab. 
Daß die Sicherung des Familienvermögens eine Dorausſetzung 
für das ihnen allen felbftverftändliche Beſtehen des Privateigen- 
tums ſei, hatten dieſe bei weitem nicht mit der Schärfe erkannt 
wie Hegel, und daher lag für ſie auch keine Notwendigkeit vot, 
dieſe Sicherung mit fo ſtarken Mitteln zu bewerkſtelligen, wie fie 
Hegel für angebracht hielt. 

Abgeſehen von dieſer ihrer im weiteren Sinn ſozialpolitiſchen 
Bedeutung, entſpringt aus der „Korporation“ gleichwie aus det 
Familie auch ein Teil der Geſinnung, die der Staat vorausfekt: 
das Individuum weiß hier „anerkannt, daß es einem Ganzen, 
das ſelbſt ein Glied der allgemeinen Geſellſchaft iſt, angehört und 
für den uneigennützigeren Zweck dieſes Ganzen Intereſſe und 
Bemühungen hat: — es hat fo in feinem Stande feine Ehre. 
Familie und Korporation zuſammen bilden die Wurzel des 
Staats, beide nicht, wie alle ältere Sozialwiſſenſchaft das ge 
meint hatte, als Organiſationen, aus denen ſich der Staat zu— 
ſammenſetzen oder aufbauen würde, fondern als Erzeugungs 
ftätten derjenigen Geſinnung, die der Staat vorausſetzt. Die 
Korporation erfüllt dieſe Aufgabe insbeſondere als Verſittlichun. 
der urſprünglich rein auf den Egoismus des Einzelnen geſtellten 
„bürgerlichen Geſellſchaft“. Zum naturhaft-unbewußten Sich 
einfügen in ein Ganzes erzieht den Menſchen die Sitte de: 
Baufes; das bewußt⸗zweckvolle Arbeiten für die Bedürfnilie 
einer Gemeinſchaft lehrt ihn die Korporation. Hegel ſelbſt be 
zieht den Gegenſatz von Familie und Korporation ſehr fein auf 
den von Land und Stadt, Bauer und Bürger. Auf beide baut 
ſich der Staat auf; beider Geſinnung, und beider zugleich, jest 
er voraus. Daß Hegels Staatsphiloſophie vom Begriff de: 
Willens anhebt, daß ſie es verweigert, dieſen Willen einſeitig al 
den formellen Willen der Rechtsperſönlichkeit oder auch als die 
freie Willkür des moraliſchen Menſchen zu faſſen, — daß ſie viel 
mehr den Willen des ſittlichen Individuums über rechtlichen 
Swangswillen und moraliſches Gemüt hinaushebt: das führt jezt 
zu einem entſcheidenden Ergebnis. Hegels Staatskonſtruktion 
ſucht ſich als ihre Grundlage den Begriff einer Staatsgeſinnung. 

Die neuere naturrechtliche Bewegung, an deren Ende Hegel 
ſich mit dieſer wiſſenſchaftlichen Tat ftellte, ging, wie wir ſchon 
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ausführten und nun näher betrachten müſſen, vom Einzelnen 
aus und ſuchte von da her den Begriff der Gemeinſchaft zu ge⸗ 
winnen. Im Einzelmenſchen kannte ſie wohl ſeeliſche Triebe, 
die mittelbar oder unmittelbar der Gemeinſchaft zutreiben, aber 
ſie ahnte anfangs nichts von einem bewußten und zugleich als 
notwendig gewußten Willen zur Gemeinſchaft. Sie konnte da⸗ 
von nichts wiſſen wollen. Denn ihr Ziel war eben, das Werden 
der Gemeinſchaft aus dem ſchlechthin losgelöſten Einzelmenſchen 
zu konſtruieren, deſſen Triebe, ſelbſt wo fie etwa die Gemein⸗ 
ſchaft zum Gegenſtand hatten, bewußt nur auf die eigene Be— 
ftiedigung hinſteuerten. Es war gerade das hiftorifche Derdienft 
des Naturrechts, dies und nichts anderes erſtrebt zu haben. Der 
Eigenwert oder wenigſtens das Eigenrecht der Gemeinſchaft galt 
als nicht zu bezweifelnder Inhalt der Offenbarung. Das Natur⸗ 
techt als weltliche Wiſſenſchaft hatte im Sinne jener Jahrhunderte 
Großes geleiſtet, wenn es das Gleiche auf Grund rein weltlicher 
Dorausfegungen erwieſe, ſei es um die offenbarte Wahrheit da- 
durch zu beſtätigen, ſei es um ſie überflüſſig zu machen. Als 
ſolche rein weltliche Vorausſetzung bot ſich aber von ſelbſt der 
Begriff des egoiſtiſchen Individuums, wie ihn das römiſche Recht 
zugrunde legte und wie ihn auch die Kirche als den des Menſchen 
außerhalb der Offenbarung hinſtellte. Von hier aus ſind die 
Staatskonſtruktionen des Grotius wie des Hobbes, Tockes wie 
Rouſſeaus unternommen, fo kam die Aufgabe an Kant und 
fihte, und fo wurde fie noch von ihnen gelöſt. Doch bei den 
dentihen Denkern war das, was bei ihren Vorgängern guten 
Sinn hatte — das Ausgehen vom „natürlichen“ Menſchen — 
ein Widerſpruch zum eigenen Syſtem. Sie hatten, als die erſten 
im Gebiet der chriſtlichen Kultur ganz von jener dualiſtiſchen 
Dorausfegung losgelöſten Geiſter, einen moraliſchen Begriff des 
Renſchen aufgeftellt, der in keiner Beziehung mehr Folie oder 
Gegenſatz zu einem offenbarten Menſchbegriff ſein wollte. 
In Kant und Fichte erhob erſtmalig in der neueren Welt die 
moraliſche Vernunft den Anſpruch, ganz aus eigener Kraft das 
Geſetz des Lebens zu beſtimmen, ohne von vornherein die Mög⸗ 
lichkeit anderer Quellen eines ſolchen Geſetzes zuzugeben. Da⸗ 
mit war im Grunde einem Naturrecht alter Art der Boden weg⸗ 
gezogen. Der Dualismus von Fleiſch und Geiſt war zu einem 
tein innermenſchlichen geworden; die Vernunft fand in ihrem 
Rofenzweig, Hegel und ber Staat. II. ö 9 
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Einſchränkung der Gewerbefreiheit durch zunftähnliche Korpe: 
rationen weit von feinen Lehrern, den Smith, Say, Ricardo, ob. 
Daß die Sicherung des Familienvermögens eine Dorausſetzung 
für das ihnen allen felbftverftändliche Beſtehen des Privateiger- 
tums ſei, hatten dieſe bei weitem nicht mit der Schärfe erkanr: 
wie Hegel, und daher lag für fie auch keine Notwendigkeit vor. 
dieſe Sicherung mit fo ſtarken Mitteln zu bewerkſtelligen, wie fir 
Hegel für angebracht hielt. 

Abgeſehen von dieſer ihrer im weiteren Sinn ſozialpolitiſchen 
Bedeutung, entſpringt aus der „Korporation“ gleichwie aus der 
Familie auch ein Teil der Geſinnung, die der Staat vorausſen. 
das Individuum weiß hier „anerkannt, daß es einem Ganzer, 
das ſelbſt ein Glied der allgemeinen Geſellſchaft iſt, angehört un! 
für den uneigennützigeren Zweck dieſes Ganzen Intereſſe un) 
Bemühungen hat: — es hat ſo in ſeinem Stande ſeine Ehre. 
Familie und Korporation zuſammen bilden die Wurzel %: 
Staats, beide nicht, wie alle ältere Sozialwiſſenſchaft das 9. 
meint hatte, als Organiſationen, aus denen ſich der Staat zu 
ſammenſetzen oder aufbauen würde, fondern als Erzeugung 
ftätten derjenigen Geſinnung, die der Staat vorausſetzt. dee 
Horporation erfüllt dieſe Aufgabe insbeſondere als Derfittlidur. 
der urſprünglich rein auf den Egoismus des Einzelnen gefteller 
„bürgerlichen Geſellſchaft“. Sum naturhaft⸗unbewußten Sich 
einfügen in ein Ganzes erzieht den Menſchen die Sitte dez 
Baufes; das bewußt⸗zweckvolle Arbeiten für die Bedürfniir 
einer Gemeinſchaft lehrt ihn die Korporation. Hegel ſelbſt be 
zieht den Gegenſatz von Familie und Korporation fehr fein au 
den von Land und Stadt, Bauer und Bürger. Auf beide bau 
ſich der Staat auf; beider Geſinnung, und beider zugleich, je 
er voraus. Daß Hegels Staatsphilofophie vom Begriff de 
Willens anhebt, daß fie es verweigert, diefen Willen einſeitig al: 
den formellen Willen der Rechtsperſönlichkeit oder auch als di 
freie Willkür des moraliſchen Menſchen zu faſſen, — daß ſie viel 
mehr den Willen des ſittlichen Individuums über rechtlichen 
Swangswillen und moraliſches Gemüt hinaushebt: das führt jez 
zu einem entſcheidenden Ergebnis. Hegels Staatskonſtruktior 
ſucht ſich als ihre Grundlage den Begriff einer Staatsgeſinnung. 

Die neuere naturrechtliche Bewegung, an deren Ende hege 
ſich mit dieſer wiſſenſchaftlichen Tat ftellte, ging, wie wir ſchen 
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ausführten und nun näher betrachten müffen, vom Einzelnen 
aus und ſuchte von da her den Begriff der Gemeinſchaft zu ge⸗ 
winnen. Im Einzelmenſchen kannte ſie wohl ſeeliſche Triebe, 
die mittelbar oder unmittelbar der Gemeinſchaft zutreiben, aber 
ſie ahnte anfangs nichts von einem bewußten und zugleich als 
notwendig gewußten Willen zur Gemeinſchaft. Sie konnte da⸗ 
von nichts wiſſen wollen. Denn ihr Ziel war eben, das Werden 
der Gemeinſchaft aus dem ſchlechthin losgelöſten Einzelmenſchen 
zu konſtruieren, deſſen Triebe, ſelbſt wo fie etwa die Gemein— 
ſchaft zum Gegenſtand hatten, bewußt nur auf die eigene Be— 
friedigung hinſteuerten. Es war gerade das hiſtoriſche Derdienft 
des Naturrechts, dies und nichts anderes erſtrebt zu haben. Der 
Eigenwert oder wenigſtens das Eigenrecht der Gemeinſchaft galt 
als nicht zu bezweifelnder Inhalt der Offenbarung. Das Natur⸗ 
recht als weltliche Wiſſenſchaft hatte im Sinne jener Jahrhunderte 
Großes geleiſtet, wenn es das Gleiche auf Grund rein weltlicher 
Dorausfegungen erwieſe, ſei es um die offenbarte Wahrheit da— 
durch zu beſtätigen, ſei es um ſie überflüſſig zu machen. Als 
ſolche rein weltliche Vorausſetzung bot fich aber von ſelbſt der 
Begriff des egoiſtiſchen Individuums, wie ihn das römiſche Recht 
zugrunde legte und wie ihn auch die Kirche als den des Menſchen 
außerhalb der Offenbarung hinſtellte. Von hier aus ſind die 
Staatskonſtruktionen des Grotius wie des Hobbes, Lockes wie 
Rouffeaus unternommen, fo kam die Aufgabe an Kant und 
Fichte, und ſo wurde ſie noch von ihnen gelöſt. Doch bei den 
deutſchen Denkern war das, was bei ihren Vorgängern guten 
Sinn hatte — das Ausgehen vom „natürlichen“ Menſchen — 
ein Widerſpruch zum eigenen Syſtem. Sie hatten, als die erſten 
im Gebiet der chriſtlichen Kultur ganz von jener dualiſtiſchen 
Dorausfegung losgelöſten Geiſter, einen moraliſchen Begriff des 
Renſchen aufgeſtellt, der in keiner Beziehung mehr Folie oder 
Gegenſatz zu einem offenbarten Menſchbegriff ſein wollte. 
In Hant und Fichte erhob erſtmalig in der neueren Welt die 
moraliſche Vernunft den Anſpruch, ganz aus eigener Kraft das 
Geſetz des Lebens zu beſtimmen, ohne von vornherein die Mög⸗ 
lichkeit anderer Quellen eines ſolchen Geſetzes zuzugeben. Da⸗ 
mit war im Grunde einem Naturrecht alter Art der Boden weg⸗ 
gezogen. Der Dualismus von Fleiſch und Geiſt war zu einem 
rein innermenſchlichen geworden; die Vernunft fand in ihrem 
Rofenzmeig, Hegel und ber Staat. II. | 9 
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eigenen Schoß ſich ſelbſt und das Nicht⸗vernünftige vor, den 
intelligibeln und den empiriſchen Charakter. So mußte auch eine 
Ableitung der Gemeinſchaft den neuen Menſchbegriff de: 
Idealismus zugrunde legen, alſo nicht den „empiriſchen“ im 
Gegenſatz zum „intelligibeln“, ſondern den „ganzen“ Menſchen. 
Aber der Einfluß der voridealiſtiſchen Naturrechtswiſſenſchaft, 
und insbeſondere bei Kant und Fichte der Eindruck Rouſſeauz, 
war fo ſtark, daß dies Notwendige nicht geſchah: ſowohl Kants 
Staatslehre von 1792 wie Fichtes Naturrecht von 1796 gehen 
noch von einem Menfchenbegriff aus, der für die beiden deut. 
ſchen Denker doch nur noch wiſſenſchaftliche Abſtraktion, nicht 
mehr wiſſenſchaftliche Wahrheit bedeuten konnte; noch einmal 
kam es zu einer Konſtruktion der Gemeinſchaft aus dem „em 
piriſchen Menſchen“. 

Hier hat Hegels Widerſpruch von vornherein ſich angehängt. 
Seine Polemik in dem Aufſatz über die „verſchiedenen Behand⸗ 
lungsarten des Naturrechts“ von 1802 ſonderte Hant und Fichte 
von ihren Vorgängern gerade in dieſem Sinne, daß die älteren 
Naturrechtler naiv von gewiſſen Einzelbeſtimmungen des natür⸗ 
lichen Menſchen ausgegangen ſeien; Kant und Fichte hingegen 
hätten zwar der Intention nach den großen Gedanken, daß „das 
Wefen des Rechts und der Pflicht und das Weſen des denkenden 
und wollenden Subjekts ſchlechthin eins“ ſei, zugrunde gelegt, 
dann aber ſelber dieſen großen Gedanken wieder im Stich ge— 
laffen und das Naturrecht als ein „Syſtem des Zwangs“ m 
Gegenſatz zur Ethik als dem „Syſtem der Freiheit“ aufgebaut. 
So bewußt ſah Hegel von Anfang feine Aufgabe in der Der- 
meidung dieſes Rückfalls in die vorkantiſche Ethik und in der 
Befruchtung des rechts⸗ und ſtaatsphiloſophiſchen Gebietes mi 
jenem Gedanken, in dem er damals die „große Seite“ der kantiſck⸗ 
fichtiſchen Philoſophie erkannte; auch jetzt wieder rühmte ei 
Kants „Gedanken der unendlichen Autonomie“ als den „feftr 
Grund und Ausgangspunkt“ aller Erkenntnis des Willens. In 
Rouffean andererfeits ſah auch er, fo gut wie es Kant und Fichte 
getan hatten, den krönenden Abſchluß der älteren naturrecht 
lichen Beſtrebungen. Daß der große Genfer den Willen, und zwar 
den bewußten Willen, zum „Prinzip“ des Staates gemacht habt 
galt dem deutſchen Philoſophen als fein Derdienft; daß auch er 
dennoch ſtecken geblieben war in der Auffaſſung dieſes Willens 
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als eines unvernünftigen, darin erkannte er den „Fehler“, aus 
dem die Revolution hervorgegangen ſei. Denn alles kam darauf 
an, den Willen als „an und für ſich vernünftigen“ zu faſſen; was 
das bei Hegel bedeutete, wurde eben dargelegt. 

Dieſe Auffaſſung des Willens nun als des „an und für ſich 
vernünftigen“ verlangt ohne weiteres, daß der „Wille“ nicht 
einfach für den Willen des Einzelnen gelte; da er feinem Geſamt⸗ 
weſen nach „vernünftig“ iſt, ſo iſt er ebenſogut die übergreifende 
Urdnung wie der dieſer Ordnung ſich einordnende Einzelne. 
Oder anders geſagt: indem der Wille — aber ein ſolcher Wille, 
wie Hegel ihn im Gegenſatz zu allem älteren Naturrecht auffaßt 
— indem alſo dieſer Wille als weſentlicher Inhalt das Staats 
erkannt wird, wird zugleich der Staat als der weſentliche Inhalt 
des Willens erkannt. Der Wille hat alſo ſeine Wirklichkeit zu⸗ 
gleich in der „Sitte“ Aller und im „Selbſtbewußtſein“ des Ein⸗ 
zelnen; keines darf ohne das andere gedacht werden — das iſt 
das Weſen des Staats. Durch die feſte Legierung mit der „Sitte“ 
ſoll dieſem Willen nicht die Helligkeit des Bewußtſeins getrübt 
werden: ausdrücklich wird gleich zu Beginn dem in der Familie 
herrſchenden ſittlichen „Empfinden“, der „Pietät“, gegenüber⸗ 
geſtellt das bowußte Wollen des übergeordneten Zwecks, durch 
das ſich die „politiſche Tugend“ von jener „Pietät“ unterſcheide. 
das Grundweſen des Willens, wie ihn Hegel zum Aufbau des 
Staats benutzt, iſt eben feine Sweideutigkeit, durch die er an 
jedem Punkt zugleich bewußt und „vernünftig“, in und über 
dem Einzelnen, perſönlich und überperſönlich iſt. Deshalb kann 
hegel, wenn er nun zunächſt den Staat rein als iſoliertes Gebilde, 
noch nicht als Staat unter Staaten betrachtet, dieſen Willens⸗ 
begriff näher umſchreiben als „Patriotismus“, deshalb kann er 
ſpäterhin, wenn er zur Betrachtung des Staats nach ſeinen 
äußeren Derhältniffen übergeht, dieſen zweideutigen Willens⸗ 
begriff wiederfinden im Sufammenhang ſtaatsrechtlicher Souve⸗ 
tänität nach innen und machtſtaatlicher nach außen; deshalb 
kann er zuletzt, wenn er den Staat ſelber als dienendes Glied 
des weltgeſchichtlichen Ganzen darſtellt, den gleichen doppel- 
ſeiigen, fo „wirklichen“ wie „vernünftigen“, Willen aufzeigen 
in dem, was ihm Weſen der Weltgeſchichte ſcheint: die Verwirk⸗ 
lichung der weltgeſchichtlichen Notwendigkeit — und das heißt: 
der Vernunft — durch die geſchichtlichen Völkergeſchicke, beide 
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zuſammenſchießend im weltgeſchichtlichen Heros, der das welt 
geſchichtlich Notwendige zum Gegenſtand ſeiner perſönlichen 
Leidenſchaft macht. Der Patriotismus, die Souveränität, der 
weltgeſchichtliche Augenblick — oder anders ausgedrückt: der 
Staatsbürger, der Fürſt, der große Mann —, das find die Brenn: 
punkte, aus denen Hegel das Weſen des Staats als Willen, 
nachdem er dieſen Willensbegriff ſyſte matiſch in den unterftaat- 
lichen Bildungen hat werden laſſen, fyftematifch ausſtrahlen läßt. 

„Patriotismus“ — fo nennt Hegel die Einheit der politiſchen 
Geſinnung und ihres Gegenſtands und zwar ſieht er darin, 
wie ſchon geſagt, die Grundlage des ganzen Staats. Es iſt, wie 
ebenfalls ſchon angedeutet, einer von jenen Wechſelſeitigkeits⸗ 
begriffen, die eine ſubjektive Geſinnung und eine objektive Welt 
zuſammenſchließen. Hier im beſonderen bezeichnet Hegel dieſe 
objektive Welt, in welcher der Patriotismus lebt, als die „nit 
tutionen“. Das „höchſte Recht“ der Individuen fällt im Staate 
mit der „höchſten Pflicht“ in eins. Es wird an dieſem Punkte 
des Syſtems bedeutend, daß Hegel dem Staate nicht bloß der 
rechtlichen, ſondern ebenſogut auch den „moraliſchen“ Willen 
untergebaut hatte, — jenen Willen, der für das, wofür er ſich 
intereffiert, auch tätig fein, überhaupt in der Ausführung de: 
höheren Swecks feine „ſubjektive Befriedigung“ finden will. 
Inſtitution und Patriotismus alſo fordern und bedingen em 
ander. Ausdrücklich wehrt Hegel die Verwendung des Ausdruck 
„Patriotismus“ nur für außerordentliche Handlungen ab: er it 
vielmehr „die politiſche Geſinnung als das zur Gewohnheit ge- 
wordene Wollen“ und fo „das Reſultat der im Staate beftehenden 
Inſtitutionen“; „Futrauen und Geſinnung der Individuen“ für 
den Staat ruht auf dieſer feſten Baſis der „Inſtitutionen“ al: 
der „Grundſäulen der öffentlichen Freiheit“. Nur auf dem in 
ihnen „bei dem gewöhnlichen Lebensgange ſich bewährenden Be— 
wußtſein“ kann ſich dann auch „die Aufgelegtheit zu außerordent— 
licher Anſtrengung begründen“. 

Unüberhörbar klingen in dieſen Sätzen, die Hegel ſeiner 
Honſtruktion der idealen Staatsverfaſſung vorausſchickt, die de 
danken wieder, die Stein und feine Mitarbeiter dem ſich erneuern 
den preußiſchen Staatsweſen eingepflanzt hatten. Daß nur auf 
Grund freier Inſtitutionen der zu „außerordentlicher Anſtrengung' 
fähige Geiſt erwachſen könne, deſſen es zur bevorſtehenden 
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Befreiung von der fremden Herrſchaft bedürfe, war gemeinſame 
Anſicht der Reformer geweſen. Hegel hatte, ſpät aber doch, in 
ſeiner Berliner Antrittsrede Zeugnis für die Wahrheit dieſes 
Gedankens abgelegt; indem er ihn jetzt ſeiner Schilderung der 
„Inſtitutionen“ zugrundelegt, knüpft er ſeine Staatsphiloſophie 
m die jüngſtvergangene große Epoche des preußiſchen Staats. 
Freilich — er ſchreibt im Jahre 1820. Und fo ſchwingt in jenen 
sätzen als Unterton mit die gedämpfte, vorzeitig geſättigte 
stimmung der politiſchen Gegenwart. Jener „außerordentliche 
Patriotismus“ wird zurückgeſtellt hinter das gleichmäßige „pro 
patria vivere“, das der „gewöhnliche Lebensgang“ fordert und 
in welchem Hegel die dem Staat „weſentliche“ Geſinnung ſieht. 
daß noch Aufgaben vorliegen könnten, die jene „außerordentliche“ 
Geſinnung wieder zur „weſentlichen“ machen würden, ſcheint er 
nicht in Rechnung zu ftellen. Aber immerhin, wie dem auch fein 
mag: den Verfaſſungsbegriff errichtete er auf dem Wechſelver⸗ 
hältnis von Inſtitution und Geſinnung; dies Verhältnis, wenn 
auch durch die ganze Entwicklung der Hegelſchen Staatsidee vor⸗ 
bereitet und insbeſondere in der Nürnberger Propädeutik, vor 
allem in der erſten, ihrer ganzen moraliſtiſch⸗individualiſtiſchen 
Richtung nach deutlich anklingend, durfte doch erſt mit dem Über⸗ 
gang nach Berlin zum ſyſtematiſchen Grund der Lehre vom 
inneren Staatsleben werden. Denn erſt jetzt iſt dieſe Idee ſchlecht⸗ 
hin allgemeingültig geworden und ſichtbar aus allen ſtändiſchen 
Beſchränktheiten gelöſt; es gibt zwar noch einen Stand des 
Staatsdienftes, es gibt überhaupt Derfchiedenheiten des Der- 
bältniſſes der einzelnen Stände zum Staat; aber die Stände find 
zu wirtſchaftlichen Gebilden geworden und als ſolche aus dem 
Staat in die „Geſellſchaft“ verſtoßen; es gibt für den Einzelnen 
richt mehr grundverſchiedene Geſinnungen, aus denen er ſich 
dem Staate ſei es zugehörig ſei es fremd wiſſen darf; es gibt 
nur noch das eine „Geheimnis des Patriotismus“, durch das 
jeder dem Staate verbunden iſt: daß jeder an dem Staat „das 
Mittel der Erhaltung feiner beſonderen Zwecke hat“, — die ver⸗ 
faſſungsmäßige Inſtitution. 

Dieſe Gleichheit der Geſinnung iſt nun die einzige Gleich- 
beit, die Hegel für den Staat — nicht für das Recht oder die 
Moral — anerkennt. Nur mit Beziehung auf den „Patriotismus“ 
ſpricht er von „Bürgern“ ſchlechtweg, in dem neuen überſtändi⸗ 
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ſchen Sinn, den das Wort ſeit der modern⸗naturrechtlichen Be⸗ 
wegung erworben hat. Abgeſehen von der Gleichheit vor dem 
Geſetz ſowie von dem durch die Moral geforderten Recht der 
individuellen Beſonderheit, wie es in der modernen Welt durch 
die freie Berufswahl verwirklicht iſt, weiß er von ftaatsbürger: 
licher Gleichheit im überjuriſtiſchen, übermoraliſchen und über: 
ſozialen Sinn nur hier, nur in der Form der Geſinnungsgleickh⸗ 
heit. Im übrigen iſt es gerade das Weſen des Staats wie ſchon 
der Familie, daß im Inhalt der Pflichten Unterſchiede beſtehen 
und etwa vom Mitglied der Regierung zwar nicht andere de: 
ſinnung, aber andere Leiſtung verlangt wird als vom Aegierten. 
Im Recht und in der Moral iſt jedem einzelnen das Gleiche auf 
gelegt, in den ſittlichen Derhältniffen jedem das Derjciedene, 
und gerade aus der Derfchiedenheit der zu erfüllenden pflicht 
erwächſt im Staate als dem höchſten ſittlichen Verhältnis dem 
„Untertan“ das Bewußtſein des „Bürgers“, worin ſich die dre 
Gleichheiten — die des Menſchen vor dem Geſetz, die des Indi⸗ 
viduums in der Berufswahl, die des „Bürgers“ durch die patrio- 
tiſche Geſinnung — zuſammenfinden: Anſpruch auf Schutz feiner 
Derfon und feines Eigentums, Anſpruch auf Berüdfichtigun 
ſeines beſonderen Wohls und Befriedigung ſeines Weſens, An— 
ſpruch endlich auf das Selbſtgefühl des Glieds eines großen 
Ganzen. So verbindet Hegel den Begriff der allgemeinen ſtaat⸗⸗ 
bürgerlichen Geſinnung mit dem der gegliederten Derfaffung. 
„Ihren beſonders beſtimmten Inhalt nimmt die Geſinnung au; 
den verſchiedenen Seiten des Organismus des Staats“. Die 
Syſtematik, die ſich auf dieſer Derbindung aufbaut, wird fo gan; 
von ſelbſt zur Syſtematik eben dieſer „verſchiedenen Seiten“; der 
Patriotismus bleibt die allgemeine Form, wenn Hegel jetzt die 
einzelnen Elemente der Staatsverfaſſung als einen objektiven 
Suſammenhang von Inſtitutionen darzuſtellen ſucht; dieſer Au- 
ſammenhang kann als ſittlich gelten nur dadurch, daß er voll 
ſtändig und an jedem einzelnen Punkte beruht auf der ihm all 
gemein vorausgeſetzten Einheit von Staatsgeſinnung und In, 
ſtitution. 

Unter „Verfaſſung“ hatte Hegel anfangs nach dem Sprach— 
gebrauch des achtzehnten Jahrhunderts verſtanden die ſoziale 
Gliederung, wie ſie der Regierung als Stoff vorliegt; ſchon bei 
den erſten Ausführungen darüber hatte ſich ihm die neue revo: 


Die Rechtsphiloſophie: Verfaſſung. 135 


lutionäre Bedeutung des Worts, nach der es das über allen Re⸗ 
gierungshandlungen ſtehende „Stück Papier“ bezeichnet, ein⸗ 
zemengt, und dieſer Doppelſinn des Worts hatte ihn veranlaßt, 
es ſo allgemein zu faſſen, daß es die alte wie die neue Bedeutung 
umſchloß. Staatsverfaſſung hieß ihm alfo 1802 ſowohl die Ord⸗ 
nung, nach der die Regierung tätig war, wie auch der geſell— 
ſchaftliche Aufbau des Volks. Im gleichen Sinn überſchrieb er 
1805 die ganze Staatsphiloſophie „Conſtitution“, indem er jetzt 
den franzöſiſchen Namen, der ihm 1802 den abzulehnenden re⸗ 
volutionären Derfaffungsbegriff hatte bezeichnen müſſen, für 
ſeinen eigenen Begriff in Anſpruch nahm. Jene Klärung aber 
des Staatsbegriffs, die 1820 zum Begriff des Staatsbürgers und 
ſeiner Geſinnung, des „Patriotismus“, führte und die zu ihrer 
Dorausfegung den Abſchub der Stände in die Geſellſchaftslehre 
hatte, gab auch dem Derfaffungsbegriff einen neuen, nun dem 
modernen Sprachgebrauch weſentlich nähergerückten Sinn. Er 
bedeutete nun nicht mehr die Einheit von Regierung und Volk, 
ſondern die Einheit von Menſch und Staat, Geſinnung und 
Inſtitution. Die „politiſche Verfaſſung“ ift der daſeiende „Or⸗ 
ganismus“, aus dem die Geſinnung ihren „beſtimmten Inhalt“ 
zu nehmen hat, und fie iſt andererſeits die Ordnung und Tätig- 
keit der den Staat bildenden „Gewalten“. Ungefähr alſo das, 
was ihm 1802 als „Roheit“ erſchien, nämlich mit dem Worte 
berfaſſung nicht oder nicht allein den Geſamtaufbau des Staats, 
ſondern, wie der neufranzöſiſche Begriff der „Conſtitution“ es 
tat, eine unmittelbare Beziehung zwiſchen Staat und Indivi⸗ 
duum zu bezeichnen. Eben dieſe unmittelbare Beziehung hat er 
jetzt als das Weſen der Verfaſſung anerkannt; auf ihr iſt nun 
jene Gliederung des Staats erſt aufgebaut. Daß dieſer Der- 
faſſungsbegriff eine Annäherung an jenen 1802 verworfenen der 
„Conſtitution“ bedeutet, zeigt klar die Beſtimmung, die Hegel 
81 gab, zur gleichen Seit, als er ſich auch in der Württem⸗ 
bergiſchen Angelegenheit dem Gedanken der modernen ge- 
ſchriebenen Derfaffung befreundete: „Die Verfaſſung“, ſagte er 
damals, „enthält die Beſtimmungen, auf welche Weiſe der ver- 
nünftige Wille, inſofern er nur an ſich der allgemeine der Indi⸗ 
viduen iſt, verſtanden und gefunden, und durch die Wirkſam⸗ 
keit der Regierung und ihrer beſonderen Zweige in Wirklichkeit 
erhalten und ebenſo gegen deren zufällige Individualität als 
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gegen die der Einzelnen geſchützt werde“. Wie ſchon — und zu⸗ 
erft — damals, fo iſt ihm nun auch 1820 die Verfaſſung das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Geſamtheit und Einzelwillen, das ſich verwirk⸗ 
licht in der ſtaatlichen Organiſation; die Nürnberger Enzyllo- 
pädie hatte zwar ebenfalls ſchon den modernen Derfaffungs- 
begriff zu umſchreiben geſucht, aber wie ſie den Staatsbürger⸗ 
begriff noch nicht rein aus der ſtändiſchen Gliederung heraus- 
gehoben hatte, fo hatte fie auch die Derfaffung zunächſt als die 
„Trennung und Beziehung der Regierungsgewalten“ umſchrieben 
und nur als ihren vornehmſten Inhalt — nicht wie ſeit 1817 als 
ihr Weſen — die „Rechte der Individuen im Verhältnis zu dem 
Staat und den Anteil der Mitwirkung derſelben“ bezeichnet. 
Dem Geiſt neufranzöſiſcher Staatsgeſtaltung, wie er damals, 
als Hegel die Propädeutik ſchrieb, in Bayern herrſchte, mochte 
dies Trennen von Adminiſtration und Individualrechten gemäß 
ſein; dem neupreußiſchen, wie er wenigſtens in den Erben Stein⸗ 
ſcher Ideale lebte, entſprach der Begriff von Verfaſſung, welchen 
Hegel 1817 und 1820 umſchrieb: der Aufbau des Staats auf dem 
allgemein zugrunde liegenden Geſinnungsverhältnis des Indi⸗ 
viduums zum Ganzen, — die durchgängige „Einheit von Recht 
Pflicht“, um es wieder mit Hegels Worten zu faſſen. 

Was ſich nun auf dieſem Grundverhältnis aufbaut, der 
„Organismus des Staats“, das iſt auch 1820 eine Lehre von den 
„Gewalten“. Hegels Verhältnis zu dieſem wichtigen Begriff der 
neueren Staatslehre hat eigentümliche Wandlungen erfahren. 
1802 hatte er gegen Kant, der auch hier die naturrechtliche Be- 
wegung aufnahm, die klaſſiſche Trennung von richtender, geſetz— 
gebender, ausübender Gewalt verworfen; und indem er eines⸗ 
teils, hierin Vorläufer Conſtantſcher Theorien, die Spitze des 
Staats über das Bereich der Gewaltenteilung hinaushob, ande- 
rerſeits in jeder Gewalt oder, wie er lieber ſagte, in jedem „Syftem 
der Regierung“ innere und äußere Politik zuſammenzufaſſen 
verſuchte, hatte er die Tätigkeit des Staats gegliedert in wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche, Rechts⸗ und Hriegsverwaltung, Kultur- und 
Kolonialpolitik. Dieſer Verſuch mit feinen überkühnen Der: 
koppelungen auseinanderliegender Gebiete konnte trotz der Be— 
deutſamkeit des zugrundeliegenden Gedankens keinen Beſtand 
haben. Das Syſtem von 1805 verſuchte entſprechend ſeiner ſtark 
moralphiloſophiſchen Richtung überhaupt keinen Aufbau einer 
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Staatsorganifation, ſondern begnügte fich, neben den anderen 
Ständen und Standesgeſinnungen auch die Geſinnung des Be- 
umtenſtandes darzuſtellen. Die Nürnberger Propädeutik ſpricht 
dann von der „Trennung und Beziehung der Regierungsge⸗ 
walten“, wie ſie in der Verfaſſung feſtgeſetzt ſei; ſie zeigt damit 
immerhin, daß Hegel ſich dem Locke-Montesquieuſchen Begriff 
der getrennten Gewalten inzwiſchen wieder genähert hat, wenn 
auch — in den beiden Worten „und Beziehung“ — nicht ohne den 
Derbehalt, den der alte Schüler Rouſſeaus, der Derteidiger 
Rachiavells und Robespierres, der bedingungsloſe Verfechter 
des Gedankens der inneren Staatseinheit hier machen mußte. 
Auch 1820 zeigt ſich in dem, was er über Gewaltenteilung über- 
daupt ſagt, die große franzöſiſche Erfahrung, die ihm urſprüng⸗ 
lich wohl gar nicht ſo ſehr tief gegangen war, aber allmählich im 
berlauf ſeines Lebens für ihn wie für das ganze Seitalter jenes 
Schwergewicht gewonnen hatte, das fie zum ſtets bereiten Maß⸗ 
tab jedes politiſchen Urteils machte: „Mit der Selbſtändigkeit 
der Gewalten iſt, wie man dies auch im großen gefehen hat, 
die Fertrümmerung des Staats unmittelbar geſetzt oder, inſo— 
fern der Staat ſich weſentlich erhält, der Kampf, daß die eine 
Gewalt die andere unter ſich bringt, dadurch zunächſt die Einheit, 
wie fie ſonſt beſchaffen fei, bewirkt und fo allein das Weſentliche, 
das Beſtehen des Staates rettet“. Jene „Selbſtſtändigkeit“ alſo 
und ihre liberale, ſchon von Montesquieu herrührende, Begrün- 
dung, das gegenſeitige Sichbeſchränken und Sichüberwachen der 
Gewalten, verwirft er, um der Staatseinheit willen und weil 
die Staatsgeſinnung kein Mißtrauen kennen darf. Nicht Gleich- 
zewicht, ſondern „lebendige Einheit“ muß das Verhältnis der 
Gewalten zueinander fein; jede muß „Totalität“ fein, das heißt: 
die anderen „in ſich wirkſam haben“; eine Vorſchrift alfo wie die 
der 1791 er Verfaſſung, welche den Mitgliedern der geſetzgebenden 
berſammlung und den Inhabern der hohen Richterſtellen den 
Eintritt ins Miniſterium verſchloß, würde ungefähr das bezeich⸗ 
nen, was Hegel mit feiner Lehre von der Gewaltenteilung aus- 
ſchließen wollte, 

Wie nun im einzelnen dieſe Lehre von den Gewalten jetzt 
ausſehen, worin ſie von Montesquieus Dreiheit abweichen wird, 
das läßt ſich ſchon aus dem Einwand gegen Kants Übernahme 
der Montesquieuſchen Einteilung erkennen, den Hegel 1802 
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feiner eigenen Lehre von den „Syſtemen“ der Regierung voraus 
ſchickte. Damals warf er Kant vor, die richterliche Gewalt als den 
Schlußſtein des Staats aufgeſtellt zu haben, und verfocht feiner- 
feits, einmal die Richtigkeit dieſer Gewaltenteilung zugegeben, 
den Anſpruch der exekutiven auf den von Kant der richterlichen 
zugewieſenen Platz. Jene Anſchauung vom Staat als Macht, 
die ſich gegen Kants Lehre vom Rechtsſtaat erhoben hatte, war 
dem Denker beſtehen geblieben; und wenn er jetzt eine Gliederung 
des Staats nach „Gewalten“ unternahm, fo war es klar, daß 
Montesquieus „ausübende“ die höchſte ſein würde. Daß die 
„richterliche“ als eine beſondere Gewalt ganz fortfallen konnte, 
dafür ſorgte jetzt gegenüber 1802 die reiche ſyſtematiſche Gliede⸗ 
rung des Ganzen, worin dem Recht wie der Rechtspflege des Staat: 
eigene Behandlung geſichert war. Daß ferner die höchſte Spitze 
des Staats nicht nur als einzelne Gewalt neben anderen auf— 
treten konnte, dafür bürgte die ſyſte matiſche Gliederung des Ab- 
ſchnitts Derfaffung, worin der Abſchnitt, der die „Gewalten“ ab— 
handelte, nur einen Unterteil ausmachte; das Staatsoberhaupt 
konnte hier nur als Gewalt unter Gewalten, das heißt eben im 
engſten Sinn des Worts: nur in ſeiner „exekutiven“ Funktion, 
erſcheinen, nämlich als die „letzte Willensentſcheidung“. Da Hegel 
Hants Ordnung der Gewalten nach den Gliedern eines logiſchen 
Schluſſes beibehielt, ſo war der Geſetzgebung bei ihm der gleiche 
Platz wie bei Kant, der des Gberſatzes, ſicher: „die Gewalt, dus 
Allgemeine zu beſtimmen und feſtzuſetzen“. Zwiſchen der be 
ſchließenden dritten und der allgemein begründenden erſten blieb 
ſo noch Raum für eine mittlere, welche „die einzelnen Fälle unter 
das Allgemeine“ zu „ſubſumieren“ hatte; Kant, dem die richter— 
liche Gewalt als die abſchließende galt, hatte dieſen Mittelplar 
für die Exekutive übriggelaſſen; Hegel, der die richterliche nicht 
als eigene Gewalt anerkennt, fieht hier den Platz der „Regierung 
gewalt“ oder wie wir umſchreiben dürfen: der Verwaltung, 
Dieſe erlangt dadurch ſyſtematiſch die Bewertung, die ihr Montes: 
quieu verſagte; wenn man an dem pouvoir exécutiv des Fran— 
zoſen getadelt hat, daß es nur die äußere Politik der Regierung 
bezeichne und der ganze Kreis der inneren Verwaltung außer acht 
gelaſſen ſei, ſo mag das bei ihm, der ein Idealbild der engliſchen 
Derfaffung feiner Zeit zeichnete, aus den damaligen Derhält- 
niffen Englands mit feiner parlamentariſchen Sentraliſation der 
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berwaltung begreiflich fein; Hegel, preußiſche Derhältniffe vor 
Augen, konnte leicht ſehen, was dem Franzoſen entgangen war: 
daß das Beamtentum als ſolches eine eigene, durch Geſetzgebung 
nicht auszuſchaltende politiſche Macht beſitzt. So ordnete Hegel 
die Gewalten in der Reihenfolge, wie ſich eine Staatshandlung 
im gewöhnlichen Verlauf des politiſchen Lebens vollzieht: das 
Geſetz gibt die Norm, der Beamte wendet fie an, das Staats- 
oberhaupt gibt die förmliche Entſcheidung. In der Ausführung 
aber kehrt er die Reihenfolge um: er beginnt mit der höchſten 
Entſcheidungsgewalt. Der Grund dafür wird klar, wenn wir 
jetzt hegels eigene Bezeichnung dieſer Gewalt für die bisher 
von uns gebrauchte einſetzen: Hegel nennt fie ſchlechtweg die 
„fürſtliche Gewalt“. Nicht um ein Staatsoberhaupt irgend welcher 
Art handelt es ſich für ihn, das etwa auch durch eine Körperfchaft 
oder durch Volksbeſchlüſſe dargeſtellt werden könnte und wo dann 
Begels konſtruktive Ableitung des entſcheidenden Willens als 
dritter abſchließender Gewalt beſtehen bleiben dürfte; ſondern 
hegel verſucht, den monarchiſchen Charakter dieſer Gewalt als 
philoſophiſch notwendig zu entwickeln; das Individuum aber 
kann nach Hegels ganzen Denkvorausſetzungen nicht „Letztes“ 
ſein; das einzelne „Ich will“ ſteht ſyſtematiſch immer nur am 
Anfang, ſelbſt wenn es ſeiner Aufgabe nach die Bedeutung eines 
Abſchluſſes hat. Und fo beginnt Hegel feine Verfaſſungslehre 
mit dem Begriff nicht des Staatsoberhaupts, ſondern des 
Fürſten. 

man muß ſich vergegenwärtigen, was das bedeutete. Heine 
tationaliſtiſche Ableitung der Monarchie hatte bisher gewagt, die 
oberſte Staatsgewalt und die Perſönlichkeit des Fürſten ohne 
weiteres als gleich notwendig zu ſetzen. Sei es, daß man Sweck⸗— 
mäßigkeitsgründe anführte, ſei es, daß die Deduktion hier ins 
Cheologifche oder ins Hiſtoriſche auslief: immer ging die eigent- 
lich vernunftgemäße Ableitung nur bis zum Punkt der Gber— 
gewalt überhaupt. Auch Hegel hatte, wie uns noch wohl er⸗ 
innerlich, als er nach teils republikaniſchen, gelegentlich wohl 
auch verſtandesmonarchiſchen Anfängen zum erſten Mal eine 
Ableitung der oberſten Staatsſpitze zu geben ſuchte, ſie körper⸗ 
ſchaftlich gefaßt. Aber ſchon damals waren die Motive, die er in 
dies ſonderbare theoretiſche Gebilde hineinfüllte, derart be⸗ 
ſchaffen, daß fie leicht zu einer Theorie der Monarchie führen 
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konnten. Es war vor allem der Gedanke, daß der übrigens ver⸗ 
nünftige Staat eine außervernünftige, „natürliche“ Spitze haben 
müſſe; noch ſah Hegel dieſe Spitze nicht als Individuum; er 
konnte es nicht, weil das Individuum als ſolches in dem Staats⸗ 
bild von 1802 überhaupt keinen Platz hatte. Das war ſchon 1805 
anders geworden. Damals hatte Hegel zuerſt den Begriff des 
Willens feiner Staatsphilofophie zugrunde gelegt, und der Diel- 
heit der Individuen trat da in der Gewalt des Fürſten „das eine 
Individuum“ gegenüber — beide, jene Vielheit wie dieſe Ein- 
heit, nicht ſelbſt Träger des Ganzen, welches vielmehr „,ſich frei 
von dieſen vollkommen befeſtigten Extremen ſelbſt trägt, . .. un⸗ 
abhängig von dem Wiſſen der Einzelnen, ſowie von der de 
ſchaffenheit des Regenten“. Der antike Freiſtaat, wo Volk und 
Staatsoberhaupt zuſammenfallen, iſt ebendarum eine niedere 
Staatsform: nur dadurch daß Volk und Staatsoberhaupt ge⸗ 
trennt ſind, iſt die Freiheit, das heißt die „Selbſtändigkeit“ der 
Einzelnen möglich geworden. Der Wille der Einzelnen verlangt 
jetzt den ebenſo einzelnen Willen des Staatsoberhauptes als 
ſein Gegenſtück. Die Deduktion von 1820 unterſcheidet ſich nun 
von dieſer weſentlich dadurch, daß die Perſönlichkeit des Fürſten 
hier nicht als ein Element des Staats überhaupt abgeleitet wird, 
alſo nicht bloß aus den Begriffen Regierung, Volk, Freiheit, 
ſondern als ein Glied der ſtaatlichen Organiſation. Die war 1805 
als ſolche überhaupt nicht behandelt, — bezeichnend genug, denn 
dem neuen Seitgedanken, den Staat aus dem ſubjektiven Willen 
zu erklären, fügte ſich die feſte Ordnung der Behörden und In⸗ 
ftitutionen nicht leicht; 1820 hat Hegel dann den Weg gefunden, 
auch dieſe Welt dem Grundbegriff des ſubjektiven Willens unter⸗ 
zuordnen: eben indem er fie von dem Begriff der fürſtlichen 
Gewalt aus entwickelt. 

Der Fürſt alſo iſt für Hegel vor allem Perſönlichkeit. Die 
ganze Lehre von den Regierungsformen, wie ſie früher behandelt 
wurde, iſt damit für ihn ſchon von vornherein abgetan. Mon⸗ 
archie, Ariſtokratie, Demokratie ſtehen nicht als gleichberechtigte 
Möglichkeiten nebeneinander. Es iſt nicht, wie Fichte im Hatur: 
recht und Hegel ſelbſt anfangs gemeint hatte, im Grunde gleich⸗ 
gültig ob „einer“, „mehrere“ oder „alle“ dem Staate vorſtehen. 
Die moderne „konſtitutionelle Monarchie“ kann gar nicht, wie 
die antike Monarchie allerdings, neben Ariſtokratie und Demo⸗ 
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kratie als eine dritte Form treten. Dieſe drei Formen, auch die 
monarchiſche in jener „beſchränkten Bedeutung“, gehören alle⸗ 
ſamt der Vergangenheit an; fie ſetzen einen ungegliederten Staat, 
irgendeine Herrſchaft überhaupt voraus, wo es dann allerdings 
gleichgültig iſt, von wievielen ſie ausgeübt wird. Dagegen das 
durchgebildete Staatsweſen, das Hegel zu zeichnen ſich bemüht, 
muß, weil es zum Daſein gekommener Wille ſein ſoll, aus dieſem 
Keimftoff des perſönlichen Willens hervorwachſen und überall 
von ihm erfüllt ſein. Dies Hervorwachſen geſchieht begrifflich 
in der ganzen Ableitung, die wir kennen, tatſächlich insbeſondere 
in der Erzeugung der, zugleich naiven und bewußten, Staats- 
geſinnung in Familie und ſozialer Korporation; das Erfülltſein 
mit perſönlichem Willen wird gewährleiſtet in der geſellſchaftlichen 
Freiheit, der willkürlichen Berufswahl, auf die Hegel ſo unge— 
heueren Wert legt, daß er fie als den Grundunterſchied des an- 
tiken vom modernen Staat immer wieder betont. Soweit handelt 
es ſich nur um den Staat überhaupt. Aber da dieſer willens- 
geborene und ⸗genährte Staat nun als folder auch Organiſation, 
wirkliche Macht alſo im Sinne von Hegels alter Begriffsbeftim- 
mung ſein ſoll, ſo muß, damit auch hier dem perſönlichen Willen 
ſein Recht werde, die Perſönlichkeit als ſolche in der Welt der 
Inſtitution eine Stelle bekommen. So wird der Fürſt, um ſeiner 
Perfönlichkeit willen, eine ſtaatliche Inſtitution, eine „Gewalt“ 
im naturrechtlichen Sinne; und damit er die Welt der Inſti⸗ 
tution ganz zu einer Welt des Willens mache, muß er als die 
Wurzel aller Inſtitution gefaßt, als die „erſte“ der drei Gewalten 
dargeſtellt werden. 

Durch dieſe ſchwierige Kreuzung der Gedanken kommt nun 
in Hegels Bild der Monarchie eine eigentümliche Sweideutig⸗ 
keit, die ihre volle Aufhellung erſt jenſeits des Gebiets der inneren 
Derfaffung im Begriff der äußeren Souveränität findet. Der 
Fürſt iſt, ſyſtematiſch geſehen, der Urſprung aller Staatstätig- 
keit — „erſte“ Gewalt — und zugleich, praktiſch geſehen, nur der 
faſt inhaltsloſe abſchließende „formelle Wille“, durch den der 
im Amtsweg durch Regierung und Volkswillen zuſtandegekom⸗ 
mene Beſchluß vollzogen wird. Er iſt als ſolche „dritte“ Gewalt 
doch wiederum ſyſtematiſch gerade die höchſte; wenn Friedrich 
Wilhelm auf die Denunziation, Hegel habe das Amt des Hönigs 
beſchrieben als das bloße „Setzen des Punkts auf das J“, erwidert 
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haben ſoll: „wenn nun aber der König den Punkt nicht fett“, fo 
hätte der Profeſſor ſich vom König ganz richtig verſtanden fühlen 
können. Und dennoch iſt wieder der Fürſt, gerade inſofern er 
„erſte“ Gewalt und Urſprung aller Regierung iſt, nur die nied- 
rigſte, nur das „bloße“ leere Individuum; fein Inhalt, das nur 
noch des Punkts bedürftige „J“ jener Anekdote, muß ihm erſt aus 
dem Reichtum der objektiven geſchichtlichen Staatsnotwendig⸗ 
keiten vorgelegt werden, damit er ſich daran wirkſam und mächtig 
erweiſen kann. Freiheit, lebendig wachſende Geiſtigkeit das 
Weſen des Staats einerſeits, — Form, Recht, Regel ebenfoant 
fein Weſen: dieſe beiden entgegen- und doch zuſammenwirkenden 
Kräfte bedingen Hegels Bild der Monardigg am ſichtbarſten bei 
jener im Hegelſchen Syſtem äußerſt auffälligen Umkehrung der 
Reihenfolge einer ſoeben aufgeſtellten Dispoſition in der ſofort 
folgenden Ausführung. Dieſer tiefe gedankliche Widerſtreit macht 
das Hegelſche Bild der Monarchie ſo ſchillernd; und nur inſofern 
er allerdings zugleich ein großer, aber ewiger, im Weſen des 
Staats angelegter geſchichtlicher Widerſtreit iſt — eben zwiſchen 
Freiheit und Form, Leben und Recht, Geiſt und Regel —, nur 
inſofern darf man ihn auch auf den Hintergrund des damaligen 
Preußens auftragen. 

Die fürſtliche Gewalt gliedert ſich, Wille ihrem innerſten 
Weſen und ebenſo ihrer äußerſten Verwirklichung nach, in ſich 
derart, daß ſie, wie nachher auch die beiden anderen Gewalten, 
das Charakteriſtiſche aller drei Gewalten in ſich trägt: ſie hat ein 
Verhältnis zum beſtehenden Geſetz, zur amtsmäßigen Durd; 
arbeitung der Einzelheiten, und fie ift die Stelle des letzten Ent- 
ſcheids; von dieſen ihren drei „Momenten“, iſt alſo das letzte 
gegenüber den beiden anderen — Stellung zur Derfaffung und 
zum Beamtenkörper — ihr „unterſcheidendes Prinzip“. Sie iſt 
weſentlich „abſolutes Selbſtbeſtimmen“. Als ſolches iſt ſie nun 
wiederum näher beſtimmt durch die drei Begriffe Souveränität, 
Perſönlichkeit, Natürlichkeit. Der erſte dieſer drei Begriffe iſt im 
Syſtem der „inneren Staatsverfaſſung“ ungeachtet alles vorweg 
Beſprochenen der Ausgangsbegriff, die „Grundbeſtimmung des 
politiſchen Staats“; fo etwa wie im Geſamtſyſtem der erfſte 
Unterbegriff des erſten Abſchnitts des erſten Teils, das „Sein“, 
die Keimzelle des Ganzen iſt; aus der Souveränität alſo als der 
allgemeinſten und leerſten Beſtimmung muß ſich nach Hegels 
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denkverfahren die ganze Verfaſſung ableiten laſſen. Hegel er⸗ 
klärt nun die Souveränität — es handelt ſich wohlgemerkt zu⸗ 
nächſt nur um die innerſtaatliche — als die dem gegliederten 
Ganzen zugrundeliegende Verneinung feiner eigenen Gegliedert⸗ 
heit; das heißt: obwohl der Staat in viele „beſondere Gewalten 
und Geſchäfte zerfällt“ und obwohl dieſe Geſchäfte in die hände 
einzelner beſonderer Perſonen gelegt werden, darf dennoch jenes 
Ferfallen nie ein Ferfallen des Staats, jenes Aushändigen nie 
eine Enteignung des Staats bedeuten. Der Staat bleibt ſeiner 
eigenen ſowohl ſachlichen wie perſönlichen Beſonderung gegen⸗ 
über in jedem Augenblick das herrſchende Allgemeine; das einzelne 
Stwatsgefhäft muß „in der Idee des Ganzen“ beftimmt, die 
einzelne Perſon nur um ihrer „allgemeinen und objektiven 
Qualitäten“ willen mit dem Amt betraut fein. Dies iſt die Sou⸗ 
veränität, und zwar, wie Hegel nun mit einem neuen Ausdruck 
ſagen darf, die „Souveränität des Staats“. 

An dieſem Punkt ſeiner Geſchichte iſt det Begriff der Son- 
veränität zur Ruhe gekommen. Seit die Neuzeit zuerſt, den Der- 
zältniſſen des ſechzehnten Jahrhunderts gemäß, dieſen Herr⸗ 
ſchaftsbegriff als Weſensbeſtimmung des Staats aufgeſtellt hatte, 
war die nächſte Frage ſtets die nach dem Träger der Berrichaft 
geweſen. Eben aber weil der Souveränitätsbegriff die Herr⸗ 
ſchaft als das Weſen des Staats bezeichnete und dadurch die 
ariſtoteliſche Trennung von Weſen des Staats und Regierungs- 
form verwiſchte, ging die Frage nach dem Träger der Souve- 
tänität ſtets über in die nach dem Träger der letzten obrigkeit⸗ 
lichen Gewalt. An Stelle einer rein formalen Staatstheorie er- 
hielt man ſo höchſt materiale Regierungstheorien, bis am Ende 
in dem als ausſchließend gefaßten Gegenſatz Volks- oder Herrſcher⸗ 
ſonveränität der ganze Begriff auf das tote Geleiſe eines inner⸗ 
politiſchen Machtkampfs geriet. Hegel war der erſte, der nun dem 
Sonveränitätsbegriff wieder wiſſenſchaftliche Lebenskraft lieh. 
Indem er hier grundſätzlich zunächſt die Souveränität rein als 
ſolche, noch ohne ausdrückliche Beziehung auf ihre menſchlichen 
Cräget, entwickelte, ſchuf er Namen und Begriff der Staats- 
ſouveränität. Das Wort bezeichnet zunächſt nichts weiter als 
das Weſen des Staats. 

Es iſt höchſt charakteriſtiſch, wie Hegel dies Weſen jetzt, im 
Anſchluß an jenes Verhältnis der Souveränität zur „Beſonder⸗ 
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heit“ des Staatslebens, genauer zu faſſen ſucht. Für dieſes Der- 
hältnis, das im gewöhnlichen friedlichen Fuſtand in dem unbe- 
wußten Aufbau des Ganzen durch das Eigenleben der Teile und 
der bewußten Selbſterhaltung des Ganzen durch Inanfprud- 
nahme der Teile beſteht, gibt es nach Hegel einen Vergleich und 
einen Gattungsbegriff. Verglichen wird dem Staat das Der- 
hältnis des Organismus zu feinen Organen; zugeordnet wir 
der Staat dem Verhältnis, das zwiſchen dem freien Willen und 
ſeinen Entſchlüſſen beſteht, in deren keinem er aufhört freier 
Wille zu fein; er iſt eben gleichzeitig „Subſtanz“ und „Subjekt“, 
Daſein und Wille; und dem bewußten Leitgedanken Hegels, die 
„Subſtanz zum Subjekt zu erheben“, alſo die Welt als geiſtbe— 
herrſcht und geiſtdurchdrungen zu erweiſen, entſpricht es, daß, 
wie ja ſchon nur die „Willensfreiheit“, nicht der „Organismus“, 
mehr als ein Gleichnis bedeutet, der Staat nur dadurch „Sub- 
ſtanz“ ift, nur dadurch Daſein hat, daß er „Subjekt“, Wille ik. 
Die „ſubſtanzielle“ Souveränität des Staats verwirklicht ſich in 
der „ſubjektiven“ Perſönlichkeit des Monarchen. 

Der Monarch iſt nicht „ſouverän“ — das iſt nur der Staat —, 
ſondern er iſt Perſon. Die Perſönlichkeit, die dem Staate im 
Begriff der Souveränität zugeſchrieben wird — Souveränität 
als die Willensfreiheit des Staats —, dieſe „Perſönlichkeit“ exi— 
ſtiert nur „als Perſon“; die „Individualität des Staats“ — 
wieder ein anderer Ausdruck für ſeine Souveränität — verlangt 
ein „Individuum“, den Monarchen. Das Individuum iſt das 
„ſchlechthin aus ſich Anfangende“, es iſt weiter nicht abzuleiten, 
nicht aus Teilen zuſammenzuſetzen, es iſt hinzunehmen, ſo wie 
es iſt. eben deswegen muß das Staatsoberhaupt Individuum 
fein, damit der letztentſcheidende Wille im Staate dieſe frag- und 
antwortloſe Urſprünglichkeit hat. Es muß Individuum fein; 
aber damit iſt noch nichts über die Art feines Herrfchaftsurfprung: 
geſagt. Gleichwohl erwähnt Hegel an dieſer Stelle, und nicht 
etwa, wie man erwarten würde, zum nachher behandelten Be 
griff der Erblichkeit, als die „am nächſten zutreffende“, wenn auch 
argen „Mißverſtändniſſen“ ausgeſetzte Vorſtellung des hier von 
ihm entwickelten Weſens der Monarchie die Idee des Gottes⸗ 
gnadentums. Er iſt ſich vielleicht kaum bewußt, daß er den Be⸗ 
griff durch dieſe Verpflanzung völlig entwurzelt. Er felber, wenn 
er 1802 von der oberſten Behörde feines Syſtems der Sittlid- 
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leit ſagte, fie fie im Rate des Allerhöchften, und diefe ihre Gött— 
lichkeit unmittelbar ableitete aus ihrer „Natürlichkeit“, aus ihrer 
rein auf das naturhafte Greiswerden begründeten Stellung, war, 
obwohl damals noch nicht Monarchiſt, dem Begriff des Gottes- 
znadentums näher als jetzt, wo er ihn nicht mehr aus der „Natür⸗ 
lichkeit“, ſondern aus der „Perſönlichkeit“ des Fürſten herzuleiten 
bemüht iſt. Die geläufige Vorſtellung, für die Gottesgnadentum 
und geregelter Thronerbgang zuſammengehören, trifft das 
Mefen der Sache, das Fürſtentum „aus eigenem Recht“; Hegel, 
der das Gottesgnadentum zu begreifen ſucht aus der Nlotwendig- 
keit einer oberſten grundlos entſcheidenden Stelle im Staat, 
ſtützt es letzthin nicht auf „eigenes“, ſondern auf des Staates 
Recht; und wenn man einen Grundzug der neueren politiſchen 
Jeenentwicklung darin erkennt, daß der Staat dahin ſtrebt, alle 
ſelbſtändigen Berechtigungen in Staatsrecht umzuſchaffen, fo 
gehört dieſe Hegelſche Platzverſchiebung des Gottesgnadentums 
bierher. Höchſt folgerecht führt fie den Denker zu dem fonft 
geradezu widerſinnigen Unternehmen, Anſätze des Gottes- 
madentums auch in der antiken Republik zu ſuchen, und zwar 
einesteils in dem „erſten Mann“, andererſeits in der politiſchen 
Rolle der Orakel und Vorzeichen. Und wie Hegel im Daimonion 
des Sokrates überhaupt den Vorklang der Allherrſchaft des „Sub— 
its“, die ihm das chriſtliche Weltalter kennzeichnet, erblickt, fo 
ſieht er hier in dieſem unbedingten Entſcheidungsanſpruch des 
Ichs insbeſondere die Ahnung des monarchiſchen Gedankens. 
Es iſt 1820 wie ſchon 1805: Freiheit des Fürſten und Freiheit der 
Bürger, beide dem antiken Staate fremd, gehören zuſammen, 
ſie wurzeln beide in dem gleichen unantiken Begriff des freien 
willens, der das moderne Staatsganze, in dem ſie beide zu⸗ 
ſammengehören, aus ſich hervortreibt. 

Der Monarch iſt nicht ſouverän: das iſt nur der Staat; aber 
die Souveränität iſt monarchiſch: der ſouveräne Staat verlangt 
das monarchiſche Individuum. Dadurch daß dieſes Individuum 
zwar verantwortungslos entſcheidet, aber eben doch den Staat 
zur Dorausfegung auch feiner verantwortungsloſen Entfchei- 
dungen hat, wird nun und erſt nun für Hegel ein Begriff not- 
wendig, in welchem die vernünftige Notwendigkeit des Staats 
und die unbegreifliche Fufälligkeit der entſcheidenden Perſon zu⸗ 
ſammenkommen; und als ſolch das Weſen der fürſtlichen Ent⸗ 
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ſcheidungsgewalt vollendender und die Zuſpitzung des ſouveränen 
Staatswillens zum perſönlichen „letzten Selbſt“ ausſprechender 
Begriff bietet ſich ihm der des Erſtgeburtsrechts. Die „Legitimi⸗ 
tät“ oder, wie Hegel lieber ſagt, die „Majeſtät“ des Fürſten if 
fo die Wiedereinreihung der zufälligen fürſtlichen Perſon,, dieſes 
Individuums“, in die vernünftige Geſetzlichkeit des Staatsganzen. 
Die Fufälligkeit des Fürſten, ſeine „Perſönlichkeit“, war eine 
politiſche Forderung; durch die „Legitimität“ wird dieſe Fufällig⸗ 
keit wieder in eine feſte, über Zufälle erhabene Rechtsordnung 
eingebaut. Erſt dadurch iſt die Staatseinheit geſichert gegen die 
Gefahr, „in die Sphäre der Beſonderheit, deren Willkür, Zwecke 
und Anſichten herabgezogen zu werden“, und „dem Kampf der 
Fraktionen gegen Fraktionen um den Thron entnommen“. Wenn 
Hegel für die monarchiſche „Perſönlichkeit“ noch den erſten Mann 
der Republik zum Vergleich heranziehen konnte, ſo hört das jetz 
auf; die fürſtliche Familie wird ein notwendiges Stück des Staats⸗ 
ideals; Hegel lehnt jede utilitariſtiſche Begründung der Chron⸗ 
erblichkeit aus dem „Wohle“ des Staats oder des Volks als falſch 
und zweiſchneidig ab. Der Übergang vom Begriff fürſtlichet 
macht überhaupt zu ihrer Verwirklichung im Erbfürſtentum 
geſchehe vielmehr mit der gleichen durch keinen auf Swecke 
gehenden Nebengedanken unterbrochenen Folgerichtigkeit, wie 
— im ontologiſchen Gottesbeweiſe der Übergang vom Begriff 
Gottes zu ſeinem Daſein; Hegel hat dieſen Beweis bekanntlich 
gegen Kant wieder zu retten geſucht. Übrigens aber bleibt es 
dabei, daß der Begriff des Gottesgnadentums von ihm nicht mit 
der Legitimität, ſondern mit der Staatsfunktion des Fürſten zu⸗ 
ſammengeſtellt wird; die Legitimität iſt eine Notwendigkeit, aber 
nicht aus ſich ſelber heraus, ſondern aus dem Weſen des Staats; 
indem Hegel fie bewußt nicht „auf ein pofitives Recht“ begründet, 
ſondern auf die „Idee“, bleibt er ſeinem Grundgedanken, der 
Ableitung des Staats ſamt allem, was darinnen iſt, aus dem 
Willen in beinah gefährlichem Maße treu. 

Die bis jetzt behandelten „drei“ Momente der fürſtlichen 
Gewalt — Staatsſouveränität, perſönliche Sufälligkeit, natür 
liche Einſetzung — umſchreiben fie nur im Derhältnis zu fid 
ſelbſt, nur in ihrer „Selbſtbeſtimmung“. Nach Hegels Gewalt— 
begriff muß ſie aber in ſich auch ein Verhältnis zu den beiden 
anderen Gewalten, der ausführenden und der geſetzgebenden, 
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haben. Jenes Derhältnis äußert fich darin, daß die höchſten be- 
tatenden Stellen, die dem Fürſten die objektiven Unterlagen 
ſeiner Entſcheidungen vorzulegen haben und die, eben weil nur 
ihnen das „Objektive der Entſcheidung“ obliegt, im Gegenſatz zu 
dem rein „ſubjektiv“ beſchließenden Fürſten allein „verantwort⸗ 
lich“ gemacht werden können und müſſen, vom Fürſten nach un- 
beſchränkter Willkür beſetzt werden. Das andere Verhältnis der 
fürſtlichen Gewalt, das zu „Derfaffung und Geſetzen“, in denen 
der Staat ja erſt eigentlich ſeine „Allgemeinheit“ bewährt, liegt 
im „Gewiſſen des Monarchen“ und im „Ganzen der Verfaſſung 
und in den Geſetzen“, welche, wie auf ihnen das Recht des Fürſten 
tuht, ſo ſelber auch wieder ſich auf ſein Daſein gründen. Dieſe 
durchgängige Gegenſeitigkeit, das wechſelweiſe Sichbedingen etwa 
von öffentlicher Freiheit und Thronerblichkeit, bildet die Grund⸗ 
lage des Staats. „Liebe des Volkes, Charakter, Eide, Gewalt“ 
können nur als „ſubjektive Grundlagen“ angeſehen werden, die 
„objektiven Garantien“ aber liegen nur in den „Inſtitutionen“. 
So wird die fürſtliche Gewalt durch den Kreis des ganzen Staats- 
lebens durchgeführt. Das gleiche geſchieht nun mit der „Re⸗ 
gierungsgewalt“. 

Dieſen Namen gibt Hegel der Verwaltung. Es wurde 
ſchon geſagt, wie er hier auch inhaltlich Montesquieu gegenüber 
etwas Neues in die Staats wiſſenſchaft einführte. Und nicht 
bloß Montesquieu und der Gewaltenlehre gegenüber. Zwar 
ſtammt der Begriff der „Regierung“, in ſeiner Anwendung 
auf die Verwaltungsgeſchäfte, ſchon aus dem achtzehnten 
Jahrhundert, und Hegel hatte ihn früh in dieſer Bedeutung 
überkommen. Aber einen grundſätzlichen Unterſchied zwiſchen 
der ſtaatlichen Funktion des Fürſten und derjenigen der „Re⸗ 
gierung“, wie ihn Hegel mit ſeiner Gewaltenlehre aufbringt, 
hatte das achtzehnte Jahrhundert nicht geſehen und nicht ſehen 
können; die Auffaſſung der Beamten als fürſtlicher Diener ſtand 
hier im Wege. In Wahrheit herrſchte zwar dieſe Auffaſſung 
wenigſtens in der Praxis nicht unbedingt; ſo gab es in Hegels 
Heimat ſchon Anſätze zu einem Dienſtrecht und damit zu einer 
ſelbſtändigen Stellung der Beamten gegenüber dem Fürſten; 
der jüngere Moſer hatte mit aller publiziſtiſchen Leidenſchaft 
gegen den ihm naiv entgegengetragenen Grundſatz gekämpft: 
wenn der Fürſt ſein Land verderben wolle, ſo habe der „fürſt⸗ 
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liche Diener“ dies zu hindern weder Pflicht noch Recht; und in 
Preußen hatte Stein ſchon vor Jena ein unabhängiges Staats- 
miniſterium zu ſchaffen geſucht, war freilich darüber gefallen. 
Immerhin iſt es auffallend, wie früh Hegel dem Beamtentum 
in feinem politiſchen Syſtem eine bedeutende Stelle einzu— 
räumen beſtrebt iſt. Galt ſeine Tätigkeit 1802 noch als die bloße 
Auswirkung des Volkslebens, von welcher Anſicht auch noch 
1820 die grundſätzliche Beſtimmung der Verwaltung als einer 
„ſubſumierenden“, nicht ſelbſt entſcheidenden oder organifieren- 
den Tätigkeit übrig bleibt, ſo wird ihm ſchon 1805, wenn auch 
ohne ſyſtematiſche Folgen, eigentümliche Bewertung zuteil; und 
zwar wird es, entſprechend dem damaligen Leitgedanken, 
im Staat den Sufammenhang von Ständen und Standes. 
geſinnungen zu zeigen, als eigener Stand dargeſtellt; gleichwie 
den verwandten Ständen des Offiziers und Gelehrten, und 
anders als den nicht zur Regierung gehörigen Erwerbsſtänden, 
wurde ihm die moderne „Moralität“, und das hieß: die Frei 
heit von ſtändiſcher Gebundenheit des ſittlichen Lebens, zu— 
geſchrieben. In dieſer Verbindung kam Hegel damals, 1805, 
auf den eigentümlichen Gedanken, im Beamtenſtand ſei, wu: 
man öffentliche Meinung nenne, wahrhaft vertreten; er ſei 
„der wahre geſetzgebende Körper“; ganz ähnlich wie er wenige 
Jahre ſpäter adminiftrative „Kollegien“ und „Keichsſtände“ 
als Mittler zwiſchen Fürſt und Volk gleichwertig nebeneinander 
ſtellte. Dieſes 1805 gezeichnete Bild mag in manchem, ſo in 
der ja durchaus nicht ſelbſtverſtändlichen Fuſammenſtellung 
des Beamten mit dem Gffizier, nach dem preußiſchen Land 
recht entworfen ſein; im weſentlichen aber, vor allem in der 
Gleichſetzung von Bureaukratie und „allgemeinem Willen“ 
ſowie in der Charakteriſierung der Standesgeſinnung des Be— 
amten als „Moralität“, ließe es ſich weit beſſer an dem Preußen 
von 1820 erklären als aus irgendwelchen Hegel 1805 naheliegen⸗ 
den Fuſtänden und Theorien. In Wirklichkeit iſt Hegels Theorie 
des Beamtentums nachher von dieſer vorpreußiſch-preußiſchen 
Haltung wieder abgerückt; von praktiſchen Lebenserfahrungen 
mag da die bayrifche Seit mitgewirkt haben, wenn er auch 
gerade in Bayern erftmalig das Beamtentum ſyſtematiſch 
als eigene „Staatsgewalt“ dargeſtellt hat; theoretiſch iſt es aber 
insbeſondere der Gedanke der Selbftverwaltung — 1805 vor 
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dem Syſtematiker noch kaum geſtreift, obwohl ſchon in der 
Reichsverfaſſungsſchrift ſtark ausgeſprochen —, welcher 1820 
in die Philoſophie der Verwaltung eindringt und das Bild des 
Beamtentums verwandelt; dadurch, daß die Selbſtverwaltung 
1820 jene 1805er Gleichſetzung von Verwaltung und „allge- 
meinem Willen“ in gewiſſem Sinne innerhalb der Verwaltung 
wieder als beſondere Inſtitution darſtellt, wird da außerhalb 
der Verwaltung Raum für eine eigene Volksvertretung. Und 
inſofern die Selbſtverwaltung insbeſondere der Städte damals 
in Preußen allerdings dieſe wichtige Ergänzung des ſtaatlichen 
Beamtentums war und als ſolche galt, entſpricht doch das Bild 
erft fo, wie es Hegel 1820 entwirft, wirklich den preußiſchen Der- 
hältniſſen. 

Wie wichtig ihm die Selbſtverwaltung iſt, zeigt ſich daran, 
daß er mit ihr beginnt. Er denkt als ihren Gegenſtand, ſeinem 
Begriff der bürgerlichen Geſellſchaft entſprechend, die dieſer 
angehörenden „gemeinſchaftlichen beſonderen Intereſſen“ und 
will fie ausgeübt wiſſen durch die „Gemeinden, .. Gewerbe 
und Stände und deren Gbrigkeiten, Dorfteher, Verwalter u. dgl.“; 
da ihre, Autorität ... mit auf dem Zutrauen ihrer Standesge- 
noſſen und Bürgerſchaften beruht“, ſind ſie zu wählen, wobei 
jedoch dem Staat das Recht der „Beſtätigung und Beſtimmung“ 
vorbehalten bleibt, wie denn überhaupt die ganze Selbſtver⸗ 
waltung ſtaatlicher Aufſicht bedarf. Auf der Selbftverwaltung 
und dem dadurch zwar geweckten, aber von ſelber in den „Geiſt 
des Staates“ umſchlagenden „Horporationsgeiſt“ ruht das 
„Geheimnis des Patriotismus“ und inſofern „die Tiefe und 
die Stärke des Staates, die er in der Geſinnung hat“. Aus 
dieſer inneren Begründung des Gedankens der Selbftverwaltung 
gewinnt Hegel nun die Freiheit, im Gegenſatz zu feinen eigenen 
früheften Anſichten über dieſe Seite der Sache und im Gegenſatz 
zu der herrſchenden Anſicht der Zeit, mit ſouveräner Nichtachtung 
über die Frage ihrer äußeren Zweckmäßigkeit hinwegzugehen. 
Die beliebte und einſt von ihm ſelbſt vorgebrachte Empfehlung, 
daß ſie billiger ſei, erwähnt er nicht; die andere, daß ſie beſſere 
Arbeit leiſte, lehnt er gar als unwahr ab. Es kommt eben gar 
nicht auf die Zweckmäßigkeit an, ſondern, wie er nun mit einem 
gewiſſen Humor, der doch auf tiefem Ernſte ruht, es ſagt: 
darauf daß „die mühſelige oder törichte Beſorgung ſolcher ge- 
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ringfügigen Angelegenheiten in direktem Verhältnis mit der 
Befriedigung und Meinung ſteht, die daraus geſchöpft wird.“ 

Nachdem ſo in der Selbſtverwaltung die Seite des Beamten⸗ 
tums entwickelt iſt, die 1805 als ſein Verhältnis zur „öffentlichen 
Meinung“ angeſehen wurde, wird die eigentliche Behörden⸗ 
organiſation durchgegangen. Sie beruht auf einer inneren Ar⸗ 
beitsteilung. Die unterſten „konkreteſten“, das heißt das Leben 
im ganzen treffenden Geſchäfte müſſen nach den „abſtrakten“ 
Teilen, in die ſie zerfallen, von beſonderen Behörden weiter be⸗ 
arbeitet oder vorbereitet werden, die ihrerſeits „in der oberſten 
Regierungsgewalt in eine konkrete Überficht wieder zuſammen⸗ 
laufen“. Die Beamtenſtellen ſind nur nach der erwieſenen 
Befähigung, nicht nach der Geburt zu beſetzen; unter der Mehr⸗ 
zahl der Befähigten trifft dann die fürſtliche Ernennung nach 
Willkür ihre Auswahl. Durch dieſen Zuſammenhang mit der 
fürſtlichen Souveränität nimmt die „Regierungsgewalt“ an 
der „fürſtlichen“ teil; war die Ernennung noch „zufällig“, 
fo hat nach der Ernennung der Beamte „ein der Sufälligkeit 
entnommenes Recht“. Er iſt weder „fahrender Ritter“, der 
ohne Auftrag dem Gemeinwohl dient, noch „Staatsbedienter“ 
— Hegel verwirft alſo den in Preußen noch ganz geläufigen 
Namen —, der „bloß nach der Not ohne wahrhafte Pflicht 
und ebenſo ohne Recht ſeinem Dienſte verknüpft wäre“; ſon⸗ 
dern wie überall beſteht auch für den Beamten das Weſen der 
Derfaffung darin, daß fein beſonderes Intereſſe, fein Recht, 
mit dem allgemeinen, mit feiner Pflicht, eins iſt; fein Derhält- 
nis zum Staat darf nicht als privatrechtlicher Vertrag gefaßt 
werden; er legt vielmehr „das Hauptintereſſe feiner geiſtigen 
und beſonderen Exiſtenz in dies Verhältnis“, wie er feinerfeits 
darin „Befreiung feiner äußeren Tage .. von ſonſtiger fub- 
jektiver Abhängigkeit und Einfluß findet“. So wirkt ſich auch 
in dieſem Teil des Staats der „Wille“ im Hegelſchen Sinn, 
nämlich das Ganze der „geiſtigen und beſonderen Exiſtenz“ des 
Einzelnen, aus. 

Daß die Beamtenmacht ſich nicht gegen den Staat und die 
Regierten ſelbſtändig mache, dafür forgt teils die Hierarchie 
der Behörden und die darin liegende Selbſtkontrolle, teils 
die Berechtigung der Gemeinden und Korporationen, etwa auch, 
wo die Selbſtkontrolle am Korpsageift ſcheitert, unmittelbare; 
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Eingreifen der Souveränität. Am wünſchenswerteſten aber 
iſt, daß „die Leidenſchaftsloſigkeit, Rechtlichkeit und Milde des 
Benehmens Sitte werde“, und dahin wirkt teils die „ſittliche 
und Gedankenbildung“, die dem notwendigen „Mechanismus“ 
der Geſchäfte das „geiſtige Gleichgewicht hält“ und ferner — 
die räumliche Größe des Staats, durch welche die „ſubjektiven 
Anſichten“ untergehen und ſich „die Gewohnheit allgemeiner 
Intereſſen, Anſichten und Geſchäfte“ erzeugt. Dadurch wird 
dann — und hier knüpft Hegel wieder an jene Idealiſierung 
von Regierungs⸗ und Beamtenftand aus dem Jenenſer Syſtem 
an — dieſer Kreis „der Hauptteil des Mittelftandes, in welchen 
die gebildete Intelligenz und das rechtliche Bewußtſein der 
maſſe eines Volkes fällt“. Der Gefahr, daß er ſich zu einer 
„Ariſtokratie“ iſoliere — Hegel hatte ſie vor drei Jahren an 
dem württembergiſchen „Schreiberſtand“ dargeſtellt und fällt 
auch jetzt infolgedeſſen unwillkürlich in den württembergiſchen 
Anklang „Zerrenſchaft“ — dieſer Gefahr wird geſteuert „durch 
die Inftitutionen der Souveränität von oben herab und der Hor⸗ 
porationsrechte von unten herauf“. Die Idealiſierung von 1808 
it hier um einen neuen Zug bereichert, infofern Hegel dem Be⸗ 
amtenſtand den Ehrentitel des „Mittelſtandes“ beilegt; der 
Ausdruck iſt damals noch jung, und in dem Munde des Kenners 
der ariſtoteliſchen Politik iſt die Anknüpfung an den Begriff 
der uboot, auf denen der Grieche den guten Staat ſich gründen 
läßt, gewiß. Ariſtoteles meint freilich, mehr in dem Sinne wie 
der Liberalismus des neunzehnten Jahrhunderts den Gedanken 
aufnahm, einen wirtſchaftlichen Mittelſtand; Hegel — höchſt 
bezeichnend, da eben bei dem Begründer des beſonderen Ge⸗ 
ſellſchaftsbegriffs die Stände des Ariſtoteles aus dem Staat 
herausgewieſen und im Staat nur noch politiſche Beziehungen 
gelten gelaſſen wurden — ignoriert dieſe wirtſchaftliche Seite 
ganz und überträgt den Namen auf den Beamtenſtand, jenen 
„wahren geſetzgebenden Körper“ des Syſtems von 1805. Die 
zeitgeſchichtlichen ZHuſammenhänge werden uns bald beſchäf⸗ 
tigen. f 

Die dritte der Gewalten iſt die, mit der Hegel im Namen 
und weſentlich auch in der Sache auf der Kode-Montesquieu- 
ſchen Linie bleibt: die „geſetzgebende“. Im Hegelſchen Syſtem 
iſt fie, trotz der ausführlichen Behandlung durch die Reichsver⸗ 
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faſſungsſchrift, die jüngſte. Der Fürſt war 1805, in dunkler Form 
ſchon 1802, im Syſtem aufgeſtellt, das Beamtentum als felb- 
ſtändiger Faktor 1805; die Volksvertretung problematiſch in 
Nürnberg, unbedingt erſt 1812. Die fpäte Jahreszahl darf 
freilich nicht übertrieben bewertet werden. Wenn die Keichs⸗ 
verfaſſungsſchrift, welche zwar kräftig, aber rein aus Gründen 
der Nachgiebigkeit gegen den nun einmal dahin gerichteten 
Feitgeiſt eine Volksvertretung befürwortete, es noch durchaus 
verftändlich erſcheinen ließ, wie der Syſtematiker gleichzeitig 
und ſpäter ſich noch nichts von dieſer Inſtitution wiſſen machte, 
ſo würden die brieflichen Außerungen der bayerifchen Jahre 
ſchon keinen Sweifel darüber laſſen, daß ein ausgeführteres 
Syſtem in jenen Jahren die Volksvertretung nicht umgangen 
haben würde; und zum Überfluß fordert wenigſtens die frühe 
Nürnberger Propädeutik wirklich immerhin ſchon Hollegien, oder“ 
Reichsftände. Württembergs innere Kämpfe hatten Hegel dann 
zuerſt eine, zwar der Form nach nicht fyftematifche, ausführ- 
liche Behandlung des Volksvertretungsgedankens abgenötigt, 
die doch dem Henner feines Syſtems ſchon deutlich, deutlicher 
ſogar als die flüchtige Behandlung im Syſtem von 1817, den 
ſyſtematiſchen Sufammenhang, in den er ihn hineinftellt, durd- 
ſcheinen läßt. Es ift der feinem Urſprung nach ja ſichtlich revo- 
lutionäre Gedanke, daß erſt durch die Volksvertretung der Staat 
als Macht ſich zum Staat als Willen ergänzt. In der Rechts⸗ 
philoſophie von 1820 hat Hegel dieſen Gedanken inſofern ab— 
geſchwächt, als er die Einheit von Macht und Willen, Ordnung 
und Geſinnung, grundſätzlich auf jeden einzelnen Teil der „Der- 
faſſung“ bezieht, nicht mehr wie in der Württemberger Schrift 
ſie erſt aus dem Zuſammenwirken der einzelnen Teile hervor: 
gehen läßt. Aber auch 1820 behält die Volksvertretung einen 
Vorrang und wird in gewiſſem Einklang mit dem modernen 
Begriff von Verfaſſung gehalten, wenn Hegel ihr eine ganz be⸗ 
ſondere Beziehung auch zu ſeinem an ſich ja altertümlicheren 
Derfaffungsbegriff gibt. Die geſetzgebende Gewalt iſt näm⸗ 
lich „ſelbſt ein Teil der Verfaſſung“, und zwar iſt die Derfaffung 
einerſeits allerdings ihre Vorausſetzung, anderfeits aber wird 
ſie in der Arbeit der Geſetzgebung ſelber weiter entwickelt. 
Das iſt ein engeres Verhältnis zur Verfaſſung, als es für die 
beiden anderen Gewalten auszuſagen geweſen wäre, für die 
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beide nur gegolten hätte, daß fie die Verfaſſung vorausſetzen, 
nicht daß die Verfaſſung auch ihr Erzeugnis iſt. Wiederum 
ſtecktt darin, daß Hegel gleich zu Beginn hier den unmerklichen 
wechſel der Derfaffung betont, ſeine eigentümliche Abneigung 
gegen den revolutionären Begriff der über allen Gewalten 
feſttehenden „geſchriebenen“ Derfaffung, zugunſten jener „Ge— 
neralklauſel“, die, wie er vor kurzem in der Württemberger 
Schrift es ausgeſprochen, der Weltgeiſt allen geſchriebenen 
berfaſſungen anhängt. Das Suſammenwirken der drei Ge— 
walten in jeder einzelnen, das Hegel grundſätzlich annimmt, 
läßt ſich im Gegenſatz zur „Regierungsgewalt“ hier wieder leicht, 
fogat beſonders leicht, durchführen: die fürſtliche Gewalt gibt 
die höchſte Entſcheidung, die Regierungsgewalt die genaue 
Nberfiht und Vorbereitung der Einzelheiten — Hegel lehnt 
in der Vorleſung ausdrücklich die Verbannung des Minifteriums 
zus dem Parlament ab und rühmt in dieſer Beziehung die 
engliſche Sitte, daß die Miniſter Parlamentsmitglieder ſind; 
das eigentümliche Organ der geſetzgebenden Gewalt bleibt 
gleichwohl die Volksvertretung oder wie Hegel bewußt ſagt: 
das „ſtändiſche Element“. 

In der Art wie er die Notwendigkeit dieſes „Elements“ 
begründet, wird wieder der beſondere ſyſte matiſche Sufammen- 
hang ſichtbar, der zwiſchen dem Hegelſchen Verfaſſungsbegriff 
und gerade dieſem Teil der Verfaſſung beſteht. Während die 
wechſelſeitige Durchdringung von Inſtitution und Geſinnung 
bei der fürſtlichen wie bei der Regierungsgewalt mehr eine 
Nebenbeſtimmung bleibt, bei der fürſtlichen Gewalt wirkſam 
in der „Perſönlichkeit“ des Fürſten, bei der Regierungsgewalt 
weils in der Selbſtverwaltung, teils in der Berufsethik des Be⸗ 
amten, bildet dieſe Durchdringung hier in der Volksvertretung 
das eigentliche Weſen der Sache. Hegel leugnet noch entſchie⸗ 
dener als bei der Selbſtverwaltung jede Begründung auf 
zweckmäßigkeitsrückſichten. Das Volk verſteht durchaus nicht 
am beſten, was zu ſeinem Beſten diene; im Gegenteil es iſt 
gerade der Teil des Staats, „der nicht weiß, was er will“. 
den niederen Beamten gegenüber hat ftändifche Kontrolle 
wegen der anſchaulichen Kenntnis der Derhältniffe einen ge⸗ 
wiſſen praktiſchen Wert; die höheren aber können ſehr gut ohne 
Stände regieren und müſſen auch im Juſammenwirken mit den- 
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ſelben die eigentliche Arbeit tun. Gar die Dorftellung, daß die 
Stände den beſſeren Willen haben, iſt „pöbelhaft“; man könnte 
genau ſo gut bei ihnen gerade eigenſüchtige Antriebe vermuten. 
Auch die „Garantie des öffentlichen Wohls und der vernünftigen 
Freiheit“ liegt bei ihnen nicht anders, ja ſogar weniger, als ſie 
in Inſtitutionen wie der monarchiſchen Souveränität, der 
Chronerblichfeit, der Gerichtsverfaſſung liegt. Einzig weſent⸗ 
lich bleibt vielmehr der Geſichtspunkt, daß in den Ständen 
„das ſubjektive Moment der allgemeinen Freiheit .. und der 
eigene Wille der Sphäre, die in dieſer Darſtellung bürgerliche 
Geſellſchaft genannt worden iſt, in Beziehung auf den Staat 
zur Exiſtenz kommt“. Deswegen ift Öffentlichkeit ihrer Der 
handlungen unbedingtes Erfordernis. 

Die „formelle Freiheit“ alſo ſoll in den Ständen politisch 
zu ihrem Recht kommen. 1817 hatte es geheißen, daß durch die 
Stände zur Macht des Staats fich noch fein Wille geſelle; jetzt 
beſtimmt Hegel ſchärfer den Träger dieſes Willens; fein eigenes 
Syſtem bietet ihm den Namen dar: der Inhaber jenes zur po⸗ 
litiſchen Exiſtenz zu bringenden „eigenen Willens“ iſt die „bürger⸗ 
liche Geſellſchaft“. Damit wird dieſem ſyſtematiſch fo ungeheuer 
wichtigen Begriff des Hegelſchen Staatsſyſtems eine Erweite⸗ 
rung ſeines Inhaltes. Die bürgerliche Geſellſchaft hatte vom 
Staate begrifflich getrennt werden müſſen, damit das politiſche 
Weſen des Staats rein heraustrete. Jetzt erhält ſie dennoch 
wieder eine politiſche Bedeutung. Ihre ſtändiſche Gliederung 
war einſt, in den Anfängen des Hegelſchen Syſtems, Grund⸗ 
lage und Inhalt des Staates überhaupt geweſen. In der Der- 
drängung der Stände und Standesgeſinnungen in die unter⸗ 
ſtaatliche Sphäre hatte ſich dann die zunehmende Politifierung 
des Hegelſchen Staats vollzogen. Aber nun kommt dieſe Be⸗ 
wegung, die von ſich aus zur monarchiſch⸗demokratiſchen Staats: 
idee hatte führen müſſen, zum Stocken; die Geſellſchaft macht 
ihre Anſprüche an den Staat geltend; kann ſie ſchon nicht meht, 
wie einſt im ancien régime, Grundlage des Staates ſein, ſo 
will fie wenigſtens an der einzigen Stelle, wo fie noch Juttitt 
finden kann, ihre Macht ausüben; nicht ein aus dem modernen 
übergeſellſchaftlichen Staatsgedanken geborenes Staatsvolk darf 
Träger jenes „ſubjektiven Moments der allgemeinen Freiheit“ 
fein, ſondern ſtatt deſſen wieder dieſelbe Geſellſchaft, die aus 
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dem Staatsbegriff verwieſen zu haben fich Hegel mit Recht 
als Derdienft anrechnete. Derſelbe Denker, der in der all⸗ 
gemeinen Begründung hier ganz modern ſtaatlich dachte, 
fiel ſo in der Durchführung wieder ins Unterſtaatliche zurück, 
im Einklang freilich mit den führenden Geiſtern — nicht bloß 
den konſervativen ſondern auch den fortſchrittlichen — der Epoche, 
richt im Einklang mit dem ſelbſterrungenen geiſtigen Beſitz: 
der Idee des auf der politiſchen Geſinnung beruhenden, po⸗ 
ltiſchen Staats. 

Die ganzen Ausführungen über die Stände ſind nun aber 
nicht für ſich allein zu verſtehen. Es entſpringt aus den geſchil⸗ 
derten Grundgedanken ein weiterer. Eben weil die Stände 
nicht eigentlich das „Volk“ als Maſſe vertreten, müſſen ſie 
zwiſchen dieſer Maſſe einerſeits und der Regierung andererſeits 
als eine vermittelnde Macht ſtehen. Weiter iſt es ihre Aufgabe, 
mit der organiſierten Regierung zuſammen zwiſchen dem Für⸗ 
ten und dem Volk zu vermitteln. Sie müſſen alſo „den Sinn 
und die Geſinnung des Staats und der Regierung“ verbinden 
mit den „Intereſſen der beſonderen Hreiſe und der Einzelnen“. 
So wenig wie der Fürſt dürfen fie „Extrem“ werden, fondern 
müſſen ſich als Mittelsmacht fühlen; man merkt die Württem⸗ 
berger Erinnerungen. Mit dieſem zweiten Gedanken findet 
hegels Theorie der Ständeverſammlung nun wieder den Rück⸗ 
weg aus dem ancien régime in die Gegenwart. Obwohl die 
stände die bürgerliche Geſellſchaft und nicht das Staatsvolk 
darftellen, dürfen fie ſich nicht, wie es die konſervative Theorie 
etwa in Friedrich Wilhelms IV. berühmter Eröffnungsanſprache 
m den Erſten Vereinigten Landtag ausdrücklich verlangte, 
als bloße Vertreter ihrer eigenen ſtändiſchen Intereſſen fühlen, 
ſondern ſollen „mit der organifierten Regierungsgewalt ge- 
meinſchaftlich“ auf Grund „des Sinns und der Geſinnung des 
Staats" gegen eine ſolche „Iſolierung“ der beſonderen Inter⸗ 
eifen der Gemeinden, Korporationen und Individuen ſtehen. 
Und zwar wird dieſer Rückweg aus dem, um Schlagworte der 
unmittelbar folgenden Seit zu gebrauchen, ſtändiſchen in das 
tepräſentative Syſtem mit dem Hauptgedanken fo verknüpft: 
nicht obwohl, ſondern gerade weil die Stände die Geſellſchaft 
und nicht das Staatsvolk repräſentieren, ſeien fie fähig, das 
Öegengewicht gegen jene „Iſolierung“ zu bilden, welche ja 
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in ihrer Steigerung ſchließlich zu einer „Menge“ und zur „bloß 
maſſenhaften Gewalt gegen den organiſchen Staat“ führen 
müßte. 

Auf dieſer eigentümlich verwickelten Gedankengrundlage 
beruhen nun die Einzelheiten der Durchführung. Die Stände— 
verſammlung muß um ihrer vermittelnden Stellung willen 
aus ſich ſelbſt „eine exiſtierende Mitte“ hervortreiben, gleich 
wie der Fürſt zu ähnlichem Sweck einer ihm ſelbſt gegenüber 
eigenſtändigen Regierungsgewalt bedarf. So ergibt ſich die 
Notwendigkeit von Dirilſtimmenbeſitzern, die mit dem Sürften 
die „Natürlichkeit“, in dieſem Fall den erblichen an der Familie 
haftenden Sitz in den Ständen, gemeinſam haben. Aus dieſen 
politiſchen Grund muß das von Hegel in der Geſellſchafts, 
Rechts⸗ und Familienlehre verworfene Inſtitut des Majoratz 
— die Unabhängigkeit eines Beſitzes gegen jedermann, auch 
den Beſitzer ſelbſt — beſtehen bleiben, ſoweit es eben zu dieſen 
politiſchen weck nötig iſt. Hegel berührt ſich da mit dem auch 
ſonſt in den Jahrzehnten feit der Revolution, und von ihm 
ſelbſt ſchon 1802 und 1805, geäußerten Gedanken, daß der Adel 
nur durch Politiſierung auf die Dauer wieder lebensfähig ar- 
macht werden könne. Neben den Dirilſtimmen ſetzen ſich die 
Stände zuſammen aus „Abgeordneten“, welche die bürgerliche 
Geſellſchaft „als das was fie iſt“, das heißt nach ihren „ohnehin 
konſtituierten Genoſſenſchaften, Gemeinden und Korporationen“ 
abordnet, die ihrerſeits auf die Weiſe „einen politiſchen 5. 
ſammenhang erhalten“. Gleichwohl müſſen die Abgeordneten 
— und hierin bricht wieder die moderne Vorſtellung durch — 
von ihren Abordnern unabhängig fein, dürfen keine Inſtruktionen 
oder Mandate bekommen; die Derfammlung muß „eine lebendie, 
ſich gegenſeitig unterrichtende und überzeugende, gemeinſan 
beratende“ ſein; wieder merkt man die Erinnerung an die 
Württembergiſchen Stände von 1815 mit ihren abgelefenen 
Reden und fehlenden Debatten. Die Bürgſchaft der Geeignet 
heit liegt — man beachte die Sperrungen — am eheſten in 
der durch wirkliche Geſchäfts führung in obrigkeitlicher 
oder Staatsämtern erworbenen und durch die Cat be— 
währten Geſinnung, Geſchicklichkeit und Kenntnis der Einrid- 
tungen und Intereſſen des Staats und der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft und dem dadurch gebildeten und erprobten obris⸗ 
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keitlichen Sinn und Sinn des Staats“. So hatte er auch 
ſchon für Württemberg anläßlich der „Schreiber“ in den dortigen 
Ständen geurteilt. Gegen Zenfus iſt er ebenfo wie ſchon 1812; 
mag Vermögen Bedingung ſein für die Wahl zu Ehrenämtern; 
ſo wird es von ſelbſt auch für die daraus ja hervorgehenden 
stände ins Gewicht fallen. Gegen den Wahlgedanken verhält 
st ſich ſkeptiſch. Gehört der Abgeordnete, was ſowohl um des 
berttauens wie um der Sachkenntnis willen nötig iſt, der wäh⸗ 
lenden Korporation ſelbſt an, ſo wird die Wahl „entweder 
überhaupt etwas Überflüſſiges oder reduziert ſich auf ein ge⸗ 
tinges Spiel der Meinung und der Willkür“. „Repräſentanten“ 
ind die Abgeordneten ja überhaupt eben nicht von „Einzelnen“, 
ondern von „Sphären“. Auch die uns von 1817 her bekannten 
Sründe, daß das atomiſtiſche Wahlrecht Gleichgültigkeit der 
bähler und dadurch die Gewalt „Weniger, einer Partei“ 
chaffe, hören wir wieder; daß eine Partei Organiſation nicht 
Deniger ſondern gerade der Vielen fein könne, iſt ihm, wie 
pit ſchon wiſſen, ein unbekannter Gedanke. Zweikammerſyſtem 
empfiehlt er teils aus dem praktiſchen Grunde, einen Inſtanzen⸗ 
veg zu ſchaffen, teils und vor allem, um den Grundgedanken 
der Virilſtimmen, die „Vermittlung“ zwiſchen Regierung und 
bolk, ſichtbar und wirkſamer zu geſtalten. Es iſt höchſt auffallend, 
aß er hier dieſen von Eſchenmayer ſtammenden Gedanken 
Dangenheims zugrunde legt, den er in der Württemberger 
schrift, die von Wangenheim inſpiriert fein ſollte, nur ganz 
jelegentlich einmal, und da nicht zur Begründung des Swei⸗ 
ammerſyſte ms, geftreift hatte. 

An die Lehre von der Volksvertretung fügt Hegel paſſend 
inige Paragraphen über öffentliche Meinung, Preßfreiheit 
ind Verwandtes an. Eben weil ihm die Ständeverſammlung 
nz weſentlich als die organiſierte öffentliche Meinung gilt 
ind weil ihm gemäß ſeinem Begriff von Verfaſſung nur die 
ich organiſierende Geſinnung wichtig erſcheint, können ihm 
ene lockeren Formen der „Subjektivität“ im Staate keine rechte 
jochachtung abnötigen. Die öffentliche Meinung wird mit 
iner merkwürdigen Miſchung von Ernſt und Ironie behandelt, 
o immerhin, daß ſchließlich die Ironie und allerletzt ſogar 
ie Grobheit das Wort behält: fie ſei der „vorhandene Wider⸗ 
pruch“, denn fie enthalte zwar „die ewigen .. Prinzipien der 
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Gerechtigkeit, den wahrhaften Inhalt .. der ganzen Derfaffung, 
Geſetzgebung und des allgemeinen Fuſtands ſowie die waht. 
haften Bedürfniſſe und .. Tendenzen der Wirklichkeit“, zugleich 
aber auch von all dieſem das Gegenteil. Sie iſt alſo ſowobl 
„vox Dei“ wie „Volgare ignorante“ und muß — man mag an 
Goethes Unterſcheidung von Dolfheit und Volk denken — 
„ebenſo geachtet als verachtet werden“; beides praktiſch zu ver⸗ 
binden iſt nach einem Vorleſungszuſatz, den wir heute nach Bis 
marck leicht verſtehen, das Geheimnis des großen Staatsmanns. 
In der Behandlung der Preßfreiheit miſchen ſich ein gewiſſet 
dem vorjournaliſtiſchen Zeitalter eigener Optimismus ſowie 
die Sorge um Freiheit der Wiſſenſchaft mit dem Widerwillen 
des Philoſophen gegen eine Freiheit, zu ſchreiben, was man 
will; es ſei ja auch nicht erlaubt, zu tun, was man will. Im ganzen 
atmet der Paragraph eine gewiſſe ſouveräne Gleichgültigkeit: 
durch die Gffentlichkeit der Ständeverſammlung wird den 
Zeitungen wenig zu jagen übrig bleiben — eine Prophezeihung, 
von der gerade das Gegenteil eingetroffen iſt. 

Als Inhalte der ſtändiſchen Beratung nannte hegel außer 
Geſetzgebung und allgemeinen Staats angelegenheiten die Steuer: 
bewilligung. Dabei erklärte er die Geldſteuer für die einzige 
dem modernen Staats- und Freiheitsbegriff angemeſſene 
Abgabe; neben dieſer ſeit 1289 allmählich ſelbſtverſtändlich 
gewordenen Ablehnung von Naturalleiſtungen und Dienſten 
vermied er, im Jahre des hart umſtrittenen preußifchen Stener- 
geſetzes, auf die einſt genauer behandelte Frage der Steuer⸗ 
quellen ſich weiter einzulaſſen. Die Leiſtungen, die der Staat 
von feinen Bürgern zur Derteidigung gegen Feinde fordert, 
werden ausdrücklich von der Behandlung an dieſer Stelle aus⸗ 
geſchloſſen. Man kann ſagen, daß Hegels ganzer Derfaffung- 
begriff und ſeine ganze Lehre von der Ständeverſammlung 
an dieſem Punkte der Stoffverteilung hängt. Das Heer gehört 
nicht zur inneren Staatsverfaſſung; da wo Hegel den Patriotis 
mus, die Staatsgefinnung, als die ſubjektive Seite der Derfaffung 
aufzeigt, lehnt er ausdrücklich ab, daß man unter Patriotismus 
hauptſächlich die außerordentlichen Anſtrengungen in außer⸗ 
ordentlichen Derhältniffen verſtehe; ihm iſt Patriotismus die 
ſtaats bürgerliche Geſinnung ſchon in Friedenszeiten. Da ihm 
nun der innere Aufbau der ſtaatlichen Ordnungen, welcher von 
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dieſer Geſinnung erfüllt wird, als ein gegliedertes Gebilde 
erſcheint, ſo nimmt die Geſinnung überall verſchiedene Formen 
an und darf, ja ſoll es. Die demokratiſche Unterſcheidungsloſig⸗ 
leit des kriegeriſchen Patriotismus darf Hegel deswegen hier 
nicht mitbehandeln; ſie würde ſein ganzes kunſtreiches Gebilde 
der inneren Staatsverfaffung umwerfen. Nicht umſonſt hatte 
et doch ſeit der Reichsverfaſſungsſchrift von 1801 jene ſchroff 
einſeitige Definition des Staats als Macht über Bord geworfen. 
damals hatte auch er ſich den demokratiſch⸗gleichmachenden 
Konfequenzen eines ſolchen Staatsbegriffs nicht ganz verſagen 
können; ſowohl die Begründung der Volksvertretung wie die 
der perſönlichen Freiheit lagen auf dieſer Linie. Seitdem 
hatte er den damals ſchon erfaßten Gedanken des Staats als 
durchgegliederten Gebildes ſtändig weiter ausgebildet bis zum 
Begriff der ebenſo „ſubſtantiell“ vernünftigen wie „ſubjektiv“ 
belebten „Verfaſſung“ von 1820. Es war eine großartige 
köſung, die er jetzt, nach manchem vergeblichen Anſatz, dem 
Problem gab, wenn er den Staat, und zwar den Staat des 
„inneren Staatsrechts“, doppelt behandelte, einmal als „innere 
berfaſſung für ſich“ und dann als „Souveränität gegen außen“. 
Es iſt beidemal derſelbe Staat, noch nicht der Staat unter Staaten, 
wie er im Abſchnitt vom „äußeren Staatsrecht“ abgehandelt 
wird, ſondern noch der Staat rein als einzelner betrachtet. 
Aber erſchien er bisher von innen geſehen als der reich gegliederte 
Organismus der „Verfaſſung“, ſo nun von außen als die gliede⸗ 
tungslos einfache Souveränität. Souveränität war auch der 
Örundbegriff der inneren Verfaſſung geweſen; aber da hatte 
lie das einheitliche Huſammenwirken aller Glieder des Ganzen 
bedeutet; jetzt nimmt der Begriff ein ſtrengeres Ausſehen an; 
er bezeichnet nunmehr die bedingungsloſe Unterordnung, ja 
das „Verſchwinden“ aller Glieder im ganzen. Im fürſtlichen 
„Individuum“ laufen ſo die beiden Erſcheinungsweiſen der 
„Staats individualität“ zuſammen; im Friedensſtaat ſicherte es 
die „Entfaltung“ und das „Beſtehen“ der einzelnen Glieder, 
im Kriegsftaat verkörpert es die gegen alles Einzelne, „Leben, 
Eigentum und deſſen Recht“, negative Macht. In der Flug⸗ 
ſchrift einerfeits, im Syſtem der Sittlichkeit andererſeits hatten 
1802 die beiden Definitionen des Staats als kriegeriſcher Macht 
und des Staats als ſittlichen Gliederbaues unverbunden neben⸗ 


160 Elfter Abſchnitt: Preußen. 


einander beſtanden; jetzt ſind ſie ſowohl im Begriff des Staats 
als „Individualität“, die nach innen mannigfaltig und reich, 
nach außen einheitlich und ausſchließend iſt, wie auch in der 
anſchaulichen Erſcheinung des fürſtlichen „Individuums“ ſyſte⸗ 
matiſch zuſammengezwungen. 

Wie alſo erſt hier die fürſtliche Gewalt in ihrer eigentlich 
abſoluten, in keinen geſetzlichen und verfaſſungsmäßigen Au- 
ſammenhang mehr eingeordneten Betätigung behandelt wird, 
als die Stelle, der es „unmittelbar und allein zukommt, die 
bewaffnete Macht zu befehligen, die Verhältniſſe mit den ar- 
deren Staaten durch Geſandte uſw. zu unterhalten, Krieg und 
Frieden und andere Traftate zu ſchließen“, fo erſcheint nun 
auch hier erſt das Beer. Nicht alfo, um es noch einmal zu fagen, 
im Rahmen der patriotiſchen Geſinnung, ſondern aus der 
harten Macht des Staats über alles „Einzelne und Beſondere“ 
leitet Hegel die Pflicht der Einzelnen ab, für die Unabhängig 
keit des Staats „Eigentum und Leben, ohnehin ihr Meinen 
und alles .. was von felbft in dem Umfange des Lebens begriffen 
iſt“ aufzuopfern. Von Geſinnung iſt deshalb hier folgerechter 
weiſe nach Hegels geſamter Einteilung gar nicht die Rede — 
die gehört in die „innere Verfaſſung“; es handelt ſich einfach 
um Notwendigkeit und Pflicht. Und zwar um eine allgemeine 
Notwendigkeit — Hegel erneuert ſeine alten Sätze von 1802 
zur philoſophiſchen Rechtfertigung des Kriegs überhaupt, 
die aber nicht für eine Rechtfertigung des einzelnen Krieg; 
gelten dürfe, — und um eine allgemeine Pflicht. Neben die 
allgemeine tritt jedoch der Natur der Sache entſprechend, 
weil der Kriegsftaat eben nur die eine Seite des Staats if, 
die beſondere Pflicht: der Kriegerftand, das ſtehende Heer; 
auch deſſen Rechtfertigung alſo darf nicht aus Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen verfucht werden. Und zwar wird das ftehende her 
für Teilſtreitigkeiten zu verwenden fein, für Kriege dagegen, 
wo „der Staat als ſolcher, feine Selbſtändigkeit in Gefahr kommt 
und die dann, „wenn ſo das Ganze zur Macht geworden if“, 
von felber aus der Verteidigung zur Eroberung übergeben, 
„ruft die Pflicht alle feine Bürger zu feiner Verteidigung auf“. 
So vollendet ſich in Beer und Heerfürſt der Staatsbegriff; 
daß es kein äußerlicher Abſchluß iſt, ſondern daß wirklich die 
gleiche Kraft, die den Friedensſtaat belebt, ſich im Kriegsſtaat 
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offenbart, beweiſt für Hegel der gefchichtlich aufzeigbare Zu- 
ſammenhang von innerer und äußerer Politik. Der Syſtema⸗ 
tiker antizipiert das Leitmotiv der Lebensarbeit des größten 
Hiſtorikers. 

Wir haben Hegels Staatsbild von 1820 zunächſt, ſoweit es 
möglich war, nur in feinem inneren fyftematifchen und bio- 
graphiſchen ZHuſammenhang entwickelt; es iſt nun der Ort 
erreicht, wo die Schilderung des Staats ſelber beendet iſt und, 
da das ſyſtematiſche Verhältnis des Staats zu der unterſtaat⸗ 
lichen Sphäre, die Ethik des Staats alſo, ebenfalls Behandlung 
gefunden hat, nur noch die Metaphyſik des Staats ausſteht; und 
ſo wird zweckmäßig hier, wo das Material zur Beantwortung 
dollſtändig vorgelegt iſt, die Frage nach den preußiſchen Fügen 
dieſes Hegelſchen Staates von 1820 aufzunehmen fein. 

Daß ſolche Füge vorhanden ſind, wurde gelegentlich ge— 
ſtreift, und dem Leſer wird ſelbſt ſchon manches aufgefallen 
ſein. Beginnen wir mit dem Letztbehandelten. Die Heeres— 
verfaffung, welche Hegel ſchildert, ift die preußiſche, und zwar die 
preußiſche von 1820 und dieſe nach der herrſchenden Auffaſſung 
der Feit. Das preußiſche Heer iſt in jenen Jahrzehnten zwiſchen 
Boyen und Roon gekennzeichnet durch das Nebeneinander 
zweier auf verſchiedenen Unterlagen und grundſätzlich ſogar 
zu verſchiedener Verwendung errichteter Organiſationen, Kand- 
wehr und Linie. Während jene auf dem Gedanken der allge- 
meinen Wehrpflicht ruhte, wie er ſich unter den außerordent- 
lichen Anforderungen der Erhebungszeit durchgeſetzt hatte, 
und während in ihr die innere Verwandtſchaft des neuen Staats- 
gedankens mit dem der antiken Demokratie zum Ausdruck kam, 
war die Linie im weſentlichen das alte ſtehende Heer der vor⸗ 
tevolutionären Seit. Beide Organiſationen wurden in Aus- 
bildung und Friedensgliederung voneinander getrennt ge— 
halten. Die Abſicht aber war, daß auch in der kriegeriſchen 
berwendung dieſer Unterſchied, ſoweit tunlich, in Kraft bleiben 
olle. Die Mobiliſierung erfolgte unter Umſtänden getrennt, 
und wenn die Linienregimenter ſchon vor dem Feinde ſtanden, 
io verließen die Landwehrregimenter vielleicht. eben ihre Gar⸗ 
niſonen. Gerade der Organiſator des preußiſchen Volksheeres 
hatte gleichzeitig das Fiel — nach den Worten ſeines Biographen: 
— das Weſen des miles perpetuus, feine Beweglichkeit und 
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Schlagfertigkeit, bis zur höchſten Potenz zu ſteigern. Es herrſchte 
ferner, und wieder vorzüglich ſchon bei Bopen ſelbſt, die Dor- 
ſtellung, daß die Landwehr nur für Exiſtenzkriege, alſo nur zur 
Verteidigung der ſtaatlichen Unabhängigkeit, verwendet wer- 
den dürfe; ſo daß, wie man nun je nach der politiſchen Stellung 
mit Befriedigung oder mit Ingrimm feſtſtellen konnte, die 
preußiſche Regierung zu einer kriegeriſchen Politik großen 
Stils, die dem wehrbaren Volke nicht einleuchte, unfähig ſei, 
da ſie für eine ſolche nur über die Linie verfügen würde. Wir 
ſehen, es iſt Fug für Fug das Hegelſche Bild, mit dem einen 
Abſtrich, daß Hegel die demokratiſchen Folgerungen des Wehr— 
pflichtgedankens entkräftet, indem er die Wehrpflicht aus dem 
Rahmen des „Patriotismus“ und der „Verfaſſung“ herausſtellt. 
Aber im übrigen ſtimmen Abbild und Urbild genau überein. 
Hegel hat nun zwar den Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht 
ſchon in einer Gymnaſialrede von 1811 im Sinne der univer- 
ſellen Ausbildung als etwas „in der Natur der Sache“ Liegen 
des, nur nach und nach ganzen Ständen Fremdgewordenes ge— 
prieſen; aber wie ſein Verhalten zu dem Sohne des Freundes 
Niethammer 1813 und dann die Außerung an feine Schüler 
1815, daß fie ſich freuen könnten, in Ruhe ihren Studien nach— 
zugehen, ſowie noch eine dieſem Gedanken nachklingende Wen— 
dung in der Heidelberger Antrittsrede von 1817 zeigen, if 
ihm jene 1811er Empfehlung des „allerhöchſt anbefohlenen“ 
Unterrichts der Oberklaſſe in „militäriſchen Ubungen“ ſchwerlich 
ſehr aus dem Herzen gekommen. Nimmt man nun hinzu, 
daß das in der Rechtsphiloſophie zugrundegelegte dualiſtiſche 
Heeresſyſtem damals nur in Preußen beſtand und allent— 
halben, in Furcht, Geringſchätzung oder Hoffnung, als das 
Charakteriſtikum dieſes Staates angeſehen wurde, ſo darf man 
hier mit beftem Gewiſſen Abhängigkeit des Berliner Profeffors 
von dem damaligen Preußen annehmen. 

Nicht fo einfach liegt die Sache an anderen Punkten. für 
die Einzelheiten des Rechts, insbeſondere des Familienrechts, 
konnte zwar vielfach auf das preußiſche Landrecht verwieſen 
werden, aber Hegels Studium des Friderizianiſchen Geſetz⸗ 
buchs liegt am Ausgang der 90er Jahre, und teilweiſe Abhängig⸗ 
keit feines Staatsbildes mußten wir ſchon für das Syſtem von 
1802, alſo für die Seit entſchiedener Abneigung gegen den 
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preußiſchen Staat, vermuten. Andererſeits geſchah die Er- 
weichung des Friderizianiſchen Ständegedankens und das 
Jurücktreten des Adels hinter das Beamtentum im letzten 
Jenenſer Syſtem, noch ehe der große Umſturz des alten Preußens 
in der Wirklichkeit erfolgte. 

Der wirtſchaftliche Individualismus, überhaupt die „fo- 
ziale Freiheit“, in der wir ſeit Treitſchke einen Grundzug des 
damaligen Preußens zu ſehen gelernt haben, ſind Grundkräfte 
juch der Hegelſchen Rechtsphiloſophie; aber wir finden fie, 
längſt ehe ſie in Preußen zur Herrſchaft kommen, bei Hegel 
wirkſam; wir ſahen fie mit dem Urſprung feiner Staatsidee 
leichzeitig entſpringen; wir ſahen, wie die ganze innere Ent- 
wicklung feines Staatsſyſtems in Jena von dem Stachel des 
problems einer Ausgleichung des politiſchen und des ſozialen 
Freiheitsgedankens vorwärtsgetrieben wurde. Die A. Smith- 
ſchen Einflüffe, unter denen wir Hegel 1802 erblickten, wurden 
um jene Zeit auch im preußiſchen Beamtentum und fpäter 
im Staat herrſchend; fo erklärt fi) dies größte und grundſätz— 
lichte Fuſammentreffen Begels mit dem Staat, in dem er die 
Jahre feiner ſtärkſten Wirkſamkeit zubrachte. Andererſeits 
ind auch die Gegengewichte gegen den wirtſchaftlichen In⸗ 
dibidualismus, find insbeſondere Zegels Hoffnungen auf die 
„Korporation“ zurückzuverfolgen ins Syſtem von 1802; fie 
mit der preußiſchen Reaktion gegen die Hardenbergſche Ser— 
ſtörung der Fünfte zuſammenzubringen, verbietet ſich außer- 
dem ſchon dadurch, daß Hegel von Anfang an, was auch noch 
1820 ſehr deutlich durchſchlägt, hier den Ausweg aus den Ge— 
tahren des modernen Induſtriearbeitertums fuchte, die jener 
preußiſchen Reaktion damals noch kaum in den Geſichtskreis 
zetreten waren; die, auch 1820 durchſcheinende, Anregung 
kam Hegel hier von jenſeits des Kanals; auf feine für 1799 
bezeugte Beſchäftigung mit dem engliſchen Armengeſetz und 
den Derfuchen, es zu reformieren, find dieſe Gedanken mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zurückzuführen. Wie wenig überhaupt Hegel 
u den Fragen der „bürgerlichen Geſellſchaft“ auf den Staat, 
dem er angehörte, Rüdfiht nahm und wie unverändert er 
tier ſeine alten Gedanken weiter vortrug, zeigt der Umſtand, 
baß er, wie ſchon 1812, nur mit teilweiſe neuer, nämlich libe⸗ 
naler Begründung, auch 1820 wieder Geſchworenengerichte 
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verlangte, die es in Preußen nur in den rheiniſchen Landesteilen 
gab und die von Gentz kurz zuvor als „Axiom der Revolution“ 
bezeichnet und als ſolches in den Karlsbader Konferenzen ein- 
ſtimmig verworfen waren. 

Etwas anders ſcheint es ſich mit den Inſtitutionen der 
„Verfaſſung“ zu verhalten. Zwar gehen auch hier die Anfänge 
der Hegelſchen Gedanken in allem Weſentlichen durchweg 
bis in die Jenenſer Seit zurück, aber die letzten Glanzlichter 
wenigſtens ſcheinen dem Bild bisweilen erft in Berlin aufgeſetz 
zu werden. Mehr als in den ſozialen Fragen könnte ſich Hege! 
hier verpflichtet gefühlt haben, das Verhältnis zwiſchen ſeinen 
Gedanken und der Wirklichkeit Preußens aufzuzeigen. Seben 
wir im einzelnen zu. 

Das Königtum mit feiner grundſätzlichen Abjolutheit 
die dennoch, insbeſondere in Friedenszeiten, fich faktiſch auf 
ein bloßes Vollziehen der miniſteriellen Vorlagen beſchränkt, 
iſt zunächſt mindeſtens fo ſehr, wenn nicht mehr, das der fran- 
zöſiſchen Charte als das Friedrich Wilhelms von Preußen. 
Entſcheidend aber iſt auch hier wieder, daß Hegel den auffallen): 
ſten Zug feines Bildes, den man am eheften auf Friedrich Wil 
helm abziehen könnte, nämlich das Surücktreten der perſön— 
lichen Eigenart des Königs, ſchon 1805 in ſeiner früheſten 
Deduktion der Monarchie ausgeſprochen und ſeitdem immer wie— 
der als das Hennzeichen eines wohlgeordneten Staates bin- 
geſtellt hatte. Die freie Miniſterernennung, die perſönliche 
Unverantwortlichkeit, das Begnadigungsrecht ſind ebenſogut 
franzöſiſch und engliſch wie preußiſch; der Begriff der Mlinifter: 
verantwortlichkeit iſt ſogar für das damalige Preußen eigentlich 
ohne rechte Erfüllungsmöglichkeit und daher dort ſtaatsrecht— 
lich auch noch nicht entwickelt; immerhin war er moraliſch jeit 
Stein durchaus vorhanden und hatte ſich in der großen Miniſter⸗ 
kriſe von Ende 1819 auch ſichtbar und beinahe öffentlich mam 
feſtiert. Die Polemik gegen den Begriff des Gottesgnadentum; 
zeigt den Philoſophen ganz in feine Theorien vertieft; er ver- 
wirft hier unbedenklich eine Bezeichnung als „irreführend“, 
mit der Preußens König fo gut wie alle anderen jeden Staatsakt 
einleitete. 

Bei der Schilderung des Beamtentums ſcheinen auf den 
erſten Blick die preußiſchen Füge ſich aufzudrängen. Wenn man 
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denkt, wie Treitſchke jene 25 Jahre von 1815— 1840 als die 
„Ariſteia des preußiſchen Beamtentums“ dargeſtellt hat, als 
jene Epoche, wo ein hochgebildetes, unantaſtbar ehrenhaftes 
Geſchlecht in Preußens Miniſterien und Regierungen die große 
Aufgabe der inneren Einigung und Stärkung des bunt zu⸗ 
ſammengeſtückten Staats vollendete, die größere der Hinein⸗ 
führung dieſes Staats in die deutſche Vormachtſtellung wenig⸗ 
ſtens anbahnte, ſo fühlt man ſich geneigt, die Hegelſche Schilde⸗ 
tung ohne weiteres damit zuſammenzubringen. Wieder aber 
ſtellt ſich die unbeugſame Chronologie hindernd in den Weg. 
die Hochſchätzung adminiſtrativer Arbeit lag dem Sohne des 
württembergiſchen Finanzbeamten wohl im Blut. Schon das 
erſte Syſtem hat den, übrigens vorhegelſchen, Gedanken wenn 
nicht ausgeſprochen ſo doch vorausgeſetzt, daß beſſer als alle 
„berfaſſung“ eine gute Verwaltung ſei. Die Reichsperfaffungs- 
ſchrift, die ſich über das Vielregieren luſtig macht, ſtellt doch dabei 
ſchon ein ähnliches Beamtenideal auf, wie es nachher breit im 
Syftem von 1805 erſcheint. Bier heißen fie dann der wahre 
„geſetzgebende Körper“, und ebenſo wird nachher in der erſten 
Nürnberger Propädeutik die Gleichwertigkeit guter ſelbſtändiger 
„Kollegien“ mit „Reichsſtänden“ ausgeſprochen. Ahnlich wird 
in der Württembergiſchen Verfaſſungsſchrift heftig polemiſiert 
gegen jene Beſtimmung des Wangenheimſchen Entwurfs, 
welche den Beamten die Wählbarkeit zu den Ständen verſagte; 
im Gegenteil gerade ſie haben den Sinn des Staats, der den 
Ständen nottut. Ein bisher noch neuer und wohl entfchieden 
aus der Anſchauung preußiſcher Zuſtände erwachſener Zug 
iſt der Hinweis auf die Wichtigkeit des Staatsumfangs für die 
Ausbildung eines großzügigen Geiſts unter der Beamten- 
ſchaft. Im übrigen wurde ſchon darauf hingewieſen, wie die 
hochſchätzung des Beamtentums gegenüber früheren Außerungen, 
insbeſondere der von 1805, in der Kechtsphiloſophie von 1820 
eher etwas zurückgedrängt iſt, zurückgedrängt insbeſondere 
durch die Bedeutung, die Hegel, anders als 1805, der Selbſt⸗ 
verwaltung gibt. Hierfür könnte man nun leicht auf Einflüſſe 
der Steinſchen Städteordnung raten, enthielte nur nicht ſchon 
die Reichsverfaſſungsſchrift jenes große Loblied auf den Nutzen 
und die politiſche Notwendigkeit der Selbftverwaltung, fo daß 
wieder ſtatt der Beeinfluſſung eher gemeinſame Beeinflußt- 
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heit etwa durch engliſche Zuftände anzunehmen iſt. Als Gegen: 
gewicht gegen die ſtraffe Einheitlichkeit der Verwaltung cr- 
kennt Hegel die freie Betätigung der Bürger zunächſt in ihren 
näheren Angelegenheiten für notwendig auch in feinen bapeti— 
ſchen Briefen, und beklagt, daß von jenen beiden Ergebniſſen 
der Revolution nur das erſte von den damaligen deutſchen Staa: 
ten nachgeahmt wurde. Daß er 1820 in der Selbſtverwaltung, 
die er übrigens entgegen der damaligen preußiſchen Wirklich 
keit nicht bloß für die Städte, ſondern für die Gemeinden über 
haupt verlangt, einen eigentümlichen Vorzug deutſchen Staatz 
lebens gegenüber dem franzöſiſchen ſieht, verſchweigt er ſelber 
nicht. 

Bei der Forderung der Ständeverſammlung hat man fiets 
zugegeben, daß Hegel damit in einem wichtigen Stück über die 
Derhältniffe des zeitgenöſſiſchen Preußens hinausgehe; höchſtens 
hat man vom ſpäteren Standpunkt aus bemängelt, daß er ſich 
nicht unbedingt genug dafür einſetze, ohne daß man jedoch dieſe 
Behauptung belegt hätte; es bleibt vielmehr dabei, daß zu 
Hegels Bild des beſten Staats ſeit der Napoleoniſchen Zeit, 
wenn nicht ſchon ſeit 1802, unbedingt eine Ständeverſammlung 
gehört. Für die Einzelheiten kann man hier nicht nach Beziehnn— 
gen zur zeitgenöſſiſchen preußiſchen Wirklichkeit fragen, ſondern 
muß ſich an die Hoffnungen und Beſtrebungen halten. da 
iſt nun zu ſagen, daß allerdings Hegels Gedanke, die Stände 
verſammlung' aufzubauen auf die durch Selbſtverwaltung pe 
litiſch organiſierte Geſellſchaft, um möglichſt Abgeordnete zu 
haben, die dieſe Schule des praktiſchen öffentlichen Lebens 
vorher durchgemacht hätten, in irgendeiner Form ſich in aller 
in Betracht kommenden preußiſchen Derfaffungsplänen der 
letzten Jahre vor 1820 fand. Nur findet ſich der, Steinſche, Ge 
danke „keine Volksvertretung ohne den Unterbau der Selbt- 
verwaltung“ damals ſchon genau fo gut bei dem badiſchen 
Volkstribunen Rotteck, und vor allem wiederum: er iſt bei hegel 
ſchon früher, nämlich ſchon beim württembergiſchen Derfaffung: 
plan ausgeſprochen. Ebenfalls ſchon hier findet ſich die Zu 
ſtimmung zur Idee der adligen Virilſtimmen und dem Spei— 
kammerſyſtem. Neu und im Ganzen der Hegelſchen beſitz 
und familienrechtlichen Anſchauungen nicht begründet iſt nur 
die Rechtfertigung des Fideikommiſſes. Hegels Skepſis gegen 
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das Wählen mag zum Teil auf den Eindruck der damaligen 
engliſchen Parlamentsverhältniſſe und ihrer Scheinwahlen zu- 
rückgehen. Auf Engliſches weiſt auch die eigentümliche Be— 
hauptung, die einzig geſunde Form eines Gegenſatzes zwiſchen 
Ständeverfammlung und Regierung ſei die „Parteiſucht um 
ein bloß ſubjektives Intereſſe, etwa um die höheren Staatsſtellen“. 
Die Zurückhaltung in der Frage der Beſteuerungsquellen, die 
1802 von ihm gerade nach dem Bilde des preußiſchen Staats 
konſtruiert waren, ließe ſich etwa aus der allgemeinen Unſicher— 
beit der Anſichten über das preußiſche Steuergeſetz von 1820 
erklären. Eine Reihe wichtiger Fragen des konſtitutionellen 
Staatsrechtes bleibt ja überhaupt unbeantwortet, fo die des 
Budgets, wenigſtens 1820, ſo die Fragen der Periodizität, der 
Initiative; merkwürdigerweiſe aber fehlt auch jede Anſpielung 
auf das Recht der Bewilligung „neuer Steuern“, auf welches 
das königliche Verfaſſungsverſprechen von 1815 die Mitwirkung 
der Stände einſchränkte. Allen dieſen in der Praxis zum Teil 
gerade für Preußen doch wichtigen Einzelfragen gegenüber 
büllt ſich Hegel in Schweigen. Am meiſten muß es auffallen, 
daß er mit keinem Wort auf die eigentliche, gerade im Stände— 
problem verdichtete Hauptfrage des inneren preußiſchen Staats- 
lebens eingeht: die Frage, ob Einheitsſtaat oder preußiſche 
„Staaten“, ob Reichsſtände oder Provinzialſtände. Es iſt, als ob 
dieſes Problem, das ja freilich für Frankreich und England da- 
mals längſt kein Problem mehr war, aus dem aber die preußiſche 
verfaſſungspolitik dieſer Jahre durchweg erſt verſtändlich wird, 
für den „preußiſchen Staatsphiloſophen“ überhaupt nicht da 
wäre. Welche Stellung er dazu einnahm, kann in Anbetracht 
ſeiner Staatsidee im allgemeinen und der Abhängigkeit feines 
Dolfsvertretungsbildes von weſtlichen Muſtern nicht zweifelhaft 
fein. Aber die völlige Ignorierung des innerpreußiſchen Sentral— 
problems jener Jahre wirft auf das Verhältnis feines Staats- 
bildes zu den preußiſchen Zuſtänden ein eigentümliches Licht. 
Soll man annehmen, daß er eine Außerung gefcheut hat? Aber 
dann hätte er Außerungen wie die über das Gottesgnadentum, 
den Ausbruch gegen Haller, von dem noch zu ſprechen ſein wird, 
und die entſchiedene Stellungnahme für Stände überhaupt weit 
eber unterdrücken müſſen. Man muß ſich ſchon mit dem nega— 
tiven Ergebnis auch an dieſem Punkt abfinden. 
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Su einer anderen Frage jedoch des preußiſchen Staatslebens, 
die im Laufe der Jahrzehnte jene Frage des Einheitsftaats 
aus der Mitte verdrängen follte, hat Hegel Stellung genommen, 
und zwar gelegentlich ſeiner Behandlung des Begriffs der 
„Souveränität nach außen“. Er hatte die Nationalität als po⸗ 
litiſchen Faktor nur an einer Stelle des Syſtems erwähnt. 
Wo er nämlich ausführt, wie die „Familiengemeinden“ „durch 
herriſche Gewalt oder durch freiwillige von den verknüpfenden 
Bedürfniſſen und der Wechſelwirkung ihrer Befriedigung 
eingeleitete Vereinigung“ zum Volk verſammelt werden, da 
nennt er neben dieſen zwei Entſtehungen des Staats, der kriege⸗ 
riſch⸗ gewalttätigen, die er früher allein hatte gelten laſſen, 
und der wirtſchaftlich⸗geſellſchaftlichen, die jetzt in gewiſſem 
Sinne ſeinem ſyſtematiſchen Aufriß Familie-Geſellſchaft⸗Staat 
zugrundeliegt, eine andere Möglichkeit: ruhige Erweiterung 
der Familie „zu einem Volk, — einer Nation, die ſomit 
einen gemeinſamen natürlichen Urſprung hat“. Der fo wenigftens 
als Möglichkeit, wenn auch ohne eigentlich ſyſtematiſche Fol⸗ 
gen anerkannte Gedanke der natürlichen Nationalität als Staats⸗ 
grundlage wird nun barſch in dieſe ſeine Schranken einer bloßen 
Möglichkeit gewieſen, wenn er gegenüber der Souveränität 
des Staats, dieſer „Selbſtändigkeit“, welche die „erſte Freiheit 
und die höchſte Ehre eines Volkes“ iſt, eigene Rechte beanſprucht: 
„Diejenigen, welche von Wünſchen einer Geſamtheit, die einen 
mehr oder weniger ſelbſtändigen Staat ausmacht und ein eigenes 
Zentrum hat, ſprechen — von Wünſchen, dieſen Mittelpunkt 
und ſeine Selbſtändigkeit zu verlieren, um mit einem anderen 
ein Ganzes auszumachen, wiſſen wenig von der Vatur einer 
Geſamtheit und dem Selbſtgefühl, das ein Volk in ſeiner Un⸗ 
abhängigkeit hat“. Die Anwendung auf Preußen und Deutſch— 
land liegt ſo nahe, daß ſie ſchwerlich unbeabſichtigt iſt. Aber 
dennoch wird man fagen müſſen — und wir werden noch da- 
von handeln —, daß es Hegel nach feinem ganzen Staatsge- 
danken unmöglich geweſen wäre, anders zu ſprechen. Es ſind 
nicht die Eindrücke der damaligen preußiſchen Politik, die ihm 
dieſen Staatspartikularismus aufdrängten; er hat drei Jahre 
zuvor über Württembergs „Souveränität“ ſich in gleich be⸗ 
dingungsloſem Sinne geäußert. Es war nicht fein Derdienft, 
aber auch nicht ſeine Schuld, daß dem preußiſchen Großſtaat 
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gegenüber dieſer fein Staatsgedanke tiefere Berechtigung be- 
ſaß als für den württembergiſchen Stammſtaat. Hier wie an 
faſt allen anderen Punkten erweiſt ſich die oberflächlich nahe⸗ 
liegende Vermutung eines unmittelbaren und wohl gar noch 
beabſichtigten Modellverhältniſſes zwiſchen Hegel und feinem 
Brotgeberſtaat als falſch. Die Wahrheit iſt vielmehr, daß Hegel 
und der preußiſche Staat Zeit- und gewiſſermaßen auch Alters-, 
nämlich Schickſalsgenoſſen ſind. Die gleichen Weltgewitter 
haben ſich über beiden, dem empfänglichen und verarbeitungs- 
gewaltigen Geiſte des Philoſophen und dem ſtarken und rege- 
nerationsfähigen Leibe des „auf Intelligenz gegründeten“ 
Staates, entladen. So kann man deshalb allerdings fagen, 
daß Hegel der Philoſoph des preußiſchen Staats war, aber nur 
wie man ebenſogut ſagen kann, der preußiſche Staat von 1820 
ſei ein Gedanke der Hegelſchen Philoſophie. Eines iſt fo wahr 
und unwahr wie das andere. 

Der Staat ein Gedanke der Philoſophie — damit erreichen 
wir nun den letzten Abſchnitt unſerer Darſtellung des Hegelſchen 
Buchs von 1820. Wir hatten zuerſt das Hervorgehen des Staats 
aus dem Willen durch die unterſtaatlichen Gemeinſchafts⸗ 
gebilde hindurch begleitet, dann geſehen, wie Hegel die Or- 
ganiſation des Staats als eine Auswirkung dieſes Willensbe⸗ 
griffs zu faſſen ſucht; wir ſind nun an dem Punkt angelangt, 
wo der Staat als Ganzes, aufgebaut und ausgeſtaltet auf und 
aus dem Willen, vor den Stuhl der Philoſophie geladen und 
mit den anderen geiſtigen Mächten konfrontiert wird. 

Die erſte dieſer Mächte iſt er ſelber. Denn es iſt die Eigen⸗ 
tümlichkeit des Staats, daß er zwar dem Menſchen gegenüber 
ein Letztes bedeutet, worüber dieſer gewiſſermaßen nicht hinaus- 
ſehen kann, daß er aber gleichwohl „Individualität“ und alſo 
doch wieder kein Letztes iſt. Suchen wir uns das einmal zu⸗ 
nächſt ohne allzu unmittelbaren Anſchluß an das Hegelſche Wort 
deutlich zu machen. Nachdem der Einzelne die Sphäre der 
individuellen Pſychologie, des „ſubjektiven Geiſtes“ verlaſſen 
bat, finden wir ihn wieder als geſelliges Weſen, in den Sphären 
des „objektiven Geiſtes“. Im „Recht“ — wir wiſſen, daß das 
für Hegel das klaſſiſche Privatrecht Roms iſt — findet er ſich 
in einer Dielheit, nicht etwa einer Gemeinſchaft, von ſolchen 
dor, die ihm gleich ſind; ſein Wille hat nur dadurch Anſpruch 
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auf Verwirklichung, daß er dem Willen aller anderen den gleichen 
Anſpruch zuerkennt. Dieſes Verhältnis verkehrt ſich nun in 
der „Moralität“ — wir wiſſen, daß das für Hegel die kantiſch— 
fichtiſche iſt — genau ins Gegenteil. Der. Einzelne will hier 
von nichts wiſſen als von ſeinem moraliſchen Willen; dieſer 
Wille beanſprucht ſo zu ſein, daß er Geſetz einer Gemeinſchaft 
fein könnte; nicht eine wirkliche Dielheit wollender Menſchen 
erkennt er neben ſich an, ſondern den Willen einer idealen 
Gemeinſchaft, und dieſe nicht neben ſeinem eigenen Willen, 
ſondern als einerlei mit ihm. In der einen Sphäre ſetzte der 
Einzelne die Vielen außer ſich voraus und gilt ſich ſelber da— 
durch nicht als ein Letztes, das keiner „Anerkennung“ bedürfte; 
in der anderen gilt er zwar ſich ſelber als ein Letztes, aber nut 
durch den Hinblick auf die ideale Gemeinſchaft, mit deren Willen 
er den ſeinen gleichſetzt. Erſt in den Sphären, die Hegel als 
„Sittlichkeit“ bezeichnet, kommt dann dies zuſammen, daß der 
Einzelne die Gemeinſchaft als etwas außer ihm Beſtehendes 
anerkennt und gerade auf Grund dieſes feines eigenen Anerken. 
nens ſich ſelber von ihr anerkannt wiſſen will: daß alſo ſowohl 
der Einzelne wie die Gemeinſchaft gegenſeitig für einander 
Letztes ſind. Dieſe Gegenſeitigkeit iſt nun aber zunächſt nur 
eine bedingte. In der „Familie“ beſteht ſie nur eine Seit lang; 
dann tritt der Einzelne aus ihr heraus in die „bürgerliche Ge: 
ſellſchaft“; er verleugnet durch dieſes Heraustreten nicht die 
Familie überhaupt — er gründet ja eine neue —, aber er ver: 
leugnet die Unbedingtheit des Verhältniſſes zwiſchen ihm und 
dem Hauſe, wo er geboren und erzogen iſt. Dieſe Verleugnung 
der Familie iſt der Schritt, der ihn in die „bürgerliche“ Geſell⸗ 
ſchaft führt, unter welchem Begriff Hegel bekanntlich alles äußer- 
liche Gemeinleben, ſofern es nicht häuslich oder ſtaatlich ift, 
zuſammenfaßt. Aus dieſer tritt nun der Einzelne nicht mehr 
heraus; er bleibt ihr Mitglied, auch wenn und inſofern er Glied 
des „Staats“ iſt. So ſcheint ſchon in ihr die Wechſelſeitigkeit des 
Derhältnifjes zwiſchen Menſch und Gemeinſchaft eine unbedingte 
geworden zu ſein. 

Das iſt aber nicht der Fall. Der Einzelne tritt nämlich 
bloß deshalb nicht aus der bürgerlichen Geſellſchaft heraus, 
weil fie nur darin Gemeinſchaft iſt, daß fortwährend Gemein⸗ 
ſchaften wirtſchaftlicher, beruflicher, geſelliger Art in ibrem Schoße 
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ich bilden; in irgendwelchen von dieſen ſteht der Einzelne immer; 
aber die Geſellſchaft als Ganzes iſt nicht Gemeinſchaft für ihn; 
ſie iſt gewiſſermaßen grenzenlos, oder jedenfalls ohne Fähig⸗ 
keit, ſich aus ſich ſelber zu begrenzen; ſie hat daher auch keinerlei 
Beziehung etwa zu einem Inbegriff der Menſchheit. Nachdem 
der Einzelne alſo die Familie verlaſſen mußte, weil ſie nur „eine“ 
Gemeinſchaft war, iſt er in die Geſellſchaft eingereiht, die nicht 
wirkliche Gemeinſchaft, nur Sammelplatz für allerlei Gemein- 
ſchaften iſt. deswegen liegt, wie vorhin ſein Verhältnis zur Familie 
überhaupt ein unbedingtes war und nur das Derhältnis zu feiner 
urſprünglichen ein aufzugebendes, umgekehrt jetzt die Unbedingt⸗ 
heit feines Deszältniffes zur Geſellſchaft in der Zugehörigkeit 
zur einzelnen Gemeinſchaft, etwa der des gewählten Berufs, den 
er von ſich aus nicht aufgeben wird, während er die Fugehörig⸗ 
keit zur Geſellſchaft überhaupt nur deshalb nicht aufgeben kann, 
weil ſie als wahrhafte Gemeinſchaft gar nicht beſteht. Oder, 
um die Dialektik dieſer Hegelſchen Begriffe einmal zu Ende 
in führen: wie das Verhältnis zur einzelnen Familie, erſt zur 
vorgefundenen, nachher zur ſelbſtgegründeten, ein notwendiges 
iſt, das Familienleben überhaupt aber die letzte Gemeinſchaft 
nur für eine Lebensſtufe, nämlich für die Kindheit bezeichnet, 
ſo iſt umgekehrt zwar der Eintritt in die Geſellſchaft überhaupt 
notwendig, dagegen der beſtimmte Platz innerhalb einer be— 
ſtimmten ihrer Gemeinſchaften rein Sache der zufälligen Der- 
anlagung und des zufälligen Lebensſchickſals, wenn nicht gar 
nur Willkür. Wie man es alſo anſieht: die Unbedingtheit kommt 
dem Verhältnis zwiſchen Einzelnem und ſittlicher Gemeinſchaft 
in dieſen beiden Sphären immer nur in einer Beziehung zu 
und fehlt ihm in einer andern. 

Der Staatsbegriff beſtimmt ſich nun für Hegel dadurch, 
daß ihm dieſe Unbedingtheit des Derhältniffes zwiſchen Ein- 
zelnem und Gemeinſchaft in jeder Beziehung innewohnt. Dem 
Einzelnen tritt nur die eine Gemeinſchaft dieſer Art gegenüber; 
er kann ſein Verhältnis zu ihr, als ſittlicher Menſch, nicht auf⸗ 
geben; darüber hinaus iſt ihm kein ſittliches Verhältnis denkbar, 
und von denen darunter iſt keines ſo ganz in ſich geſchloſſen wie 
dieſes. Sein Verhältnis zum Staat überhaupt und die beſonderen 
pflichten, die er an feinem Platze feinem Staate ſchuldet, wer⸗ 
den von genau der gleichen Geſinnung, dem „Patriotismus“, 
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erfüllt; er darf zwiſchen dem „Zufall“ feiner beſonderen Stellung 
und der „Notwendigkeit“, einem Staate überhaupt anzugehören, 
nicht ſcheiden. So iſt das Verhältnis zwiſchen Staat und Menſch 
das unbedingte Verhältnis. 

Aber diefe Unbedingtheit iſt die Unbedingtheit eines Der: 
hältniſſes. Und damit wird nun alles wieder wankend. Ein 
verhältnis, mag es fo eng und notwendig fein wie es will, 
hat doch immer noch eine außer ihm liegende Dorausſetzung, 
nämlich ſeine eigenen Glieder. Das wahrhaft Unbedingte 
muß ein Eines ſein. Wenn der Staat keinen anderen Boden hat 
wie eben den Menſchen, der am Schluffe des „ſubjektiven Geiſtes“ 
als freier Wille daſteht, und wenn andererſeits dem Menſchen 
das letzte menſchliche Verhältnis, im Staate gegeben iſt, jo 
ſind doch beide, der Staat wie der Menſch, nicht einer von 
dem anderen gemacht, ſondern ihr Verhältnis beſteht darin, 
daß fie jeder den anderen vorausſetzen, der Staat den wirk— 
lichen Menfchen und der Menſch den wirklichen Staat. Des⸗ 
wegen muß der Menſch, fo wie er am Ausgang des „jub- 
jektiven Geiſtes“ da iſt, dem Staat von der Philofophie 
ſozuſagen gebrauchsfertig zur Verfügung geſtellt werden; bin- 
gegen kann beim Staat das gleiche nicht geſchehen, da 
eben das Syſtem nur in einer Richtung dargeſtellt werden 
kann; ſtatt daß alſo der Staat vorher als „wirklich“ deduziert 
wird, wie das beim Menſchen geſchieht, wird er vielmehr als 
wirklich vorausgeſetzt, und die Philoſophie bittet gewiſſermaßen, 
ihr den Beweis dieſer Wirklichkeit vorläufig zu erlaſſen — ſie 
würde ihn dann ſchon nachliefern. Dies hier vom Staate Aus⸗ 
geführte gilt nun aber genau ſo für alle vorangegangenen 
Sphären des ſittlichen Lebens bis zurück zum Recht; auch hier 
wird die Vorausſetzung, daß es wirklich eine Dielheit von Men- 
ſchen gibt, philoſophiſch nicht bewieſen. Aber erſt beim Staat 
wird die Frage brennend, weil bisher jeder Kreis des „objektiven 
Geiſtes“ ſie weitergeben konnte unter Berufung darauf, daß 
das Verhältnis von Menſch und Kreis ja bei ihm noch keine 
abſchließende Löſung gefunden habe. Beim Staat aber würde 
dieſe Ausflucht nicht mehr verfangen, er foll der Ort des un⸗ 
bedingten menſchlichen Verhältniſſes ſein. Deshalb muß ſeine 
Wirklichkeit als ſolche philoſophiſch begriffen werden. Wirklich: 
keit aber bedeutet für den Philoſophen mit Ausnahme jener 
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pöchſten Wirklichkeit, die aber der Staat, als Verhältnis, nicht 
ſein kann, das gleiche was es im praktiſchen Leben bedeutet: 
Individualität. Und deshalb muß der Staat für Hegel, nicht 
obwohl, ſondern weil er aus dem freien Willen der Individuen 
konſtruiert wurde, ſelber ein um dieſen Willen der Individuen 
unbekümmertes „Individuum“ ſein, — Staat unter Staaten. 

Das iſt der ſyſtematiſche Grund der realiſtiſchen Staats- 
metaphyſik Hegels. Es iſt ja letzthin weiter nichts als das, was 
wir von den Anfängen ſeines Denkens her verfolgten: der 
Urſprung der Machtſtaatsidee durch Vermittlung des Schickſals⸗ 
begriffs aus dem Geiſte eines geſpannteſten Individualismus. 
Es kommen noch zwei weitere, ebenfalls biographiſch bis Frank— 
furt zurückweiſende Motive hinzu, wodurch wir gewiſſermaßen 
in einer Gegenprobe ſehen werden, daß Hegel ſyſtematiſch 
nut ſo verfahren konnte. Davon weiter unten. Hier ſei noch 
kurz geſchildert, wie Hegel jetzt den Machtſtaatsbegriff näher aus⸗ 
führt. 

Er verſucht diesmal, wo er ſeine uns ſchon lange bekannte 
Dorftellung vom Staat als Macht, von der nur bedingten Gültig⸗ 
keit der Staatsverträge und vom ſtaatlichen Egoismus als dem 
einzig berechtigten Moralprinzip der Politik nun im Rahmen 
einer „Rechtsphiloſophie“ vorbringt, dieſe Vorſtellung zu ent⸗ 
wickeln aus dem Begriffe eines „äußeren Staatsrechts“, das 
zwar gilt, aber, da es für Staaten „keinen Prätor“ gibt und 
das Recht hier alſo nicht auf einem, ſondern „auf unterſchiedenen 
jouveränen Willen beruht“, nur in der Form des „Sollens“ 
gilt. Die Anerkennung, die im privaten Recht jeder von jedem 
in Anſpruch nimmt und jeder von jedem erhält, muß in dieſem 
„äußeren Staatsrecht“, nach unſerem Sprachgebrauch alſo im 
völkerrecht, wo die Rechtsſubjekte Staaten find, zwar jedes 
von jedem fordern, aber ob ihm dieſe Forderung erfüllt wird, 
„kommt auf feinen Inhalt, Verfaſſung, Zuſtand an und die 
Anerkennung ... beruht .. auf der Anſicht und dem Willen 
des anderen“. Hieraus leitet Hegel des weiteren jene Brund- 
gedanken über äußere Politik ab. Im einzelnen findet ſich 
auch hier genug Seitbeſtimmtes und ⸗begrenztes. So aus dem 
Gedanken, daß jeder Staat Anerkennung fordern, aber nicht 
jeder andere ſie ihm gewähren müſſe, ein eigentümlich zwei⸗ 
deutiges, nicht Ja und nicht Nein ſagendes Verhalten zum In⸗ 
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terventionsprinzip. Hegel ſpricht gradezu von einer „Legiti⸗ 
mität eines Staates“, welche, „inſofern er nach außen ge— 
kehrt iſt“, die ſeines Fürſten ſei und ſich zwar „einerſeits“ ganz 
nach innen beziehe, „andererſeits“ aber durch Anerkennung 
der anderen vervollſtändigt werden müfſe; dazu gehöre eine 
Garantie, daß er die anderen, die ihn anerkennen, gleichfalls 
anerkenne; alſo „einerſeits“: ein Staat ſoll ſich nicht in die inne⸗ 
ren Angelegenheiten des anderen miſchen, „andererſeits“: 
es kann ihm nicht gleichgültig ſein, was im Innern des anderen 
vorgeht — wir ſind im Spätjahr 1820, etwa gleichzeitig mit 
dem Kongreß zu Troppau; die Spaltung der europäiſchen 
Mächte ſcheint ſich in den Paragraphen hinüberzuſpiegeln. 
Die Sweideutigkeit iſt um fo auffälliger, als wenige Para- 
graphen ſpäter erklärt wird, man führe Kriege nicht „gegen die 
inneren Inſtitutionen“. Feitbedingt erſcheint uns heute auch 
eine Beobachtung wie die, daß ſich Staatsverträge von privaten 
unterſcheiden durch ihre „unendlich geringere Mannigfaltig⸗ 
keit“; Hegel ahnt nicht, daß dieſe „vornehmlich ſich in ſich befrie- 
digenden Ganzen“, als die er die Staaten ſieht, ein halbes 
und gar ein ganzes Jahrhundert ſpäter mindeſtens ſo ſehr wie 
irgendwelche Privatleute „nach den vielfachſten Rückſichten 
in gegenſeitiger Abhängigkeit“ ſtehen werden und daß dann 
ſtaatliche Handelsverträge es an Unüberſehbarkeit und Der- 
wickeltheit mit jedem Privatvertrag aufnehmen werden. Über- 
haupt ſpricht er von der Gemeinſamkeit der Staaten nur ſeht 
obenhin; die heilige Allianz hat er in der Dorlefung — aller- 
dings wohl erſt Ende der zwanziger Jahre, als ſie ſichtlich in 
Stücke ging, — recht trocken erwähnt, in einem Atem mit Kant: 
Projekt des „ewigen Friedens“. 

Da das zwiſchenſtaatliche Recht ein „Sollen“ bleibt und 
alſo das „ſittliche Ganze“, der einzelne Staat, den Sufällig⸗ 
keiten „der Leidenſchaften, Intereſſen, Zwecke, der Talente 
und Tugenden, der Gewalt, des Unrechts und der Laſter“ 
ausgeſetzt iſt, ſo muß — denn er iſt doch „das ſittliche Ganze“ 
— eine Macht da ſein, die ſein Schickſal dieſen Sufälligkeiten 
enthebt. Nachdem dem Staat zuerſt der Staat entgegengetreten 
war und ſich feine wahre Natur in dieſem Derhältnis offenbart 
hat, läßt Hegel jetzt eine andere Gewalt über ihn kommen: 
die „Weltgeſchichte“ als „Weltgericht“. 
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Zum dritten Mal im Syſtem des „Staats“ begegnet uns 
hier am Abſchluß die Gleichung von ſubſtanzieller Vernunft 
und ſubjektiver Wirklichkeit. Im inneren Staatsleben wurde die 
vernünftige Verfaſſung von der ſubjektiven Geſinnung des 
Patriotismus belebt; der Staat in feiner Betätigung nach außen 
beruhte auf dem im Fürſten ſich darſtellenden Einsſein des 
äußeren Machtwillens mit der inneren Vernunft ſeiner Ver⸗ 
faſſung; jetzt endlich wird für den Staat als Ganzes, ohne Unter⸗ 
ſchied ſeines inneren und feines äußeren Lebens, die Behaup- 
tung aufgeſtellt, ſein wirkliches Daſein als wollendes „Indivi⸗ 
duum“ ſei die unmittelbare Erſcheinung der vernünftigen 
Weltordnung. Der Grundgedanke der Vorrede, der in jenen 
beiden anderen Formen noch ethiſch oder realpolitiſch verhüllt 
auftrat, nämlich als Einsſein von Geſinnung und Inſtitution, 
von innerem und äußerem Staatsleben, läßt jetzt die ganze 
metaphyſiſche Schwere fühlen, die in ihm liegt. Das Wort, 
das der jugendliche Revolutionär Schiller den Mächtigen der 
Erde dräuend ins Geſicht gerufen hatte, das hält der Mann 
Hegel als ein Gorgonenhaupt in den Kampf zwiſchen Revolution 
und Reftauration, daß die eben noch lebendig ſtreitenden Gruppen 
vor ihm, dem Erkennenden, zu Stein erſtarren: die Weltgeſchichte 
iſt das Weltgericht. 

Wir hatten geſehen, wie jener Grundſatz von der wechſel⸗ 
weiſen Einheit des Wirklichen und Vernünftigen Ruhe nur 
für das Erkennen ſchafft, mitnichten den lebendigen Dingen 
die Bewegung nehmen will. Die Form, die er jetzt annimmt, 
macht das ganz deutlich. Iſt die Weltgeſchichte das Weltgericht, 
ſo empfängt das Gegenwärtige ſein Urteil dadurch, daß es 
bergangenheit wird; indem es aufhört wirklich zu ſein, erweiſt 
es ſich als von der Vernunft verlaſſen; die Gleichung von Der- 
nunft und Wirklichkeit wird ſo jetzt eigentlich erſt in ihrer An⸗ 
wendung deutlich; die Seit iſt die Größe, die man in jenen 
Gleichungsdoppelſatz einſetzen muß, um ihn anwendbar und, 
da die Zeit nur in einer Richtung und nicht rückwärts läuft, 
eindeutig zu machen; fo wird aus der dialektiſchen Fweiſchneidig⸗ 
keit des Gedankens, daß zwar nur das Vernünftige wirklich, 
aber auch nur das Wirkliche vernünftig iſt, der eindeutige Satz 
von der Weltgeſchichte als dem Weltgericht. Erinnern wir uns, 
daß auch der Satz der Vorrede ſich in ſeiner Entwicklung und 
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ſeiner Bedeutung an der Stelle, wo er ſtand, erſt auftat, als 
wir die Bilfslinie der weltgeſchichtlichen Bewegung einzeich⸗ 
neten und ihn fo verſtanden, daß nur weil und wo das Der: 
nünftige anerkannt wird als das zu Dermirklichende, auch das 
Wirkliche als Verwirklichung des Vernünftigen erkannt werden 
dürfe und müſſe. So auch jetzt. Nur weil die Weltgeſchichte 
das Weltgericht iſt, das nach dem Geſetz der Vernunft ſeine 
unwiderruflichen Sprüche fällt, nur deshalb iſt das Wirkliche 
vernünftig. 

Die Weltgeſchichte iſt nun recht eigentlich, nach Hegels 
gern gebrauchtem Ausdruck, der „Prätor“ zwiſchen den Staaten: 
ſie beſchränkt ſich darauf, den Prozeß zu inſtruieren; das Urteil 
wird von dem Gericht, das ſie einſetzt, gefällt; und dies Gericht 
beſteht aus Bürgern. Ohne Bild geſprochen: die „Weltgeſchichte“ 
bedient ſich zu ihren Urteilen der Staaten ſelber; ein Doll 
wird von der Weltgeſchichte „gerichtet“, indem es von einem 
anderen vernichtet oder verdrängt wird. So kann Hegel bier 
grundſätzlich feine realiſtiſche Anſchauung des Staatslebenz 
zunächſt ſcheinbar weiterführen. Der „Weltgeiſt“ bleibt im 
Hintergrund des Unbewußtſeins; „Gerechtigkeit und Tugend, 
Unrecht, Gewalt und Laſter, Talente und ihre Taten, die kleinen 
und die großen Leidenſchaften, Schuld und Unſchuld, Herrlich⸗ 
keit des individuellen und des Volkslebens, Selbſtändigkeit, 
Glück und Unglück der Staaten und der Einzelnen haben in der 
Sphäre der bewußten Wirklichkeit ihre beſtimmte Bedeutung 
und Wert“. Ebenſo werden „geographiſche und anthropolo- 
giſche Exiſtenz“ eines Volkes wie fein Aufſteigen, Blühen, 
Derfallen, endlich die Tatſache, daß „an der Spitze aller Hand- 
lungen, ſomit auch der welthiſtoriſchen,“ Individuen ſtehen, 
als notwendiger Zubehör dieſer Anſchauung, gewiſſermaßen 
als ihre ſichtbare Außenſeite, anerkannt. Aber dahinter er- 
ſcheint dann das Geheimnis der Weltgeſchichte, die „Lift der 
Vernunft“, um den berühmten Ausdruck der geſchichtsphiloſo⸗ 
phiſchen Vorleſungen zu gebrauchen; und die fcheinbar an⸗ 
erkannte reine Geſchichtlichkeit der Geſchichte iſt wieder zum 
bloßen Schein herabgeſetzt. 

Weil die Weltgeſchichte Weltgericht fein ſoll, fo muß das 
anſcheinende Chaos, die ganze „bunte Wirklichkeit“, in Wahrheit 
Kosmos fein. Da enthüllt ſich das, was ſcheinbar das bloße 
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Gericht der Macht, „vernunftloſe Notwendigkeit eines blinden 
Schickſals“ iſt, als „Entwicklung“, als „Auslegung und Dermwirf- 
lichung des allgemeinen Geiſts“. Das Ptinzip dieſer „Ent⸗ 
wickelung“ iſt dann das Prinzip des „Geiſtes“ überhaupt: 
daß er immer mehr er ſelbſt und immer reiner er ſelbſt, daß 
er alſo immer geiſtiger und immer freier wird, — ein Prozeß, 
den Hegel mit dem Namen des Bewußtwerdens bezeichnen 
kann. Dieſem Fortſchritt des Selbſtbewußtſeins müſſen ſich 
nun die Volksgeſchichten einfügen; ein Volk iſt eine Stufe in 
dieſem Prozeß; ſolange es das iſt — das heißt wieder von außen 
geſehen: ſolange es ihm gut geht —, hat es „abſolutes Recht“, 
und es ſelbſt und feine Taten „erhalten ihre Vollführung und 
Glück und Ruhm“. Sein Aufblühen beſteht darin, daß es dieſe 
Stufe, wo es weltgeſchichtlich wird, wo alſo das weltgeſchicht⸗ 
lich Weſentliche aus ihm hervorgeht, erreicht; fein Verfall iſt, 
daß es auf dieſer Stufe beharrt, indes die Weltgeſchichte weiter 
will. Ob es untergeht oder ſein Daſein irgendwie fortſchleppt, 
— für die Weltgeſchichte hat es kein Intereſſe mehr; die hat 
ſich unterdes ein neues Volk zu ihrem Träger erwählt. Des 
großen Mannes Geſchick iſt ein ähnliches. Auch er, der ſcheinbar 
nur ſich ſelber lebt, dient in Wahrheit den Notwendigkeiten 
ſeines Volkes und, wenn dieſes Volk weltgeſchichtlich iſt, als 
„welthiſtoriſcher Heros“ den Notwendigkeiten der Weltgeſchichte. 
In der Geſtalt des großen Mannes, die uns ſo ſchon ſeit 1802 
vertraut iſt, gewinnt im Hegelſchen Syſtem das Derhältnis 
von Individuum und Gemeinſchaft eine letzte, wenn auch 
bewußt nur als Ausnahme hingeſtellte, Verkörperung. Es 
wäre möglich, aus der Rechtsphiloſophie von 1820 und aus den 
geſchichtsphiloſophiſchen Vorleſungen eine ganze Heroenethif 
zuſammenzubringen. Aber ſie bleibt eben in den Rahmen der 
Geſchichte eingeſpannt und wird gerade dadurch unſchädlich 
gemacht; fie iſt Ethik ſtaatsgründender Urzeiten und ſtaats⸗ 
erneuernder Wendezeiten. Immerhin, zum dritten Mal ver⸗ 
dichtet ſich die wechſelſeitige Durchdringung von „Subjektivität“ 
und „Subſtanzialität“, welche die ganze Lehre vom „objektiven 
Geiſt“ beherrſcht, zur menſchlichen Perſönlichkeit: an den Staats⸗ 
bürger, den Fürſten ſchließt ſich der Heros. 

Wie ſich dieſer Begriff von Geſchichte im Hegelſchen Sy⸗ 
ſtem entwickelt hat, das haben wir ſchon verfolgt. Es war das 
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große Ereignis in Hegels Syſtem, daß fie von der höchſten Höhe 
verſtoßen und an die Scheidelinie verwieſen wurde, wo Menid- 
liches und Göttliches, Erde und Himmel, „objektiver“ und „ab- 
ſoluter“ Geiſt ſich begegnen. Wir erkannten als wahrſcheinlich, 
daß dieſe Umwertung der Geſchichte überhaupt nur die eine 
Seite der durch den Sturz Napoleons erzwungenen Umwertung 
der Gegenwart darſtelle. Denn indem Hegel endgültig den 
Glauben aufgab, der gegenwärtige Augenblick bedeute den 
Beginn der Epoche letzter Vollendung, und indem er infolge⸗ 
deſſen die Stelle, die bisher der Gegenwart gehörte, jetzt obne 
Vorbehalt mit dem Eintritt des Chriſtentums in die Weltge- 
ſchichte beſetzte, hatte er Chriſtentum und Kirche aus ihrer bis⸗ 
herigen ODergeſchichtlichung herausgeführt. Waren fie ihm 
bisher ein bloßes Element im Aufbau der Sukunft und dadurch 
ſelber Vergangenheit, ſo wurden fie ihm nun ſchlechtweg Gegen— 
wart. Dadurch aber wurde dieſe ſeit achtzehnhundert Jahren 
lebendige Gegenwart inſofern über die Sphäre des Hiſtoriſchen 
hinausgehoben. Die Geſchichtlichkeit der Welt konnte nicht mehr 
der höchſte Begriff des Syſtems fein, wie noch 1805 und 1806. 
Über ihre Geſchichtlichkeit trat ihre, im Chriſtentum anſchaulich 
ſich darſtellende, Geiſtigkeit. Oder auch: die Welt, deren Höchſte; 
ihre Geſchichtlichkeit, ihr Fortſchritt, ihr Sichentwickeln wat, 
ordnete ſich im Syſtem unterhalb der Sphären, wo jene Be— 
griffe von Fortſchritt und Entwicklung aufhören, das letzte 
Weſen und die letzte Wahrheit der Dinge zu bezeichnen. die 
ſittliche Welt findet und braucht keine höhere Löſung ihtes 
Unauflöslichen als die, welche ihr in ihrer Geſchichtlichkeit ver⸗ 
bürgt iſt; das Daſein des Staats kann dem Denker ſo mit Grund 
„der Gang Gottes in der Welt“ heißen — wohlgemerkt eben 
„in der Welt“. Aber über der ſittlichen Welt, über der ſichtbaren 
Organiſation der Sittlichkeit, liegt ein letztes Reich, das keine 
Organiſation mehr iſt, liegt ein letztes Beiſichſelberſein der Seele, 
wo fie einſam ift, wie fie es war ehe fie ſich zur Welt des „ob- 
jektiven Geiſtes“ ausbreitete, und wo ſie doch, nachdem ſie 
dieſe Welt durchwandert, anders einſam iſt als ſie zuvor ſein 
konnte. Und eben die Geſchichte tritt zwiſchen dieſe beiden 
Welten, die Welt der Organiſation und die Reiche der Einſam⸗ 
keit; und ihr Inhalt iſt es, zugleich, „nach unten“ geſehen die 
ſittliche Organiſation zu verwirklichen und nach „oben“ die 
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berwirklichung jenes Lebens der in Kunft, Glauben und Wiffen 
einſamen Seele zu ermöglichen. So kommt es, daß Hegel für 
den Gang der Weltgeſchichte jetzt neue Formeln findet. 

In den Anfängen, als er zuerſt einen geſchichtsphiloſophi⸗ 
ſchen Dreitakt, den von Heidentum, Chriſtentum und Zukunft, 
zu vernehmen meinte, unterlegte er ihm die Begriffe: reine 
Diesſeitswertung, reine Entwertung des Diesſeits, zukünftiges 
Eingehen dieſes Gegenſatzes in eine Geſinnung, die den Schmecz 
kennt und ihn anerkennt und auf ſich nimmt, um ihn zu über⸗ 
winden. Das erſte Auftauchen der fpäter endgültigen Welt- 
geſchichtsgliederung in der Reichsverfaſſungsſchrift arbeitete 
ganz äußerlich mit Deſpotie, Republik und der Vereinigung 
beider in der von Weichsftänden umgebenen Monarchie. Die 
Phänomenologie, wo für die Religionsgeſchichte gleichfalls die 
neue Geſchichtseinteilung erſchloſſen wurde, ließ im Chriſten⸗ 
tum orientaliſch paſſive Naturreligion und griechiſch ſchöpfe⸗ 
tiſche Schönheitsreligion inſofern verſchmolzen werden, als 
dieſes im Gedanken der Offenbarung das Überwältigtſein, 
im Inhalt des Glaubens den menſchlichen Gott enthalte; die 
Phänomenologie baute gleichzeitig ihre allgemeine Weltge— 
ſchichtskonſtruktion noch in den urſprünglichen Linien und mit den 
urſprünglichen Gedanken: ungebrochenes Diesſeits, Swieſpalt von 
Welt und Aberwelt, höhere Einheit; nur daß fie dieſe Entwid- 
lung zugleich deutlich faßte als einen Kampf des Staatsgedankens 
um feinen ſyſtematiſchen Platz: in der Polis Kampf gegen 
das von der Baſis der Familie aus operierende Individuum, im 
mittelalterlich⸗ neuzeitlichen Staat gegen das ſich zur Geſell— 
ſchaft befreiende, in der Zukunft Unterordnung unter den 
Geiſt. Die Enzyklopädie von 1817, ausführlicher die Schluß⸗ 
paragraphen der Rechtsphiloſophie, ſpäter dann die geſchichts⸗ 
philoſophiſchen Dorlefungen ziehen nun den Grundriß fo, daß 
die Weltgeſchichte zugleich das Werden der vollkommenen 
Staatsverfaſſung und der einzelmenſchlichen Vollkommenheit 
iſt. Das geſchieht dadurch, daß Hegel — erſt jetzt — die Ge⸗ 
ſchichte darſtellt als Entwicklung zur „Freiheit“. Dieſe Freiheit 
iſt einesteils verwirklicht in der vollendeten ſittlichen Organi⸗ 
ſation, andererfeits ift fie Dorausfegung des Lebens im „ab- 
foluten Geiſt“. Indem Hegel den Geiſt in der Geſchichte wirk⸗ 
lich frei werden, „zu ſich ſelber kommen“, den „Fortſchritt 
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im Bewußtſein der Freiheit“ erleben läßt, macht er ſyſtematiſch 
dieſe Freiheit zugleich zu etwas jenſeits dieſes Fortſchrittes 
Liegendem: in der Weltgeſchichte iſt es ihr Leben, ſich zu ent⸗ 
wickeln; in Kunſt, Religion, Philoſophie erfährt fie zwar auch 
Entwicklung, aber ihr Leben beſteht hier darin, daß ſie iſt. Dieſe 
Doppelſeitigkeit des Freiheitsbegriffs, daß Freiheit wird, und 
doch nur werden kann weil fie iſt, macht ihn fähig, ſyſtematiſcher 
Träger einer Weltgeſchichte zu ſein, deren metaphyſiſches Weſen 
jetzt den Doppelſinn in ſich ſchließt, daß fie zugleich „Erde“ 
iſt und doch „Schemel Seiner Füße“. Bis 1806 war die Weltge⸗ 
ſchichte das Abſolute ſelber geweſen; der Schluß der Phänomeno- 
logie konnte Weltgeiſt — den ſpäteren Terminus für Welt⸗ 
geſchichte — und Gott durcheinander ſagen. Später, minde— 
ſtens ſeit 1812, kommt das nicht mehr vor. 

Durch dieſe Mittlerſtelle, welche die Geſchichte nun ein⸗ 
nimmt, wird zugleich der Begriff des Volks, der Nationalität, 
wieder einer reicheren Behandlung fähig. Für den Staat zwar 
ihn fruchtbar zu machen, geſchah ſo gut wie nichts; in dieſer 
Beziehung blieb, trotz der vielverheißenden Wendung der heidel— 
berger und Berliner Antrittsrede von der Nationalität als 
Grund alles lebendigen Lebens, in der Rechtsphiloſophie 
alles beim Alten. Aber in der Geſchichtsphiloſophie ergab ſich 
nun aus der Mittelſtellung zwiſchen Staat und Geiſt die Mög⸗ 
lichkeit, beide Gewalten irgendwie zuſammenzubringen, und 
dazu diente jetzt der Begriff des Dolfsgeifts. 

Es läßt ſich das ſyſtematiſch noch aus einem tieferen Grunde 
verſtehen. Die Güter der Kultur ſollen zwar vom Einzelnen 
angeeignet werden; aber ihr Leben geht darin nicht auf: ſie 
ſind auch ohne dies wirklich. Die Sixtiniſche Madonna, die 
Kritik der reinen Vernunft können in Muſeen und Bibliotheken 
aufbewahrt werden; die Familie, der moraliſche Wille, die 
Berufsſittlichkeit nicht; ſie werden von Menſchen verwirklicht, 
eine andere Möglichkeit des Seins iſt ihnen nicht gegeben. 
Es iſt nun durchaus möglich, den Staat ebenſo ſeinshaft nach 
Art der Kulturgüter zu konſtruieren; es gilt dann, ein Seiendes, 
etwa ein Volk mit feinem eigentümlichen Zuſammenhang 
von Kulturgütern, als ſeinen Träger, ihn ſelber nur als die 
im Grunde bedeutungsloſe Organiſationsform dieſes ohne 
hin Seienden zu verſtehen. Schon in der Nationalſtaatsidee 
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des neunzehnten Jahrhunderts lagen ſtarke Antriebe nach dieſer 
Richtung; zu Beginn des zwanzigſten waren ſie in der Idee 
des völkiſchen Staatsgrundes beinahe zum Siege gekommen. 
Begel lag das ganz fern. Ihm war der Staat ſittliche Organi⸗ 
ſation, das heißt ſelber zwar ſeiend, aber gegründet nicht auf 
ſein Sein, ſondern auf den menſchlichen Willen. Daß er auch 
Sein hatte, nicht nur den Willen der Einzelnen aufnahm und 
verkörperte, das wurde ſyſtematiſch gefaßt erft da, wo er im 
„äußeren Staatsrecht“ als Staat unter Staaten trat; aber 
da war er ſelber das Sein einer gewaltigen Willensmacht, die 
bewußt ihre eigenen Zwecke durchzuſetzen ſucht; als reines, 
über allen Willen hinausgehobenes Sein konnte er auch hier 
nicht erſcheinen. Das wurde er erſt unmittelbar vor dem Ab- 
ſchluß dieſer Lehre von den Verwirklichungen des Willens: 
in der „Weltgeſchichte“. Hier allerdings iſt nun endlich der Staat 
nur noch ein Seiendes; der eigenſüchtige Wille, der ihn in 
der äußeren Politik erfüllte, wird hier erkannt als die Wieder⸗ 
ſpiegelung eines unbewußten Seins — nämlich der gliedſchaft⸗ 
lichen Teilnahme des, Volksgeiſts“ am „Weltgeiſt“ — ins Be⸗ 
wußtſein des Staats. Und damit iſt hier auch von Hegels Grund⸗ 
lagen aus ein Punkt erreicht, wo ſich Staat und Kultur begegnen 
können. 

Don Anfang an, noch als Stiftler, hatte er, vornehmlich 
auf Montesquieu fußend, den Volksgeiſt als Inbegriff der 
kebenserſcheinungen des Volks gefaßt. Der Staat, die „Ver⸗ 
faſſung“, war da ein Teilgebiet geweſen; dies Verhältnis des 
Staats zu den übrigen Lebensgebieten war ſpäterhin nicht 
weiter geklärt worden; die nahe Stellung, die der Staat in 
der Staatsphilofophie zum „Volk“ erhielt, hatte eine neue Kon- 
ſtruktion notwendig gemacht, möglich wurde ſie doch erſt durch 
die letzte Nürnberger Syſtematik. Jetzt konnte ſich das Derhält- 
nis herſtellen, wie es zumal die Einleitung des geſchichtsphilo⸗ 
ſophiſchen Kollegs ſpäter breit ausgeführt hat. Der Staat 
wurde nun die Dorausfegung der Kultur; Hunſt, Religion 
und Wiſſenſchaft ſtiegen von ihren himmliſchen Sitzen her⸗ 
nieder und bequemten ſich, in der geſchichtlichen Verfaſſungs⸗ 
form eines Volkes Platz zu nehmen. Sie gaben das rein ſee⸗ 
liſche „Element“ ihres wahrhaften Daſeins auf und richteten 
ſich ein in einer „geiſtigen Wirklichkeit in ihrem ganzen Umfange 
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von Innerlichkeit und Außerlichkeit“. Dieſen ſo geordneten 
Suſammenhang — der Staat als Form, die Kultur als Inhalt 
— nennt Begel nun Volksgeiſt. Deswegen wird die Weltge 
ſchichte, das Wachſen des Weltgeiſts durch die Geſtalten der 
wechfelnden Volksgeiſter, von Hegel gegliedert und entwickelt 
nur nach der in der inneren Staatsform ſich vollendenden 
Sittlichkeit des Einzelmenſchen, der Kultur als ſolcher geſteht et 
im Rahmen der Weltgeſchichte keine eigene Entwicklung zu; 
ſondern zu jeder mit dialektiſcher Notwendigkeit aus der vorigen 
entſpringenden Staatsform ſtellt er die zugehörige Kultur, 
ohne dieſe Kultur hier aus ihrer eigenen Dorſtufe, etwa die 
Kunft Griechenlands aus der Agyptens, entwickeln zu wollen. 
Nur in der Beziehung zum Staat kommen eben die Kulturgüter 
— Hegels „allgemeiner“ oder „abſoluter“ Geiſt — dazu, ge⸗ 
ſchichtliche Wirklichkeit zu werden. Daß fie außerdem eine Ge 
ſchichte haben, und zwar jedes Gebiet ſeine eigene, daß es alſo 
Kunft-, Religions⸗, Philoſophiegeſchichte gibt, iſt ein ander 
Ding; dadurch daß ſie Geſchichte haben, werden ſie nicht ihrem 
Weſen nach geſchichtlich; dies werden ſie nur, inſofern ſie in 
einer Form menſchlichen Gemeinlebens Inhalt eines Dolks⸗ 
geiſtes werden; fo erklärt ſich die ſonſt unerklärliche CTatſache, 
daß Hegel gleichzeitig mit ſeiner allgemeinen Weltgeſchichte 
der Volksgeiſter unbekümmert die philoſophiſchen Sonderge: 
ſchichten der Kunſt, Religion und Philoſophie — nicht die der 
Religion — nach einer von der weltgeſchichtlichen mehr oder 
weniger abweichenden Gliederung entwickeln konnte. 

Nicht die der Religion. Bier eröffnet ſich, nicht zufällig, 
der letzte für ein inneres Verſtändnis der Hegelſchen Staats- 
anſicht entſcheidende Geſichtspunkt. Die ſpezielle Religions: 
geſchichte hat die gleiche Gliederung wie die allgemeine Welt— 
geſchichte, weil — die Weltgeſchichte die gleiche Gliederung 
hat wie die Religionsgeſchichte. Biographiſch kennen wir den 
Suſammenhang. Von der fyftematifch folgenloſen Bemerkung 
in der Reichsverfaſſungsſchrift abgeſehen, hat Hegel zuerſt 
in der Religionsgeſchichte die chriſtliche Gegenwart ſtatt einer 
nachchriſtlichen Zukunft verabſolutiert. Das Chriſtentum mit 
feinem Triebe, die Vernunft zu verwirklichen, ift ihm das Ur 
phänomen des Sufammenftimmens von Wirklichkeit und Der- 
nünftigkeit geworden. Als er dieſe Anſicht auf den Inhalt der 
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allgemeinen Weltgeſchichte übertrug, wovon die Enzyklopädie 
1812 das erfte Seugnis gibt, war die Dorftellung von der Form 
des weltgeſchichtlichen Geſchehens ſchon längſt gebildet und 
erlitt grundſätzlich auch jetzt keine Anderung. Es blieb jene alles 
vergeſchichtlichende Anſchauung in Kraft, wonach das einzelne 
volk nur eine Phaſe des weltgeſchichtlichen Fortgangs, ſein 
werden als Einwachſen in dieſen Gang, ſein Blühen als Leben, 
Weben und Sein in ihm, fein Vergehen als Herausfallen aus 
ihm zu verſtehen war. Aber dieſe Anſchauung vom unaufhör⸗ 
lichen Wechſel der geſchichtlichen Erſcheinung fand jetzt an der 
jüngeren von der Übergeſchichtlichkeit des geſchichtlichen Chriſten⸗ 
tums eine gefährliche Gegnerin. Dieſe vom Chriſtentum be- 
herrſchte europäiſche, oder wie Hegel ſagt germaniſche, Welt 
kann ja nun eben nicht mehr vergehen; es kann kein anderes 
„weltgeſchichtliches Volk“ erſcheinen und ſie verdrängen, wie 
ſie ſelbſt die römiſche Welt verdrängte. Daher kommt in Hegels 
endgültige Geſchichtsphiloſophie eine merkwürdige Gegenſätz⸗ 
lichkeit. Während die vorchriſtlichen Völker jedes nur eine 
Phaſe bedeuten und die Entwicklung ſich im Wechſel dieſer 
Dölfer vollzieht, geſchieht in der chriſtlich⸗germaniſchen Döffer- 
gruppe die Entwicklung als ein innerer Fortgang, worin zwar auch 
Völker hervor⸗ und zurücktreten und überhaupt die Geſchichte 
keineswegs zu Ende iſt, aber die chriſtliche Völkergeſamtheit 
nicht ſtirbt, ſondern ſich nur immer vollkommener entfaltet, 
immer mehr zur ſittlichen Freiheit entwickelt. So iſt Hegel, 
aus der ihm ganz fundamentalen Erkenntnis vom Ewigfeits- 
wert des Chriſtentums und doch nicht etwa auf Grund dieſer 
Erkenntnis, bei einer Art überſtaatlicher Dölkergemeinſchaft 
ohne ſtaatliche Organiſationsformen angelangt; zu einer Kirche, 
wenn man will, deren unſichtbares Oberhaupt das Geſetz 
der Weltgeſchichte, der „Weltgeiſt“ iſt; denn darin unterſcheidet 
ſich Hegels „viertes Weltreich“ von den drei vergangenen 
genau wie das danieliſche: es iſt das Reich, des kein Ende fein 
wird. Aber Hegel iſt zu dieſem Abſchlußgedanken gekommen 
auf dem Wege über die ſtrenge Vereinzelung der Staaten; 
das unſichtbare Geſetz, das dieſe unſichtbare Völkerge meinſchaft 
zuſammenſchließt, das Geſetz der Weltgeſchichte, iſt das gleiche, 
das die ſichtbaren Völker ewig trennt. Nur aus den Gegen⸗ 
lägen der ſelbſtändigen Staaten wächfſt die Geſchichte, und 
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allein die Geſchichte iſt das Band, das dieſe ſelbſtändigen „In⸗ 
dividuen“ verbindet. Und deshalb zögerten wir mit gutem 
Grunde, dieſe Völkergemeinſchaft „Kirche“ zu nennen. Sie 
wäre die „unſichtbare“ beinahe im ironiſchen Sinn. Und eben⸗ 
falls hat ihr Hegel diefen Namen verſagt. Er hätte damit an⸗ 
gedeutet, daß noch über den Einzelſtaat hinaus ein ſittliches Ge⸗ 
ſetz für den Menſchen beſtünde; er hätte das unbedingte Der- 
hältnis zwiſchen dem Einzelnen und feinem Staate der Un- 
bedingtheit beraubt. Deshalb bildet er feinen Kirchenbegriff 
im ſtrengſten proteſtantiſchen Sinn als einen rein innermenſch⸗ 
lichen und überweltlichen, der die Gemeinſchaft nur kennt 
als die Gemeinſchaft der Heiligen oder der Gläubigen. Die 
unvermeidlichen Beziehungen dieſer Kirche zur Welt werden 
vermittelt nur durch die Einzelſeele. 

Darauf beruht das Verhältnis, das Hegel feinen Staat 
zur Kirche einnehmen läßt. Es iſt ſchon bezeichnend, an welchem 
Punkt der Staatslehre ihm das Problem entſteht. Nachdem er 
zu Beginn der Lehre vom inneren Staatsrecht den Begriff der 
„politiſchen Geſinnung“, des Patriotismus, in feiner not- 
wendigen Beziehung auf die Inſtitutionen der „Verfaſſung“ 
entwickelt hat, ſpricht er auf Grund dieſes Gegenſeitigkeits⸗ 
verhältniſſes zwiſchen ſubjektiver Geſinnung und ſubſtanzieller 
Ordnung, beſonderem und allgemeinem Intereſſe, gewiſſer⸗ 
maßen die geiſtige Selbſtgenügſamkeit des Staats aus: „der 
Staat weiß .. was er will und weiß es .. als Gedachtes; er 
wirkt und handelt deswegen nach gewußten Sweden, gekannten 
Grundſätzen ...“. Und hier nun „iſt der Ort, das Verhältnis 
des Staats zur Religion zu berühren“. Die Möglichkeit eines 
Konflikts iſt gegeben. Der Staat iſt ja eben kein äußerer und 
ſeelenloſer Mechanismus, er macht Anſpruch auf die Geſinnung 
und „weiß was er will“. Oder, wie Hegel in aller Deutlichkeit 
und mit bewußter Verwerfung der „mittelalterlichen“ Anſicht 
vom Staat als vom „Laien an und für ſich“ ſagt: auch der Staat 
hat eine Lehre. Demgegenüber beanſprucht nun die Religion 
ihrerſeits mit Recht, daß fie „die abſolnte Wahrheit“ enthält 
und demgemäß auch „das Höchſte der Geſinnung“ in ſie falle 
und daß alſo „alles .. in ihr feine Beſtätigung, Rechtfertigung, 
Dergemwifferung erlange“. Wie löſt ſich zunächſt dieſer innere 
Streit, noch nicht zwiſchen Staat und Kirche, ſondern zwiſchen 
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vollkommenem Staat und vollkommener Religiond Hegel 
gibt die Löſung fo, wie er fie im weſentlichen ſchon 1805 um⸗ 
riſſen und ſeitdem beſonders in der napoleonifchen Zeit ſeinen 
teligionspolitiſchen Außerungen zugrunde gelegt hatte. Mit 
bewußtem Proteſtantismus erklärt er, daß Religion und Staat 
vderſchiedene Ausprägungen, „ſich ergänzende Manifeſtationen“ 
des gleichen geiſtigen Inhalts ſeien; die Religion iſt es in der 
Weiſe, daß allerdings in ihr erſt der Einzelne als Einzelner „das 
Bewußtſein . . der höchſten Freiheit und Befriedigung“ er⸗ 
bält und hier das in der „Moralität“ beſeitigte Eigenrecht des 
Einzelnen feine uneinnehmbare Feſtung hat; der Staat hin- 
gegen langt über dieſe auch für ihn unentbehrliche Grundlage 
der inneren Geſinnung hinaus in die äußere Wirklichkeit, um 
ſich hier „zur wirklichen Geſtalt und Organiſation einer Welt“ 
zu entfalten. Staat und Religion dürfen alſo nicht in Konflikt 
kommen, weil jener da einſetzt, wo dieſe aufhört, nämlich bei 
der Wirklichkeit, und weil beide einander vorausſetzen, der 
Staat die Religion, welche ihn — wie ſchon der Fünfundzwanzig⸗ 
jährige nach Mendelsſohns „Jeruſalem“ ausgeführt hatte — 
„für das Tiefſte der Geſinnung“ erſt vervollſtändigt, die Re⸗ 
ligion den Staat, welcher ihr „den ungeheuren Überſchritt des 
Inneren in das Außere“, der Hineinarbeitung „der Vernunft 
in die Realität“ bedeutet, woran „die ganze Weltgeſchichte ge- 
arbeitet“ hat. 

Daraus ergibt ſich nun ein, wie Hegel meint „einfaches“, 
verhältnis zwiſchen Staat und Kirche, oder wie er bezeichnen⸗ 
derweiſe ſagt: zwiſchen Staat und „Hirchengemeinde“. Der 
Staat iſt verpflichtet, „der Gemeinde für ihren religiöſen weck 
allen Vorſchub zu tun und Schutz zu gewähren“; andererſeits 
ſteht ſie als Korporation unter ſeinem „oberpolizeilichen Auf⸗ 
ſichtsrecht“, und er hat „von allen ſeinen Angehörigen zu for⸗ 
dern, daß ſie ſich zu einer Kirchengemeinde halten“. Man ſollte 
nun theoretiſch erwarten, daß Hegel bei dem bewußten Prote- 
ſtantismus ſeiner Anſicht über das Verhältnis von Kirche und 
Staat hier irgendwie zu einer Bevorzugung des Proteſtantismus 
kommen müßte, da ja nur dieſer den weltlichen Staat ſo un⸗ 
bedingt als gottgewollt anerkennt, wie Hegel es verlangt. 
Aber wie ſchon dieſe ganze Theorie ſich ſichtlich an die in Preußen 
zuerſt, doch 1820 ſchon in den meiſten europäiſchen Staaten 


186 Elfter Abſchnitt: Preußen. 


durchgeführte politiſche Gleichſtellung der chriſtlichen Be⸗ 
kenntniſſe anſchließt, ſo ſpricht nun auch Hegel, und genau im 
Sinne Friedrichs, ſein „die religiones müſſen alle tolerieret 
werden“: der Staat hat „von allen ſeinen Angehörigen zu 
fordern, daß ſie ſick zu einer Kirchengemeinde halten — übrigens 
zu irgendeiner, denn auf den Inhalt ... kann ſich der Staat 
nicht einlaſſen“. Er kann alſo, je ſtärker organiſiert er iſt, auch 
gegen kleinere Gemeinſchaften, „welche ſelbſt die direkten 
Pflichten gegen ihn religiös nicht anerkennen“, ſich „liberal 
verhalten“ und fie dieſe Pflichten „durch Verwandlung und 
Tauſch erfüllen laſſen“; Hegel denkt an die Befreiung der Me⸗ 
noniten vom Heeresdienſt, die bis 1868 in Preußen beſtand. 
Den Juden gegenüber vertritt der ehemalige Leſer von Mendels⸗ 
folms „Jeruſalem“ gegen das erhobene „Geſchrei“ — gerade 
1819 war eine judenfeindliche Bewegung durch Deutſchland 
gegangen — die in Preußen ſeit 1811 beſtehende „Verleihung 
von bürgerlichen Rechten“, auf Grund deren die „verlangte 
Ausgleichung der Denkungsart und Geſinnung ſchon zuſtande⸗ 
kommen“ werde; auch hier verficht er alſo, übrigens eingeſtande⸗ 
nermaßen, die „Handlungsart der Regierungen“, aber nicht 
etwa ſpeziell Preußens. In der Frage der kirchlichen Eheſchlie⸗ 
fung nimmt er den Standpunkt ein, daß die „kirchliche Der- 
gewiſſerung“ nur hinzu komme, das Weſentliche aber ſei die 
Behauptung der ſtaatlichen Rechte, da es ſich um ein „fittliches 
Verhältnis“ handle; dieſe Löſung entſpricht am eheſten der 
des Code Napoléon, während das Allgemeine Landrecht die 
vollgültige Ehe durch die prieſterliche Trauung entſtehen ließ 
und die preußifche Regierung für das Rheinland 1814 zwar nicht. 
die obligatoriſche Zivilehe des Code aufgehoben, aber die vor— 
ausgehende kirchliche Trauung obligatoriſch gemacht hatte; 
ein dieſem rheinpreußiſchen Recht analoges war das des Mont⸗— 
gelasſchen Bayerns, nach welchem Hegels eigene Ehe geſchloſſen 
war. Und die Tendenzen der preußiſchen Regierung gingen 
damals auf Abſchaffung der Sivilehe überhaupt, auch in ihrer 
im Rheinland noch beſtehenden Form, bewegten ſich alſo ge⸗ 
rade in umgekehrter Richtung als Hegel verlangte. 

Das Tieffte der Hegelſchen Anſicht von Staat und Kirche 
kommt da ans Licht, wo er die Kirchentrennung des ſechzehnten 
Jahrhunderts behandelt. Es ift fein alter, 1802 ſchon ausgeführ⸗ 
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ter und vielleicht damals an der Anſchauung des Frideriziani⸗ 
ſchen Preußens und an der Theorie des Allgemeinen Landrechts 
vom Verhältnis des Staats zu den in ihm beſtehenden „Kirchen- 
geſellſchaften“, teils auch an den Suſtänden des Reichs ent⸗ 
wickelter Gedanke, daß Toleranz und Denkfreiheit ſowohl wie 
die moderne Selbſtgenügſamkeit des Staats, der bis dahin 
„Laie“ war, auf dieſes Ereignis zurückgehen. Er führt es jetzt 
breit aus. Jene von den Romantikern „gewünſchte Einheit 
von Staat und Hirche“, wenn damit mehr gemeint ſein ſollte 
als die Einheit der Grundſätze und der Geſinnung, iſt im orien⸗ 
taliſchen Deſpotismus verwirklicht. Aber da „iſt der Staat nicht 
vorhanden, nicht die ſelbſtbewußte des Geiſtes allein würdige 
Geſtaltung in Recht, freier Sittlichkeit und organiſcher Entwick⸗ 
lung“. Damit nun aber der Staat das ſei, iſt nicht bloß nötig, 
daß er von der Kirche getrennt eigenes Daſein beſitzt, ſondern 
es „iſt ſeine Unterſcheidung von der Form der Autorität und 
des Glaubens notwendig; dieſe Unterſcheidung tritt aber nur 
hervor, inſofern die kirchliche Seite in ſich ſelbſt zur Trennung 
kommt; nur ſo, über den beſonderen Kirchen, hat der Staat 
die Allgemeinheit des Gedankens, das Prinzip ſeiner Form, 
gewonnen und bringt fie zur Exiſtenz ... Es iſt daher ſoweit 
gefehlt, daß für den Staat die kirchliche Trennung ein Unglück 
wäre oder geweſen wäre, daß er nur durch ſie hat werden 
können, was feine Beſtimmung iſt, die ſelbſtbewußte Dernünf- 
tigkeit und Sittlichkeit. Ebenſo iſt es das Glücklichſte, was der 
Kirche für ihre eigene und was dem Gedanken für ſeine Frei⸗ 
heit und Vernünftigkeit hat widerfahren können“. Obwohl 
Hegel ausdrücklich für alle drei — den Staat, die Hirche und 
die Gedankenfreiheit — die Kirchenvielzahl „das Glücklichſte“ 
ſein läßt, beweiſt er es eigentlich nur für den Staat und für den 
Gedanken, nicht für die Kirche. Er nimmt dieſer ſogar das ihr 
vom Proteſtantismus noch gelaſſenene Ideal ihrer Katholizität. 
Die Hirche ſoll gar nicht Eine ſein, nicht einmal in der Hoffnung. 
Es muß viele Staaten geben und viele Kirchen, nicht etwa ſo, 
daß jedem Staate ſeine Kirche zukäme, ſondern ſo, daß jeder 
Staat ſich mehrere Kirchen gegenüberfieht. Alle Triebkräfte 
des Begelihen Staatsgedankens ſchießen hier zuſammen. Die 
geiſtige Selbſtgenügſamkeit des Staats, der „auch eine Lehre“ 
bat; die Unbedingtheit des ſittlichen Derhältniffes des Einzel- 
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nen zu ihmz die Anſicht, daß er über ſich nur noch die eine Gr 
ganifation haben darf, die keine ſichtbare Organiſation iſt und 
die deshalb ſeine Geſchloſſenheit nicht zerſtört, den Geiſt der 
Weltgeſchichte. Da muß das Ideal der einen und allgemeinen 
Hirche zertrümmert werden, denn keiner dieſer Gedanken 
ließe ſich dieſem unzerbrochenen Ideal gegenüber ſo aufrecht 
erhalten. Nur die in „Kirchen“ zertrümmerte Kirche läßt den 
dreifachen character indelebilis des Hegelſchen Staats — voll⸗ 
kommene Durchgegliedertheit, ſittliche Allmacht, ſelbſtiſche Be⸗ 
grenztheit — unangetaftet. Nur die in „Kirchen“ zertrümmerte 
Hirche vollendet, was Hegel in ſeiner letzthin auf die Einzelſeele 
abgeſtellten Faſſung des Religionsbegriffs begonnen hatte. 
Und ſieht man die Sache nun von hier aus, ſo wird deutlich, 
wie umgekehrt alſo auch Hegels Staat ſo, wie er iſt, ſein mußte, 
um jener individualiſtiſchen Faſſung des Keligionsbegriffes 
zu entſprechen. Die Eckpfeiler des ganzen Hegelſchen Syftems, 
die Abſolutheit des Einzelnen und die Abſolutheit des Ganzen, 
ſtützen ſich gegenſeitig. Der Wille zur religiöſen Rettung der 
von Welt und Schickſal bedrängten Einzelſeele fordert den 
Begriff des ſelbſtherrlich⸗ſelbſtſittlichen Staats. Dies aber, was 
wir fo jetzt im vollendeten Syſtem als den Schlüffel der Syſte⸗ 
matik erkennen, ſahen wir im werdenden als den Urſprung 
des Staatsgedankens. Was einſt in Frankfurt geſchah, die innere 
Geſchichte, welche von jenem Briefbekenntnis des Sechsund⸗ 
zwanzigjährigen, den Bund mit den Menſchen hintertreiben zu 
wollen, hinführte zur Anerkennung des Staats als Schickſals, 
das iſt, einſt Blut und Leben, nun gewirktes Werk geworden. 
Der Prozeß eines Werdens ſchließt ſich zum Ring eines Seins. 
Am Anfang ftanden die Entwicklungswehen einer Menfcen- 
ſeele, am Ende ſteht Hegels Staatsphiloſophie. 

Das Sein fällt in die Geſchichte, aus der es entſtanden, und 
die löſt es wieder auf in Werden. Hegels Naturrecht hat als Ganzes 
nur in die Schule, nicht ins Leben gewirkt. Das Leben mußte erſt 
die Einheit des Gedankens ſprengen, um die verſprengten Stücke 
neu einzubauen. Eine Sicherung dagegen, wie fie naturgemäß 
der Denker ſelber erſtreben muß, dem es eben auf die Verflechtung 
ankommt und nicht auf die Fäden, gibt es nicht. Der Denker wird 
ſich immer nur ſichern können gegen die Kräfte, die er kennt und 
in ſeinen Gedanken hineingebunden zu haben glaubt, nicht gegen 
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die unbekannten, die er felber erſt erweckt. Vergangenheit und 
Gegenwart mögen ſich ihm neigen, gegen die Zukunft bleibt 
ſein Wille machtlos. 

Die Skylla und Charybdis der Gegenwart zwiſchen denen 
hegel durchzuſteuern ſucht, find Legitimität und Volksſouveräni⸗ 
tät, jene beiden Begriffe, die nach dem Wort von Hegels großem 
franzöſiſchen Heitgenoſſen St. Simon ihr Daſein nur dem Um⸗ 
ſtande verdanken, daß man ſie einander gegenüberſtellt. Dieſer 
Satz könnte auch von dem Hegel der Rechtsphiloſophie geſchrieben 
ſein. Er hat die beiden Richtungen, wie er ihnen überall gleidy- 
zeitig ausweicht, ſo auch am gleichen Grte abzufertigen geſucht. 
Haller und Rouſſeau haben einen gemeinſamen Paragraphen 
bei Hegel. 

Der Revolutionär war ihm der ältere Gegner und bislang, 
weil er ſelbſt einmal in feinem Kreiſe geweilt hatte und noch 
immer, auch nachdem er weit von ihm abgekommen war, ſeinen 
Grundgedanken bewußt von ihm herleitete, ſtets der gefährlichere. 
Das erſte Staatsſyſtem, das von 1802, von dem wahrſcheinlich 
Schelling beeindruckt wurde, rückt eigentlich trotz antif-republi- 
kaniſierender Füge bewußt nur von der „Revolution“ ab, nicht 
von der „Reaktion“. Im Gegenteil iſt ihm dieſer andere Gegner 
damals fo aus dem Geſichtsfeld entſchwunden, daß er kein Be- 
denken trägt, feine oberſte Behörde, die Vorgängerin des Mon⸗ 
archen von 1805, nach dem Begriff des Gottesgnadentums als 
eine Prieſterſchaft, die „im Rate des Allerhöchſten“ ſitzt, zu kon⸗ 
ſtruieren. Der andere Pol gegenüber der Revolution, den er hier 
ſowie in den allgemeinen Bemerkungen der Reichsſchrift und 
den Staatsſyſtemen der kommenden Seit zu vermeiden ſucht, 
iſt ihm nicht der legitimiſtiſche Gedanke, ſondern eher die büro⸗ 
kratiſche Praxis, das Alles-von-oben-herab-beftimmen, die Nicht⸗ 
achtung der freien Tätigkeit von unten. Vielleicht iſt ſelbſt die 
1805 geſchehene Einsſetzung der Beamtenſchaft mit der „öffent⸗ 
lichen Meinung“ ebenſoſehr als ein Verſuch zur Entbürokrati⸗ 
ſierung des Beamtenbegriffs zu verſtehen wie als Umwertung 
des revolutionären Begriffs der öffentlichen Meinung. Daß das 
andere Extrem der Dolksſouveränität nicht die Beamtenallmacht 
ſei, ſondern der Begriff der Legitimität, das iſt ihm erſt ſeit 1815 
aufgegangen. Seine damaligen Briefe zeugen dafür. Der erſte 
Winter in Berlin war dann ſehr geeignet, dieſe Anſicht feſt zu 
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begründen. Denn eben damals begann die Anſteckung der Ber⸗ 
liner Geſellſchaft, insbeſondere des Kreifes des Kronprinzen, mit 
den Anſchauungen des Berner Patriziers, der den Staat ver⸗ 
ſtehen wollte als eine rein privatrechtliche Ordnung, den Fürſten 
als feinen Eigentümer, der fein Recht urſprünglich wie jedes 
andere Privatrecht als Recht des Stärkeren — und nur das hieß 
„von Gottes Gnaden“ — beſaß, zu freiefter Verfügung, ungeftört 
durch irgendwelche ſtaatliche Pflichten, nur gehemmt durch etwa 
entgegenſtehende Rechte „anderer“ Privatleute und die allge⸗ 
meine Moral. Es iſt unglaublich, aber der Mißmut über die 
wiederbeginnenden revolutionären Zuckungen Europas brachte 
ſelbſt Männer wie Gneiſenau damals zur vorübergehenden An- 
erkennung dieſer Behauptungen, welche ein Heilmittel gegen 
die Revolution zu bieten ſchienen, das doch, eine rechte Pferde— 
kur, ſchlimmer war als das Übel ſelbſt. Da hat Hegel in einer 
blutigen Polemik, deren Schärfe alles hinter ſich läßt, was er 
nach der Seite Frieſens, Schleiermachers, auch Savignys ge 
richtet hat, den Berner Patrizier, den er einſt möglicherweiſe 
perſönlich kennen gelernt hatte und deſſen damals noch nicht 
lange zurückliegende „demokratiſche“ Antezedentien ihm ficer 
bekannt geworden waren, vorgenommen. Er rechtet mit ihm 
vor allem über den unverhüllten Naturalismus feines Haupt: 
grundſatzes, über feinen Haß gegen Geſetze, feine Erniedrigung 
der Rechtspflege aus einer ſtaatlichen Aufgabe zu einer bloßen 
Wohltat, feine Verherrlichung des Widerſtands⸗ und Aus 
wanderungsrechts, ſeine Verachtung geſchriebener Staatsgrund⸗ 
geſetze nach Art der engliſchen und des auf den objektiven 
Staatsbegriff aufgebauten Allgemeinen Kandredts. Er er: 
kennt die innere Verwandtſchaft Hallers mit feinem Gegner 
Rouffeau darin, daß auch bei jenem die „Einzelheit der Indivi⸗ 
duen“ dem Staate zugrunde gelegt wird; aber bei Rouſſeau ift 
es der „Gedanke“ dieſer Einzelheit, nämlich der Wille, und der 
große Genfer fehlte nur darin, daß er aus dieſem Willen als 
bewußtem unmittelbar den gemeinſchaftlichen — ſtatt wie Hegel 
ſelbſt aus dem unbewußten Willen der Einzelnen den bewußten 
des Ganzen — hervorgehen ließ; bei dem Berner hingegen ſind 
es nur „die empiriſchen Einzelheiten nach ihren zufälligen Eigen⸗ 
ſchaften, Kraft und Schwäche, Reichtum und Armut uff.“. Hinter 
dieſem jetzt von Hegel, und hiſtoriſch richtig, als dem großen Kampf 
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des Zeitalters erkannten Gegenſatz mußte nun der andere von 
hſegel früher betonte zwiſchen Volksſouveränität und Bureau⸗ 
kratismus ſtark in den Hintergrund treten. Es ſteigert ſick viel⸗ 
mehr das 1805 ſchon wahrnehmbare Beftreben, die „Souveräni- 
tät“ des Staats gegenüber Revolution und Legitimität dadurch 
zu retten, daß die bureaukratiſche „Regierung“ als Inhaberin 
des „Staatsſinns“ in die Mitte zwiſchen die beiden Gefahrpole 
tritt. Und ſo kommt es, daß von dieſem 1820er Staatsbild mit 
einer gewiſſen Berechtigung geſagt werden konnte, es ſei weder 
ultraroyaliftifch noch ultraliberal, aber es fei ultragouvernemental. 

Der das gejagt hat, ift der Denker, der den preußiſchen Kon- 
ſervatismus aus den ſchon geloderten Feſſeln der Hallerſchen 
Cheorie befreite, Friedrich Julius Stahl. Die Kraft zu dieſer 
Tat ſchöpfte er, mehr noch als er ſich eingeſtehen konnte und 
durfte, aus Hegel; Schelling, auf den er ſich lieber zurückführte, 
war gerade in der Staatslehre der in Frage kommenden Seit 
ſchwerlich von Hegel unabhängig. Stahl hat es als ein Derdienft 
Hegels angeſehen, die „privatrechtlich feudaliſtiſche Lehre Hallers 
beſeitigt“ zu haben. Er kritiſiert felber feinen Vorgänger im Amt 
des Theoretikers der preußiſchen Konfervativen weſentlich aus 
dem „ſchelling⸗hegelſchen“ Geſichtspunkt der ÜUberordnung des 
Staats über die privaten Intereſſen und Berechtigungen; wie 
Hegel ſelbſt ſtellt er ſich zwiſchen Rouſſeau und Haller: „es gibt 
... ein drittes über dem Irrtum der Revolution und über dem 
Irrtum Hallers, und das iſt .. der öffentliche Charakter der 
Staatsgewalt“. Aber er kritiſiert nicht bloß. Er lobt an Haller, 
daß er „die Naturſeite von Recht und Staat“ zum deutlichen Be⸗ 
wußtſein gebracht und dabei Beobachtungen gemacht habe, die 
„gegenüber der abſtrakten Auffaſſungsweiſe, an welcher wir zu 
diefer Seit leiden, fruchtbar gemacht werden können“. Und 
dieſes Lob Hallers iſt zugleich, wie der letzte Satz ſchon zeigt, ein 
Ausgangspunkt zum Angriff gegen Hegel. Hegel hat, indem er 
den Staat wie alles andere aus dem Zuſammenhang der gött- 
lichen Schöpfung herausriß und mit Leugnung der überweltlichen 
Gottheit ihn ganz auf ſich ſelber ſtellte, zugleich auch die „Natur⸗ 
ſeite“ des Staats unterdrückt. Und fo bewegt ſich Stahls Angriff, 
wo er von der Kritik der Syſtemgrundlagen zur Staatslehre 
kommt, weſentlich auf den, zwar mit unvergleichlich mehr Geiſt 
und Wiſſenſchaftlichkeit beſchrittenen, Geleiſen Hallers. Wie in 
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Hegels „pantheiſtiſchem“ Syſtem überhaupt „Perſönlichkeit und 
Freiheit untergehen“, fo komme es auch bei Hegel nicht in de 
tracht, daß „bei jedem Menſchen noch viel Wollen, Dürfen und 
Sollen übrig bleibt, was nicht vom Staate erfüllt und beſtimmt 
iſt“. Die Perſönlichkeit habe überhaupt nur ſcheinbar bei ihm eine 
große Bedeutung; in Wirklichkeit aber ſei es ihm etwa bei der 
Ableitung der Repräſentativverfaſſung gar nicht wichtig, ja werde 
geradezu von ihm abgelehnt, daß „A und B und C, alle die da 
wirklich leben“ durch die Volksvertretung den Schutz ihrer „realen 
Rechte“ geſichert bekämen, oder bei der Rechtspflege, daß das 
beſtimmte „Verhältnis von A und B in der Sache X“ gerecht be- 
handelt werde. So beachte er auch nicht das „poſitive überkom— 
mene Recht und die in ihm begründeten erworbenen Rechte“, 
daher fein Widerwille gegen die engliſche Derfaffung und die 
römiſche Geſchichte, feine Parteilichkeit für die deutſchen Souve⸗ 
räne gegen das alte Reich. Man ſieht, es iſt im Grunde trotz aller 
Anerkennung des „öffentlichen Rechts“ doch die alte Hallerſche 
Rebellion zugunſten von — Stahl ſelbſt drückt es ſo aus — „Leben, 
Freiheit, Perſönlichkeit und Geſchichte“; und will man dieſen 
pathetiſchen Vierklang etwas näher betrachten, fo bekommt er 
die deutlicheren Füge jener „unantaftbaren Rechte, deren In— 
haber erſt durch innere Überzeugung zum Anſchluß an das Ge⸗ 
meinſam⸗Erſprießliche gebracht werden müſſen“: hinter der 
Theorie tauchen die Geſtalten der märkiſchen Junker auf, die zur 
Annahme der Stein⸗Hardenbergſchen Reform erſt auf der Feſtung 
Spandau gebracht werden konnten; taucht auch Friedrich Wil⸗ 
helms IV. Mißtrauen auf gegen den „Liberalismus“ ſeiner 
Geheimräte, die ihm, der ſich doch viel liberaler als die Liberalen 
vorkam, den „Racker von Staat“ verkörperten. 

In dem, was er anerkennt, und in dem, was er verwirft, it 
fo der Konſervatismus Stahls gleich wichtig für das Derftändns 
Hegels. Aufgezwungen hat der Philoſoph durch Schellings Der- 
mittlung ihm feinen Staats- und Volksgedanken; hier bedeutet 
die Überwindung Hallers durch Stahl in der konſervativen Partei 
zugleich den Sieg Hegels über Haller. Nicht aufgezwungen aber 
hat er ihm feine Stellung des Staats im Syſtem. Stahls Hegel⸗ 
kritik bedeutet vom Hegelſchen Syſtem aus einen Abfall der 
ſyſtematiſch unterjochten Gebiete Recht, Moralität, Geſellſchaft 
vom Staat. Sie alle erheben jetzt wieder ihre ſelbſtändigen An⸗ 
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ſprüche, und der Unterſchied gegen früher iſt eigentlich nur, daß 
der Staat jetzt ſolchen Anſprüchen gegenüber in ſeiner Selbſt⸗ 
behauptung ein beſſeres Gewiſſen hat als im achtzehnten Jahr⸗ 
hundert. Daß ſich zu dem inneren Abfall nun auch noch der 
äußere Feind meldet, daß die von Hegel durch friedliche Aner⸗ 
kennung der gemeinſamen Intereſſen zur gegenſeitigen Garantie 
der Gebiete und zum Derzicht auf ihre politiſchen Anſprüche ge⸗ 
brachte Religion den Vertrag kündigt und ſich zu einem neuen 
Eroberungszug rüſtet, macht dann die Kriſe vollſtändig. Hegels 
Staatsidee hat geſiegt, aber um den Preis ihrer ſyſtematiſchen 
elbſtgenügſamkeit und ihrer Herrſchaft über die unterftaatlichen 
Sphären. 

Wenn Hegel Rouffeau und Haller 1802 in dieſelbe Der- 
dammnis fallen ließ und nur ſoviel der alten Liebe vorgab, daß 
er Rouſſeaus Derdienft anerkannte, „ein Prinzip, das nicht nur 
ſeiner Form nach ... ſondern dem Inhalte nach Gedanke 
iſt, und zwar das Denken ſelbſt iſt, nämlich den Willen 
als Prinzip des Staats aufgeſtellt zu haben“, ſo hat ſich dieſe 
Aufammenftellung gerade von Hegels Geſichtspunkt aus ge⸗ 
ſchichtlich bewahrheitet. Zwar wie er ſelbſt nur „Rouſſeau“, 
nicht „Haller“ in den Grundſtein ſeines Staatsgebäudes einge⸗ 
mauert hatte, ſo treten nun auch nur Rouſſeaus, nicht Hallers 
Erben ihm in feiner eigenen Schule entgegen. Aber im wefent- 
lichen ſtehen die Einwände dieſer liberalen Junghegelianer denen 
des konſervativen Hegelfeindes merkwürdig nahe. Einen Unter- 
ſchied macht nur, daß ſich ihre Kritik als Kritik der eigenen Schüler 
gibt und geben darf und daß fie infolgedeſſen den „wahren“, den 
„beimlichen“ Hegel gegen den öffentlichen und ſich ſelber miß⸗ 
verftehenden ausfpielen, von dieſem an jenen appellieren kann, 
und daß ſie endlich durch die wirkliche und bewußte Beziehung 
hegels zu Rouſſe au auch ein gewiſſes hiſtoriſches Recht dazu hat. 

Ganz ähnlich wie Stahl vermiffen auch Hegels liberale 
schüler bei ihm die gehörige Berückſichtigung des beſonderen 
Dillens der beſonderen Individuen; auch ihnen iſt bei Hegel 
nicht genug von „A und B und C, allen die da wirklich leben,“ 
die Rede. Auch ſie wünſchen in Betracht gezogen, daß „bei 
jedem menſchen noch viel Wollen, Dürfen und Sollen übrig 
bleibt, was nicht vom Staate erfüllt und beſtimmt iſt“. Auch fie 
erſtteben die Volksvertretung nicht bloß als das notwendige 
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Stück des Staatsganzen, ſondern vor allem als den wirklichen 
Schutz der „realen Rechte“ des wirklichen Volks und der wirk⸗ 
lichen Einzelnen. Aber indem ſie, wiederum gleich Stahl, die 
eigentliche Staatsidee, nämlich die Selbſtherrlichkeit des Staats 
nach innen und außen, anerkennen und inſofern auch ſie in Hegel 
den wiſſenſchaftlichen Uberwinder Rouſſeaus ſehen, entſteht 
ihnen, den Schülern, eine Notwendigkeit, die für Stahl nicht 
beftand: die Kritik mit der Anerkennung irgendwie zufammen- 
zubringen. Stahl hatte einfach behaupten können, die „vielen 
und gewichtigen ſittlichen und politiſchen Wahrheiten“, für 
welche er „auf Hegel als einen ihrer erſten oder bedeutendften 
Vertreter“ zurückweiſe, hätten „weder ihren Urſprung in Hegels 
Dialektik oder ſonſtigen philoſophiſchen Prinzipien“, noch ſeien 
ſie bedingt durch ſeine „pantheiſtiſche Weltanſchauung“. Den 
Schülern wurde es nicht fo leicht. Sie mußten die Staatsidee 
ſolange preſſen, bis ſchließlich das, was ſie als den „eigentlichen 
Hegel“ vermuteten, dahinter ſichtbar wurde. Eben der Rouſſeauſche 
Urſprung des Hegelſchen Grundbegriffs mußte die Möglichkeit 
dazu ſchaffen. Der „allgemeine“ und dabei doch „ſubjektive“ 
Wille der Rechtsphiloſophie, der gewiſſermaßen das Edelmetall 
des Allgemeinen aus dem Mifchgeftein des Willens der Eins 
zelnen herausläuterte, verwandelte ſich in die volonté générale 
des Contrat social, die gewiſſermaßen durch eine phyſikaliſche 
Suſtandsveränderung aus der chemiſch genau gleich zuſammen⸗ 
geſetzten volonté de tous, wie Eis aus Waſſer, entſtand. Das 
„All⸗Alle“ der organiſchen verwandelte ſich zurück in das „Wir 
Alle“ der de mokratiſchen Staatsauffaſſung. Dementſprechend 
wird nun die Theorie der Volksvertretung wie der Monarchie, 
immer im Anſchluß an Hegelſche Anſätze, ausgebildet und die 
Bedeutung jener als der Trägerin des „allgemeinen Willens“ 
geſteigert, die Macht dieſer zur „bloßen“ letzten Entſcheidung 
verdünnt. Der „Proteftantismus“ des Staats wird auch von 
ihnen wie von dem Hegel der letzten Jahre in feiner Selbſtherrlich⸗ 
keit gefunden; aber eben weil ſie dieſe Selbſtherrlichkeit demo⸗ 
kratiſieren oder wenigſtens parlamentariſieren, ſo wird der Aus⸗ 
druck nun zum Sturmbock gegen „mittelalterliche“ Inſtitutionen, 
die Hegel noch ganz oder unter gewiſſen Bedingungen hatte 
gelten laſſen, wie etwa die Bedeutung der ſozialen Stände füt 
die Volksvertretung oder wie die Fideikommiſſe. So glauben 
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ſie durchweg oder geben ſich wenigſtens den Anſchein zu glauben, 
daß ſie das Weſen der Hegelſchen Staatsidee beibehielten und 
nur ihre zeitlich bedingte Erſcheinung preisgäben. Daß das ein 
Irrtum war, verſteht ſich. Aber es war ein hiſtoriſch begründeter 
Irrtum, indem ſie wirklich, ohne es zu wiſſen oder Wert darauf 
zu legen, auf die Urſprünge der Hegelſchen Gedanken zurück⸗ 
gingen. Es iſt ein Fall, für den die Geſchichte der Hegelſchen 
Schule überhaupt die merkwürdigſten Seitenſtücke aufweiſt. So 
hat Strauß ſeine Theorie der Entſtehung des Chriſtentums aus 
dem Mythos der Urgemeinde anknüpfen können an gewiſſe, wie 
ihm ſelbſt bewußt war, vereinzelte und folgenloſe, Sätze der Hegel⸗ 
ſchen Religionsphiloſophie; was er nicht wiſſen konnte war, daß 
dieſe hier mehr beiläufig auftauchenden Gedanken einmal beim 
jungen Hegel den Mittelpunkt einer breiten Behandlung dieſes 
Themas bildeten. So tauchen mehr als einmal in der Schule 
die Verſuche auf, Hegels das Chriſtentum verabfolutierende 
Geſchichtsgliederung zugunſten einer neuen, die erſt mit der 
Gegenwart das abſolute Seitalter beginnen ließe, zu beſeitigen; 
Stahl nimmt das ſchon 1847 als ein Gemeindogma der Begel- 
ſchen Linken an; auch Heines bekannte Geſchichtsſchematiſierung 
nach Bellenentum und Nazarenertum liegt in dieſer Linie; aber 
keiner wußte, obwohl man es eigentlich aus den älteren Schriften 
Hegels hätte entnehmen können, daß der Meiſter ſelbſt dieſe 
Gliederung urſprünglich aufgeſtellt hatte und ſie erſt ganz all⸗ 
mählich bei ihm der ſpäteren, bekannten gewichen war. 

Wenn ſo die liberalen Nachfolger Hegels ſich immerhin an 
einen „eigentlichen“ Hegel zu klammern ſuchten, ſo iſt eben dies 
ſelbſt der Beweis, daß auch ſie, nur freilich ungern und mit 
Gewiſſensbiſſen, das gleiche taten, was der Konfervativismus 
Stahls tat: fie anerkannten den Staatsgedanken, fie zerſchnitten 
das ſyſtematiſche Band, das die unterſtaatlichen Sphären an ihn 
feſſelte. Auch bei ihnen, genau wie im Honſervatis mus, rebellieren 
gegen die Allmacht des Regelſchen Staats die Mächte „Leben, 
Freiheit, Perſönlichkeit und Geſchichte“ — ja auch Geſchichte, 
denn ſo überraſchend es oberflächlicher Kenntnis dieſes alten 
Konfervativismus, der eben noch in Oppoſition gegen den Seit⸗ 
geiſt und daher noch geiſtreich war, erſcheinen muß: auch Stahl 
hatte Hegel vorgeworfen, er ſei „ein Gegner der freien Bewegung, 
die aus dem Ungeordneten und Unklaren erſt zu Ordnung und 
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lichter Geſtalt ſich herausbildet“. Und wenn der konſervative 
Antihegelianer hier die einfache und klare Stellung des Gegners 
einnahm, der, vornehm und klug zugleich, nicht verſchmäht auch 
vom Feinde zu lernen, ſo war die Stellung der „linken“ Begelianer 
eine verzweifelte Halbheit und auf die Dauer für ehrliche und 
gründliche Naturen unhaltbar. Es iſt doch kein Zufall, daß die 
meiſten von ihnen, wenn fie ſpäterhin, insbeſondere feit 1848, 
politiſch eingriffen, ſei es ihren Liberalismus, ſei es ihren hege— 
lianismus preisgaben. Br. Bauer und Fr. Strauß ſaßen in den 
Reihen der Konfervativen, Marx und Laſſalle ſchüttelten den 
Staub der zeitgenöſſiſchen bürgerlichen Geſellſchaft und ihres 
Liberalismus von den Schuhen, Feuerbach fuhr zwar fort, den 
Staat zu vergöttern, verſtand aber unter Staat allein die Repu— 
blik. Für fie alle hatte ihr liberaler Hegelianismus nur die Be— 
deutung einer politiſchen Entwicklungsphaſe. Das Hegelſche 
Staats ſyſtem, wie es zwiſchen den beiden Gegenſätzen „Rouſſeau“ 
und „Faller“ feine Stellung eingenommen hatte, bewährte hier, 
den beiden ihm bekannten Mächten gegenüber, auf die Dauer 
die Kraft, das Fremde abzuſtoßen, mochte es ſich ihm nun in der 
Geſtalt des Schülers nähern oder in der Geſtalt des Gegners 
durch die Anerkennung von Gemeinſamkeiten es zu entwaffnen 
ſuchen. Nach links und rechts hielt es ſchließlich, angefochten, 
öfters ſcheinbar beſiegt, und doch nicht in ſeinem eigenen Sinne 
„überwunden“, den eingenommenen Platz. 

Die Überwindung kam erſt von den Mächten, auf die es ſich 
nicht gerüſtet hatte, weil fie zu feiner Zeit noch nicht geſammelte 
und geiſtig geordnete Mächte waren. Konfervativismus und 
Liberalismus hatten beide den Huſammenhalt des Syftems zer- 
ſtören zu müſſen geglaubt, ehe ſie den Nahkampf begannen. die 
beiden neuen Gegner nehmen das Syſtem, ſo wie es genommen 
werden wollte: als ein Ganzes und Eines, ſei es in ſeinem 
plaſtiſchen Aufbau, ſei es in ſeinem methodiſchen Prinzip; ſie 
ergriffen ſo gerade das zuſammenſchließende Band und verſuchten, 
ſtatt das feindliche Schiff in den Grund zu bohren, es zu kapern. 

Die Partei, welche ſich im Jahre 48 anbahnte und in den 
Aufregungen des Februar und März 49 zunächſt als augenblick 
liches Kartell bildete, die Kaiſerpartei vom 21. März, die Gothaer 
der fünfziger, der Nationalverein der ſechziger Jahre, endlich der 
Nationalliberalismus im erſten Jahrzehnt — dieſe Partei breitet 
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ihre Wurzeln weit im deutſchen geiſtigen Leben. Wie ſie aus den 
verſchiedenſten Elementen ſich miſchte, wie ihre Mitglieder ſich 
von überallher zuſammenfanden, wie ſie ſchließlich nur durch den 
einen, den nationalen, Gedanken verbunden waren und nur 
durch ihn in dem Augenblick nationaler Entſcheidung zuſammen⸗ 
wuchſen, ſo ſind auch verſchiedenſte geiſtige Richtungen in ſie 
eingemündet. Alte Liberale, gemauſerte Demokraten, ſcharfe 
preußiſche Partikulariſten, die hier den Weg zum größeren 
Preußen witterten, reine Gläubige des nationalen Ideals, ſie 
alle fanden ſich hier zuſammen. Ihre ideellen Führer nun, der 
Kreis, den ſeit 1858 die Preußiſchen Jahrbücher um ſich ſcharten, 
haben zwar einmütig, wie ihr Stimmführer, der Gründer der 
Preußiſchen Jahrbücher ſelbſt, in Hegel geradezu die Verkör— 
perung der Spielart preußiſchen Geiſtes, die ſie bekämpften, zu 
erkennen geglaubt; und haben ihn doch gleichwohl, nach dem In⸗ 
halt feiner Gedanken, als den großen Staatslehrer anerkannt. 
Das könnte um ſo erſtaunlicher erfcheinen, als Hegel ihnen im 
Hauptpunkt, im nationalen Gedanken, eigentlich überhaupt nichts 
bot; ſeine Staatsidee war zunächſt politiſch ſchlechthin; gegen die 
„Jumutung“ des Aufgehens eines Staats in einem größeren 
Ganzen hatte er in der Rechtsphiloſophie ſchärfſte Worte gerichtet. 
Höchſtens konnte ihnen eine geiſtige Waffe bieten die in der 
Rechtsphiloſophie nach Anſätzen der Keichsverfaſſungsſchrift 
wieder auftauchende Bewertung des Großſtaats als des einzig 
wahren Staats, die 1830 ſo weit geht, daß er damals die Sittlich⸗ 
keit des Dienſtes im unbedeutenden Staat geradezu bloßer 
„privater Moralität“ gleichſtellt. Aber ſelbſt da dachte Hegel, 
wie ſchon in der Reichsſchrift, nicht an den nationalen Großſtaat, 
ſondern an den Großſtaat überhaupt. 

Andererſeits aber war der nationale Gedanke gerade in der 
Geſtalt, wie er in den Kreiſen der Reichsgründungspartei lebte, 
ebenfalls nicht ſo ſehr oder ſicher nicht ausſchließlich genährt von 
einer romantiſchen Anſchauung der lebendigen und in ihrer 
ganzen Geſchichte atmenden deutſchen Nation, wie etwa bei 
Hönig Friedrich Wilhelm IV. Er war vielmehr verſetzt mit 
einem guten Schuß rein politiſchen Willens; man erſtrebte im 
nationalen Staat vor allem den Staat und eigentlich mehr den 
ſtarken Staat, deſſen das Individuum um ſeines Ethos willen 
bedurfte, als den, welchen die Nation zu ihrer vollkommenen 
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Erfüllung braucht. Und dieſen Staat nun allerdings fanden ſie 
bei Hegel. Sie allein kamen nicht in Verſuchung, die „Staats- 
idee“ herauszulöſen aus ihren ſyſtematiſchen Derhältniffen; im 
Gegenteil, gerade die Einordnung der unterſtaatlichen Lebens 
ſphären in das Ganze des Staats, die ſorgſame Abgrenzung und 
die geradezu dadurch feſte Verzahnung, in die Hegel etwa das 
Leben der Geſellſchaft unter und im Leben des Staats, die häus- 
liche Sittlichkeit neben die Staatsgeſinnung einordnete, ſchien 
ihnen das Wertvolle an dieſer Lehre. Waren ſie doch durch die 
ganze Politik, die ſie verfolgten, auf ſolche Beziehungen, Ab— 
grenzungen, Unterordnungen gewieſen. Ihnen galt es nicht, 
wie Liberalen und Honſervativen, im beſtehenden Staat das be- 
ſtehende Leben zu ſchützen, ſondern beſtehendes Leben einem zu- 
künftigen Staate einzufügen. Wo jene ſich begnügen konnten, 
ſchirmende Wälle zu ziehen, mußten ſie ordnen und bauen. Es 
galt, den Staat von unten zu errichten; denn daß er ſchließlich 
doch mehr mit kriegeriſcher Fand von oben als mit friedlicher 
Bauarbeit von unten erſtellt werden würde, durften ſie als innere 
Politiker nicht veranfchlagen. Und weil von unten, darum konnten 
ſie, und ſie allein, jenes lebendige Werden des Staats aus ſeinen 
ſeeliſchen Wurzeln, dem rechtlichen Willen der Perſon, dem mora- 
liſchen der Perſönlichkeit, dem ſittlichen des Menſchen und Bür⸗ 
gers, das Hegel hatte ſchildern wollen, wirklich verſtehen. Mochten 
ſie zahlloſe Einzelheiten verwerfen, mochten ſie die „Methode“ 
für geſtorben, verdorben halten: in dem Ethos dieſer Politik 
erkannten fie das eigene wieder. Hayms Buch von 1857, Rüme⸗ 
lins Begelrede von 1870, Treitſchkes Behandlung im dritten 
Band der Deutſchen Geſchichte ſprechen das aus. Und darüber 
hinaus fanden ſie hier auch die Metaphyſik des Staats, ſein 
ſyſtematiſches Verhältnis zu den oberen Mächten, im weſent 
lichen fo gezeichnet, wie fie es ſich ſelber dachten. Haym 1857 
noch nicht, aber die Späteren, die unter dem Eindruck des Auf, 
tretens Bismarcks ſtanden, erkannten in Hegels „äußerem 
Staatsrecht“ die philoſophiſche Begründung der nach außen ge: 
kehrten harten Machtnatur des Staats, — ein geiſtesgeſchicht⸗ 
licher Sufammenhang, dem ſich damals unter dem Feuer der 
deutſchen Geſchütze ſogar die Revue des deux mondes nicht 
verſchließen konnte; mit neuem Sinn hörte man nun in Preußen⸗ 
Deutſchland jene einſt allerdings wohl gerade auf eine deutſche 
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Hegemonie Gſterreichs zielenden Sätze der Reichsſchrift von dem 
„Theſeus“, der „aus zerſtreuten Völkern einen Staat“ ſchafft, 
und glaubte unter dem Eindruck von Höniggrätz und Sedan gern, 
daß die Weltgeſchichte das Weltgericht ſei. Auch daß über dem 
Staat keine höhere organifierte irdiſche Macht ſtehen dürfe, 
konnte der Partei des Hulturkampfs wohl einleuchten; und 
Treitſchke, der im „Gedanken der Immanenz“ die unzerſtörbare 
Frucht der idealiſtiſchen Bewegung von Hant zu Hegel ſah, hat 
ſich Anfang der ſiebziger Jahre in ſeinem Exemplar der Hegel⸗ 
ſchen Rechtsphiloſophie den Satz ausgezeichnet, wo der Philo- 
ſoph als ſeine letzte Weisheit für das Verhältnis von Staat und 
„Kirchen“ dem Staat das divide et impera anrät. Wir fahen, 
wie ſich in dieſem Satz das innerſte Geheimnis der Hegelſchen 
Staatslehre verraten hatte; jenes Rand⸗NB. des Treitſchkeſchen 
Bleiſtifts läßt uns erkennen, welche Partei die Uronkleinodien 
dieſer Staatslehre erbte. 

Es war eine Erbſchaft ohne Auflagen. Die Partei war nicht 
etwa „hegelianiſch“. Man war ſich bewußt, die Hegelſchen Ge⸗ 
danken als die eigenen anerkennen zu dürfen, ohne ſich dem Denker 
deswegen verſchreiben zu müſſen; man glaubte, das „Inhaltliche“ 
des Syſtems ausſchöpfen zu können, ohne ſich an das „Formale“ 
der Methode klammern zu ſollen. Und man hatte das hiſtoriſche 
Recht dazu. Denn als innerſte Triebkraft beſaß man den Gedanken, 
der Hegel wirklich fremd geblieben war und der feinen Trägern 
die Vollmacht verlieh, das Hegelſche Syſtem als ein Ganzes und 
doch nicht im Sinne des Denkers anzueignen. Und das heißt ge⸗ 
ſchichtliche Vergangenheit überwinden. 

Aber es war das nicht die einzige Möglichkeit, ihn zu über⸗ 
winden, daß man ihn durch Aneignung des Syſtems überwand. 
Die enge Verbundenheit, in welcher bei Hegel Syſtem und 
Methode ſtanden, eröffnete noch einen anderen Weg, ſich das 
Ganze zuzueignen, ohne ihm untertan zu werden. Der hegel- 
fremde Wille. zum nationalen Staat hatte als Wille die Gewalt 
beſeſſen, die Teile des Syſtems, die Hegel durch das methodiſche 
Denken zuſammenzwang, ziemlich ohne Einbuße in den gleichen 
Lageverhältniſſen beiſammenzuhalten. Wer hingegen das Ein⸗ 
beitsband der Methode ergriff und die Kraft nicht eigentlich 
eines hegelfremden Willens, aber einer hegelfremden Anſchauung 
in ſich trug, der war befähigt, darüber Hegels ſyſtematiſchen Auf⸗ 
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bau des Inhalts der politiſchen Welt zu vergeſſen und den Stof 
nen zu ordnen; und auch der konnte durch Hegel über ihn hinaus 
kommen und politiſches Neuland befiedeln. Das war das Cha: 
risma des Stifters der Sozialde mokratie. 

Karl Marx hatte als junger Journaliſt Anfang der vierziger 
Jahre für die liberale „Rheiniſche Zeitung“ zu den Derband: 
lungen der rheiniſchen Provinzialſtände über ein Holzdiebſtahl 
geſetz zu ſchreiben. Dabei erkannte der Junghegelianer, dem der 
Staat wie dem Meiſter als der Ort galt, wo die, natürlich im 
Sinne des Seitliberalismus verſtandene, Freiheit des Einzelnen 
allein ihre zureichende Verwirklichung finden könne, mit Schrecken 
wie es in Wahrheit um dieſe Verwirflichung des Freiheitsideals 
beſtellt fei; ſtatt des ſtaatsbürgerlichen Idealismus, den er ſuͤchte, 
ſprach aus dieſen Verhandlungen ein „verworfener Materialis: 
mus, Sünde wider den heiligen Geiſt der Völker und der Menſch— 
heit“: jeder Stand ſuchte nur ſeinen Vorteil wahrzunehmen, 
keiner dachte an das Ganze. Die reine Intereſſenvertretung, 
die den politiſchen Idealismus des Liberalen ſo tief verletzte, 
entſprach jedoch durchaus den Ideen des konſervativen Roman⸗ 
tikers, der damals Preußens Schickſal in Händen hielt; ſo und 
nicht anders ſollten „deutſche Stände“ ſich fühlen, als die Der- 
fechter ihrer eigenen und nur ihrer eigenen wohlerworbenen 
Rechte. Es war nicht zufällig, daß Stahl mit einer gewiſſen An- 
erkennung auf die neuen franzöſiſchen „Sozialtheorien“ hin- 
wies, die „wenigſtens mit ein Anſtoß ſein“ würden, daß, wie 
durch den Liberalismus die „Beſitzer zur Anerkennung ihreı 
Würde und ihres gebührenden Anteils am Gemeinweſen“ ge⸗ 
kommen ſeien, fo nun auch die „Nichtbeſitzer zu dem ihnen ge⸗ 
bührenden Maß der Lebensbefriedigung“ gelangen würden. 
Der hier zugrundeliegende Widerſpruch des Honſervativen gegen 
die liberale Staatsanſicht mit ihrer Auflockerung der wirtſchaftlich⸗ 
geſellſchaftlichen Bande und ihrem gleichzeitigen Straffziehen 
des rein politiſchen Bandes zwiſchen Staat und Menſch, iſt nun 
in der Folge auch bei Marx an die Stelle des anfänglichen Ent: 
ſetzens über den „verworfenen Materialismus“ ſtändiſcher Inter⸗ 
eſſenvertretung im Staat getreten. Was er 1843 noch brand: 
markte, das galt ihm wenige Jahre ſpäter als der normale und 
wünſchenswerte Suftand: der Einzelne ſoll die Intereſſen ſeiner 
Klaffe im Gemeinweſen durchſetzen. Der Abſcheu vor der „bürger⸗ 
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lichen“ Geſellſchaft, den er als Mitarbeiter des bürgerlich⸗libe⸗ 
ralen Blattes einſog, hatte ſeinen Blick geöffnet für das Daſein 
eines neuen Standes, eines Standes, der, zumal in Deutſchland, 
noch unmündig, willenlos, blind, aber immer doch ſchon da war, 
eines Standes, den man nur zum Bewußtſein ſeiner Lage und 
ſeines Weges bringen mußte, um durch ihn die Freiheitsziele zu 
verwirklichen, die Marx einſt im politiſchen Staat erreichbar 
glaubte. So aber einmal auf einen Stand ſtatt auf den Staat 
gewieſen, hatte ſich dem Hegelianer, dem die Rechtsphilofophie 
anfangs durchaus in der Mitte ſeines Intereſſes geſtanden und 
der noch in einer „Kritik der Hegelſchen Rechtsphiloſophie“ 
feinen neuen Standpunkt erſtmalig bezeichnete, der Grundge⸗ 
danke der Hegelſchen Syſtematik des „objektiven Geiſts“ ver⸗ 
ſchieben müſſen. Daß es gerade der Vierte Stand war, an deſſen 
Schickſal die freie Fukunft der Menſchheit hing, das war zunächſt 
nur die perſönliche Erfahrung Marxens und erſt weiterhin, und 
dann in der Philoſophie nicht der menſchlichen Gemeinſchaft, 
ſondern der Geſchichte, zu begründen. Daß aber überhaupt nun- 
mehr nach jener großen Erfahrung vom „Proletariat“ ein Stand 
und nicht mehr der Staat die Stätte war, an der ſich das Geſchick 
der Menfchheit vollzog, das zwang zu einer Umbildung des 
Syſtems. 

Marx hat dieſe Umbildung in ſeinen ungefüg gewaltſamen 
Büchern nie vollzogen; anfangs wohl weil ihm die drängenden 
Gedanken keine Seit dazu ließen, ſpäter weil eine ſo poſitive 
Auseinanderſetzung mit dem toten Löwen nun nicht mehr zeit- 
gemäß erſchienen wäre. Gleichwohl ſteht ſie als die große Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit fortan hinter allen ſeinen Werken. An die Stelle, 
die bei Hegel der Staat einnahm, tritt bei Marx die Geſellſchaft. 
Es iſt zunächſt die Geſellſchaft, wie Hegel ihren Begriff im An⸗ 
ſchluß an die klaſſiſche Nationalökonomie erfaßt hatte, das Ge⸗ 
dränge und Getriebe ſelbſtſüchtiger Zwecke, aus dem ſchließlich 
ſelbſttätig ein Gleichgewichtszuſtand entſtehe, in welchem der 
Einzelne als Gewicht an ſeinem Platze unbewußt mitwirke. 
Aber während Hegel hier ruhig die naturaliſtiſche Pſychologie 
der weſtlichen Nationalökonomen in Kraft laſſen konnte, weil 
er ja im Staat darüber eine Sphäre aufbaute, worin feine ideali⸗ 
ſtiſche Ethik ihr Recht bekam: während alſo Hegel ruhig innerhalb 
der Sittlichkeit dieſes Reich der Unſittlichkeit beſtehen, ja gelten 
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laffen konnte und mußte: war das für Marx unmöglich. Denn 
er ſetzte die Geſellſchaft an die Stelle des Staats im Reich der 
Sittlichkeit; er verlangte vom Menſchen hier die bewußte Bin- 
gabe, die Hegel erſt im Staat gefordert hatte; er ſetzte das „Klaſ⸗ 
ſenbewußtſein“ an die Stelle der „Staatsgeſinnung“. Deshalb 
konnte er die materialiſtiſch⸗individnaliſtiſche Auffaſſung der 
Geſellſchaft, die Hegel von „Smith, Say, Ricardo“ übernahm, 
nicht anerkennen. Und gleichwohl erzwang das prophetiſche Er- 
lebnis, aus dem heraus er über menſchliche Gemeinſchaft pbilo- 
ſophierte — das Geſicht von dem aus Dunkel aufſteigenden 
Proletariat —, daß in der „Geſellſchaft“ und nicht etwa im Staat 
oder in der Familie die fittliche Bedürftigkeit des Menſchen ihre 
Erfüllung fand. Wie war das zu löſend 

Die Löſung kam durch die Philoſophie der Geſchichte. Wenn 
die Geſellſchaft an die Stelle des Hegelſchen Staats rückte, fo 
wurde fie auch Erbin feines Derhältniffes zur Geſchichte; fie, 
die Geſellſchaft, erſchien nun als die Trägerin des weltgeſchicht⸗ 
lichen Ganges zum Bewußtſein der Freiheit; der Hegelſche Be: 
griff der Geſellſchaft war das von der „bürgerlichen National⸗ 
ökonomie“ der Smith, Say, Ricardo aufgefangene Spiegelbild 
des gegenwärtigen vergehenden Geſellſchaftszuſtandes; ſein In⸗ 
halt, etwa das tiefſinnige Wort, daß die Geſellſchaft beim Über- 
maße des Reichtums nicht reich genug iſt, konnte darum als 
Schilderung dieſes hiſtoriſchen Fuſtandes, als welchen ja übrigen; 
Hegel ſelbſt die bürgerliche Geſellſchaft verſtand, gelten bleiben. 
Aber ſchon winkte das Bild der Zukunft von drüben. Und dieſe 
zukünftige befreite Geſellſchaft würde den Menſchen, der ſich der 
gegenwärtigen, ſei es als Ausbeuter, ſei es als Ausgebeuteter, 
hingibt, die Hingabe herrlich lohnen. So apofalyptifch hatte ſich 
nun wieder das Hegelſche Geſchichtsbild gewendet. Es war daz 
Hegelſche trotz des vertauſchten Trägers; auf den neuen Träger, die 
Geſellſchaft, wurden alle edeln Qualitäten des alten, des Staats, 
gehäuft. In der geſchichtlich fortſchreitenden Geſellſchaft fand der 
Einzelne ſeine ſittliche Welt; in der Geſellſchaft fanden die außer⸗ 
geſellſchaftlichen Erſcheinungen der Kultur ihre geſchichtliche Der- 
wirklichung; fie waren Zubehöre — Wiederſpiegelungen — der 
allein geſchichtswirklichen und allein ſich auseinander entwickeln⸗ 
den Geſellſchaftszuſtände. Daß die Geſchichte jetzt in dem großen 
Augenblick kurz vor dem Eintritt der letzten Zeit, des „dritten 
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Reichs“ ſtand, daß im Bewußtfein des Denkers jetzt ſchon dieſes 
Reich anhebe und kein menſchliches Wollen dieſes Geſchick hemmen 
oder abwenden könne, menſchliches Bewußtſein vielmehr ſich 
nur darauf einzurichten habe: dieſen urhegelſchen ſpäter von 
Hegel ſelber der apokalyptiſchen Spitze beraubten Gedanken, 
hatte ſchon die Linke der Schule, unbewußt des hiſtoriſchen Zu⸗ 
ſammenhangs, wieder ans Licht gezogen. Die Schule aber wandte 
ihn ins Willenshafte um und entfremdete ihn ſo ſeinem Urſprung; 
Marx allein ließ die Kraft des Hegelſchen „Quietismus“, des 
Schickſalsglaubens, in ihm lebendig. So hat keiner mit dieſem 
Blitz gleich gewaltig gewettert, eignete doch auch keinem von 
den anderen die Kraft einer eigenen Anſchauung, wie ſie Marx 
in der Viſion des „Proletariats“ beſaß: keiner als er hatte es mit 
Augen geſehen, wo und wie und in welcher Geſtalt die Endzeit 
am Himmel der Geſchichte heraufzog. 

Und keiner ſonſt, auch Hegel ſelber nicht, hat den Gedanken 
der unbedingten Diesſeitigkeit des ſittlichen Verhältniſſes ſo 
zu Ende gedacht, wie dieſer fanatiſche Verkünder menſchheitlicher 
FJukunft. Hegel, da er im Staat das höchſte ſittliche Derhältnis 
erkannte, hatte, um der Unbedingtheit des Derhältniffes willen, 
den Begriff Kirche zwar im Syſtem dem Staate überordnen 
können, aber in der Wirklichkeit dem Staate die Mehrzahl der 
Kirchen entgegenſtellen und dadurch den Begriff der Kirche 
aufheben müſſen. Marx, indem er das ſchon bei Hegel vom Staat 
nur einzuhegende, aber ſelber ſtaatsloſe und in der Wirtſchaft 
über die ganze Erde greifende, über die ganze Erde verbundene 
Gebilde der Geſellſchaft an den Platz des notwendig begrenzten 
Staats brachte, war von ſolchen Schwierigkeiten unbeſchwert. 
Bei ihm mündete die höchſte Sittlichkeit des Einzelnen in eine 
wirkliche weltumſpannende Gemeinſchaft. Anſprüche ſittlicher 
Art konnten da keiner anderen irdiſchen Gemeinſchaft mehr zu⸗ 
ſtehen; auch die umfaſſendſte konnte nicht umfaſſender ſein, 
als es die Geſellſchaft der Zukunft war. So brauchte die Kirche 
nicht erſt beſeitigt zu werden; ihre Überflüſſigkeit lag zutage. 
Erſt Marx hat Hegels Syſtem der menſchlichen Gemeinſchaft 
an den Punkt gebracht, wo es wirklich die Geſtalt annahm, die 
Stahl ſchon dem urſprünglichen Syſtem ſelber zuſchrieb. Erſt 
Marx hat, was Treitſchke den „großen Gedanken der Immanenz“ 
nannte, wirklich durchgeführt. Aber freilich, an der Stelle, 
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wo Marx die Sache ließ, bei der weltbürgerlichen Geſellſchaft, 
könnte nun, nach dem tiefſinnigen Gleichnis der großen chriſt⸗ 
lichen Dichterin des Nordens, das nachgeahmte Bild, deſſen Reich 
nur von dieſer Welt iſt, in die Kirche zu dem echten, des Reich 
nicht von dieſer Welt iſt, heimgebracht werden. 

Die ſoziale wie die nationale Frage hatte Hegel geſehen, 
beide ſogar beſonders früh, ſchon 1802. Aber im ſozialen Ge⸗ 
danken fo wenig wie im nationalen hat er eine ſyſtem⸗ und ge⸗ 
meinſchaftsbildende Macht geahnt. Darum wuchſen aus dieſen 
beiden Gedanken die Staats- und Gemeinſchaftsſyſte me, die an 
dem Hegelſchen die Vollmacht des geſchichtlichen Erbrechts aus- 
üben konnten: es ganz zu haben und Herren darüber zu bleiben, 
was beides den Nachfolgern „Hallers“ und „Rouſſeaus“, die Hegel 
ausdrücklich von der Erbſchaft ausſchloß und die ſeinen letzten 
Willen anzufechten ſuchten, hatte fehlſchlagen müſſen. Um Hegels 
Staatsſyſtem im Kreife lagerten fo, ſichtbar teils und teils noch 
verborgen, die Geſtalten der Diadochen, die einſt um das Erbe 
kämpfen ſollten. Noch aber war es nicht ſo weit. Noch hielt der 
eine Geiſt des Denkers das Reich beiſammen, noch beherrſchte er 
das Ganze und thronte darüber in ſtolzer Ruhe. Da kam die 
Julirevolution. 
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Der dreitägige Aufſtand, in welchem die Pariſer Liberalen 
durch das großſtädtiſche Proletariat den legitimen Hönig davon⸗ 
jagen ließen und den nationalen auf den Thron ſetzten, kam 
ſchon den Beteiligten ſelbſt unerwartet; auf Europa wirkte er 
wie ein Gewitter im Winter. Man hatte ſeit fünfzehn Jahren 
den Teufel der Revolution ſo oft an die Wand gemalt geſehen, 
daß man, mochte er auch an der ſüdlichen Peripherie wieder leb- 
haft rumoren, an ſeine leibhaftige Exiſtenz nicht mehr recht glaubte. 
Die Revolution hatte in dieſer an gewählter Kunſt und weitem 
Wiſſen überreichen „halkyoniſchen“ Epoche ein wenig die Rolle 
der Mumie gefpielt, die im Herodoteiſchen Agypten beim Schmaus 
herumgezeigt wurde, auf daß Lebensluſt und Dafeinsgefübl 
aufs höchſte ſtiegen. Nun war ſie da. Ein Extrablatt — denn 
ſchon beſaß der preußiſche Staat eine optiſche Telegraphenver⸗ 
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bindung — meldete den Berlinern in Kürze das große Ereignis, 
indes die Zeitungen noch drei Tage lang nur die auf keine Re⸗ 
volution gefaßten letzten Regierungshandlungen Karls X. zu 
berichten hatten; dann konnten auch ſie endlich die Einzelheiten 
bringen, und in den Leſezimmern der Konditoreien von Joſty 
und Steheli drängten ſich die Wißbegierigen. Alſo es war wirk⸗ 
lich wahr. Das kunſtreiche Gebäude des europäiſchen Frieden⸗ 
mit ſeinen wohlabgemeſſenen und auf einander berechneten 
pfeilern, Legitimität der Krone, chriſtlicher Sinn der zur hei⸗ 
ligen Allianz vereinten Monarchen, Völker die je nach ihrer 
geſchichtlich gewordenen Eigentümlichkeit ihren geſetzlichen An⸗ 
teil am öffentlichen Leben beſaßen — dies Gebäude, umſorgt 
von den einen, gehaßt von den andern, das ſelbſt die gefähr⸗ 
liche Erſchütterung des Aufſtands der Griechen gegen ihren legi⸗ 
timen Sultan ſchließlich überdauert zu haben ſchien, ſtürzte 
zuſammen. Kunft, Weisheit und Geſittung, die in feinem Innern 
Schutz gefunden hatten, ſchienen aufs neue gefährdet. Nichts 
Geringeres als einen Kückfall in die Barbarei, einen neuen Drei- 
ßigjährigen Krieg weisfagte Niebuhr. Vielleicht vom Stand- 
punkt ſeiner Generation aus beides gar nicht unzutreffend. 
Denn das neue, rechts wie links goethefeindliche Geſchlecht, 
das jetzt heraufzog, durfte dem Mitgenoſſen jener glänzenden 
Tafelrunde des deutſchen Geiſtes, welcher Goethe wie der König 
in der keltiſchen Sage präſidiert hatte, wohl „barbariſch“ heißen; 
und die Kette der Revolutionen und Kriege bis 1871, in denen 
dies neue Geſchlecht Europa nach ſeinem eigenen Sinn ein⸗ 
räumte, nahm wirklich bei der endgültigen Entlegitimiſierung 
Frankreichs, die das Jahr 1850 brachte, ihren Urſprung und 
fand in dieſem Lande der nunmehr ſtaatsrechtgewordenen 
Revolution ihren ſtändig erneuerten Antrieb. Auch Hegel war 
tief erſchüttert. Nach den dritthalb Jahrzehnten kriegeriſcher 
Umwälzung, die er ſeit ſeinen Jünglingsjahren miterlebt hatte, 
mochte auch er auf Ruhe gerechnet haben, äußere Ruhe wenig⸗ 
ſtens, die dem Weltgeiſt, der, wie er es 1816 ausdrückte, in der 
wirklichkeit ſo ſehr beſchäftigt geweſen, es verſtatten würde, 
ſich wieder nach innen zu kehren und ſich in ſich ſelber zu ſammeln. 
Und nun wurde das alles aufs neue ungewiß. 

Begels Berliner Exiſtenz war in dem verfloſſenen Jahr⸗ 
zehnt, ſeit er ſein ftaatsphilofophifches Werk veröffentlicht hatte, 
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in den Bahnen weiter gegangen, die er ſelber ſich durch ſein 
erftes Auftreten bereitet hatte. Die Verbindung mit den brei⸗ 
teren burſchenſchaftlichen Kreiſen, die er in den erſten Jahren 
aufrecht erhalten hatte, war durch ſein Auftreten gegen Fries 
fo ziemlich preisgegeben, wenn er auch mit den Führern Carové 
und vor allem Fr. Förſter weiter in dem beſten Vernehmen blieb. 
Das Verhältnis zu Schleiermacher wurde nach dem notdürftig 
ausgeglichenen ZHuſammenſtoß nicht beſſer; offen und privat 
bekämpften ſich die beiden wiſſenſchaftlichen Gegner und Ri⸗ 
valen mit allen Mitteln weiter. Während Hegel aber ſo nach 
der liberal⸗romantiſchen Seite Gelände verlor, gewann er auch 
nach der Seite der konſervativen Romantik keines hinzu. Savigny, 
der doch ſelbſt ſeinen erſten Berliner Ruf gegen De Wette durch⸗ 
geſetzt hatte, erlebte wenig Freude an ihm. Hegels ſchonungs⸗ 
loſe Polemik gegen die Grundgedanken der hiſtoriſchen Rechts⸗ 
ſchule, insbeſondere gegen Savignys Stellung zum preußiſchen 
Landrecht und zur Geſetzgebung überhaupt, mußte den dik⸗ 
tator der juriſtiſchen Fakultät erbittern. Daß Hegel in dieſer Po⸗ 
lemik das ſonderbare Mittel gebrauchte, die Grenzen zwiſchen 
liberaler und konſervativer Romantik durch das gemeinſame 
Schiboleth des „Haſſes gegen das Geſetz“ zu verwiſchen, konnte 
ihm beide Seiten nur gleichmäßig verfeinden. Auch daß er die 
erften Paragraphen des Buchs mit Bosheiten gegen den Göt⸗ 
tinger Hugo, das trotz feiner gänzlich vorromantiſchen Richtung 
anerkannte Altershaupt der geſchichtlichen Rechtsſchule, würzte, 
gehört hierher; über den Empfang hat der ſchon etwas ſenile 
Gelehrte in einer unendlich geiſt⸗ und würdeloſen „Beſprechung“, 
die nur eine Erwiderung war, in den Göttinger Gelehrten 
Anzeigen quittiert. Auf ſeine Höhe trat dieſer Kampf, als Hegel 
in der Perſon des jungen Berliners E. Gans einen beweglich⸗ 
tätigen und ſprühenden Vorkämpfer gegen die „Hiſtoriſchen“ 
gewann und ihn, der damals dazu noch Jude war, der Fakultät 
aufzudrängen verſuchte. Es entwickelte ſich aus dieſem Derfud 
ein ganzes Spiel politifcher Intrige, in welchem Hegel fdlie- 
lich über Savigny äußerlich den Sieg davon trug; aber auch der 
Kronprinz, der feit den zwanziger Jahren eine Rolle im Staat 
zu ſpielen begann, hatte ſich für die Sache im Sinne Savignys 
intereſſiert; nur durch den Zufall feiner Abweſenheit war Sa⸗ 
vignys Niederlage möglich geworden; ſo hatte Hegel, wenn das 
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nach der Hallerdiatribe der Rechtsphiloſophie etwa noch mög⸗ 
lich geweſen ſein ſollte, es mit der aufſteigenden Sonne vollends 
verdorben. 

Im Kampfe alſo nach links und rechts vereinſamt, wurde 
Hegel darauf ange wieſen, ſelbſt Partei zu werden, und das hieß: 
Schule zu machen. Er hat es alſo, und wie man richtig bemerkte 
bewußt, getan. Dies war das eine Mittel; das andere war, An⸗ 
lehnung bei der einzigen Macht zu ſuchen, bei der es ihm noch 
frei ſtand. Bei der Regierung allein hatte er es noch nicht ver⸗ 
ſchüttet. Stand auch die Rechtsphiloſophie auf eigenen Füßen, 
ſo war doch aus den im vorigen Abſchnitt angeführten Gründen 
zwiſchen ihr und dem damals in Preußens oberſten Amtsſtuben 
berrfchenden Geiſt eine Wahlverwandtſchaft, die hier jedenfalls 
mehr als nach irgendeiner Seite ein Bündnis möglich zu machen 
ſchien. Hegels diplomatiſches Geſchick vermochte es, ſich außer⸗ 
halb der im Schoße des Kultusminifteriums ſelbſt obwaltenden 
Gegenſätze und Feindſchaften zu halten. Sein goetheverwandter 
Fug zur nun einmal nicht aus der Welt zu bannenden Übermacht 
der Geſcheiten und Tyrannen tat das übrige. Beides, die Ge⸗ 
ſcheitheit wie das wohlwollend bevormundende Tyranniſche, 
wenn auch beides nicht im größten Stil, war in Preußen reich⸗ 
lich vorhanden; der Miniſter, der ihn berufen hatte und dauernd 
beſchützte, im ganzen doch kein unwürdiger Nachfolger W. v. 
Humboldts, beſaß von beidem ſein gemeſſen Teil. Schon in 
Bayern und noch früher hatte Hegel verlangend nach der 
Leitung einer aus ſtaatlichen Mitteln unterhaltenen kritiſchen 
Feitung nach franzöſiſchem Muſter ausgeſchaut. Das Ab⸗ 
ſchiedsgeſuch an die badiſche Regierung begründete ſpäter der 
Heidelberger Profeſſor mit der in Preußen ſich ihm bietenden 
Möglichkeit, aus der „prekären Situation, Philoſophie an einer 
Univerſität zu dozieren,“ gegebenenfalls dort in den eigentlichen 
Staatsdienſt übergehen zu können. Dieſe Stimmung dem Lehr⸗ 
amt und ſelbſt dem Philoſophenberuf gegenüber hatte ſich 
wohl bei dem wachſenden Erfolg allmählich in Berlin verloren; 
in den letzten Jahren hörten ſeine Nächſten nie mehr aus ſeinem 
Munde den unmutigen Ausdruck „wer von Gott dazu verdammt 
iſt, ein Philoſoph zu ſein!“; doch der Wunſch nach einem Bünd⸗ 
nis ſeiner Wiſſenſchaft mit der Regierungsautorität war ihm 
in gewiſſem Grade jetzt, auch während er „Philoſophie an einer 
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Univerfität dozierte“, erfüllt. Nicht bloß daß er einige Jahre in 
der wiſſenſchaftlichen Prüfungskommiſſion für Brandenburg 
ſaß und auch fonft vom Miniſterium als Gutachter herange⸗ 
zogen wurde; nicht bloß, daß Altenſtein auf Hegels Verlangen 
die Halleſche Literaturzeitung ernſtlich verwarnte, die es ge- 
wagt hatte, anläßlich des Unglücksſatzes im Vorwort der Rechts⸗ 
philoſophie Hegel der beabſichtigten perſönlichen Kränkung 
Frieſens zu zeihen; ſondern vor allem beftanden feit 1827 die 
„Jahrbücher für wiſſenſchaftliche Kritik“. Sie wurden zwar nicht 
gerade wie jener einſt geplante wiſſenſchaftliche „Moniteur“, 
den er noch in Berlin Anfang der zwanziger Jahre wieder zu 
ſchaffen verſucht hatte, von der Regierung ſelbſt herausgegeben; 
auch waren ſie der urſprünglichen Abſicht Hegels nach keines⸗ 
wegs bloß Organ der Schule, da neben ihm eine ganze Reihe 
völlig ſelbſtändiger Gelehrter, darunter W. v. Humboldt, Bödh, 
Bopp, A. W. Schlegel, Boifferee, Thibaut, Creuzer, Geſenius, 
mitarbeiten ſollten; aber immerhin: die Regierung erwies dem 
Unternehmen, das von Hegel ſelbſt halb ſcherzhaft als ein Stück 
moraliſcher Eroberungspolitik im deutſchen Süden empfunden 
und als ſolches von ihm auf die Grenzen des fpäteren Zoll- 
vereins und bismarckiſchen Reichs beſchränkt wurde, ein ſehr 
wohlwollendes Intereſſe, das ſelbſt bis zu finanzieller Unter⸗ 
ſtützung ging; und der hegelianiſche Charakter des Blattes, 
wenn wirklich Hegel ohne jeden Hintergedanken ihn anfangs 
hätte vermeiden wollen, ſchlug jedenfalls bald völlig vor. 
Und wie die Altenſteinſche Regierung ihn ſchon in der An— 
gelegenheit der Halleſchen Literaturzeitung geſtützt hatte und 
ihn überhaupt fo begünftigte, daß etwa Creuzer ihn zum für: 
ſprecher beim Miniſter gegen ein drohendes Verbot Heidelbergs 
für preußiſche Studenten anrufen konnte, ſo wurde nun auch 
er, insbeſondere in den Jahren, die auf das Erſcheinen der 
Rechtsphilofophie folgten und die durch die Widerwärtigkeiten 
der „Demagogen“⸗Verfolgung gekennzeichnet ſind, zu ihrem 
Verteidiger. Viel unbedenklicher als der feingeiftige Miniſter 
ſelber, der ſichtbar nicht mit ganz gutem Gewiſſen und mehr unter 
dem Drucke der Geſamtpolitik als aus eigener Überzeugung 
die Freiheit der Univerſität einengte, konnte Hegel bisweilen 
die Politik der Regierung vertreten; man hat neuerdings wohl 
mit Recht zur Erklärung dieſer ſcheinbar ſo unphiloſophiſchen 
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Haltung des Philoſophen hingewieſen auf ſeine ſtets wache 
Überzeugung, daß die Weltgeſchichte ihren unaufhaltſamen Fort⸗ 
ſchritt im Bewußtſein der Freiheit fortſetzen werde, ganz einer⸗ 
lei ob der Einzelne, etwa auch er ſelbſt, dieſem „Rieſen“ etwas 
„Schuhpech an die Siebenmeilenſtiefel ſchmiere“, fo daß er 
das „zur Erbauung ſämtlicher KHumpanſchaft“ ſich wohl auch 
einmal leiſten könne. So kam es, daß doch, insbeſondere im 
Jahre 1822, dem Jahre wo die Verfolgung der Grano, Tzſchoppe, 
Kamptz ſich gegen Schleiermacher wendete, manche Außerungen 
geradezu an die „Schmalzgeſell'nſchaft“, von der er ſich beim 
Erſcheinen des Buchs noch ganz frei wiſſen durfte, ſtreifen. 
So wenn er ſich freut, mit der Rechtsphiloſophie dem „demagogi⸗ 
ſchen Volke großen Anſtoß gegeben“ zu haben; oder wenn er 
fich darüber luſtig macht, daß „man“ — Schleiermacher! — 
die Gegenwart als „Zeiten der Unterdrückung“ bezeichnet; 
oder gar wenn er einem auswärtigen Schüler, der an eine 
preußiſche Univerſität zu kommen ſucht und der die negative 
Hauptbedingung, wegen „demagogiſcher Umtriebe und Ge— 
ſinnungen nicht bekannt“ zu ſein, völlig erfüllt, wörtlich fol⸗ 
gendes ſchreibt: „die ſpekulative Haltung und Tiefe iſt es, die 
bei uns — d. h. in gewiſſer, und zwar ſehr bedeutender Sphäre 
— ſehr empfiehlt, teils an und für ſich, teils auch darum, weil 
ſie nach außen keinen Anſtoß und die Blößen nicht gibt, welche 
zu Mißverſtändniſſen leicht aus populären Darſtellungen ge⸗ 
ſchöpft werden können“. Es war keine „Schmalzgeſell'nſchaft“ 
— auch jetzt keine. Aber dies Trennen des inneren wahren Ge⸗ 
halts von einer „populären“ Darſtellung, das er in dem letzt⸗ 
angeführten Brief als Schutz gegen „Mißverſtändniſſe“ rühmt, 
war dennoch ſehr bedenklich. Bedenklich gerade vom höchſten 
Standpunkt des Philoſophen ſelbſt. Gerade dieſe Philoſophie 
der bedingungsloſen Einheit und Allverwirklichung des Geiſtes 
durfte ſolche Trennungen zwiſchen Geweihten und Ungeweihten 
nicht von ſich aus befördern; nicht Freiheit überhaupt, ſondern 
Freiheit Aller war ja das Ziel, das ſie mit leuchtenden Buch⸗ 
ſtaben ans Ende der Geſchichte ſchrieb. Und Begel ahnte, wenn 
auch von der verkehrten Seite, die Gefahren, die ſich gegen ihn 
ſelbſt hier erhoben. Ein Jahr vor jenem Brief hatte er einem 
hoben Beamten gegenüber geäußert, man könne bei böſem 
Willen aller ſpekulativen Philoſophie über die Religion die 
Rofenzmweig, Segel und der Staat. II. 14 
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Konfequenz des Atheismus nachweiſen, er hatte das Wieder- 
aufleben dieſes „faft vergeſſenen Schlagwortes“, über das einft 
Fichte in Jena geftolpert war, vorausgeſehen. Nicht „Atheismus“, 
ſondern „Pantheismus“ hieß das Schlagwort, als es bald wirk⸗ 
lich gegen Hegel gewendet wurde; und nicht die „Demagogen, 
bei denen bekanntlich die Frömmigkeit hoch blüht“, nicht die 
De Wette und Schleiermacher, warfen es ihm in den Weg, 
ſondern aus den Hreifen des verjüngten Pietismus, der werden⸗ 
den konſervativen Partei, kam es und verſchloß ihm den Weg 
zum künftigen Träger der Krone. Mochten ſeine Schüler, 
mochte er ſelbſt noch fo gefliſſentlich die Übereinſtimmung 
feiner Religionsphiloſophie mit dem Dogma herausarbeiten, 
er mußte doch erkennen, daß in jenen „höheren Kreiſen“ die 
Wirkung höchſtens „bis zum Verſtummenmachen“ ging; man 
glaubte ihm die Ungefährlichkeit ſeiner „ſpekulativen Begrün⸗ 
dung der Theologie“ nicht. 

Noch in der erſten Hälfte der zwanziger Jahre ſank der 
europäiſche Druck, unter dem Preußens Regierung ſich zu 
einer den großen Überlieferungen der Reform⸗ und Erhebungs⸗ 
zeit ſo entgegengeſetzten Politik, wie es die Demagogenver⸗ 
folgung war, verirrt hatte. Auch Hegels Briefe weiſen in der 
Folgezeit keine Anſpielungen mehr auf derartiges auf; es 
lag ja eben auch kein Anlaß mehr vor. Ein anderer Gegenſatz 
macht ſich ſeitdem bemerkbar und ſcheint das praktiſche In⸗ 
tereſſe des Politikers ſtark anzuziehen, ſo ſtark, daß ſich ſein 
Verhalten beim Ausbruch der Julirevolution zum guten Teil 
danach beſtimmt hat. 

In der Überſicht über das Verhältnis der Rechtsphiloſophie 
zu den politiſchen Parteien des neunzehnten Jahrhunderts, 
mit der wir den vorigen Abſchnitt ſchloſſen, fehlte die klerikale. 
Wohl konnte Hegel in ſeinen bayeriſchen Jahren — vorher hatte 
er nie in einer katholiſchen Gegend gelebt — die Macht des 
Hlerikalismus im Staatsleben kennen und fürchten lernen, 
und während des Wiener Hongreſſes war ein Teil feiner zwei⸗ 
felnden Beſorgniſſe nach dieſer Richtung gegangen. Aber der 
Aufenthalt in Heidelberg, die Jahre in Berlin ſcheinen dieſe 
Eindrücke zurückgedrängt zu haben. Die Rechtsphiloſophie 
von 1820 verlangt kirchenpolitiſch übereinſtimmend mit dem 
Landrecht wie mit der Politik der Regierung die Vielzahl der 
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„Kirchen“ im freien Staat; wo fie vom Verhältnis der Religion 
zum Staat ſpricht, ſchwebt ihr erſichtlich, wie den früheſten Auße⸗ 
rungen des Hegelſchen Denkens, nur das proteftantifche Chriſten⸗ 
tum vor; ja die eigentliche Beſorgnis des Politikers kehrt ſich 
hier gerade gegen das verinnerlichte Chriſtentum, wie es etwa 
Schleiermacher lehrte, gegen die bei den „Demagogen“ „hoch 
blühende“ Frömmigkeit der Überzeugung. Vom Katholi- 
zismus ſpeziell ſpricht die Rechtsphiloſophie nirgends, der 
geſchichtsphiloſophiſche Abriß behandelt ihn als überwundene 
Dorftufe der Gegenwart, beſtreitet ihm alſo gewiſſermaßen, 
im tieferen Sinne des Worts, die Wirklichkeit. Wenn irgendwo, 
fo zeigte ſich hier der Philoſoph an preußiſche Suftände gebunden. 
Denn hier allerdings hatte die aus ihrem neueſten babylonifchen 
Exil mit friſchen Kräften und neuen Möglichkeiten zurück⸗ 
gekehrte Kurie damals verhältnismäßig fo milde Saiten auf- 
gezogen, daß noch bis in die dreißiger Jahre hinein, ja noch un⸗ 
mittelbar vor dem Ausbruch des großen Kampfs, in welchem 
die ſpätere katholiſche Partei ſich bilden ſollte, ſelbſt ein ſo weit 
blickender Beobachter wie Ranke, eben weil er trotz allem doch 
von Berlin aus beobachtete, die Macht der Kirche heutigentags 
dem proteſtantiſchen Staat ungefährlich wähnen konnte. In 
der erſten Seit gar, als der Papſt ſich eben im Kirchenftaat 
wieder häuslich niedergelaſſen, glaubte Niebuhr als preußiſcher 
Geſandter in Rom von den verroſteten geiſtlichen Waffen 
des altersſchwachen Papſttums berichten zu können. Hegel 
hatte ſich Anfang der zwanziger Jahre mit fpäteren Führern der 
katholiſchen Partei, mit Windiſchmann und Ferdinand Walter, 
nach feinem eigenen Zeugnis vortrefflich verſtändigen können, 
hatte jenem gegenüber noch 1824 in einer liebenswürdig ver⸗ 
mittelnden, ebenſo unproteſtantiſchen wie unkatholiſchen Wen⸗ 
dung die Philoſophen und in gewiſſem Sinne auch die Regie- 
rungen als zur „Prieſterſchaft“ gehörig bezeichnet. Wenn 
plötzlich, nämlich ſeit April 1826, ſein Briefwechſel von Ausbrüchen 
gegen die „Pfaffen“ wimmelt und wenn ihm von da ab das 
Problem Staat und Katholizismus geradezu in die Mitte 
feines politiſchen Intereſſenkreiſes rückte, ſo mag zum Tell 
ſchon die widerſpenſtige Praxis, die von den rheiniſchen und 
weſtfäliſchen Prieſtern der königlichen Verordnung vom Auguſt 
1825 über die gemiſchten Ehen entgegengeſetzt wurde, mitge wirkt 
14° 


212 Zwölfter Abſchnitt 


haben; die unmittelbare Urſache ſcheint doch in einem Dor: 
kommnis zu liegen, das Hegel perſönlich widerfuhr. 

Im März 1826 hatte er in der philoſophiegeſchichtlichen 
Dorlefung bei der Behandlung des Mittelalters die katholiſche 
Abendmahlslehre in ihrer ſcholaſtiſchen Ausbildung entwickelt 
und in ſehr groben, ja verächtlichen Wendungen charakteriſiert. 
Ein Hörer, Kaplan an der Hedwigskirche, hatte Hegel darauf— 
hin „wegen öffentlicher Derunalimpfung der katholiſchen Ke— 
ligion“ beim Miniſter angezeigt. Altenſtein legte die Angelegen⸗ 
heit zu vertraulicher Behandlung in die Hände von Hegels 
Freund und ſtändigem Hörer Johannes Schulze, und Hegel, von 
dem Vorfall benachrichtigt, gab vom Hatheder herab eine gehar⸗ 
niſchte Wahrung ſeines Standpunktes. Mitten darin erhob ſich 
der Kaplan und ſah Hegel „ſtarr und gleichſam drohend“ an. 
Darauf dieſer: „das imponiert mir nicht im mindeſten, daß Sie 
mich ſo anſehen“, worauf der andre unter allgemeinem Ge— 
ſcharr den Kampfplatz verließ. Die Sache wurde dann erledigt 
mit der Mitteilung einer ſehr ſtolzen Rechtfertigung Hegels 
an Altenſtein, die im weſentlichen, ebenſo wie die mündliche 
im Kolleg, für den Profeſſor, „der ſich rühmt, als Lutheraner 
getauft und erzogen zu ſein, es iſt und bleiben wird“, das Recht 
beanſpruchte, „in philoſophiſchen Vorleſungen auf einer evange— 
liſchen Univerſität“ unter der Regierung, „auf welche alle Pro- 
teſtanten immer ihre Augen richten und in ihr ihre Hauptſtütze 
und feſten Standpunkt ſehen, die katholiſche Lehre von der Hoftie 
kurzweg für papiſtiſchen Götzendienſt und Aberglauben er- 
klären zu dürfen“. So ungeheuer war auch abgeſehen von dem 
guten Verhältnis zu Altenſtein der Mut nicht, der zu ſolch 
hohem Ton gegen die Regierung in dieſer Sache damals ge- 
hörte. Denn ſchon hatte im verfloſſenen Winter, wie etinnert, 
in der Frage der gemiſchten Ehen im Weſten der Monarchie 
ein Kleinkrieg der Kirche gegen die Regierung begonnen, und 
vor allem war kurz vor dem Begegnis der ſcharfe Mißbilligungs⸗ 
brief des Königs an ſeine Halbſchweſter, die Herzogin von 
Anhalt, über ihren Übertritt zum Katholizismus und die Nach⸗ 
richt von der aus gleichen Grund geſchehenen Verweiſung 
eines Halbbruders des Königs vom Hof herumgekommen. 
Swei Tage nach feiner Rechtfertigungsſchrift berichtet Hegel 
dem Pariſer Philoſophieprofeſſor und Freund Conſin voll 
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Befriedigung über das königliche Vorgehen in jenen beiden 
Fällen, und von da an, nicht eher, beginnt in den Briefen von 
und an ihn eine nicht mehr abbrechende Reihe von Bemerkungen 
über das Vordringen des Klerikalismus. In Frankreich, in 
den Niederlanden, in England ſieht er Fortſchritte der Bewegung, 
und feine Korrefpondenten ſetzen voraus, daß ihm bekannt ift, 
wie „nachteilig ſie auf den Staat einwirken müſſe“. Da iſt 
es ein ungünſtiges Konkordat, da die politiſche Emanzipation 
der Katholiken im bisher rein proteſtantiſchen Staat, da das 
Katholifieren der neuromantiſchen Philoſophie, was Beforgnis 
auslöſt; Hegels Berliner Handel klingt vielleicht in einer ſcherz⸗ 
haften Anſpielung an ſeine Frau noch anderthalb Jahre ſpäter 
nach; gegen Windiſchmann fallen feindliche Außerungen. Vor 
allem aber gibt die Behandlung des Derhältniffes von Staat 
und Religion in der 1827 erfchienen zweiten Auflage der „En⸗ 
zyklopädie“ Kunde von dieſem neuen Fug feines Staatsbilds. 

Die Anderungen, die Hegel in dieſer zweiten Auflage des 
1812 zuerſt erſchienenen Buches anbrachte, zielen, ſoweit fie 
die in der Rechtsphiloſophie von 1820 behandelten Gegenſtände 
betreffen, teils darauf, die 1817 ſyſtematiſch noch ſehr unent⸗ 
wickelte Lehre vom objektiven Geiſt gemäß ihrer Ausgeſtaltung 
in der Rechtsphiloſophie von 1820 umzuformen; teils aber 
verfolgen einige im Vergleich zu der allgemeinen Kürze der 
Behandlung verhältnismäßig ausführliche Zuſätze offenbar 
den Zweck, Ergänzungen zu dem großen rechtsphiloſophiſchen 
Werk zu geben. Während nun von dieſen Suſätzen die meiften 
wirklich ſolche Fragen behandeln, die in der Rechtsphilofophie 
von 1820 ganz übergangen waren, wie die Theorie des Bud- 
gets, iſt die, überdies ganz gewaltſam untergebrachte, große 
Anmerkung über Staat und Religion erſichtlich beſtimmt, die 
ja reichlich ausführliche Darſtellung des Problems in der „Rechts⸗ 
philoſophie“ weniger zu ergänzen, als in gewiſſer Beziehung 
zu erſetzen. Zunächſt ſcheint es nur auf die ſchon ſeit 1808, 
und auch 1820 wieder, betonte ſubjektive Notwendigkeit re- 
ligiöſer Geſinnung für die objektive Erfüllung der ſtaatlichen 
Pflicht hinauszugehen. Aber plötzlich überraſcht den Henner 
der Rechtsphiloſophie von 1820, der ſich jener Gegenüberſtellung 
des einen Staats und der vielen Kirchen und auch jener be- 
tonten Gleichgültigkeit des Staats gegen den beſonderen In⸗ 
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halt der religiöſen Geſinnung erinnert, der Satz: „Das Religiöſe 
it... nicht nur als Geſinnung zu nehmen“. Die Religion 
iſt mehr als Geſinnung, fie iſt des Staats fefte „Baſis .., 
die Quelle und Macht ., welche ihn und feine Derfaffung be- 
gründet und hervorgebracht hat.“ Und ehe der Leſer noch recht 
weiß, was dieſe eindeutige Beziehung zwiſchen Religion, die 
nicht nur Geſinnung iſt, und dem Staat als objektiver Inſtitution 
ftatt des 1820er Derhältniffes von perſönlicher Frömmigkeit 
und perſönlicher Staatsgeſinnung ſoll, findet er ſich ſchon 
miften in einer furchtbar heftigen Polemik gegen den Katholi- 
zismus, deſſen grundſätzlicher „Unfreiheit des Geiſtes in Re- 
ligion ... nur eine Geſetzgebung der rechtlichen und ſittlichen 
Unfreiheit“ entſpricht. Ganz mit Recht, ſagt der Gegner Hallers 
und auch Niebuhrs, ganz mit Recht iſt „die katholiſche Religion 
ſo laut als diejenige geprieſen worden und wird oft noch ge⸗ 
prieſen, bei welcher allein die Feſtigkeit der Regierungen ge⸗ 
ſichert ſei — in der Tat folder Regierungen, welche ... ſich 
auf die Unfreiheit des ... Geiſtes gründen“. Erwacht dann 
etwa im Geiſte der Regierungen und Völker die „Weltweisheit 
. . . d. h. die Weisheit über das, was in der Wirklichkeit .. Recht 
und vernünftig iſt“ und kommt es ſo zum Swiſt „der Bedürf⸗ 
niſſe des Rechts und der Sittlichkeit gegen die Religion der 
Unfreiheit“, ſo kann es nichts helfen, „daß die Geſetze und Staats⸗ 
formen zur vernünftigen Rechtsorganifation umgeſchaffen wer⸗ 
den, wenn nicht in der Religion das Prinzip der Unfreiheit 
aufgegeben wird“. Die Begründung dieſes gegen 1820 ganz 
neuen Gedankens, deſſen Spitze ſich zunächſt gegen die legitimi⸗ 
ſtiſche Verherrlichung des im Katholizismus gegebenen po⸗ 
litiſchen „Autoritäts“⸗Grundes kehrt, iſt nun doch weſentlich 
die alte: die „Grundſätze der Vernunft der Wirklichkeit“ finden 
„ihre letzte und höchſte Bewährung im religiöſen Gewiſſen“. 
Neu ift aber die vollkommene Skepſis, die jetzt der 1820 und 
gar 1817 in der württembergiſchen Schrift mit ſolchem Vertrauen 
angeſehenen Macht der Inſtitution entgegengebracht wird: alles 
hängt an den „Individuen“, und ſo kommt es auf den „Geiſt 
ihrer Religion“ und nicht auf den „Sinn der Geſetzgebung“ an. 

Die Zuſammengehörigkeit von vernünftigem Staat und 
proteſtantiſcher Religion bleibt hier immerhin noch in, wenn 
auch geloderter, Verbindung mit der älteren Auffaſſung des 
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Glaubens als reiner Gewiſſensſache und ſeines politiſchen 
wertes als eines rein geſinnungsmäßigen. Döllig ſichtbar wird 
das Neue, wenn Hegel jetzt im weiteren Verlauf ſeines Para⸗ 
graphen die 1820 in der Vorrede gegebene Weltgeſchichte 
des Derhältniffes von Vernunft und Wirklichkeit zu erneuern 
und umzugeſtalten unternimmt. 

Wieder geht er von Platons Staat aus. Wie 1820 ſieht er 
feine Bedeutung darin, daß hier die Philofophie erſtmalig 
verſucht habe, den Staat auf die ewige Idee zu gründen. Wieder 
auch ſieht er den Mangel ſeines Bauplans darin, daß er den 
freien ſelbſtbewußten Einzelwillen nicht berückſichtigt habe und 
nicht habe berückſichtigen können, weil erſt das Chriſtentum 
dieſen Begriff in die Menſchheit gebracht habe. Aber während 
er früher dieſe Tragik der Stellung Platos in ihrer weltgeſchicht⸗ 
lichen Einmaligkeit faßte, ſtellt er ſie jetzt unter den allgemeinen 
Gedanken, daß ſtets Staat und Philoſophie in ihrer geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung der Religion nachfolgen, ſo daß alſo des⸗ 
wegen der Philoſoph Platon nicht den Staatsgedanken des 
Chriftentums habe vorwegnehmen können. So kann alſo, 
da die Religion vorangeht, der Staat zunächſt nicht das voll⸗ 
kommene Derhältnis zur Religion haben; im Gegenteil: mit 
Notwendigkeit wird er ſich anfangs im „Unterſchiede“ zu ihr 
entwickeln; und erſt dann, wenn dieſe Epoche durchgemacht iſt, 
kann es zur „Verſöhnung der Wirklichkeit ... mit dem Geiſte, 
des Staats mit dem religiöſen Gewiſſen“ kommen. Indem alſo 
Hegel jetzt, und erſt jetzt, das geſchichtliche Geſetz behauptet, 
der Staat müſſe notwendig ſpäter kommen als die Religion, 
ſprengt er die einfache Weltgeſchichtsanſicht der Vorrede von 
1820. Dieſe hatte den Verlauf fo geordnet: griechiſche Staats- 
wirklichkeit, — Angriff des ſophiſtiſchen Einzelmenſchen auf 
dieſe Wirklichkeit, — Platons zwar aus dem Geiſte der Vernunft 
geſpeiſte und inſofern geniale und zukunftsvolle, aber den be⸗ 
rechtigten Gehalt des ſophiſtiſchen Angriffs verkennende und 
inſofern alſo zukunftsloſe Abwehr, — endlich die Erfüllung ſo 
wohl des platonifchen wie des ſophiſtiſchen Gedankens im Chri⸗ 
ſtentum, welches in den Germanen und ihrem natürlichen Frei⸗ 
heitsgedanken das Volk für den neuen Staat vorfindet. Jetzt, 
1827, iſt die Entwicklung hier noch nicht zu Ende, ſondern es be⸗ 
ginnt nun erſt das innerchriſtliche „Verderben“, weil eben 


216 Zwölfter Abfchnitt 


zunächſt nur die Religion da iſt; fo wird das katholiſche Mit- 
telalter zu einem Hauptpunkt dieſer Konſtruktion: aus dem glei⸗ 
chen Grund, aus dem Platon nicht den wahrhaften Staat er- 
kennen konnte, iſt auch der Katholizismus unfähig, dieſen wahr⸗ 
haften Staat zu ertragen. Die 1820 dem Grundgedanken der 
ganzen Rechtsphiloſophie untergebaute Geſchichtskonſtruktion 
wird jetzt ſchon zu dem einen Einzelzwecke errichtet, die Un- 
verträglichkeit von Katholizismus und Staat zu erweiſen. 

Was Hegel hier zum erſten Mal und noch in der Hülle 
ſchwerwiſſenſchaftlicher Form hatte drucken laſſen, das hat er 
dann in großartiger Einfachheit und mit unverhüllteſter An⸗ 
wendung auf die Fragen des Lebens ausgeſprochen in der la- 
teiniſchen Rede, die er als Rektor der Univerſität am 25. Juni 
1830 zum dreihundertjährigen Gedenktag der Überreichung 
der Ausgburger Konfeſſion hielt — einen Monat vor Ausbruch 
der neuen franzöſiſchen Revolution. 

Die Feier war durch ihre Anknüpfung an das Bekenntnis, 
welches die Unterſcheidungslehren des Luthertums nicht bloß 
gegen die Papiſten ſondern auch gegen die Sakramenter ent— 
hielt, in dem Staat der Union zwiſchen Lutheriſchen und Re» 
formierten nicht ganz ohne innere Schwierigkeiten. Hegel, 
ſelber Lutheraner, umſchiffte dieſe Klippen, indem er alles 
eigentlich Dogmatiſche beiſeite ließ und die Reformation im 
ganzen als weltgeſchichtliche Wendung vom Standpunkt des 
Nichttheologen würdigte. Liege ja doch die Bedeutung des 
Tages nicht in der dogmatiſchen Feſtſetzung ſelber, ſondern 
in dem Umſtand, daß Fürſten und freie Städte zum Glaubens- 
inhalt der Auguſtana, dieſer „Magna Charta“ der evangeliſchen 
Kirche, zu ſtehen erklärt und damit erſtmalig für den Laien das 
köſtliche Recht, in Glaubensdingen ſelbſt zu befinden, beanſprucht 
hätten. Mit diefer Verbindung, die er fo zu Eingang der Rede 
zwiſchen der Rolle der Staatsgewalten im Reformations⸗ 
zeitalter und dem Gedanken des allgemeinen Prieſtertums zog, 
ſtellte er ſich nun das Thema. Sunächſt behandelte er in der ibm 
ſeit langem geläufigen Weiſe den zweiten Punkt, die Aufhebung 
des Unterſchiedes von Prieſter und Laie und ihre Bedeutung 
für die Verinnerlichung des Glaubens. So hatte er den welt⸗ 
geſchichtlichen Sinn der Reformation früher vor allem gefaßt; 
auf dieſem Begriff proteſtantiſcher Freiheit, den er auch jetzt 
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wieder ohne weiteres gleichſetzte mit dem modernen Begriff 
von Geiſtesfreiheit, hatte das Proteſtantentum ſeiner erſten 
entſchieden proteſtantiſchen Epoche, während der napoleoni⸗ 
ſchen Seit, beruht; einzig in dieſem Sinne hatte er auch vor 
der zweiten Enzyklopädie ſchon ſeinen Staat als proteſtantiſch 
einpfunden. Jetzt iſt das nur noch die eine Seite der Sache, 
deren Behandlung er ſogar bewußt an dem Punkt, wo ſie 
ſchwierig wird, aufgibt. Was ihn jetzt intereſſiert iſt das andere: 
welchen Einfluß das wiederhergeſtellte Chriſtentum ausübte 
und ausübt auf den Fortſchritt in Staatsverfaſſung und bürger- 
licher Ordnung. Deswegen kommt er von dem Lobpreis prote⸗ 
ſtantiſcher Freiheit und Innerlichkeit bald auf die Rolle, welche 
die fürſtlichen und bürgerlichen Häupter des proteſtantiſchen 
Volkes damals ſpielten: Ihr Derdienft iſt es, wenn aus der 
Befreiung dauernde geſicherte Freiheit wurde. Die neue Fröm⸗ 
migkeit forderte einen neuen Staat. Denn wie er ſchon 1827 
die Religion nicht mehr auf die Geſinnung hatte beſchränken 
wollen, ſo erklärt er auch jetzt: nimmer könne der Glaube im 
Winkel des Innern verbleiben und abgeſchloſſen werden von 
Tat und Ordnung des Lebens. Aus dem Proteſtantismus 
ſelber, nicht wie 1820 aus der Hirchentrennung und dem Daſein 
mehrerer Kirchen in dem einen Staate, läßt Hegel jetzt dem Staat 
die innere Einheit und Selbſtgeſetzlichkeit kommen: Ja, gröb- 
lich irren in unſerer Seit die geiſtreichen Männer, die Staat 
und Religion trennen wollen — wir wiſſen, in welchem Sinn 
Hegel ſelbſt noch vor einem Jahrzehnt einer von ihnen war. 
Nein, die freie Einmütigkeit von Staat und Religion, und zwar 
nur der evangeliſchen, die allein ſolche Einmütigkeit verlangt: 
das iſt das koſtbare Erbe einer großen dreihundertjährigen Ver⸗ 
gangenheit. Da Hegel alſo den wahren Staat und den evangeli— 
ſchen Glauben jetzt unbedingt beiſammenſieht, ſo iſt es nicht 
weiter verwunderlich, wenn er nun die Anwendung auf Ge⸗ 
ſchichte und Gegenwart macht: Daß nur auf dem Boden der 
teligiöſen Freiheit die ſtaatliche gedeihen könne, dies zu ver⸗ 
kennen, war der durch furchtbaren Ausgang geſtrafte Irrtum 
aller, die im verfloſſenen Zeitalter in katholiſchen Reichen auf 
dem Wege der Reform wie der Revolution Staat und Geſittung 
zu erneuern ſuchten. Umgekehrt konnte Preußen als proteftan- 
tiſcher Staat, und nur als ſolcher, die Freiheit mehren, die Ge⸗ 
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fee verbeſſern, die Derfaffung reicher und liberaler ausbauen; 
Bauernbefreiung, Gewerbefreiheit, Städteordnung ſchweben ihm 
da offenbar vor. Und dieſe Reformen, die zugleich vom fort⸗ 
ſchreitenden Geiſte gewieſen, von der Notwendigkeit gefordert 
waren, konnten hier von oben, von den Trägern der Staatsmacht 
ſelber ausgehen, durch ihre Intelligenz und menſchliche Geſin⸗ 
nung vollendet werden. Der Staat, den er, wie es dem Staat 
Friedrich des Großen zukam, bei ſeiner Antrittsrede vor zwölf 
Jahren feierte als den Staat, der auf Intelligenz gegründet ſei 
und nach deſſen Wirklichkeit er bald danach das Muſterbild der 
einen freien weltlichen Organiſation der Sittlichkeit über der 
Dielheit der Kirchen geſchildert hatte, den gründet er nun auf 
die eine proteſtantiſche Gläubigkeit. Die „Intelligenz“ war, wie 
jener letztangeführte Satz der Rede zeigte, nur noch Dienerin 
am Werk, nicht mehr Grund und Urſprung. Hegels Staat hatte 
ſeine weltliche Seele, ja ſeine Eigenſtändigkeit verloren. Es war 
ein neuer Geiſt in ihn gekommen, der ſich einen neuen Körper 
hatte ſchaffen müſſen. Das unbedingt und abſchließend ſittliche 
verhältnis zwiſchen Menſch und Gemeinſchaft von 1820 hatte 
im Verhältnis des einen beſonderen Staats zu den vielen all- 
gemeinen Kirchen feine gemäße Vollendung gefunden. Jog man 
dieſen Schlußſtein fort, ſo wankte das ganze Gewölbe. Hegel 
wußte nicht, wie es damit ſtand, als er jene glänzende Rede 
ſchloß und der Chor der Studenten nach Meiſter Selters Taft- 
ſtock mit den dröhnenden Klängen des gleichfalls verlateinten 
Lutherliedes antwortete. Fünf Wochen danach, an Königs Ge⸗ 
burtstag, hatte der Rektor die Preisträger der Fakultäten zu 
verkünden. Als er den Umſchlag öffnete, welcher der von der 
philoſophiſchen Fakultät gekrönten Arbeit beilag, las er den 
Namen eines ſeiner Hörer, Gutzkows, des zukünftigen Führers 
des Jungen Deutſchland. Am gleichen Spätnachmittag noch 
kamen die erſten genauen Nachrichten über das Ereignis, durch 
das Hegel gezwungen wurde, den halbverwandelten Staats⸗ 
gedanken in den Kampf mit der Meiſterin gehen zu laſſen, der 
er keine Herausforderung abzuſchlagen einſt gelobt und bisher 
ſtets gehalten hatte: der Wirklichkeit. 

Er hatte die inneren Spannungen in Frankreich, die ſchließ⸗ 
lich zur Entladung führten, ſchon ſeit Jahren mit Beſorgnis ver⸗ 
folgt; der Briefwechſel mit Couſin, dem Apoſtel der deutſchen 
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Philoſophie in Paris, zeigt, wie genau er in franzöſiſcher Par⸗ 
lamentspolitik zuhauſe war. Der Franzoſe, dem Hegel vor 
Jahren in Berlin ſeine Fürſprache geliehen hatte, als er bei einer 
hohen Polizei des Demagogentums verdächtig geworden war, 
und der daun ſeinerſeits für Hegel bei ſeinem Pariſer Aufent⸗ 
halt der immer gefällige Führer wurde, war ſich wohl bewußt, 
daß ſeine politiſchen Prinzipien „ein bißchen jünger“ als die des 
verehrten Meiſters und Freundes waren. Nichtsdeſtoweniger 
kann er ihm fein gemäßigt liberales Herz ohne Scheu offenbaren: 
er ift sinvariablement attaché à la chose de la liberté, doch 
kein Menſch wird ihn zu einer »folie« verleiten können. Als dann 
ſeine Partei mit dem Miniſterium Martignac 1828 zur Regierung 
kommt, weiß ihn der Berliner Freund „in der Nähe der Muſik 
des Sturmläutens der liberalen Energie, von welchem Paris, 
ganz Frankreich und Europa wiederhallt,“ und glaubt ihn zu 
ſehen, wie er „vor Genugtuung ſtrahlt ob der Siege, deren nun 
jeder Poſttag einen neuen meldet“; er ſelber rückt freilich bei 
aller freundſchaftlichen Teilnahme an den Ereigniſſen, die für 
Couſin auch die Ausſicht auf Wiedereinſetzung in das von der 
klerikalen Reaktion ihm genommene Lehramt in ſich ſchließen, 
doch von dem liberalen Sieg ein wenig ab, wenn er bemüht iſt, 
ſeinen perſönlichen Anteil an jener „Genugtuung“ darauf zu 
beſchränken, daß ein Philoſophieprofeſſor — Royer⸗Collard — 
an der Spitze der neuen Kammer ſtehe. Couſin hat dieſe leiſe 
Furückhaltung wohl herausgefühlt und geht in feiner Antwort 
ſehr ausführlich auf Hegels nur angedeutete Beforgniffe ein: es 
war nicht, wie Hegel ihm zu verſtehen gegeben, ein unerwarteter 
Umſchwung durch den Sufallsausgang der Wahlen; vielmehr 
hatte die alte Regierung abgewirtſchaftet; das Wahlergebnis 
konnte nur ihr ſelber noch überraſchend kommen; die neue wird 
eine Politik der mittleren Linie einſchlagen, im Innern wie in den 
europäiſchen Fragen; feine, Couſins, Aufgabe wird fein, auf 
Dorficht, Maßhalten, Derföhnlichkeit zu dringen, damit endlich 
einmal bewieſen werde, daß niemand vor dem Liberalismus 
Angſt zu haben braucht, weder Privatleute noch Regierungen, 
und daß er fähig iſt, die Hügel des Staats in die Hand zu nehmen; 
möge Hegel ſich darauf verlaſſen, daß man vernünftig ſein werde 
und daß Frankreichs Zukunft nichts Beängſtigendes habe — 
ssoyez tranquille sur la France quoiqu' on vous dise et quoi 
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qu'il vous semble de loin«. Man fpürt dieſem Brief an, wie ſeht 
damals allgemein die innere Politik der einzelnen Staaten und 
der liberal⸗konſervative Gegenſatz als eine europäiſche Geſamt⸗ 
angelegenheit empfunden wurde, wie ſehr insbeſondere man ſich 
gewöhnt hatte, in Paris den Herd europäiſcher Entwicklungen 
zu ſehen. Zugleich wird gerade an der Art, wie der franzöſiſche 
Liberale den deutſchen Denker zu beruhigen ſucht, deſſen per- 
ſönliche Stellung deutlich. Er gilt Couſin im Ganzen und Grund⸗ 
ſätzlichen als Geſinnungsgenoſſe im Kampf gegen eine geift 
feindliche Reaktion, aber zugleich ſetzt der Franzoſe voraus, daß 
Hegel die Revolution als ſolche fürchtet und daß er um dieſen 
Preis keinen Fortſchritt mehr erkaufen möchte. Indem er ihn 
der ruhigen Entwicklung getröſtet, die Frankreich nach ſeiner 
Hoffnung gerade jetzt, nach dem Siege der Liberalen, nehmen 
wird, glaubt er ihn zu gewinnen. 

Revolutionsfurcht ſchlechtweg bildet denn auch den Inhalt 
der wenigen in Briefen oder aus Geſprächen überlieferten 
Außerungen aus der Seit nach Juli 1830. Swar in feinem 
während dieſer Epoche zu Ende gehenden Rektorat hatte er bei 
dem allgemeinen Wohlverhalten der Studentenſchaft auch jetzt 
keinerlei Schwierigkeiten; der einzige Fall, der ihn einige Tage 
lang allerdings ſchwer beunruhigte — ein Student war mit 
blau⸗weiß⸗ roter Kokarde in Berlin umhergegangen! — löfte fi 
in Wohlgefallen auf: der junge Hochverräter erklärte, das Blau⸗ 
weiß⸗rot habe die märkiſchen Farben bedeuten ſollen. Aber 
um ſo mehr erſchreckte ihn der unter ſeinen eigenen Schülern zu⸗ 
tage tretende Gegenſatz; insbeſondere Gans billigte die Revo⸗ 
lution ſchlechtweg und fuhr ſelber nach Paris, um aus unmittel- 
barſter Nähe und im perſönlichen Verkehr mit den ihm von 
früher befreundeten Führern die Neugeſtaltung mitzuerleben. 
Die Angſt, daß genau wie vor vierzig Jahren das Feuer nicht auf 
feinen Herd beſchränkt bleiben und die Welt wiederum in feine 
Flammen getaucht werden würde, ſchien Recht zu bekommen, 
als die Revolution, ebenfalls von Gans freudigſt begrüßt, im 
Auguſt nach Belgien übergriff. Preußen ſchien ſchon hier, nicht 
allein durch die Nachbarſchaft der Rheinprovinz, ſondern vor 
allem durch das nahe verwandtſchaftliche Verhältnis ſeines 
Königs zu dem Beherrſcher des niederländiſchen Geſamtſtaat⸗ 
unmittelbar hineinverwickelt zu werden, ganz abgeſehen davon, 
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daß ſich für ein revolutionäres Frankreich aus dem benachbarten 
Ereignis ungeahnte Möglichkeiten zur Wiederaufnahme der 
politik von 1292 ergaben. Eine Wolke neuer Revolutionskriege 
ſchien am Horizont heraufzuziehen. Hatte der Schlußſatz des 
Dorworts zur neuen Ausgabe der Enzyklopädie im September 
über das „Lautwerden der Gberflächlichkeit und Eitelkeit“ ge- 
klagt, jo ſchreibt Hegel Mitte Dezember in reſignierter Stimmung 
an einen Anhänger von dem „ungeheueren politiſchen Intereſſe“, 
das gegenwärtig „alles verſchlungen“ habe; die Philoſophie kann 
ſich „der Unwiſſenheit, der Gewalttätigkeit und den böſen Leiden⸗ 
ſchaften dieſes lauten Lärms“ nicht entgegenſtellen. Die belgiſchen 
Derhältniffe hatten inzwiſchen ſich etwas geklärt. Die Londoner 
Botſchafterkonferenz gab der von den Revolutionären durch- 
geführten Trennung ihren nachträglichen Segen; im Januar 
wurden, unter Dorantritt Preußens, von dem vereinigten Eu- 
ropa die Grundmauern des zukünftigen belgiſchen Staates ge- 
legt. Aber währenddem hatte ſich aus der polniſchen Erhebung 
eine neue Mriegsgefahr entwickelt. Hegel glaubt zwar noch am 
29. Januar auf Grund des — gerade bis zu dieſem Augenblick 
noch anhaltenden — Steigens der Fonds, ſich keiner „Unter⸗ 
brechung des politiſchen friedlichen Vernehmens und der Ruhe 
an der öſtlichen Grenze“ verſehen zu brauchen; aber er verkennt 
nicht, daß noch „eine Schwüle über dieſen Verhältniſſen“ liegt; 
noch am Abend des Tags erfuhr man in Berlin durch Warſchauer 
Briefe — Seitungen kamen nicht durch — die Abſetzung der 
Romanows. Was vor dieſer Nachricht am Morgen noch haupt- 
ſächlich ſeine Kriegsbeſorgnis wach erhalten hatte, waren die 
gerade bei Gelegenheit der belgiſchen Frage in Frankreich zutage- 
getretenen „gegen die gerechte Demütigung noch erbitterten 
ruhms⸗ und eroberungsſüchtigen Geſinnungen, die ſich fo laut 
zu vernehmen geben“; und überhaupt muß er ſich über die Ent⸗ 
ſtehung des ſelbſtändigen Belgiens in einer Weiſe geäußert haben, 
die es erklärlich machen würde, daß in ſeinem näheren Kreiſe 
ein mit „Iz.“ gezeichneter Aufſatz der Preußiſchen Staatszeitung 
über dieſen Gegenſtand in den Nummern vom 26. und 27. Januar 
ihm zugeſchrieben werden konnte. 

Denn hierauf möchte ich eine Bemerkung Heinrich Laubes in 
einem aus Schul» und Geſellſchaftsklatſch geſpeiſten Feuilleton 
von 1834 beziehen. Schwerlich dürfte Laubes Nachricht zutreffen, 
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obwohl ſie in ſehr ſicherer Form auftritt; die Sprache des Auf⸗ 
ſatzes klingt nicht eigentlich hegelſch; daß aber die Nachricht ihn 
meint, ſcheint mir höchſt wahrſcheinlich; abgeſehen von der ver⸗ 
führeriſchen Chiffre und abgeſehen von dem Umſtand, daß die 
darin entwickelte gute Einzelkenntnis der belgiſchen Derhältniffe 
Hegel auf Grund ſeines zweimaligen Aufenthalts im Lande 
wohl zuzutrauen war, traf auch der Inhalt zu genau mit Ge⸗ 
danken zuſammen, die ſich Hegel gerade damals machte und die 
ſeinen Bekannten aus ſeinem Munde vertraut waren. Ganz 
ähnlich wie Hegel ſeit einigen Jahren nur auf proteſtantiſcher 
Grundlage wahre politiſche Freiheit für möglich erklärte und wie 
er insbeſondere dem Kampf teilnehmend folgte, den ſein alter 
Schüler van Ghert als Referent im niederländiſchen Kultus- 
miniſterium um den Staatseinfluß auf die Bildung des belgiſchen 
Klerus kämpfte: fo erkennt auch der Artikelſchreiber an ſicht— 
barſter Stelle die Gefahr der Gründung des neuen Staats „in 
dem Einfluß der Hierarchie, welche ſich der Gemüter unter dem 
Vorwande des Eifers für die Reinheit der Lehre bemächtigt, um 
auf die Herrfchaft über die Geiſter der Untertanen eine Berr- 
ſchaft über den Geiſt der Regierungen ſelbſt zu gründen“. Dieſem 
Einfluß zu ſteuern iſt ihm geradezu „eine europäiſche Angelegen⸗ 
heit“. „Jede Regierung, welches Bekenntniſſes ihr Oberhaupt 
ſein möge, wird davon bedroht. Frankreich hat nicht minder 
als Großbritannien und die deutſchen Mächte ein Intereſſe 
wider die Verbreitung eines Fanatismus, der endlich mit offener 
Gewalt die Freiheit, ſich ungeſtört zu entwickeln, wider die Re- 
gierung des Königreichs der Niederlande zu erringen trachtet“. 
Ja der ganze Aufſatz läuft aus in die — wirklich merkwürdig 
an Hegel anklingenden — Worte: „Es iſt unmöglich, daß 
inmitten von Deutſchland, Frankreich und Großbritannien ein 
Staat beſtehe, worin die Derewigung des Gewiſſenszwanges, 
der Unduldſamkeit und der Unwiſſenheit der großen Maſſe des 
Volks das leitende Prinzip der Regierung wäre. Der edlere 
Sinn, welchen der friedliche Wohlſtand und die wachſende Ein⸗ 
ſicht der höheren Klaſſen auch im Lande ſelbſt unausbleiblich 
entwickelt, bedarf der Unterſtützung einer von der Bierurdie 
unabhängigen Regierung, wenn er nicht in fruchtloſen Kämpfen 
zu einer blinden Macht entarten ſoll, die ſich ſelbſt nicht verſteht: 
und dieſe Unabhängigkeit kann bei dem jetzigen Zuſtande des 


Julirevolution. 223 


Landes nur eine Verbindung mit anderem Landbeſitz gewähren, 
worin die Regierung bereits auf der Grundlage der allgemeinen 
Bildung befeſtigt ſteht“. Wenn in dieſem Gedanken offenbar 
die eigentliche tiefere Begründung der Gegnerſchaft des Ver⸗ 
faſſers gegen das ſelbſtändige Belgien gelegen iſt und er um ſeinet⸗ 
willen ſich die Mühe macht, die Gründe, die für die Loslöſung 
angeführt werden, im einzelnen zu widerlegen, ſo erkennt man 
die unmittelbare und mehr augenblickliche Deranlaffung des 
Artikels an den Eingangsſätzen über die Bedeutung eines der 
franzöſiſchen Herrfchaftfphäre entzogenen Belgiens für die Sicher- 
heit der deutſchen Grenzen. „In der Tat ſind auch der Jura, 
die Vogeſen und die Ardennen ſo unverkennbar die natürlichen 
Grenzen des franzöſiſchen Reichs gegen Nordoſten, daß ſchon 
der Beſitz des Elſaß und des jetzigen Departement du Nord, aus 
weiland niederländiſchen Landestheilen beſtehend, nur als eine 
Frucht des politiſchen Übergewichts angeſehen werden darf, 
welches Frankreich ſeit dem weſtfäliſchen Frieden, oder vielmehr 
ſeitdem es ſeiner inneren Unruhen entledigt war, über das Haus 
Oſterreich in ſeiner deutſchen und ſpaniſchen Linie erlangte. Je 
weniger demohngeachtet verſucht worden iſt, ſelbſt in der ver⸗ 
hängnisvollen Kriſe der Jahre 1814 und 1815 dem franzöſi⸗ 
ſchen Reiche dieſes anderthalbhundertjährige Beſitzthum zu ent- 
reißen, um ſo weniger darf auch Frankreich ſeinerſeits mit Eifer⸗ 
ſucht die Vertheidigungsanſtalten betrachten, wodurch Deutſch⸗ 
land weiterer Schmälerung ſeiner Grenzen vorzubauen trachtet. 
Dertheidigungsanftalten, weil der deutſche Bund 
ſeinem innerſten Weſen nach nur Erhaltung bezweckt; und weil 
keine deutſche Macht irgend einen Anlaß hat, Erwerbungen 
auf Koften Frankreichs zu wünſchen.“ So, nur etwas ſtärker, 
hatte auch Hegel eben in dieſen Tagen, wo übrigens wirklich 
ſogar die franzöſiſche Diplomatie, nicht bloß die öffentliche 
meinung wieder mit unverhüllten Anſprüchen auf einen Teil 
der „Rheingrenze“ herausrückte, ſich in dem letzterwähnten Brief 
über die franzöſiſchen Geſinnungen geäußert. Und gerade jene 
Sätze des Artikels erregten den Zorn des Parifer „National“ 
und trieben ihn zu einer heftigen Erwiderung, gegen welche 
die Staatszeitung ſich von dem Berliner Hiſtoriker und Mit⸗ 
glied des Oberzenſurkollegiums F. v. Raumer verteidigen laſſen 
mußte. 
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Im Laufe des Winters ſcheint Hegel gleichwohl all ſeinen 
Bedenken zum Trotz in gewiſſem Sinne wenigſtens zu der Aber: 
zeugung gekommen zu fein, daß die Julirevolution ein notwen: 
diger und alſo nicht wieder rückgängig zu machender Schritt 
geweſen ſei. Die geſchichtsphiloſophiſchen Vorleſungen erwähnen 
beiläufig die „zweimalige“ Vertreibung der Bourbonen, nämlich 
die von 1792 und die von 1830, neben der zweimaligen Grün⸗— 
dung der Monarchie in Rom durch Cäſar und durch Auguſtus 
und dem zweimaligen Sturze Napoleons, als Beleg für das ge⸗ 
ſchichtliche Geſetz, daß große Entſcheidungen, um ſich dem menfd- 
lichen Bewußtſein als unumſtößlich zu legitimieren, doppelt ein- 
treten müßten. In der letzten Stunde des Winterſemeſters hat 
er in den Vorleſungen dann gar eine Kritik des bourboniſchen 
Re ſtaurationsſtaats gegeben, in der er das Verhältnis zwiſchen 
Regierung und Volk geradezu als eine „fünfzehnjährige Farce“ 
bezeichnet. Der Grund war „der Gegenſatz der Geſinnung und 
des Mißtrauens“: „die Franzoſen waren in der Lüge gegenein- 
ander, wenn fie Adreſſen voll Ergebenheit und Liebe zur Mon- 
archie, voll des Segens derſelben erließen“. Und er findet, ent⸗ 
ſprechend den Gedanken ſeines letzten Jahrfünfts, den tieferen 
Grund auch hier wieder zunächſt in der allgemeinen Unmöglich— 
keit, mit der katholiſchen Religion, die Heiliges und Weltliches 
trennt, eine vernünftige Derfaffung zuftande zu bringen: „denn 
Regierung und Volk müſſen gegenſeitig dieſe letzte Garantie der 
Geſinnung haben und können fie nur haben in einer Religion, 
die der vernünftigen Staatsverfaſſung nicht entgegengeſetzt ift". 
So alſo war auch während jener „fünfzehnjährigen Farce“, ob- 
wohl die Charte das allgemeine von beiden Seiten beſchworene 
Panier war, doch die „Geſinnung auf der einen Seite eine fatho- 
liſche, welche es ſich zur Gewiſſensſache machte, die vorhandenen 
Inſtitutionen zu vernichten“. Es iſt das gleiche, wie in den übrigen 
katholiſchen Staaten: durchweg blieb der Liberalismus „durch 
religiöſe Unechtſchaft an politiſche Unfreiheit angefchmiedet“. 
Es iſt überall der gleiche Grundirrtum: „daß die Feſſeln des 
Kechts und der Freiheit ohne die Befreiung des Gewiſſens ab- 
geſtreift werden, daß eine Revolution ohne Reformation ſein 
könne“. Und ſo erwartet er, ſo ſehr auch „nach vierzig Jahren 
von Kriegen und unermeßlicher Verwirrung“ ein „altes Herz“ 
ſich darüber freuen könnte, auch von der neuen mit der eigenen 
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Derfaffung grundſätzlich einverſtandenen Regierung Frankreichs 
kein dauerndes Ende jener revolutionären Verwirrungen und 
Kriege, — mit Recht, wie die folgende Geſchichte gezeigt hat. 
Eben das „katholiſche Prinzip“ bleibt ihm die ungelöſte Frage, 
der „Bruch“ in Frankreichs konſtitutioneller Zukunft. 

Nicht die einzige Frage. Die andere liegt ihm im Weſen des 
Liberalismus überhaupt: in der Forderung, daß die Einzelnen 
als ſolche regieren oder am Regimente teilhaben follen. Das 
Daſein einer Regierung ſelber ſcheint ihm durch dieſe Forderung, 
die aus den Gehorchenden Befehlende macht, in Frage geſtellt 
zu werden, und im Parlamentarismus, wenigſtens in dem auf 
demokratiſcher Grundlage mit feiner ewigen Unruhe, wo die 
Regierung vom Willen der Dielen eingeſetzt, nun als Regierung 
dieſen ſelben Willen der Vielen wieder gegen ſich hat, erkennt er 
„die Kollifion, den Knoten, das Problem, an dem die Geſchichte 
ſteht und den fie in künftigen Zeiten zu löſen hat“. 

Es hat ſchon ſeinen guten Grund, daß ſich ſeine politiſchen 
Beſorgniſſe nicht allein auf die katholiſchen Vorausſetzungen der 
ſeit 1850 neu erwachten Bewegung anknüpfen, ſondern daß er 
auch in ihr ſelbſt, in ihrem rein politiſchen Weſen, Gefahr wittert. 
Denn ſchon langte die Bewegung nach dem Staat, der ihr nach 
1789 am hartnäckigſten und erfolgreichſten hatte widerſtehen 
können, und dieſer Staat war, wenn nicht im deutſchen Sinne 
proteſtantiſch, jo doch auch keinesfalls römifch-fatholifh. Am 
26. April begann die Staatszeitung mit dem Abdruck eines Ar⸗ 
tikels über die britiſche Reformbill und ſetzte ihn in den Nummern 
vom 27 ten und 29 ten fort; dem „Fortſetzung folgt“ der letzten 
folgte in den nächſten Nummern nichts mehr, und ſo iſt der Ar⸗ 
tikel aus Hegels Manuſkript — denn er war der Derfaffer — zu 
feinen Lebzeiten vollſtändig nur unter der Hand und erſt nach 
ſeinem Tode öffentlich bekannt gemacht worden. Es iſt ſeine 
letzte politiſche Arbeit. 

Das harte toryſtiſche Regiment im Innern, in das England 
durch ſeine Stellung gegen das revolutionäre Frankreich hinein⸗ 
gebannt war, hatte ſchon in den Jahren vor der Julirevolution 
einige Stöße erfahren. Insbeſondere in der iriſchen und der da- 
mit zuſammenhängenden katholiſchen Frage war die Partei unter 
Führung ihres alten Häuptlings Wellington ſelber zuletzt einen 
guten Schritt zurückge wichen. Die Wahlen des Jahres 1830 

Roſenzweig, degel und ber Staat. II. 15 


226 Swölfter Abſchnitt 


fielen unter dem ftarfen Eindruck der Julirevolution oppofitionell 
aus, und im Spätjahr wich das Kabinett Wellington einem 
whigiſtiſchen. Man wußte, daß das die Einbringung eines Wahl⸗ 
reformgeſetzes bedeutete. 

Nachdem Englands Parlament Ende des ſiebzehnten Jahr⸗ 
hunderts ſeinen oligarchiſchen Charakter angenommen hatte und 
das königliche Vorrecht der Schaffung neuer Parlamentſitze be- 
ſeitigt war, wurden etwa ſeit Mitte des achtzehnten Jahrhunderts 
Stimmen laut, die eine Veränderung der beſtehenden Wahl⸗ 
privilegien im Sinne der veränderten Bevölkerungsverhältniſſe, 
insbeſondere eine beſſere Vertretung der „Mittelklaſſen“ ver⸗ 
langten. Der jüngere Pitt, ſpäter auch Fox hatten den Gedanken 
aufgenommen; die Revolution in Frankreich aber, ſtatt ſeine 
Verwirklichung zu fördern, hat ihn im Gegenteil auf Jahrzehnte 
eher zurückgedrängt. Erſt in den zwanziger Jahren des neun⸗ 
zehnten Jahrhunderts, insbeſondere als 1829 die privilegierte 
Stellung der Hochkirche und damit eine der Machtgrundlagen 
der alten Oligarchie fiel, konnte die Agitation ſich wieder mit 
mehr Ausſicht auf Erfolg hervorwagen, und während des Wahl⸗ 
kampfs im Sommer 1830 wuchs fie zu voller Kraft. 

Am 1. märz 1831 ſuchte das Miniſterium, nach vorange⸗ 
gangener fleißiger Bearbeitung der öffentlichen Meinung, beim 
Parlament die Erlaubnis zur Einbringung der Dorlage nach. 
Die Reform taſtete nicht etwa grundſätzlich die körperſchaftlichen 
Unterlagen des Wahlrechts an, das nur Gemeinden, nicht Indi⸗ 
viduen als Wähler kannte, ſondern beſchränkte ſich darauf, praktiſch 
die allerkraſſeſten Abſtände zwiſchen dem körperſchaftlichen und 
dem perſönlichen Wahlgedanken auszugleichen: Wahlkörper⸗ 
ſchaften mit weniger als zweitauſend Einwohnern ſollten das 
Wahlrecht verlieren, eine Anzahl bisher unvertretener Stadt⸗ 
und Landbezirke mit ſtärkerer Bevölkerung wurde zu Wahl⸗ 
körperſchaften und die Wahlberechtigung auf dem Lande nach 
der Beſitzart, in der Stadt auf Grund eines Cenſus beftimmt. 
So der Entwurf. Er ging unter dem Druck der öffentlichen 
Meinung und unter der von den Reformfreunden mächtig ge⸗ 
ſchürten Revolutionsangſt nach heftigen Debatten am 22. Mätz 
in zweiter Leſung durch, wenn auch bloß mit der lächerlichen 
Mehrheit von einer Stimme. Die Ausſichten auch für die dritte 
Leſung ſtanden nicht ſchlecht; es galt nicht für unmöglich, daß 
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die Mehrheit ſich bis dahin noch verſtärken würde. In der Par- 
lamentsauflöſung hatte das Miniſterium diesmal bei einer den 
Wählern notwendig ſo einleuchtenden Wahlparole, ſo lange nur 
der König feſt blieb, der Minderheit gegenüber eine Waffe, die 
zu zeigen vielleicht ihren Gebrauch ſchon erſparen würde. Und 
eine verſtärkte Mehrheit im Unterhaus würde auch auf den Wider⸗ 
ſtand der Oberhausmehrheit ihren Druck ausüben. So war die 
Lage als, am 30. März, die beiden Häuſer in die Oſterferien ein⸗ 
traten. Aber die Minderheit blieb nicht untätig. In dem am 
12. April wieder verſammelten Parlament holte ſie zu einem 
Schlage aus, der die Regierung an ihrer verwundbarſten Stelle 
traf: die Mehrheit für den ſehr gemäßigten Reformplan beruhte 
darauf, daß ihn der Führer des katholiſchen Irentums, der ge⸗ 
waltige Dolfsmann OG'Connel, unter diplomatiſcher Zurüd- 
ſtellung ſeiner weitergehenden Wünſche unterſtützte. Auch vor 
den Ferien war gelegentlich von den Reformfeinden bemerkt, 
daß der Regierungsentwurf die Zahl der engliſchen Unterhaus» 
ſitze zugunſten der walliſiſch⸗ſchottiſch⸗iriſchen verringern würde. 
„Doch hatte das Argument eine große Rolle nicht geſpielt. Jetzt 
brachte es zu Beginn der erſten Sitzung ein an ſich nicht reform⸗ 
gegneriſcher, aber fanatiſch irenfeindlicher Abgeordneter, Gascoine, 
vor; O'Connel widerſprach fofort; aber Ruſſel, der Miniſter, der 
die Vorlage eingebracht hatte, machte, vielleicht überraſcht, 
Gascoine Hoffnung, daß das Miniſterium den Regierungsent- 
wurf in ſeinem Sinn abändern würde; der Premierminiſter Grey 
beſtätigte das noch zwei Tage danach, erklärte aber dazu, gegen 
die Beſorgniſſe der Reformfreunde, die ſchon ein Nachgeben des 
Minifteriums in der Frage der aufzuhebenden, eben größten- 
teils engliſchen, Wahlberechtigungen argwöhnten: keinesfalls 
werde die Regierung dieſen Hauptpunkt fallen laſſen. Aber das 
durch die fcheinbare Schwankung des Miniſteriums geweckte 
Mißtrauen war nicht ſo leicht zu beſchwichtigen. Als die Regierung 
am 18. April ihren Entwurf mit der ſcheinbar ihren Gegner 
Gascoine, in Wahrheit ihren Verbündeten O Connel und die 
Katholiken berückſichtigenden Abänderung vorlegte, daß die jetzige 
Geſamtzahl der Abgeordneten unverändert bleiben ſolle, brachte 
Gascoine einen „Zuſatzantrag“ ein, daß dieſe Sahl keinesfalls 
durch eine noch fo geringe Vermehrung der iriſchen oder ſchotti⸗ 
ſchen Abgeordneten erzielt werden dürfe. Das Miniſterium be⸗ 
15 
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hauptete, offenbar wieder nur aus NRüdfiht auf O'Connels 
Gruppe, darin eine Spitze gegen das Weſentliche des Regierungs- 
entwurfs ſehen zu müſſen. Und als der Antrag dennoch, mit acht 
Stimmen Mehrheit, am folgenden Tag durchging, veranlaßten 
die Minifter den Hönig zur Parlamentsauflöſung; unter der 
lärmenden Wut der vergewaltigten Mehrheit vom Igten, die 
jetzt unverhohlen dem Miniſterium vorwarf, das Land an Iren 
und Katholiken zu verraten, waltete der Monarch perſönlich am 
22 ten dieſes ſeit langem nicht mehr geübten königlichen Rechts. 

Hegels Aufſatz wurde vom 25 ten ab gedruckt. Er iſt nicht 
vor dem 7 ten begonnen, alſo zu einem Zeitpunkt, wo der vor 
den Ferien ſpielende Teil der Verhandlungen in Berlin voll- 
ſtändig bekannt war; die Verhandlungen nach den Ferien, die 
am 26 ten bis zum ı5ten einſchließlich vorlagen, berührt er 
nirgends; eine, nicht auf England bezügliche, Seitungsnotiz vom 
14 ten wird gelegentlich im Text verwertet; eine Notiz, die am 
Abend des 23 ten bekannt ſein konnte, wird im Druck als Anmer⸗ 
kung zugefügt, während fie im Manuffript noch fehlt; dieſes iſt 
alſo am 23 ten ſchon abgeſchloſſen geweſen, während es am Iten 
wahrſcheinlich noch in Arbeit war; die Behandlung des Gegen— 
ſtands jedoch führt nirgends über den 30. März hinaus, ihr Stoff 
ſind im allgemeinen die Parlamentsverhandlungen des Monats 
März. 

England iſt für Hegel, wir wiſſen es, von jeher der Siel— 
punkt lebendigen Intereſſes geweſen. Der Durchſchnitts-Würt⸗ 
temberger glaubte in ſeinen eigenen Landſtänden das genaue 
Gegenſtück zum britiſchen Parlament zu beſitzen. Hegel aller- 
dings, wie er gegen die heimiſchen Stände ſchon früh voller 
Hritik war, verfolgte auch Englands parlamentariſches Leben 
ohne rechte Bewunderung. Schon 17298, in einer der Anmer⸗ 
kungen zu der Cart⸗Uberſetzung, wies er ganz im Sinne der For⸗ 
derungen, die von der Oppoſition im engliſchen Parlament ſelbſt 
geſtellt wurden, auf die Kluft hin, die zwiſchen der Parlaments⸗ 
mehrheit und dem Dolkswillen klaffe, den fie zu vertreten bean⸗ 
ſpruche. Foxens große Rede für Parlamentsreform von 1796 hat 
er in feiner Schrift zur Württembergiſchen Verfaſſungskriſe von 
1298 angeführt. Mehr als jene politiſchen Probleme der „un⸗ 
vollſtändigen Repräſentation der Nation“, die ja übrigens auch 
gerade in dem folgenden Zeitraum in England ſtark zurücktraten, 
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ſcheinen ihn dann die Anfänge der ſozialen Frage beſchäftigt zu 
haben; fein erſter Biograph hat noch feine Auszüge der Parlaments- 
verhandlungen über die Armenſteuer geſehen, und Spuren dieſes 
Intereſſes ſind uns in den politiſchen Syſtemen der Folgezeit 
bis 1820 hinunter zahlreich begegnet; daneben war etwa auch 
noch ein Einfluß des engliſchen Selbſtverwaltungs⸗ und Volks- 
vertretungsgedankens, doch beides meiſt durchaus zweifelhaft, 
in der Reichsverfaſſungsſchrift zu erkennen. Die Kritik ift ihm 
jedenfalls nie verloren gegangen. Englands Behandlung der 
ſozialen Schwierigkeiten erſcheint, wo ſie erſcheint, faſt mehr als 
abſchreckendes Beiſpiel. Andererſeits nennt er gerade dann, 
wenn er engliſchem Einfluß folgt, gewöhnlich anders als bei 
franzöſiſchem das Vorbild nicht bei Namen, ſo daß man hier 
ſtark auf Vermutungen ange wieſen bleibt. In der 1817 er Schrift 
über die württembergiſche Derfaffung wird einmal von der 
engliſchen Verfaſſung geſagt, fie habe ſich gerade durch ihre 
„Mißbräuche“ erhalten. Die Rechtsphiloſophie von 1820 ſpielt 
auch außerhalb der ſozialen Frage gelegentlich auf England an; 
insbeſondere in mündlichen Vorleſungszuſätzen iſt er hier im fol⸗ 
genden Jahrzehnt wohl auf das Intereſſe ſeiner Hörer einge⸗ 
gangen. Als nun die Keformbill eingebracht wurde, da wurde 
er, nach guten Zeugniſſen, von quälendſter Unruhe erfaßt. Sich 
Luft zu machen, ſo meint unſer Berichterſtatter, ſchrieb er den 
Aufſatz für die Staatszeitung. 

Von allem, was in England anläßlich der Bill aufgerührt 
wurde, geht in Hegels Aufſatz nur ein Teil ein. Zunächſt ſollen 
nach ſeiner eigenen Erklärung nur die „höheren Geſichtspunkte, 
die in den bisherigen Debatten des Parlaments zur Sprache ge⸗ 
kommen ſind“ zuſammengeſtellt werden, die durch die Bill in 
Ausſicht ſtehenden Veränderungen in den „edlen Eingeweiden, 
den vitalen Prinzipien der Derfaffung und des Fuſtandes Groß⸗ 
britanniens“. In Wahrheit fallen denn auch gewiſſe Geſichts⸗ 
punkte völlig aus. So vor allem die Verknüpfung der Wahl- 
rechtsreform mit der Frage der parlamentariſchen Vertretung 
der einzelnen im Londoner Parlament vereinigten Königreiche, 
insbeſondere das durch die Konfeſſionsfrage verwickelte Problem 
des iriſchen Stief⸗ und Schmerzenskindes der großbritanniſchen 
Krone. Wir ſahen, wie dieſe Frage, die übrigens auch ſchon vor 
den Ferien nicht unbehandelt blieb, durch den Gascoineſchen 
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Dorftoß feit den erſten Tagen nach den Ferien in den Dorder: 
grund der Verhandlungen rückte; Hegel hat wahrſcheinlich noch, 
als die erſten Tage dieſer Verhandlungen in Berlin bekannt 
wurden, an dem Auſſatz gearbeitet, berückſichtigt hat er fie nicht 
mehr; nur als eine der Sünden der engliſchen Parlaments⸗ 
regierung erwähnt er mit bitterem Pathos einmal die Behandlung 
Irlands; die höchſt wirkſame, ja für den Augenblick entſcheidende 
Verflechtung, in welche die iriſche Sonderpolitik hier mit Englands 
allgemeiner Politik trat, iſt ihm entgangen. Ganz losgelöſt von 
dieſen für Englands — aber eben nur für Englands — Geſchichte 
hochwichtigen Beziehungen ſchält er ſich ſein Thema rein ſo 
heraus, daß nur das allgemein europäiſch Bedeutſame hervor⸗ 
tritt. Es ſind die großen Fragen, die durch die Julirevolution 
aufs neue unaufhaltſam in Fluß gekommen find, die Fragen, 
denen auch bisher ſein politiſches Nachdenken gegolten hatte: der 
Hampf zwiſchen geſchichtlichem und vernünftigem Recht und das 
Verhältnis zwiſchen den verfaſſungsmäßigen Gewalten. An 
Englands Beiſpiel nimmt er fie aufs neue vor; der Aufſatz kreiſt, 
trotz der durchgehenden Anknüpfung an die Reformbill, doch nicht 
fo ſehr um England als um das politifche Problem des Liberalis⸗ 
mus in Frankreich und beſonders in Preußen. Aber während er 
ſonſt, wo er von Frankreich — und, falls jener Januaraufſatz der 
Staatszeitung etwa dennoch von ihm herrühren ſollte, von Bel⸗ 
gien — handelt, die ihm in den letzten Jahren höchſt wichtig ge⸗ 
wordene Frage nach dem Katholizismus in feinem Verhältnis 
zum Liberalismus als Ausgangspunkt nimmt, behandelt er hier 
den Liberalismus rein als ein politiſches, ja man könnte ſagen: 
politiſch⸗techniſches Problem. Es iſt geradezu die Signatur des 
Aufſatzes, daß er für England mehr die Ausführbarkeit als die 
Berechtigung der liberalen Reform in Sweifel zieht. 

Die Berechtigung erkennt er an. Er findet die Antriebe zur 
Reform in dem „Gefühl der Gerechtigkeit“, das ſich wider die 
„gegenwärtige“ — „bizarrſte, unförmlichſte“ hat das Manufkript — 
„Unregelmäßigkeit und Ungleichheit“ des Wahlverfahrens wen⸗ 
det; daneben verkennt er nicht die Macht der durch die Juli⸗ 
revolution angefachten Beſorgnis, den Wunſch, der zugegebener⸗ 
maßen „allgemeinen Stimme“ des engliſchen Volks entgegen⸗ 
zukommen; er lobt, daß man die Sache gründlich, nämlich bei 
der „Inſtitution“, angreife und ſein Heil nicht in Einzelmaß⸗ 
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nahmen oder gar nur in moraliſchen Einwirkungen ſuche. Er 
eignet ſich die im Parlament geübte Kritik am bisherigen Zu- 
ſtande zwar nicht in dem Sinne an, wie er einſt, 1798, getan: daß 
ihm die Nation ungenügend „vertreten“ erſchiene; aber er findet 
in der überwiegenden Einmiſchung „ſchmutzigen Geldvorteils“ 
ein bedenkliches, in dem erwachten Widerwillen gegen ſolche 
ſchamlos eingeſtandene Korruption ein gutes Zeichen für das 
engliſche Volk. Weder die ſonſt fo beliebte „Weisheit der Vor⸗ 
fahren“ noch die mit dem Wahlprivilegium verbundenen Geld⸗ 
intereſſen habe man diesmal im Parlament als Gründe für das 
Feſthalten an den Mißſtänden des geltenden Staatsrechts anzu⸗ 
führen gewagt. Auch das vielgehörte Argument, daß gerade auf 
Grund jener nunmehr abzuſchaffenden Mißſtände bisher zahl⸗ 
reiche Begabungen den Eingang ins Parlament und von da in 
die Regierung gefunden hätten, verwirft er, übrigens in wört⸗ 
lichem Anſchluß an die Rede Macaulays, als zum Reich der 
„Zufälligkeiten“ gehörend. Gleichwohl aber, trotzdem er ſich die 
von den Reformfreunden geübte Kritik des bisherigen Zuſtandes 
zu eigen macht, iſt er weit entfernt, dem Geſetz zuzuſtimmen. 
Daß in England ein weites Feld für foziale und politiſche Re⸗ 
formen offen ſtand, verkannte er am wenigſten. Aber wenn man 
in England ſelbſt das Fuſtandekommen dieſer Reformen aus der 
Parlamentsreform je nachdem erhoffte oder befürchtete, ſo ließ 
ſich Hegel davon nicht irremachen. In einem durch das refor⸗ 
mierte Wahlrecht zuſtandegekommenen Parlament würden — ſo 
meinte er auf Grund der Angaben, die im Parlament ſelbſt ge- 
macht waren, und führte es Punkt für Punkt durch — dieſe not- 
wendigen Reformen ebenſowenig eine Mehrheit finden wie im 
bisherigen. So beſchränke ſich die Bedeutung der geplanten 
Wahlreform darauf, daß durch ſie ein neues „Prinzip“ in das 
engliſche Verfaſſungsleben komme. Während bisher im eng⸗ 
liſchen Staats⸗ wie Privatrecht „der Charakter des Poſitiven“ 
vorherrſchend geweſen ſei und ſelbſt Verfaſſungsgeſetze wie die 
Magna Charta oder die Bill of rights den gewiſſermaßen privat⸗ 
rechtlichen Stempel ihres hiſtoriſch zufälligen Urſprungs an ſich 
trügen, werde durch die Bill dieſe „formelle Grundlage des 
Beſtehenden“ erſchüttert, und allen Inſtitutionen drohe die Frage, 
ob ſie „auch an und für ſich recht und vernünftig ſind“. Hierin 
alſo ſieht Hegel das Entſcheidende. Wie aber verhält er ſich dazu d 
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Man könnte erwarten, er müſſe, bei ſeiner bekannten Kritik 
des bloß „Poſitiven“ im Recht, es nur begrüßen, daß nunmehr 
auch in England die „Grundſätze der reellen Freiheit“ Ausſicht 
auf Durchführung erhalten. Wirklich läuft ſeine ganze Kritik 
der engliſchen Zuſtände auch immer wieder auf dieſen Punkt 
hinaus. In beſtändigem Vergleich mit den Einrichtungen des 
Kontinents, insbefondere der deutſchen Staaten, noch ſpezieller 
Preußens, weiſt er die Zurückgebliebenheit Englands nach. Nie, 
auch nicht im ehemaligen deutſchen Reich, das doch „gleichfalls 
ein unförmliches Aggregat von partikulären Rechten“ geweſen, 
haben ſich die Symptome ſolcher politiſchen „Verdorbenheit“, 
hat ſich eine ſolche „alle Volksklaſſen durchdringende Eigenſucht“ 
gezeigt. Er ſchilt die Anglomanie der Hontinentalvölker, die ſich 
„ſo lange durch die Deklamationen von engliſcher Freiheit und 
durch den Stolz der Nation auf ihre Geſetzgebung habe imponieren 
laſſen“; Punkt für Punkt weiſt er nach, wie in England das, was 
auf dem Hontinent teils die Revolution, teils — in Deutſchland 
und Preußen — ſchon der Dreißigjährige Krieg und in neuerer 
Zeit „die vernünftige Bildung“ ſowie „der große Sinn von 
Fürſten, . .. das Gefühl einer an und für ſich ſeienden Gerechtig⸗ 
keit zu dem Leitſterne ihrer legislatoriſchen Wirkſamkeit zu machen,“ 
erreichte, in England bis auf den heutigen Tag noch im Argen 
liege und wie auch die Bill unmittelbar die Ausſichten für ſolche 
Reform nicht verbeſſere. Deutſchland gilt ihm bei dieſem Der- 
gleich als das Muſterland, wo die Ideen, die in Frankreich nur 
„mit vielen weitern Abſtraktionen vermengt und mit den be⸗ 
kannten Gewalttätigkeiten verbunden“ durchdrangen, „unver⸗ 
miſchter ... längſt zu feften Prinzipien der innern Überzeugung 
und der öffentlichen Meinung geworden ſind und die wirkliche, 
ruhige, allmähliche, geſetzliche Umbildung jener Rechtsverhält⸗ 
niſſe bewirkt haben“. Don der Bill aber erwartet er, wie ge- 
ſagt, keine derartigen Reformen. Sie geht ihm — darauf kommt 
die Kritik, die er an ihr ausübt, heraus — entweder zu weit oder 
nicht weit genug. | 

Nicht weit genug: denn indem fie grundſätzlich mit der rein 
privatrechtlichen Auffaſſung, der ein Parlamentsſitz für nichts 
anderes gilt wie irgend ſonſt ein privates Eigentum, bricht und 
dennoch dieſen grundſätzlichen Bruch nicht folgerecht durchführt, 
ſondern nur ein „Gemiſche von den alten Privilegien und von 
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dem allgemeinen Prinzip der gleichen Berechtigung aller Bürger“ 
iſt, „ſtellt ſie das, was bloß aus dem Boden des alten Lehnrechts 
ſtammt, in das viel grellere Licht der Inkonſe quenz, als wie noch 
alle Berechtigungen insgeſamt auf einem und demſelben Boden 
des poſitiven Rechts fußten“; Hegel ſelbſt hält es nicht unter 
ſeiner Würde, eine grobe perſönliche Verdächtigung des leiten- 
den Miniſters betreffs des Umfangs und der Abgrenzungen 
dieſes „Gemiſches“, die in einer Londoner Korrefpondenz der 
Staatszeitung als politiſcher Klati erwähnt war, zu wieder⸗ 
holen. Zu weit geht ihm die Bill einmal darin, daß fie ein Cenſus⸗ 
wahlrecht — wir kennen Hegels Abneigung dagegen — ſtatt eines 
irgendwie auf die lebendigen Standesunterſchiede der modernen 
Geſellſchaft gegründeten einführt; er möchte den bisher in Eng⸗ 
land herrſchenden Grundſatz, daß nicht, wie es moderne Forde⸗ 
rung iſt, die Individuen, ſondern die „unterſchiedenen großen 
Intereſſen der Nation“ vertreten ſein ſollen, erhalten wiſſen, 
freilich ſeine Verwirklichung nicht wie in England dem Sufall 
und der Unſittlichkeit der Beſtechung anvertrauen, ſondern ſo, 
daß er bewußt anerkannt und verfaſſungsmäßig ausgebildet wäre. 
Gegen ein nicht auf ſtändiſcher Grundlage aufgebautes Wahl- 
recht verwendet er noch immer wie ſchon 1812 in der württem⸗ 
bergiſchen Angelegenheit das Argument von der Gleichgültig⸗ 
keit des Einzelnen gegen ein Recht, das ihm nur“ kinen fo ver- 
ſchwindenden Anteil an der Staatsgewalt verfchaffe, und ver- 
teidigt in faſt ſophiſtiſcher Weiſe dieſes Argument „des geſunden 
menſchenverſtandes“ gegen einen politiſchen Idealismus, der die 
„hohen Geſichtspunkte der Freiheit, der Pflicht, der Ausübung der 
Souveränitätsrechte, des Anteils an den allgemeinen Staats- 
angelegenheiten“ ins Feld führt. Als ſophiſtiſch wird man auch 
Hegels vom Standpunkt des „urſprünglichen, unveräußerlichen“ 
Rechts ausgehende SFergliederung des Gedankens einer Wahl⸗ 
rechtserweiterung überhaupt bezeichnen müſſen; er unterbaut da 
mit dem Begriff der unveräußerlichen Rechte den Berechtigungs⸗ 
begriff, gegen den ſich jener erſte Begriff gerade wendet. 

Eine weitere Demokratiſierung als die angeführte ſcheint 
zunächſt nun durch die Bill nicht bevorzuſtehen. Aber Hegel 
ſieht ſie, im Anſchluß an Wellingtons Rede im Oberhaus kurz vor 
den Ferien, im Bintergrunde ſchon heraufziehen. Dadurch, daß 
dem bisher in beiden „Parteien“ gleichmäßig herrſchenden, im 
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weſentlichen feſtgeſchloſſenen Kreis von Familien jetzt ein Teil 
feiner gewohnten Zugänge zum Parlament genommen wird, 
erhalten „neue Menſchen“ Zutritt und mit ihnen — obwohl das 
zunächſt nur die Erſetzung oder Ergänzung einer Gligarchie durch 
eine andere bedeutet — auch „heterogene“ Grundſätze; denn daß 
den neuen Menſchen die Tür zum Parlament geöffnet worden 
iſt durch Abgehen von dem bisherigen Grundſatz der nur poſi⸗ 
tiven Rechte, das wird ganz von ſelbſt weiterwirken. Die Oppo⸗ 
ſition, die bisher mit der Regierungspartei auf gleichem Boden 
ſtand und nur um die Macht, nicht um Maximen kämpfte — ein 
von Hegel in der Rechtsphiloſophie als muſtergültig bezeichneter 
Suſtand — wird zu einer Öppofitionspartei feſtländiſchen Cha⸗ 
rakters; auch England wird den „Gegenſatz der hommes d’etat 
und der hommes à principes“ kennen lernen. Das iſt an ſich in 
Hegels Augen kein Unglück, denn England kann einen Schuß 
„Ideen“ vertragen; und vor dem im demokratiſchen Gedanken 
angelegten Kreislauf des Widerſpruchs gegen das notwendige 
Gehorchen iſt England, wie man trotz der Befürchtungen der 
Reformgegner annehmen darf, geſichert durch den praktiſchen 
Sinn ſeiner Bewohner und durch die reichliche Selbſtverwaltung, 
die dieſen praktiſch⸗politiſchen Sinn ſtändig ſchult und erhält. 
Sollten dieſe Schutzvorrichtungen ſich freilich als wirkungslos 
erweiſen, dann hält Hegel die Revolution in England für gewiß. 
Denn — und hier kommt er auf einen Punkt, der in England 
nicht erwähnt werden darf, weil er ein nationales Vorurteil 
berührt, dem aber Hegel faſt den ganzen Schlußteil feines Auf⸗ 
ſatzes widmet — in England fehlt die vermittelnde Stelle, der 
andere Staaten „den Übergang aus der früheren, nur auf pofi- 
tivem Rechte gegründeten, Geſetzgebung in eine auf die Grund⸗ 
ſätze der reellen Freiheit baſierte — und zwar einen von Er⸗ 
ſchütterung, Gewalttätigkeit und Raub rein gehaltenen Aber- 
gang verdanken konnten“: ein ſtarkes Königtum. Die Stellung 
des Hönigs iſt für Hegel die wahre Achillesferſe der engliſchen 
Verfaſſung. Die Reformbill wird an ihr nichts ändern; das mon⸗ 
archiſche Prinzip „hat in England nichts mehr zu verlieren“; 
die königlichen Vorrechte ſind durch die Stellung des Miniſteriums, 
und das heißt nach Hegels Anſicht letzthin des Parlaments, 
„mehr illuſoriſch als reell“. Der König im wirklichen engliſchen 
Derfaffungsleben, und bald wie es ſcheint duch der Hönig in 
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Frankreich, bekleidet das Amt in der Siéyeèsſchen Derfaffung, 
deſſen Träger von Napoleon mit einem, wie Hegel ſagt, „ſoldati⸗ 
ſchen“ Urteil als Maſtſchwein bezeichnet wurde. Dieſe Aus⸗ 
ſchaltung des Hönigs, die ſo weit geht, daß es nicht erlaubt iſt, 
feine Billigung oder Mißbilligung der Regierungspolitif öffent⸗ 
lich zu erwähnen, macht nunmehr aus dem Volk die einzige 
außenſtehende Inſtanz, an die eine innerhalb der Regierung 
zurückgedrängte Partei appellieren könnte: im Hintergrund der 
engliſchen Freiheit ſteht ſo, wenn einmal die bisherige innere 
Homogenität der regierenden Klaffe durch den Erfolg der Bill 
geſtört ſein wird, das Geſpenſt der Revolution. 

Dieſe letzten Erörterungen bilden den Schlußteil, der in der 
Zeitung nicht mehr abgedruckt wurde. Der Grund war ein per- 
ſönliches Eingreifen des Königs: Friedrich Wilhelm hielt, wie 
dem Derfaffer bekanntgegeben wurde, es für bedenklich, daß ein 
minifterielles Blatt einen Tadel gegen die engliſchen Derhältniffe 
brachte. Die Staatszeitung hatte allerdings in ihren Londoner 
Korrefpondenzen eine dem Reformplan im ganzen günſtige 
Haltung eingenommen; doch auch Hegels Kritik war der Reform 
gegenüber zwar beſorgt, aber, wie wohl aus unſerer Darſtellung 
und auch aus dem Eindruck des Artikels noch auf ſpätere Leſer, 
3. B. auf Stahl, hervorgeht, durchaus nicht ablehnend. Dielleicht 
darf man vermuten, daß der von Hegel noch nicht berückſichtigte 
weitere Verlauf der Angelegenheit den Abdruck des Schlußteiles 
unratſam machte. Eben in den Tagen, wo der Artikel erſchien, 
brachte die Zeitung den Bericht über die der Auflöſung vorher- 
gehenden Sitzungen des Parlaments. In dem von Hegel in 
ſeiner Aufzählung gar nicht erwähnten königlichen Rechte der 
Parlamentsauflöſung lag für das engliſche Königtum eine, viel- 
leicht die ſtärkſte, verfaſſungsmäßige Möglichkeit zum Eingreifen 
in die Staatsgeſchicke; hier lag es insbeſondere im gegenwärtigen 
Augenblick in feiner freien Entſcheidung, ob es mit dem Kabinett 
gegen das Parlament oder mit dem Parlament gegen das Kabi- 
nett gehen wollte. Indem der Hönig damals für das Miniſterium 
eintrat, hat er der Macht dieſes Parlaments einen ſchweren 
Schlag verſetzt. Daher die in der Staatszeitung mehrfach be⸗ 
richteten §weifel, ob er einen ſolchen Schritt wagen werde; daher 
die ungeheuere Aufregung, als er es tat. Es wäre höchſt un⸗ 
paſſend geweſen, gleichzeitig mit dem Bericht von dieſer ein⸗ 
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drucksvollen Machtäußerung des engliſchen Königtums die Hegel- 
ſche Schilderung ſeiner vollkommenen Machtloſigkeit und ſeine 
Anwendung des Napoleonworts vom cochon d’engrais zu drucken. 

Aber wie dem auch ſein mag, jedenfalls wurde der Druck des 
Aufſatzes ſiſtiert; Hegels ſtärkſte Verherrlichung des preußiſchen 
Hönigtums fand in dem Regierungsblatte Preußens keinen Platz. 
Es iſt ein eigenes Geſchick, das über Hegels politiſchen Flug⸗ 
ſchriften und Feitungsaufſätzen waltete. Die Publikation über 
das Waadtland mit ihrem „discite justitiam“ erſchien, als es für 
die Verantwortlichen ſchon zu ſpät geweſen wäre, noch Gerechtig⸗ 
keit zu lernen. Die Schrift über die inneren Verhältniſſe Württem⸗ 
bergs von 1798 blieb ungedruckt; der Grund iſt nicht mehr er⸗ 
ſichtlich. Die große Schrift zur Reichsreform, die ihn dann faſt 
vier Jahre lang beſchäftigte, blieb gleichfalls ungedruckt, wohl 
aus Verzweiflung an ihrem Gegenſtand. Erſt die 1817 er Aritik 
der württembergiſchen Stände, das Entſchiedenſte was er poli- 
tiſch geſchrieben hat, wurde veröffentlicht, ſelbſt nachgedruckt und 
fand freundlichen und feindlichen Widerhall. Nun dieſe, wenn 
man von dem unſicheren Aufſatz über Belgien abſieht, 
nächſtfolgende und letzte politiſche Veröffentlichung Hegels 
wurde mitten abgebrochen. Ihr Geſchick iſt das ſonderbarſte. 
Die ganze Schwierigkeit ſeiner inneren Stellung war in ihr zum 
Ausdruck gekommen. Eine Reform ſtand bevor, deren Siel er im 
ganzen billigen mußte; ein Suſtand ſollte verſchwinden, der 
nach ſeinen Anſichten kein Daſeinsrecht mehr beanſpruchen konnte. 
Gleichwohl fand er kein mutiges Nein für den bisherigen Suſtand, 
kein entſchloſſenes Ja für die Reform. Die theoretiſch klaren 
Derhältniffe verwickelten ſich ihm durch die Angſt vor den prak⸗ 
tiſchen Möglichkeiten und Gefahren. Ein hamletiſcher Zug, ihm 
ſonſt fremd, liegt über ſeinem Verhalten. Im Grunde muß er 
die Berechtigung des liberalen Strebens, ungeachtet aller Ein⸗ 
ſchränkungen und Einzeleinwände, die er zu machen hat, aner: 
kennen. Aber dieſe Anerkennung macht er ſich ſelbſt unmöglich 
dadurch, daß er kein rechtes inneres Vertrauen in die Zukunft 
mehr aufbringt. So ſchwankt ſein Auge zwiſchen Möglichkeiten. 
Was er von der Reform verlangt, iſt im Grunde, daß ſie nicht 
erſt zu tun wäre; ſie hätte ſchon längſt geſchehen ſein ſollen; daß 
ſie es nunmehr nachholt, macht ihn zu ihrem mißtrauiſch beob⸗ 
achtenden Gegner. Es iſt jene Revolutionsfurcht ſchlechtweg, 


Julirevolution. 237 


die in ſeinen Außerungen der letzten Jahre zunehmend ſichtbar 
wird; hier hat fie ſich klaſſiſch bekundet. Er bleibt der Derherr- 
licher der Ideen von 1789, aber 1830 find ihm dieſe Ideen un⸗ 
willkommen, auch wo ſie nicht weitergehen als die von 1789. 
Sie könnten ja eben doch weitergehen wollen. Auf 1789 folgte 
1795, folgten die Kriege Napoleons; um keinen Preis darf auf 
1850 Ahnliches folgen. Er iſt in Wahrheit geworden, was er von 
fi in der Schlußftunde des Winterkollegs ſagt: ein altes Herz. 
Swiſchen feine Gedanken und ihr Ziel haben ſich die Gefahren der 
Revolution eingeſchaltet. Er vermag der Verwirklichung des 
vernünftigen nicht mehr ungeängſtigt zu folgen. Zum erften 
Mal geſchieht ihm, was ihm in vierzig Jahren nie geſchah: er 
muß der Wirklichkeit auf ihre ſtumme Frage die klare und beſtimmte 
Antwort des Geiſtes verſagen. Der dem Gange der Revolution, 
dem Aufſtieg und Fall Napoleons, der Wiederherſtellung der 
alten Staatengeſellſchaft Schritt für Schritt begreifend und be⸗ 
jahend, „Sekretär des Weltgeiſts“, gefolgt war, verhüllt jetzt ſein 
Antlitz vor dem neuen „Ruck“, den die Geſchichte tut; er hört ihn, 
aber er kann ihn nicht mehr ſehen, nicht mehr deuten. Statt des 
Ereigniſſes ſieht er den „Knoten“, an dem die Geſchichte ſteht; 
er hatte ſonſt, ein philoſophiſcher Alexander, ſolche weltgeſchicht⸗ 
liche Knoten mit dem Schwerte des Geiſtes zerhauen; diesmal 
überläßt er es der Geſchichte, damit fertig zu werden; er ſieht 
noch die Frage, — als Antwort findet er nur noch ein Ent⸗ 
weder⸗Oder. In der drohenden Verwirrung der Welt richtet 
er nun ſeinen Blick auf den Felſen, der feſt zu ſtehen ſcheint: 
Preußen und ſein Königtum. Hier ſind die liberalen Ideen 
zu Inſtitutionen der wahren Freiheit verwirklicht, im Gefolge 
der fortſchreitenden Bildung des Volks, der Einſicht und des 
guten Willens der Regierenden. Und da geſchieht es, als er 
das Lob des preußiſchen Königtums auszuſprechen ſich anſchickt, 
daß ihm eben dies Hönigtum Schweigen gebietet. Und als 
Grund wird ihm geſagt, man wolle nicht das Ausland durch 
eine Hritik feiner Inſtitutionen verletzen. Seiner anti⸗ oder 
amonarchiſchen Inſtitutionen! Ohne es zu wollen, hat Friedrich 
Wilhelm oder der, welcher ihn zu dem Philoſophen ſprechen 
ließ, hier die internationale Gemeinſamkeit der inneren Politik 
verneint, auf deren Anerkennung die vergangene Epoche be⸗ 
ruhte: um des geſamtſtaatlichen Verhältniſſes zu England willen 
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unterfagt der preußiſche König eine Verherrlichung des preu- 
ßiſchen Hönigtums. 

Perſönliche Anerkennung hat den Derfaffer reichlich ent⸗ 
ſchädigt; er hat bei der privaten Verbreitung des Aufſatzes, die 
erlaubt wurde, die größten „Elogen“ zu hören bekommen. Auch 
das Wohlwollen des Königs, der ihm noch kurz zuvor die damals 
nicht gewöhnliche dritte Klaſſe des Roten Adlerordens verliehen 
hatte — gleichzeitig übrigens mit Schleiermacher —, war durch 
den Vorfall ſchwerlich vermindert. Aber die allgemeine Miß⸗ 
ſtimmung, deren Gründe wir ſahen, ſcheint den Denker nicht 
verlaſſen zu haben. Zu ſehr gaben ihr die Dinge in der politiſchen 
Welt Nahrung, vor allem der nicht wegzuleugnende Gegenſatz 
in der Beurteilung, die ſie bei einem Teil der Schüler fanden. 
Zu ſeinem letzten Geburtstag ſandte ihm einer der ergebenſten 
Anhänger ein Gedicht, das unter Hinweis auf die allgemeine 
europäifche Erregung den Meiſter anrief, daß er laut das rechte 
Wort nennen möge, das zauberkräftig die entfeſſelten Geiſter 
bannen werde. Hegels Antwortverſe danken dem Getreuen für 
ſeine „Forderung von Entſchlüſſen zu Wortestat, um zu beſchwö⸗ 
ren die Vielen, Freunde ſelbſt auch, die zum Wahnſinn ſich em⸗ 
pören“. Doch wird ein Wort, das in dieſen Strudel fällt, das 
Unheil, das ja gerade darin beſteht, daß jeder nur ſich ſelber 
hören will, nicht nur noch mehren d Häme es aber dennoch, daß er, 
wie es ihn längft dränge, doch „losſchlagen“ werde, dann wäre 
jener Zuruf ihm 


„ein Pfand es noch zu wagen 

mit Hoffnung, daß noch Geiſter ihm entgegenſchlagen 
und daß es nicht verhall' in leere Klagen, 

daß ſie's zum Volk, zum Werk es tragen!“ 


„Noch“, hofft er, werden ihm Geiſter entgegenſchlagen. 
Heineswegs beſitzt er mehr die ſelbſtverſtändliche Gefühlsgewiß⸗ 
heit von einſt, daß ſein Wort ſeine Stätte in der Seit finden wird; 
nur noch „Hoffnung“ wagt er zu haben, daß es „zum Volk, zum 
Werk“ gelange. Das iſt nicht mehr der Mann, der ſein Selbſt 
und die Seit ſo eins weiß, daß er jenem, dem Selbſt, die unge⸗ 
heure Forderung mitgibt, dieſe, die Seit, „zu ſein“; die Der- 
einigung, auf deren feſten Boden er ſein Leben geſtellt hatte, 
die Vereinigung mit der Seit iſt zerriſſen; er iſt — obwohl nun 
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auf ſichtbarer höhe, umgeben von verehrender Jugend, und da⸗ 
mals ein unbekannter Einzelner — jetzt ein einſamer alter Mann, 
ein „altes Herz“. Und wer fo wie Hegel von Jugend auf nie 
jung, aber, ſeit er ſich ſelber gefunden hatte, niemals alt im Sinne 
von zeitfremd noch veraltet ſein wollte, ſein durfte, für den iſt 
ſolche Stimmung, wo der in harten Entwicklungsſtürmen er⸗ 
kämpfte und in allen Schickſalswendungen bisher behauptete 
innere Lebensboden dem Menſchen unter den Füßen weggleitet, 
der Bote aus dem Hades, der zum Aufbruch mahnt. Am 2. No⸗ 
vember ſchloß er das Vorwort zur neuen Bearbeitung des erſten 
Bandes der Logik mit dem offenen Eingeſtändnis der „un⸗ 
abwendbaren Serſtreuung durch die Größe und Dielſeitigkeit 
der Feitintereſſen“ und dem Sweifel, „ob der laute Lärm 
des Tages ... noch Raum für die Teilnahme an der leiden⸗ 
ſchaftsloſen Stille der nur denkenden Erkenntnis offen laſſe“. 
Sieben Tage ſpäter iſt er geſtorben. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Schlußbemerkung. 


„. . aus Gedanken die Tat..“ 


Wir ſind am Ende. Wie ſehr am Ende, das fühlen wir 
heute, wo das Jahrhundert Bismarcks, an deſſen Pforte das 
Hegelſche Leben fteht wie der Gedanke vor der Tat, zuſammen⸗ 
gebrochen iſt. Vergegenwärtigen wir uns, wie dies Leben 
genau die Zeit umſpannt, in der Goethes Fauſt wurde — 1770 
bis 1851 —, ſo wird deutlich, wie viel genauer es ſelber und ſein 
Werk in die Geſchichte des neunzehnten Jahrhunderts eingeſpannt 
ſein mußte als etwa Leben und Werk des größten Deutſchen 
der Epoche. Wohl haben Hegels Berliner Schüler gern den 
Zufall des Datums benutzt, die Geburtstage der beiden in einer 
einzigen Feier zu begehen — in Wahrheit verläuft doch der 
Flugbogen der geſchichtlichen Wirkung bei Hegel viel flacher und 
darum kürzer als bei dem zwei Jahrzehnte älteren Dichter. 
Daß dieſer noch feine Wurzeln tiefer in der geiſtigen Welt des 
achtzehnten Jahrhunderts verzweigen konnte — in der vorrevo⸗ 
lutionären und vorkantiſchen Welt — das gründet ihm der neuen 
Seit gegenüber bei aller Hingabe an fie doch eine Unabhängig⸗ 
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keit, die ihn über das Jahrhundert hinausgehoben hat; gleich 
breit liegen die fruchtbaren Gefilde ſeines Lebens zu beiden 
Seiten der großen Epochenſcheide verteilt, die uns als der klaſ⸗ 
ſiſche Augenblick der neueren deutſchen Geiſtesgeſchichte gilt; 
ſo iſt dies Leben für das Gedächtnis der Geſchichte, und damit 
im Beſitze der Nation, weder dem Aufſtieg zu jener Höhe noch 
dem Abftieg einfeitig verbunden; nicht dem Aufſtieg, wie etwa 
das Wirken Klopftods, Leſſings, faſt noch Kants, nicht dem 
Abſtieg, wie eben das Hegels; ähnlich etwa dem Leben Luthers 
wird man auch dem Soetheſchen nur gerecht, wenn man es 
im Fuſammenhang einer geiſtigen Geſamtgeſchichte der Nation 
ſieht. Hegel darf, nach ſeiner nationalgeſchichtlichen Bedeutung 
wenigſtens — nicht nach ſeiner weltgeſchichtlichen —, in engerem 
Rahmen gefaßt werden. Auf allen Gebieten ſeines Wirkens, 
nicht etwa auf dem politiſchen allein, iſt im Augenblicke der 
Befreiung aus dem Kreiſe des verfloffenen Jahrhunderts mit der 
dauernden perſönlichen Stellungnahme zugleich ein Leitgedanke 
des deutſchen neunzehnten Jahrhunderts ausgeſprochen; aber in 
dieſer geſchichtlichen Größe des Denkers liegt auch ſeine geſchicht⸗ 
liche Schranke und liegt insbeſondere nun auch ſeine Beſchrän⸗ 
kung dieſem neunzehnten Jahrhundert ſelber gegenüber. Denn 
wir dürfen und wollen es uns nicht verhehlen und haben im 
Laufe des Buchs oft genug darauf hingewieſen, daß Hegels 
Gedanken nicht die ganze Entwicklung des Jahrhunderts ge⸗ 
leitet, daß ſie ihren Gang vielmehr nur eröffnet haben. Mag das 
wenige, was uns noch zu ſagen bleibt, ſichtbar machen, wo die 
Gedanken des Politikers Hegel hinter den Taten des Jahrhun⸗ 
derts Bismarcks zurückbleiben, und fühlbar, wie auch in dieſem 
ſeinem Furückbleiben Notwendigkeit lag, eben die Notwendig⸗ 
keit ſeines Hauſens in der Brunnenkammer der Seit. 

Nicht eigentlich in Hegels Schule — wir fagten es ſchon — 
hat ſich der Fortſchritt der politiſchen Ideen des Jahrhunderts 
vollzogen. Was den Ideen hier geſchah, war vielfach mehr die 
begriffliche Juſpitzung, etwa auch Umkippung, als ihre Weiter⸗ 
entwicklung. Gerade in der eigentlichen Schule kamen die Ideen 
des Meiſters in mehreren Fällen, beſonders in dem allerwich⸗ 
tigſten, dem Fall Marx, auf Seitenwege, die erſt nach Jahrzehnten 
wieder der Heerſtraße des großen geſchichtlichen Lebens zu⸗ 
führten. Währenddem zählten auf dieſer Heerſtraße gerade die 
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rüſtigſten Wanderer nicht zur Schule, ja wußten ſich in mehr 
oder minder ſcharfem Gegenſatz zu ihr und zum Meifter. Bier 
ſei nur an einigen führenden Staatsdenkern der Zeit von 30 bis 
20 gezeigt, was — nicht notwendig in begrifflichem Gegenſatz, 
aber in der lebendigen Meinung — ihren Staatsgedanken von 
dem Hegels ſchied. 

Es iſt der Weg, den Friedrich Meinecke gewieſen hat, 
der Weg von Hegel zu Bismarck. Wir wollen ihn nachgehen. 
Er führt durch das Jahr 1848/49; Frankfurt und Berlin find 
die beiden Durchgangspunkte. Der nationale Liberalismus der 
erbkaiſerlichen Partei, der preußiſche Konſervatismus des Ger⸗ 
lachſchen Kreiſes — aus dieſen beiden ſtieg, ſie beide zuſammen⸗ 
zwingend, das Bismarckſche Werk empor. Drei große Lehr⸗ 
ſchriften vom Sein und Weſen des Staats bezeichnen in der 
Geſchichte der deutſchen Wiſſenſchaft dieſe Schritte der natio- 
nalen Entwicklung. Dahlmanns Politik bedeutete den zukunfts⸗ 
vollen Verſuch einer Erziehung des vormärzlichen Liberalismus 
zur Reife ſtaatsmänniſcher Geſinnung, einen Verſuch, von deſſen 
Gelingen die Verhandlungen in der Paulskirche trotz allem 
ein erſtes großes Zeugnis für die beiden folgenden Jahrzehnte 
abgelegt haben; Stahls Rechtsphiloſophie führte den Konfer- 
vatismus Preußens aus vormärzlicher Stille auf den hallenden 
Kampfplatz des neuen Verfaſſungslebens, jo den chriſtlich⸗ 
germaniſchen „Kreis“ umbildend zur „kleinen, aber mächtigen 
Partei“, aus der die Bismarckſche Tat ihren Urſprung nehmen 
konnte; als Herold endlich dieſer Tat erſchien Treitſchke auf 
dem Plan und zog in ſeinen Vorleſungen über politik ihr wiſſen⸗ 
ſchaftliches Ergebnis, er ein Schüler und feuriger Anhänger 
Dahlmanns zunächſt, doch im Alter näher hinübergedrängt zur 
Partei Stahls. Wie ſich in den Staatsideen dieſer drei Männer 
die politiſche Entwicklung des Jahrhunderts ſpiegelt, ſo werden 
lie uns auch das Verhältnis feines Endes zum Anfang, ſeiner 
Tat zu ſeinem Gedanken, erkennen helfen; denn nicht „wie der 
Blitz aus dem Gewölke kömmt“, iſt jene aus dieſem geſprungen; 
der Weg der Geſchichte war länger und allmählicher, als die 
Sehnſucht des Dichters ihn träumte. 

Der Staat, jo erklärte Dahlmann, iſt „urſprüngliche“, iſt 
„übermächtige, übermenſchliche Ordnung“; weit ab weiſt er 
jeden Verſuch, ihn zum „Geſchöpf menſchlicher Willkür“ herab⸗ 
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zuſetzen. Auf den Gedanken des „ſittlichen Reichs“ gründet 
Stahl die Lehre vom Staat, des ſittlichen Reichs, das nicht bloß 
„durch den Willen der einzelnen Glieder“ Daſein und Geſetz 
ſeines Beſtandes hat; bei den Neubegründern der platoniſchen 
„Objektivität“ in der Staatslehre, bei Schelling und Hegel, 
vermißt er doch das eine, wodurch der Staat ſich ihm erſt als 
„ſittliches Reich“ darſtellt: die „Handhabung gebotener Ord⸗ 
nungen“; und eben hierin begreift er den Staat als ſittliches 
Reich, daß er eine „reale und freie“ Macht der Beherrſchung 
iſt, „aber auf dem Grunde ſittlich verſtändiger Ordnung“; dieſem 
„aber“ entſprechend ſteht er nicht an, in ſeiner Herrſchaft ein 
„doppeltes Element“ zu finden: „die Obrigkeit oder Staats⸗ 
gewalt, d. i. die Gewalt, die von Menſchen geübt wird, und das 
Geſetz“. Deutlich wird in dieſem „und“ wie in jenem „aber“, 
was ihn ſcheidet von Hegels ſtreng einheitlichem Ableiten 
des Staats als Geſetz aus dem Staat als Gewalt, der ſittlichen 
Ordnung aus dem Begriff des Willens. Statt einer Ableitung 
gibt Stahl bewußt eine Nebeneinanderſtellung, was zwar 
ſeine letzte Urſache unverkennbar in der religiöſen Grundanſicht 
hat, aber, rein politiſch betrachtet, das Daſeinshafte des Staats 
ähnlich mächtig hervortreten läßt wie jene zuvor angeführten 
Sätze Dahlmanns. Treitſchke endlich, der genau genug wußte, 
daß „der Staat Macht iſt und der Welt des Willens angehört“, 
hat ſich dennoch mit ſolchen unmittelbar auf Hegel zurückweiſen⸗ 
den Begriffen nicht begnügt; er faßt den Staat als „das rechtlich 
geeinte Volk“, oder wie er es anfangs robuſter ausdrüdte: 
„das zu einer Geſamtmacht zuſammengefaßte Volksleben“; 
es fällt in die Augen, wie die zweie, rechtlich einende Macht 
und daſeiendes Volk, zwar nicht in Stahls Sinne als „doppeltes 
Element“ empfunden werden, wie aber doch immerhin der in 
Recht und Macht wirkſame Wille hier, ftatt bloß an ſich felber 
und ſeine vernünftige Verwirklichung, gebunden iſt an ein Da⸗ 
ſeiendes, außer ihm Beſtehendes, eben das „Volk“. Damit wird 
nun auch deutlich, wohin die Betonung des Daſeinshaften 
und die Ausſchaltung des Willens bei Dahlmann wie bei Stahl 
unbewußt trieb: zur Begründung des Staats nicht ſchlechthin 
auf ſeinen eigenen Willen, ſondern auf die außer ihm und vor 
ihm beſtehende Nation. Hier aber erhellt, wo und wie das 
Jahrhundert über Hegels Staatsgedanken entſchloſſen hinaus⸗ 
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gegangen iſt und hinausgehen konnte: jene bei Hegel feſtgehaltene 
Herleitung des Staats aus dem Willen war der innere Grund, 
daß ſeine Staatsidee nicht Idee des nationalen Staats wurde, 
und daß er ſelbſt zum nationalen Gedanken allenfalls etwa als 
Geſchichtsphiloſoph, nicht als Staatsphiloſoph ein Verhältnis 
gewann; der Willensbegriff mußte aus dem Wurzelgeflecht 
der Staatsidee ausgeſchnitten werden, damit fie ihre Knofpe 
dem Licht des nationalen Gedankens öffnen konnte. 

Es iſt Hegel ſelbſt wohl bewußt geweſen, daß der Begriff 
des Willens in der Stellung, die er ihm in der Staatslehre gab, 
ein Erzeugnis des achtzehnten Jahrhunderts, letzthin Rouſſeaus 
und der Revolution war. Hier konnten die Schüler mit Recht 
anknüpfen, wenn ſie behaupteten, daß die Staatslehre des Mei⸗ 
ſters aus dem Metall der Freiheit gegoſſen ſei; wir ſahen, wie 
Hegel gerade durch dieſes „liberale“ Element den Anſchluß an 
den nationalen Gedanken verfehlt hat. Von Rouſſeau und Robes⸗ 
pierre war dennoch dieſer Willensbegriff weit entfernt; als 
vernünftiger Wille hatte er kein anderes Geſchäft, als ſich ſelber 
in der Geſtalt des zufälligen Einzelwillens aufzuheben im 
Ganzen des Staats, und zwar als vernünftiger, nicht etwa bloß 
als allgemeiner Wille; feine Vernünftigkeit erſt macht ihn ſou⸗ 
verän, nicht — Rouſſeau — feine Souveränität vernünftig. 
So wurde der Einzelmenſch nur hervorgerufen, damit er in 
den Staat eingehe. Und hier greifen wir nun wieder den Zu⸗ 
ſammenhang, der Treitſchke und Hegel verbindet. Beiden iſt 
der Staat noch ein Fiel. Dorthin führt Hegel den Willen des 
Einzelnen, dorthin führt Treitſchke die Nation. Beide, der 
Einzelne wie die Nation, können erſt in ihm ganz das werden, 
was ſie ſind, der Einzelne erſt im Staat wahrhaft ſittlich, die 
Nation erſt im Staat wirklich Volk; beide, Einzelmenſch und 
Nation, ſind ſo in gewiſſem Sinne dem Staat zu opfern, dem ver⸗ 
götterten Staat das Eigenrecht des Menſchen wie die Ganzheit der 
Nation; der furchtbare Schnitt von 1866 geſchah in dieſem Geiſte 
und wurde — was hier vor allem in Betracht kommt — in dieſem 
Geiſte ertragen. Nur eine Seit, welcher der Menſch, nachdem 
er ihr ſo lange „das eigentliche Studium“ geweſen, endlich bekannt 
und ſelbſtverſtändlich dünkte, konnte ihn ſo rückſichtslos dem 
fernen Siel eines zu ſchaffenden Staats unterwerfen; erſt 
nachdem durch die Arbeit der Romantiker das Volk eine ge⸗ 

16° 
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läufige Größe geworden war, konnte man fo beinahe gewiſſenlos 
unbekümmert den einheitlichen Beſtand dieſes Volks preisgeben 
für das Eine was not tat, den Staat. 

So iſt es aber gekommen, daß der Staat, den Bismarck 
ſchuf, nicht bloß ein Mehr gegen den Staat, den Hegel dachte, 
geworden iſt, ſowenig wie er bloße Erfüllung wurde. In der 
nationalen Grundlage hatte das neue Reich etwas, was dem 
Begelichen Staatsideal, das am Ende befriedigt in den Hafen 
des preußiſchen Partikularſtaats einfuhr, fremd oder wenigſtens 
nicht notwendig war. Aber weil dem neuen Reich dieſe nationale 
Grundlage zwar Lebensbedingung war, es ſeine Lebenskraft 
jedoch nach geſchichtlicher Fügung erkaufen mußte mit einer 
Serſtörung der Ganzheit eben dieſer nationalen Grundlage, 
konnten allmählich ſchon vor dem Krieg wieder Stimmen laut 
werden, die in Bismarcks Tat nicht ſchlechthin die Erfüllung der 
deutſchen Sehnſucht erkennen wollten; die Trennung von Staat 
und Nation ſchien ihnen ein Anzeichen jener andren Trennung, 
die empfindliche Geiſter ſchon unmittelbar nach 1870 mit Angſt 
geſpürt hatten: der Trennung von Staat und Kultur. Die 
harte Notwendigkeit der äußeren Geſchichte hatte es gehindert, 
daß der Staat dem Deutſchen mit innerer Notwendigkeit aus 
dem Leben der Nation hervorwuchs; wieder wie einſt fand der 
Menfch in dieſem Staat nicht mehr recht Raum. Und da klangen 
vom Anfang des Jahrhunderts her, verwandt und fremd, die 
Stimmen derer, die den deutſchen Staat herbeizuſehnen ſuchten; 
und ihre Sehnſucht erſchien wohl nun dem Geſchlecht vor 1914 
vertrauter als die Erfüllung, die es umgab. Dieſer Staat, den 
um das Jahr 1800 herum die um 1270 Geborenen, irre geworden 
am Ich, mit ſo leidenſchaftlichem Glauben ins Daſein zu be— 
ſchwören ſuchten — dieſer Staat trug gerade in dem, worin 
er Abbild jener gläubigen Sehnſucht war, die Züge nicht eines 
Staates, ſondern einer Nation. Vielleicht eben weil der Menſch 
fo ausſchließlich als einſamer Menſch um feiner einſamen Sebn- 
ſucht willen nach dem Staate rief und ihm das Bild der Nation 
gar nicht als eine ſelbſtändige Macht galt gegenüber dieſem perſön⸗ 
lichen Sehnen und Suchen: vielleicht gerade deshalb konnte ihm 
der Staat zeitweiſe nun ſelbſt das Geſicht der nationalen Ge⸗ 
ſittungsgemeinſchaft annehmen, die doch auch nach Bismarcks 
Tat nur Hoffnung blieb. Vielleicht auch, daß deshalb, wer 


Schlußbe merkung 245 


damals ganz innig am Herzen dieſer Hoffnung ruhte, die po⸗ 
litiſche Form der Erfüllung, wie ſie durch Bismarck geſchah, 
nicht ahnen konnte. So mag deshalb Hegel nie dahin gelangt 
ſein, der Nation ihr unbedingtes eigenes Recht zu gewähren: 
zu ſtark empfand er im Staate ſelbſt, auch dem nicht nationalen, 
die reſtloſe Erfüllung deſſen, was der Einzelne erſehnen konnte, 
und die Befriedigung ſeines Willens — zu ſehr, als daß er der 
Nation noch eine eigene Stellung, die des notwendigen In⸗ 
halts des Staatskörpers, zuerkennen mochte. Erſt Spätere, die 
in ihrer Staatsherleitung den Willen des Einzelnen ſchon als 
gedanklichen Ausgangspunkt verleugneten, haben dann Platz für 
die Nation auch im Staatsideal geſchaffen, Hegel noch nicht. 

In jenen Jahren des ausgehenden Jahrhunderts, da ihm 
in Hölderlins Nähe die neue Staatsidee erwuchs, liegen jo auch 
die Urſachen, welche der geſchichtlichen Wirkung und Tragweite 
dieſer Staatsidee ſchon im Jahrhundert ihrer Entſtehung Grenzen 
zogen. Die geiſtige Geſchichte des neuen Reichs nahm hier 
wohl ihren Anfang, doch ſie wandte ſich von dieſen Anfängen 
ab. Als dem Traum 1821 die erſte große geſchichtliche Erfüllung 
wurde, als „aus Gedanken die Tat“ ſprang, da kam ſie nicht ſo 
wie der Dichter gehofft hatte, nicht ſo „geiſtig und reif“; wohl 
erſchien und offenbarte ſich da mächtig der erhoffte „ſchöpferiſche 
Genius“, aber es war noch nicht der Genius des „Volks“; es 
ward noch nicht erfüllt, was den ſchwäbiſchen Jünglingen zu⸗ 
gleich und eng verbunden mit dieſem Erſcheinen des Genius 
träumte: wie 


unſere Städte nun 

hell und offen und wach, reineren Feuers voll, 
und die Berge des deutſchen 

Landes Berge der Muſen ſind, 


Wie die herrlichen einſt, Pindus und Helikon 
und Parnaſſos, und rings unter des Daterlands 
goldnem HAtmmel die freie, 

klare, geiſtige Freude glänzt. 


Dieſer Traum blieb ſchon auf dem Weg vom Untergang 
des alten zur Gründung des neuen Reichs — von Hegel zu 
Bismarck — unerfüllt. Als dies Buch begonnen wurde, konnte 
er gleichwohl ein Wahrtraum ſcheinen, einer von jenen, die 
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gerade als Träume lebendig bleiben, um einft noch zu werden, 
was Träume werden können: Geſchichte ſchaffende Macht. Heute, 
da das Buch herauskommt, im hundertundfünfzigſten Jahre nach 
Hegels Geburt, im hundertſten ſeit dem Erſcheinen der Rechts⸗ 
philoſophie, ſcheint jener Traum unwiderbringlich ſich aufzulöſen 
in den Schaum der Wellen, die alles Leben überfluten. Wenn der 
Bau einer Welt zuſammenkracht, werden auch die Gedanken, 
die ihn erdachten, werden auch die Träume, die ihn durchwebten, 
unter dem Einſturz begraben. Was eine fernere Zukunft bringt, 
ob Neues, Ungeahntes, ob Erneuerung des Verlorenen, — wer 
dürfte ſich vermeſſen, das vorauszuſagen. Nur ein Schimmer 
von Hoffnung fällt heute aus dem einſt kaum beachteten Schluß 
der Hölderlinſtrophen, deren Eingang wir in vergangenen 
beſſeren Tagen zum Leitſpruch der Darſtellung wählten, in 
das Dunkel, das uns umgibt. Ein Schimmer nur, — doch dem 
Gefangenen im Kerker bleibt es unverwehrt, den Blick auf ihn 
zu heften: 

Wohl iſt enge begrenzt unſere Lebenszeit 

Unferer Jahre Fahl fehen und zählen wir, 

Doch die Jahre der Völker, 

Sah ein ſterbliches Auge ſie d 
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„Den Kaifer, dieſe Weltſeele“: an Niethammer. „Jena, Montags den 
13. October 1806, am Tage, da Jena von den Franzoſen beſetzt wurde 
und der Kaiſer Napoleon in feinen Mauern eintraf. 2 


Hegels Selbſterklärung der Phänomenologieſtelle: an Niethammer 
29. IV. 143. „Der große Staatsrechtslehrer“: an Niethammer 29. VIII.o: 4 
ſchon 1805: vgl. Bd. 1, S. 126 


Jahrbuch 1912 des Hiſtoriſchen Vereins zu Bamberg, S. 64 ff. (Kreuzer, 
Wetzel 1815). Bitterauf, Senſur der politiſchen Zeitungen in Bayern 
1799 —1825, in Feſtſchrift für Riezlttteeae nen 2—14 
Zeitung und Bürgerſchaft: Pal. Kreisarchiv München M. A. 1083, Blatt 62, 
Bamberg 23. Il. 2 Eingabe der Bürgerſchaft um Aufhebung des Der- 
bots). Nekrologe: Nekrolog der Deutſchen IX 1851, S. 965 — Preuß. 
Staatszeitung 1. XII. 31 (Gans); Fränkiſcher Merkur 1851, Beilage 
Nr. 40 
Inhalt der Feitung: Transporte: 1802, Nr. 121, 123, 126 bis 128, 130, 133, 
154, 136, 158, 142, 146, 1%9, 151, 157, 161, 165, 174 (ſpaniſches Korps, 
zum erſtenmal feit dem 30jährigen Krieg in Deutſchland), 192, 344, 349, 
351, 353, 359. — 1808, Nr. 180, 257 f., 273, 275, 279 —282, 284, 288, 
308. — Feſtlichkeiten 1807: Nr. 132, 161, 171, 12%, 180, 189 f.; 1808: 
Nr. 50, 196, 289. — Homet 1807, Nr. 1172, 283. — Hermaphrodit 1808, 
Nr. 169. — Spanien und Erfurt ſ. u. — „. . code civil ..“ Nummer vom 
8. II. os. — Nicht erwähnte Verwaltungsreformen: Kreiseinteilung vom 
21. VI. und 23. IX. os, Aufhebung der Leibeigenſchaft und Bildung von 
Gemeinden 31. VIII. Erwähnt wird die Organiſation des Medizinal- 
weſens 1808, Nr. 279. 
Für dieſe Sufammenftellung war mir wertvoll der auf dem Bam⸗ 
berger Kreisarchiv aufbewahrte Nachlaß von Marſchalk v. Oſtheim . 7. 
„zur Beſſerung“: Nürnberger Correſpondent 1807, S. 506. Montgelas 
über Napoleon: bei Heigel in Abhandl. der Bayr. Akad. d. Wiſſ. 1885, 
S. 456. Derſchärfung der Cenſurbeſtimmungen: kgl. Staatsarchiv 
[München, General Acta des Staatsminifteriums des kgl. Hauſes und des 
Außeren. Verhandlungen über die Cenſur der Zeitungen. 1799 — May 
1819 („NKaſten grün 65/1") Blatt 22 (16. III. os) 


die hohen Provinzialbeamten: Türheim an das Minifterinm, Nürnberg 
23. Nov. 1808 (Staatsarchiv Kaſten grün 65 / 1, Blatt 46): „. allein bey 
dieſer Einſchränkung .... fehen die Redakteure dem Untergang ihrer (10) 
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Blätter, den ich zwar meinerſeits von Herzen wünſche, der aber bei dem 
Correſpondenten den Proprietärs und bei der Ober⸗Po 

dem Arario ſehr empfindlich fallen würde, offenbar entgegen“. „Tracaſſe · 
rien“: Brief an Niethammer vom 8. VII. 02. Bayern und die öſter⸗ 
reichiſche Erhebung: Montgelas’ Memoiren in „Hiſtor.⸗polit. Blätter“ 
760% ͤͤò²tlfß m Q ⅛˙ C3 

Hegels Seitung am 19. Auguſt: über die folgende Affäre find wir nur 
durch Briefe an Niethammer vom 15. IX. und 1. X. unterrichtet. In 
den Akten (Staatsarchiv und Kreisarchiv München und Kreisarchiv Bam⸗ 
berg) habe ich nichts gefunden. 

Am 1. XI. os: Staatsarchiv, Kaften grün 65/1, Blatt 35. Der urſäch⸗ 
liche ZJuſammenhang mit der Bamberger Feitung vom 26. X. ſcheint 
dadurch widerlegt zu werden, daß der darauf bezügliche Münchener 
KRüffel an den Generalkommiſſar des Mainkreiſes Freiherrn v. Stengel 
(Abſchrift im Staatsarchiv Kaften grün 65 / 1 Blatt 34, Original im Mün⸗ 
chener Kreisarchiv M. A. 1083 Blatt 45) das Datum des 2. XI. trägt. 
Aber der Text dieſes Reſkripts bezeichnet die Verordnung vom l. XI. als 
„heute erlaſſen“; ferner trägt das Münchener Konzept der Verordnung 
vom l. XI. den Vermerk „Expediert 4/11“, wie denn auch nach Stengels 
Angabe ſowohl die Verordnung wie das Reſkript ihm erſt am 7. XI. 
zugekommen ſind (Stengel an das Miniſterium 11. XI. os, Haſten grün 
65/1, Blatt 40); und vor allem zeigt die an Stengel gegangene Ausferti⸗ 
gung der Verordnung vom 1. XI. (kgl. Kreisarchiv Bamberg, Acta der 
H. Gen. Comm. am Retzatkreis, Die Fenſur der Zeitungen betreffend, 
1808, 15/1), daß das „1.“ des Datums über ein urfprüngliches „5.“ über⸗ 
gemalt iſt, wozu der Poftftempel „R 4. München, 4. Nov. 1808“ und der 
Vermerk „Praeſ. 6/11. sos“ (abweichend von Stengels erwähnter An⸗ 
gabe!) ſtimmen. Die Verordnung ſcheint alfo vordatiert zu fein, mög⸗ 
licherweiſe geradezu in der Abſicht, ibre Verurſachtheit durch einen ein⸗ 
zelnen Vorfall zu verſchleiern. Möglich iſt aber natürlich doch auch, daß 
die Verordnung wirklich vom un mean und bloß die 
verzögerte 

ec n vom 9. XI. Staatsarchiv Kaften grün ish, 
Blatt 41, „präf. 10% 1 8" (ganz eigenhändig) Bamberg d. g. Nov. 1809 [sic!) 
Des Seitungsredakteurs Profeſſor Hegel Erklärung den Artikel in n. 500 
der Bamberger Zeitung betreffend (gerichtet an:) Hönigliches General⸗ 
Commiſſariat. (Unterſchrift:) Georg Wilhelm Friderich [sic] Hegel 

am 22. I. 00: Kreisarchiv München M. A. 991/42, Blatt ). 


Beſchwerde des Fürſten Hatzfeld. Kreisarchiv München M. A. 1083, 
Blatt 47, Berlin 24. J. os. Rechberg an Montgelas; der inkriminierte 
Satz in Nr. 558 der Zeitung; der Correſpondent war „Capitaine Baron 
von Sellentin (M. A. 1085, Bl. 58); Miniſterium an Stengel M. A. 1085, 
Bl. 54. Aufhebung der Zeitung: Kreisarchiv München M. A. 1083, 
Blatt 55 (an Stengel) und 56 (an Otto). — An Niethammer 18. IV. 11 
und Niethammers Antwort vom 5. V., die Stelle über Amt und Ehe im 
Brief an Niethammer vom 10. X. 111 no: 
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Stadtkommiſſar: H. Ureisarchiv München. Miniſterial⸗Regiſtraturen 667/2. 


Die Polizeyverkältniffe in den Städten Nürnberg.... Nürnberg 20. II. 10 

(32 Blatt). Straßen 16, Bäufer 17, Stiftungen 5 f., Zunftwefen 13, 

Nachtwächter 3, höhere Schulen 14. Hegels eigene Anſicht etwa im Brief an 

Niethammer vom 7. V. ohuu⸗ůõoyurrr 15 
drohende Auflöſung: H. Kreisarchiv München. Miniſterial⸗Regiſtraturen 

674/11. Nürnberg 15. J. 11. Polizeybericht über das letzte Quartal des 

Jahres 1810; die darin erwähnte beſondere Eingabe wegen Erhaltung 

des Gymnaſiums lag nicht bei den Akten. Zeugnis der Behörde: 

H. Kreisarchiv Münden, M. A. 991/242. (Hegels Perſonalakt; die an⸗ 

geführte Stelle aus der Befürwortung ſeines Entlaſſungsgeſuchs, worin 

des „p. Hegel Abgehen von hier“ bedauert wird )ʒ 16 


Die Fruchtbarmachung der von Roſenkranz im XVIII. Band der Werke ver- 
öffentlichten Propädeutif für die Zwecke des vorliegenden Buches wird 
möglich durch das im XVII. Band der Werke, S. 333 ff., abgedruckte 
amtliche Schreiben Hegels an Nik thammer vom 23. X. 12. S. 336 heißt 
es da bezüglich der „Religions-, Rechts⸗ und Pflichtenlehre“, die für die 
Unterftufe vorgeſchrieben waren: „Ich .. weiß nicht anders als mit dem 
Rechte, der einfachſten und abſtrakteſten Folge der Freiheit, anzufangen, 
alsdann zur Moral fortzugehen und von da zur Religion, als der höchſten 
Stufe, fortzuſchreiten“ und S. 340 erklärt er die Lehre vom Geiſte in der 
für die Oberſtufe vorgeſehenen Enzyklopädie „bei näherer Betrachtung 
für überflüſſig“, weil ſie „1. in der Pſychologie, 2. in der Rechts⸗, Pflichten⸗ 
und Religionslehre“ ſchon auf den unteren Stufen „dageweſen“ ſei. Er ſucht 
dadurch für ſeine Primaner an Stelle der vorgeſchriebenen Enzyklopädie 
die Aſthetik in den Lehrplan zu bringen. Wir aber ſehen hier ſowohl aus 
der zu zweit angeführten Stelle wie aus der von pädagogiſchen Rüd- 
ſichten nicht beſchwerten Selbſtverſtändlichkeit, mit der er auch Niethammer 
gegenüber das Recht, in ganz ähnlicher Wendung wie in der erhaltenen 
„Nechts⸗, Pflichten⸗ und Religionslehre“, unterhalb der Moral und die 
Sittlichkeit im (früheren und) ſpäteren Sinne überhaupt nirgends beſon⸗ 
ders anordnet, daß Hegel 1812 die Philoſophie des Geiſtes in den Grund⸗ 
zügen ſich nicht anders disponiert gedacht hat, als er ſie in der uns erhal⸗ 
tenen Propädeutik für die Unterſtufe ausgeführt hat. Die von Roſen⸗ 
kranz im XVIII. Band der Werke veröffentlichte Enzyklopädie, die ſich 
durchaus als eine Vorſtufe der 1817 er Enzyklopädie zrweift, wird alſo 
nicht vor 1813 anzufegen fein, während die „Rechts⸗, Pflichten⸗ und 
Religionslehre“, wie ſchon aus ihrem im Text dargeſtellten Verhältnis 
zu den Anſätzen der 1805 er Enzyklopädie und zur Phänomenologie her- 
vorgeht, uns die bis mindeſtens Ende 1812 in Kraft ſtehende Syſtematik 
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Es ſtimmt dazu..: an Fellmann 23. 1. 07, an Niethammer 2. V. 09, an Schel- 
ling 5. I. 07, an Fellmann 25. I. 07, an Niethammer 10. X. 16, 13. X. oꝛ 


Brief an Schelling: hierdurch erklärt ſich das vielleicht erſt 1806 oder noch 
ſpäter an den Rand zu ms V, 113 a ſtizzierte Sätzchen über die nunmehr 
„als Volk verſchwundenen“ „Teutſchen“ und ihren „nordiſchen Eigenſinn“: 
„Prinzip der abſoluten Einzelheit in die Welt gebracht — das Daſein 
des Begriffs der chriſtlichen Religion“, wohinein verbeſſert: „Daſein des 
Gedankens im Süden“. Vaticinatio ex eventu: eine weitere Gegen⸗ 
inſtanz gegen dieſen Verdacht iſt folgende Stelle aus der Selbſtbiographie 
Schuberths, der in Nürnberg mit Hegel umging (es iſt von der Zeit um 
1809 die Rede): „obwohl ſich in ſeinen Urteilen über die damaligen 
Derhältniffe der deutſchen Landesteile und der anderen europäifchen Mächte 
zu Frankreich eine fo klare und ſichere Kenntnis der eigentlichen Stellung 
und Lage der Dinge verriet, daß wir ihm, wenn auch nicht ſogleich, doch 
in der mehr folgenden Zeit Recht geben mußten 

Wenn ihm auch..: an Niethammer 29. VIII und 13. X., 23. VIII. oz, 11. ll. 
08, 29. VIII. oꝛ, November 07, 22. 1. os, November oo 


Aber bei alledem..: an Knebel in „v. Knebels lit. Nachlaß“, an Niethammer 
20. VIII., 22. I. os, 28. X. ooornnnn 


Aber die Geſchichte ..: an Niethammer 21. V., 23. XII. 13, an Paulus 
18. IV. 14, an Niethammer 21. V., 23. XII. 13, Oſtern 14. Gleich 
Goethe: bei Treitſchke, Deutſche Geſchichte II, 36: „unartige Freiwillige“, 
5 Kroaten, Kaffuben und Samländer, braune und andere Bn- 
%% ee 1a ade m et 


Es ſah nun ..: an Niethammer 6. I. 14, an Paulus 9. X. 14, an Nietham⸗ 
mer i, ß u a re ee 7*—Vñ 


Wenn etwas ..: Niethammer an Hegel 16. VI. 16, Hegels Antwort vom 
5. VII. 16. Ogl. Lenz, Geſch. d. Univerfität Berlin II 1, 2000. 


Das Bereitſein .: WW. XIII S fie 2 Erna 


Hegel hatte ..: an Niethammer 29. VIII. oz, November or, 28. XII. 11 
(vgl. auch Niethammer 21. VI. 12), 19. IV. TJ). 


geriet er mit Paulus aneinander: vgl. Hegel an Niethammer 19. IV. 
17 und folgende Stücke des auf der Heidelberger Univerſitätsbibliothek auf⸗ 
bewahrten Paulusſchen Nachlaſſes: Wilken an Paulus 21. I. 17; TChibaut an 
Paulus (ohne Datum, beginnt: „Durch Herrn G. H. R. Paulus befonders 
aufgefordert ..); Hegel, Wilken, Thibaut gemeinſam an Paulus 29. l. 17 
(von Hegels Hand und wohl auch von ihm aufgeſetzt); Zegel an Paulus 
19. I. (17) (liegt in dem Umſchlag „Unbeſtimmtes“, unterfchrieben: „Ihr 
Bol 19/1.”) — Der Paulusſche Nachlaß enthält von ungedruckten Briefen 
Hegels noch die vom 20. VII., 22. VIII., 13. IX., 13. X. ı816 

von befreundeter wie von gegneriſcher Seite: Niethammer 27. XII. 
17, Schlußſatz; „Freymütige Widerlegung der in den Heidelberger Jahr⸗ 
büchern im November und Dezember 1817 erſchienen Beurteilung der 
Württembergiſchen Stände⸗ Verhandlungen. Frankfurt a. M. bei Ferd. Bo⸗ 
felli 1818“ (im folgenden zitiert als „Widerlegung“. Derfaffer war Chr. Jak. 


22 fl 


51 f. 
32f. 


36 ff. 


37 


(36 
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Zahn, Abgeordneter von Calw), S. 5 und 8. Hegel ſelbſt: er ſagt zwar 
zu Anfang der Rezenfion, die Beſchränkung ſei nur vorläufig („zunächſt“), 
nach dem Druck aber ſchreibt er an Niethammer, daß er die „zweite Periode“ 
„noch nicht ſtudiert“ habe, auch ſchwerlich dazu kommen werde (31. I. 18) 


Kennzeichen der Hegelſchen Auffaſſung: als „Pferdefuß“, durch den der 
Derfaffer „ſogleich auf den erſten Seiten zu erkennen gibt, wes Geiſtes 
Kind er iſt“, bezeichnet in den klugen und vornehmen „Bemerkungen 
eines Sachkundigen über die aus den Heidelberger Jahrbüchern der Lite⸗ 
ratur Nr. 66 —77 beſonders abgedruckte Beurteilung der Verhandlungen 
der Württembergiſchen Ständeverſammlung im Jahr 1815, 1816. Frank- 
furt a. M. 1818, Hermannſche Buchhandlung“ (zitiert im folgenden als 
„Bemerkungen“. Das Motto lautet: Soll die Philoſophie die Dienſtmagd 
der Politik werden, nachdem ſie aufgehört hat, die Magd der Theologie 
zu ſein d) | 


// „v ꝗ¶ò e % % „% „„ „„ „„ „„ „„ 


„eine der beſten Flugſchriften . ..“ Lenz, Geſch. d. Univ. Berlin II 1, 203 
Der äußeren Form.. Ww. VI 158 a 


Der Untergang ...: Ww. VII, 159, 272, 197, 160 f., 261, 186, 189 f., 
213, 210 (vgl. 238 f.), 266 (vgl. 236ꝗ̃/00ũe .. 
Was Begel..: Ww. VII, 251, 222, 16 U f., 170 f., 205 ff. 
Wie bekommt.. Ww. VII, 162, 12s ff., 234, 167 ff., 175 fm. 
Wenn wir zuvor.: Ww. VII, 262, 285 ff., 267, 257, 194, 208, 245 ff., 
%%%» ] ] ]⁰²i AA 5 tr Se lee a Se ke 
Die königliche Derfaffung ..: Ww. VII, 184 f., 180 ff., 166 
Alles in allem ..: Ww. VII, 215 ff., 1s - ꝛ·P )))) 
Wenn nun das..: Ww. VII, 267 (vgl. 226), 170, 129, 181, 271, 276 . . 
Nicht deshalb: Wie ſcharf dieſer Gegenſatz iſt, zeigt ſeine genaue Umkehr bei 
L. Uhland: „Allen landſtändiſchen Verhandlungen vom März 1817 an liegt 
die Idee zugrunde, daß die Verfaſſung der württembergiſchen Erblande 
nicht bloß etwas Brauchbares ſei, was man benutzen könne, ſondern etwas, 
worauf beſtimmte Rechte vorhanden ſeien.“ L. D. 1814, 42. Abt., S. 21, 
zit. bei Liſt, der Kampf ums gute alte Recht, S. 9909 
Klagen der Stände Juni 1815: bei Schneider, württemberg. Geſchichte, 
473. „Widerlegung“: 46 — 50, 2 „ 
„Widerlegung“: 2. Sonderabdruck: „Widerlegung“ 22. — Daß der „Volks- 
freund“ ihm abdrudte (Rocques, Hegel, sa vie et ses oeuvres. Paris 1912) 
beweiſt hier nichts, da das Blatt nicht miniſteriell war. Hegels zweiter 
Biograph: Haym; Zurücknahme in der aus feinem Nachlaß gedruckten 
Selbftbiographie - - - >: 2: aul 
„urſprüngliche, ſubſtanzielle Einheit“: Ww. VII, 199 
an Niethammet: 31. I. 1s. Staats vernunft: Die „Bemerkungen“ (21) geben 
ſich alle Mühe, aus Hegels „vernünftigem“ Staatsrecht einen Anklang 
an den „Grundſatz, daß die Miniſter die Repräſentanten der Staatsver⸗ 
nunft find,“ berauszuböbre nn 


I 6 282 „„ „ 0° 
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45 f. 
46 f. 
47 f. 
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49 


51 


252 Anmerkungen zum zweiten Band. 


unterftreicht die Rechtsverwahrung: er ſperrt: „was nicht der Fall ſei“ 
D/, ĩðiſß/ſ ðͤ c an 


Adelskammer: Ww. VII, 166. — Man könnte allerdings auch argwöhnen, 
daß der Heidelberger Profeſſor hier ſo zurückhaltend geweſen ſei, um die 
Abneigung des badiſchen Beamtentums gegen eine Adelskammer zu 
ſchonen. — Ein Anklang an das, was nach Wangenheim-Efchenmayer 
die Beſtimmung einer Ariſtokratie im Staat ift, bei Hegel, Ww. VII, 262 


„zweite Periode“: ſchon die „Bemerkungen“ folgern aus dieſer Beſchrän⸗ 
kung auf das Jahr 1816, daß Hegel im Gegenſatz zu den „andern Gegnern 
der Stände“ „wenigſtens ſich nicht, um irgend einen Zweck zu erreichen, 
zum Nitter an ihnen ſchlagen will“ (45) und er „wenigſtens nicht um ſeines 
eigenen Vorteils willen geſchrieben hat“ (44) (Hinweis auf einen Gegen⸗ 
ſatz Hegels zur jetzigen Regierungspolitik auch S. 32). 


Eine ganz ..: Widerlegung 10, Ww. VII, 281, Widerlegung 64 (viel 19 55 
die „Bemerkungen“ 33), 73 (vielleicht das frühefte Auftreten der be- 
kannten Geſchichte), 70 (vgl. „Bemerkungen“ 25 und a)) 

Hegels Aufſatz ..: Liſt, der Kampf ums gute alte Recht 102 f., 118, 107, 
124, 128, 159, Ww. VII, 276 lll. 

ein Blatt: der „württembergiſche Volksfreund“, nicht zu verwechſeln mit 
dem von Lift a. a. O. 125 behandelten „Volksfreund aus . 
obwohl der gleichen Richtung dieneenend ö 


Nur ein ..: an Niethammer 31. 1. 1s, Ww. VII, 122. 

Geſamturteil über Preußen: ftatt Dieler etwa Arndt, Geiſt 5 Feit. — 
Hegels Urteile: vgl. Bd. I, S. 111, 121 f., an Yiethammer 13. X. 06; 
Bd. II, S. 2 ff. Heidelberger Jahrbücher: 1817, Nr. 565. 

Auch Hegel ..: vgl. Bd. J, S. 121 f., 125 ff., Bd. II, 5, 22 ff., 27 ff., 30 f. 

Breiter zunächſt: Ww. VI, S. XXXVf., XIII, x, VI, S. XXXII. „auf 
Intelligenz gegründet“: im Manuffript der Heidelberger Rede (gl. 
Bibl. Berlin) Randzuſatz. „eins der weſentlichen momente im 
Staatsleben ſelbſt“: vgl. Gneiſenaus bekanntes Wort vom dreifachen 
Primat. „im Gemüte“: fo interpungiere ich Ww. VI, XXXVI: „Tyrannei 
und um Freiheit — im Gemüte ſeinen höheren Anfang genommen“. 

gl. M. Lenz, Geſchichte der Univerſität Berlin II, ı 

Raumer an Hegel r. VIII. 16. Savigny und Fries: vgl. Bd. l, zu S. 22 288 25 


„Mut des Erkennens“: Antrittsrede, Schluß. Goethe und das Wort 
vom Mittelpunkt: „Geiſtesepochen“ in „Hunſt und Altertum“ 1812: An⸗ 
ſtatt verſtändig zu belehren und ruhig einzuwirken, ſtreut man willkürlich 
Samen und Unkraut zugleich nach allen Seiten; kein Mittelpunkt, auf 
den hingeſchaut werde, iſt mehr gegeben, jeder einzelne tritt als Führer 
und Lehrer hervor und gibt ſeine vollkommene Torheit für ein vollendetes 
Ganze.“ — Brief an Hegel 2. X. 20. Clauſewitz: vgl. Creuzinger, 
Hegels Einfluß auf Clauſewitz (dazu aber Rothfels, Clauſewitz, Anm. 58). 
Kühle Beobachterin: Adelheid Sunz 10. XI. 51 an Isler (im Beſitz 
von Prof. R. Ehrenberg⸗Roſtocck jj) 
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Stellung der Univerſitäten: vgl. etwa Schelling an Couſin 28. l. 10 
(Schellings Leben in Briefen II, 426), Schleiermacher an Arndt 14. Ill. 18 
(Lenz, G. d. Univ. Berlin, Urkundenb. 3 10: r... 


Hegel und Fries bei Hegels Heidelberger Ruf, vgl. Hegel an Paulus 
2. V. 16: „Machen Sie ... Bern Fries mein Gegen⸗Mompliment auf 
die, die er mir durch Seebeck machen ließ; er möchte ſie ebenſogut auf⸗ 
nehmen als ich feinen Gruf77 /h 

Sch malzgeſell'nſchaft: an Daub 9. IV. · > 2 men 

Nach einer ... Ww. VI, 5, —139ĩ⁊ĩ3⁊z Een 

Die Stelle über Platons Staat iſt als Ausgangspunkt für das Derftändnis des 
Doppelſatzes vom Dernünftigen und Wirklichen bisher nur von G. Laſſon 
in feiner Ausgabe der Kechtsphiloſophie erkannt worden. Daraus, daß 
fie zumeiſt überſehen worden iſt — Treitfchfe z. B., der in feinem auf 
der Leipziger Stadtbibliothek aufbewahrten Handexemplar dieſen Teil 
der Vorrede mit fortlaufenden Randſtrichen verfieht, läßt gerade die beiden 
Sätze „Im Verlaufe der folgenden Abhandlung ...“ und „Dadurch aber 
hat er... . unangeſtrichen! — erklärt ſich das allgemeine Mißverſtändnis 
jenes Doppelſatzes, das feinen draſtiſchen Ausdruck in der Tatſache findet, 
daß man ihn faſt ſtets in umgedrehter Reihenfolge und, wenn er abge⸗ 
kürzt angeführt werden ſoll, als „was wirklich iſt, das iſt vernünftig“ bzw. 
als „Hegels Satz von der Vernünftigkeit des Wirklichen“ angeführt findet. 
Su den feltenen Ausnahmen gehört dor allem Hegel ſelbſt, der in feiner 
Selbſtinterpretation von 1827 (2. Auflage der Enzyklopädie, Einleitung 
5 6) ſowohl durch die Außerlichkeit des Sperrdruckes wie vor allem fachlich 
die „Wirklichkeit des Vernünftigen“ in den Vordergrund rückt (vgl. auch 
§ 360 der Rechtsphiloſophie ſelbſt). 

Die im Text gegebene Interpretation, zu der etwa noch Enzyklo⸗ 
pädie? 5 552, 565 hinzuzuziehen wären, ſtimmt freilich auch mit G. 
£affon, deſſen im Hegel⸗Archiv gegebener Deutung der „Roſe im Kreuze 
der Gegenwart“ ich übrigens S. 81 folge, nicht ganz überein 

Weil die Philoſophie ..: Ww. VI, 15 f.. 

Kehren wir. Ww. VI, 14 f. 

„Vereinigung .“: val. Bd. J, S. 99 f. Fu erkennen ..: vgl. Bd. l, 
he ee, MW: . wu 


Abwendung von den Alten: Bayms (377 f.) Zweifel an dem Ernſt und 
der Wahrheit dieſer Abwendung ſchien ſchon dem jungen Treitſchke, der 
das Buch wohl 1858 las, nicht recht begründet. Zu Bayms Satz: „Er 
erhebt ſich über die antike Anſicht nur, um unmittelbar wieder in fie 
zurückzuſinken“ fett er in feinem Exemplar (Zeipziger Stadtbibliothek) an den 
Rand ein Fragezeichen. Leibniz: die bekannte Erklärung des Organis- 
mus als einer Maſchine, deren kleinſte Teile wiederum Maſchinen ſind 
(3. B. Monadologie $64). - -» > > En 

Fichte, Naturrecht 11 (1292) $ 17 (Dom Staatsbürgervertrage) Corollarium. 
Kaſten oder Berufsſtänded nach der ganzen Stimmung des 1802er 


73 


Staatsbildes, ſowie nach feiner durchgängigen Abhängigkeit vom ancien (86) 
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régime iſt das erſtere wahrſcheinlich. Überfhrift des Abſchnitts: 


ms V, 116 „die niederen Stände und Geſinnungen“ (gegen Mollat, 
Syſtem der Sittlichkeit 61). „über den Stand hinaus“: ms V, 122. 
freie Berufswahl: z. B. Rechtsphiloſophie $ 124. bürgerliche Geſell⸗ 
ſchaft modern: Rechtsphiloſ. $ 182 Suſatz; vgl. ſchon die Geſchichts⸗ 
konſtruktion der Phänomenologie. „Wille, der Intelligenz iſt“ und 
Einzelſeele: Platons Staat, fo formuliert Hegel ms V, 115 a, „iſt nicht 
ausführbar, weil er des Prinzips der abſoluten Einzelheit entbehrte“ 
ſtaatliche Beſonderung von Religion und Wiſſenſchaft: wenn nicht 
etwa an ſtändiſche Beſonderung gedacht fein ſol lt 


Staat irgendwie Ort der Derföhnung: für das 180g er Se und 
feine Umbildung iſt das Wie infolge der fragmentariſchen Überlieferung 
ni 5: var an aa ae ee Be are 

Sufammenhang der Syftemteile 1805: Hauptſtelle ms V, 120 b. 

. — Als Intelligenz hat das Seiende die Geſtalt eines andern — 
als Willen ſeiner ſelbſt — Anerkanntſein iſt das geiſtige Element; 
aber noch unbeſtimmt in ſich, und daher erfüllt mit mannichfachem Inhalt 
— das Gewalthabende Geſetz iſt die Bewegung dieſes Inhaltes — oder 
das Allgemeine ſich anſchauend als Vermittlung — die Conſtitution iſt 
ſeine Erzeugung des Inhalts aus ſich ſelbſt, er konſtituiert ſich ſelbſt, 
aber in der Form des Gegenſtandes, — er macht ſich zum Inhalte, und 
als Regierung iſt er der ſeiner ſelbſt gewiſſe Geiſt, der es weiß, daß dies 
ſein Inhalt iſt, er die Macht darüber, geiſtiger Inhalt. Er hat alſo itzt 
dieſen Inhalt als ſolchen ſich ſelbſt wiſſenden zu erzengen. 

So iſt er unmittelbar die Kun ſꝶ tt 

Kraft des „Daſeins“: ms V, 107 b. „Geſellſchaft“: 107 b. dritter Ab- 
ſchnitt des Mittelteils: von 11ob ab. Nach Vorgang des Hefts 
von 1804: vorbereitet durch den Begriff „im Volk“ von . (Natur⸗ 
rechtsaufſatz) und 180% (Grund faſſung des Befts) a 

Geſchichte 1805: ms V, 1202 2: 2: 2: 2 2 rn 

Regierung und Staat die „Liſt“: ms V, 1152, 119b . . . . 22.2... 

„Beſitz“, „Arbeit“, „Unterfchied der Individuen“: ms V 100a. ... 

Wirtfhaft in der Nürnberger Enzyklopädie: $ 197 und 1909 

„Vollendung des objektiven Geiſtes“: Enzyklopädie § 450 

„Stand der Einzelheit“: Enzyklopädie (1817) $ 433 mr 

Sittlichkeit, Seſetz, Aberzeugung: val. Rechtspbiloſophie 8 141: Das Sit 
liche iſt ſubjektive Geſinnung, aber des anſichſeienden Rechess 

Hegel und die Rechtsgeſchichte: Allzuviel ſcheint er ſich überhaupt nicht 
um die rechtsgeſchichtliche Literatur gekümmert zu haben. Die Art, wie 
er mit Bingos kurzen Lehrbuchparagraphen und etwa noch mit den Defi- 
nitionen des zopfigen Heineccius wuchert, ſpricht nicht für viel weiter⸗ 
gehende Literaturkenntniſſe. Daß für das deutſche Recht z. B. Jakob Grimms 
grundlegende Erkenntniſſe ſeines formaliſtiſch⸗anſchaulichen Weſens nicht 
in Hegels Geſichtskreis gekommen find, möchte ich faſt mit Sicherheit 
aus dem Stillſchweigen des $ 217 ſchließß en 


86 
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Aun darf wan ð⅛ x a ei ne 104 f. 
Gegen Savignys Schrift von 1814: 3211 (dazu auch das $ 215 dem 
von. Savigny herabgeſetzten Allgemeinen Landrecht geſpendete Lob). — 
Der im Text weggelaſſene Swiſchenſatz — „da es nicht darum zu tun 
ſein kann, ein Syſtem ihrem Inhalte nach neuer Geſetze zu machen, 
ſondern den vorhandenen geſetzlichen Inhalt in feiner beſtimmten All- 
gemeinheit zu erkennen, d. i. ihn denkend zu faſſen“ — zeigt Hegel dem 
oberflächlichen Betrachter in größerer Savignynähe, als er ſelbſt zugeben 
möchte. Perſönlicher Antagonismus wäre damals zwiſchen beiden nicht 
ſtark genug geweſen, um abſichtliche Derfchleierung einer Verwandtſchaft 
des Standpunkts hervorzurufen. Man muß zur Erklärung zurückgehen 
auf die verſchiedene Anſicht von der Bedeutung des „Volksgeiſts“. Für 
Savigny darf das Geſetz nicht „gemacht“ werden, weil das dem Dolksgeiſt 
vorgreifen hieße, der ſich, wenn man ihn nur in Ruhe läßt, ſeine Geſetze 
ſchon ſelber ſchaffen wird. Hegel kennt keinen Volksgeiſt, der ohne Geſetze 
da wäre; denn ſie bilden eine notwendige Komponente, ohne die es ihn 
gar nicht gäbe; und darum weiß Hegel eine „gebildete Nation“ als ſolche 
von vornherein im Beſitz von, wenn auch ungeſchriebenen, Geſetzen . 105 f. 
Derfaffer der „Lehre vom Beſitz“: Es iſt nicht geſagt, daß Hegel feine 
Beſitztheorie bewußt gegen Savigny richtete, was allerdings ſein Schüler 
Gans (Syſtem des römiſchen Civilrechts, 1827, S. 202 ff.) dann ſpäter 
tat. Hegels handſchriftliche Sufäge (Handexemplar, kgl. Bibl. Berlin) zeigen 
keine Bezugnahme auf Savignys Schrift, und bei der wohl nicht allzu 
großen juriſtiſchen Beleſenheit Hegels wäre das wohl der Fall, wenn ihm 
Savignys Schrift bekannt geweſen wäre. Möglich ift es natürlich doch. 106 


Hegel tagte e . 106 f. 


Kant und Rouffeau: daher bei Kant der merkwürdige, mit feiner Kritik 
gar nicht vereinbare, geſchichtsphiloſophiſche Glaube an die Natur, die 
es ſchon wohl machen wird. Leibniz und Rouſſeau ſtand dieſer Glaube 
an, Hegel und Schelling — denn ſie gingen, methodiſch⸗dialektiſch oder 
myſtiſch⸗ prinzipiell, von der Gleichung Denken⸗Sein aus — ebenfalls. 
Fichte aber und Kant fehlte die Berechtigung zu ſolchem Glauben. 107 
Da Hegel ..: 8 45, 40. — 181? war der Perſonbegriff noch nicht „gegen 
die Realität negativ“, und daher war damals noch die überkommene 


Einteilung in Perfonen- und Sachenrecht möglich geweſen 107 f. 
So hatte Savigny ..: $ 62. Geſchichtsphiloſophie (hrsg. v. Brunſtädt) 389. 
Treitſchke, Deutſche Geſchichte II, Beilage fñSß?!f g 2 2 220. 108—111 


Erſchöpft find ..: $ 46, 49. Charakteriſtiſch die Stelle (§ 46), wo er ſelbſt 
zugibt, die Gütergemeinſchaft könne ſich hier „der Geſinnung leicht dar⸗ 
bieten“. mehr als Recht und Rechts wille: Intereſſant iſt in dieſer 
Beziehung der Suſatz zu $ 37, der ſich wie eine Verwahrung gegen Ihe⸗ 
rings „Hampf ums Recht“ lieſt; gleichwohl würde man die Stelle nicht 
in dieſem Sinn zitieren dürfen. Denn Iherings Rechtsbegriff iſt ein ganz 
anderer als der bewußt privatrechtliche, gegen den ſich Hegels Gering⸗ 
ſchagung eren 3 if. 
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Anſicht der Entwicklung des römiſchen Erbrechts: vgl. Hugo, Lehr⸗ 
buch der Geſchichte des römiſchen Rechts $ 82. — Just. Inst. Lib. II Tit. 
XXII pr. Gaji Comm. II*$ 224; (Pomponius) I. 120 D. de VS. (I, 16); 
J. 120 D. 50, 16. — Gibbon überſetzt bei Hugo a. a. O. 3. Aufl. S. is. 
— Montesquien, Esprit des lois, I. ·7?fht 

Familie Grundelement des Staats: bei Rouſſeau (Contrat social l, 2) 
Urbild, ſelber mit dem Staat unverbunden; den Begriff der Auflöſung der 
Familie wendet er ſchon ähnlich an wie ſpäter Hegel; den Begriff der 
triebe hat er hier gleichfalls, findet aber von da keine Brücke zum Staat: 
er ſieht nur die Antitheſe hie Liebe hie Öehorfam. . . . . . 2... 

Ehezweck: 5 164. — A. L. R. II, 1 8 2, dagegen $ 1 Inst. (I. 9); und daher 
L. 39 51 D. (23. 3), wogegen A. K. K.; vgl. ferner A. B. G. B. 894 . . 

Eheſcheidung: 5 1260. — A. L. R. II, 1 1 oaaꝛZmn᷑pᷓ§n 

ehehindernde Derwandtſchaftsgrade: 5 168. — A. L. R. 11, 195 ff.; A. B. 
G. B. 9 65 f.; C. c. § 16 ff.; nach römiſchem Recht find Schwägerſchaft 
und Quaſiaffinität Ehehindernis. Die beſonders begründete Ausnahme 
im Landrecht fteht in $ 8; fie fällt ſchon durch die Bedingung ihres Ein⸗ 
tritts ſowie durch die geſchlechtliche Beſchränkung unter einen anderen 
Geſichtspunkt als den des Derwandtſchaftsgrades, was ſich auch in der 
Sulaſſung des Dispenfes ausſpricht. Eheliches Güterrecht: N. 380f. 
§ 171. — A. L. R. II, 18 545. „Freies Vermögen“ der Kinder: Hie. — 
N / an ei 

Kindererziehung: § 174. — A. L. K. II, 2 8 65 ff., 86, 12177. 

Erbrecht: $ 17s ff. — Pütter, Beiträge zum deutſchen Staats- und Fürſtenrecht 
Ch. II, XXVII (S. 259), XX XVI (S. 228); feine Auffaſſung wurde aller⸗ 
dings beſtritten von dem während Hegels Stiftszeit in Tübingen lehrenden 
Profeſſor Majer in „Germaniens Urverfaſſung“ (1298) 5 59 —64. — 
Thomaſius, de origine success ionis testamentariae (1705) $ XL IV, LIX, 
de captatoriis inst itutionibus (1805) pag. 57 f. (50 f.). Dal. zu S. 112 

Die bürgerliche. .: § 182 Suſatz, 157, 183, Idee 

Das Wirtſchaftsleben .... $ 180, 199 f., 201 ff. ee ar Bas 

Gleichwohl erkennt .. $ 227 f., 205, 203 (und Suſatz), $ 204 (und Suſatz) 

Nicht als Stand .. $ 244, 255 ‚ —ͤ—ͤ— 222 

Schon 1802: Stahl (Geſchichte der Rechtsphiloſophie, 1847, S. 321) ſpricht 
aus eigener Erfahrung vom Jahre 1829 als von der Seit, „wo wir in 
Deutſchland noch nichts von den Sozialtheorien wußtennn 


Den eigentlichen .. 5 245 ff., 1vuhlll“4b hh „ 
Franzöſiſche Theoretiker, Linguet 1767, Necker 1275 (neugedrudt 1820) 
heutige Volkswirtſchaftslehre: Plenge, Marx und Hegel 159 ff.. - - - 
Wenn Hegel ..: 5 170, 203, 252 f., 278, 2. 
Abgeſehen von ..: 5 255, 255 (vgl. Huſatz § 201/ ũ nen 
Hier hat Hegels .. 5 135, 251er. 
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„Patriotismus“ — . . $ 268, 263 ff., 258, 123, 268, (289), 265, 268, 289. 
Diefe Gleichheit ..: $ 289, 261, 209, 124, 261, 269. „Bürger“: 
Schon bei Hant citoyen — bourgeois = Staatsbürger — Stadt- 
bürger. Entſprechend gebraucht Hegel »bourgeois«e ſchon im 1802er 
Syſtem der Sittlichkeit und jetzt in der Rechtsphiloſophie $ 190, nur daß 
er das Ständiſche aus dem Begriff tilgt und den Gegenſatz als den all⸗ 
gemeinen des Menſchen in der „bürgerlichen Geſellſchaft“ zum Menfchen 


im Staat faßt. Gleichheit vor dem Geſetz: $ 209, vgl. Geſchichts⸗ 


philoſophie zu China: „unſre Staaten garantieren Gleichheit vor dem 


Geſeßz allgemein 3 
Unter „Verfaſſung“ ..: $ 265 (ogl. 5 267), § 269, Ww. VII, 481, Enzyklo⸗ 

pädie! $ 439, Nürnberger Enzyklopädie $ 10 ũfri»᷑ii tt 
MM ↄ TT᷑ 
Wie nun 35% /// ðↄðV d ee ee ee er 
Man muß ..: Syſtem der Sittlichkeit, hrsg. von Mollat („Anhang“) 59 f. 
M ↄ ↄ ( 8 aa 
Die fürtlihe:.: 8 275.278. u. wu a a a are ae 


Vergleich und Gattungsbegriff: denn darauf kommt es heraus, wenn 
$ 278 im Organismus dieſelbe „Beſtimmung“, in der Willensfreiheit 
dasſelbe 1 nb... rk BE ee te 

Der Monarch 299 2 . 


Der Monarch ..: $ 280 f. (vgl. auch den Suſatz zu $ 281, wo noch ausdrüd- 
lich die Gottesgnaden - wie die poſitive Begründung abgelehnt werden) 


Die zu ⁵ d 
der jüngere Moſer: F. C. v. Moſer, Politiſche Wahrheiten Bd. J, S. Vf. 
Wie wichtig ..: 5 288 ff. (auch Zuſ. zu §29oÜÜhÜ:wꝰüw r 
Nachdem ſo ..: 5290 —291ũUůʒiivi hh 
Daß d ieee ]ðU 
Die derte ?] ] ] ñ ꝗ ˙òù 
In der. 1501 514f. r ˙ĩ6Pʃ—ä Q . 


Die ganzen. : $ 302. Schlagworte der folgenden Seit: von Hegel 
antizipiert, wenn er $ 303 die Sprache wegen des Doppelſinns des Worts 
„Stände“ gegenüber den „neueren Theorien“ rühmt. 

Auf dieſer ..: $ 304, 312, 305 f., 302 (vgl. $ 181), 308—311, 313 

An iir ² * e... A Ra 

Als Inhalte ..: $ 299, 321, 323, 326. nach manchem vergeblichen An⸗ 
fat: fo dem von 1802 in der Gewaltenlehre. Staat als Macht: vgl. 
1820 $ 326 „wenn fo das Ganze zur Macht geworden.. iſte . 

Wie alſo. .: 8 329 (ogl. 278), 324, 326. Krieg und Frieden und andre 
Traktate: zum Suſatz zu § 329 vgl. Moltkes berühmten Eingangsſatz der 
Geſchichte des Krieges 70% rir᷑l nen 

Roſenzweig, Hegel und der Staat. II. 17 
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Daß hier dem Text für die preußiſchen Derhältniffe durchweg Creitſchkes Deutſche 
Geſchichte zugrunde liegt, braucht kaum geſagt zu werden 


vgl. Meinecke, Boyen II, 1hũuů rn 
Gymnaſialrede 1811: Ww. XVI, 1d). 
vorhegelifch: vgl. Popes bekannten Ders „on forms of governement .“. 
unbedingt Ständeverſammlung: Auch die Enzyklopädie von 1827 ſowie 
die im September 1850 abgeſchloſſene dritte Auflage ſchwächen nichts ab. 
Vgl. auch die vor der Rechtsphiloſophie anzuſetzenden — in denen 

zu S. 272 ſteht das Datum 12/3 19 — Bemerkungen in dem dutchſchoſ⸗ 
jenen Handexemplar der 181 er Enzyklopädie (hrsg. von Laffon, Begel- 
Archiv) zu S. 274: „Recht .., Gemeindeverfaſſungen .., Landſtände, 


eins jo notwendig als das andre" . 2 e 
„Parteiſucht ..“ $302. Reichsſtände: es könnte höchſtens auffallen, 505 

er dieſen, ihm geläufigen, Ausdruck vermeidde 
Siet ˙3ĩ ?E5?ẽh ̃ ⅛ð wre de en 


bis zurück zum Recht: weiter aber nicht. Im ſubjektiven Geiſt z. B. iſt die 
Wirklichkeit der nächſthöheren Sphäre nicht die Dorausfegung für die 
Wahrheit der nächſtniedrigeren; ſondern hier herrſcht die Parallelität der 
natürlichen und der begrifflichen Entwicklung, die für die Philoſophie 
des objektiven Geiſtes von Hegel (vgl. Fuſatz zu $ 182) geradezu geleugnet 
I VT ( st ee 
Er verſucht. .: 5 330 f., 388, 386 ! ³ i :U: „ 
%%% pp ] «d xx ⁊ . 
Die Weltgeſchichte ..: 5 345—3rurumdw;᷑IÆ „„ 
Weil die ..: 5342 f., 345, 348, 79, 93, 102, 118, 218, 3322 
„Gang Gottes in der Welt“: Fuſatz zu 8 258) 
Weltgeiſt: natürlich nicht — wie vorgekommen iſt — zu verwechſeln mit 
„Weltſeele“, der Bezeichnung für Napoleon in der bekannten Briefſtelle; 
Geiſt und Seele ift zweierlei. „Weltgeiſt“ und „abfoluter Beif*: 
vgl. die ſcharfe und klare Scheidung in Enzyklopädie (1827) 5 552 
Einleitung des geſchichtsphiloſophiſchen Kollegs: hrsg. von Kaffon. 
Dazu Rechtsph. 8 v1ꝑ19ttt > Hr rennen 
Gegenſätzlichkeit in Hegels Geſchichtsphiloſophie: ſchon öfters geſehen, 
neuerdings im Sinne einer Propaganda für Lamprechtſche Methodologie 
gründlich falſch gedeutet von Dittmann, Volksgeiſt bei Hegel 
Darauf beruht ..: $ 270, 5 360, Ww. XI, 235 —251 und XIII, 330 ff. 
Eheſchließung l. c. 5 165. — A. ER. II, 1, 136. — Bayern: Edikt vom 
8. IX. 08, $ 18. — Rheinlande: Verordnung vom 25. VIII. (6. IX.) 14. 
— Tendenzen der preußiſchen Regierung: vgl. Treitſchke, Deutſche Geſch. 
B ĩ ]ð dd ͤ ß ĩ ß è ee 
Der Revolutionät: $ 257, 219. Hallers „demokratiſche“ Antezeden⸗ 
tien: Hartmann, Gallerie e Schweizer: Spitzname „Demo⸗ 
Mate y VVV) a ar ea Re en 
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Der das ..: Stahl, Geſchichte der Rechtsphiloſophie (1847) 471, 560 f., 488, 
458, 456, 469, 456 f., 474, 470. — ſchon gelockerte Feſſeln: vgl. Mei- 
necke, Weltbürgertum und Nationalſtaat (1. Aufl.) 226 fl. 

durch Schellings Vermittlung: denn auch Savigny, den Stahl nennt, 
wird wohl, wie im Text oben behandelt, von Schellings „Vorleſungen über 
das akademiſche Studium“ beeinflußt ſe˙ii nnn 

Wen g e ꝗ Er mer 

Ganz ähnlich ..: Stahl, Geſch. d. Kechtsphiloſ. (1847) 432, 481. ; 

Dienft im Kleinftaat bloße „private Moralität“: ee der Ein- 
leitung zur Geſchichtsphiloſophie, hrsg. Laſſoee'e n ; 

Baym 1857: er erkannte darin nicht den Ausfluß der Cheorie vom Staat als 
Macht, ſondern — echt doktrinär — der perſönlichen Reſignation. Révue 
des deux mondes: Januarheft 1871 (E. Beauffere); der Hinweis dar⸗ 


auf in dem Hegelbuch des Franzoſen P. Rocques 
Treitſchkes Handexemplar: Leipziger Stadtbiblio then 8 
Karl Marx .. J. Plenge, Marx und Hegel. Stahl, G. d. Rechtsphil. aaa), 

% RE EU HE EEE GE EBEN DEE ER ; 
nordiſche Dichterin: Selma Lagerlöf, die Wunder des Antichriſtt 
Lenz, Geſchichte der Univerſität Berlin IL/LvœꝰõvùœlẽůlDee iii 


Und wie. .: von Creuzer 8. VI. 25; an Duboc 30. VII. 22, an Hinrichs 4. IV. 22, 
13. VIII. 22; an Creuzer, Sommer 21; an Göſchel 15. XII. 30 


Im März 26. .: an Couſin 5. IV. 26; von Seber 9. VI. 26; an die Frau 7. X. 27, 
12. X. 22; von Niethammer Berbft 27; von Carovè 8. IV. 28; an Fr. Förſter 
22. VI. 30; von Günther 31. VII. 30; auch die mündliche Außerung zu 
Couſin im Herbſt 22 (Briefe von und an H. II, 38) 


Enzyklopädie 1817 5 56(õsss 
Die Feier ..: Ww. XVII, 318 f., 319 f., 320, 323 f., 324, 521 f., 324, 328 f.. 
Er hatte e n, , , ĩ ͤ 8 


Revolutionsfurcht. .: an Göſchel 15. XII. 50; an Schultz 29. I. 31 (Hegel⸗ 
(] ⅛˙imn. ] ] ] See Et Be 


Laube: Neue Reiſenovellen I, 415 ... „beſonders leidenſchaftlich gegen die 
Entftehung Belgiens.. und Hampfesworte dagegen und gegen die 
Reformbill find wohl das Wichtigſte geweſen, was er zuletzt geſchrieben“ 

In den Senſurakten auf dem Geh. Staatsarchiv Berlin fand ſich nichts 
über den Aufſatz, übrigens auch nichts zu dem über die Reformbill 


Hegels Aufſatz ..: Die Staatszeitung wurde je am Vorabend in Berlin aus 
gegeben. Der von Hegel erwähnte Ausſchluß des Abgeordneten für Liver⸗ 
pool ſowie die von Hegel ſtark verwertete Wellingtonrede vom 28. III. 
ſtehen erſt in der Nummer vom 2. IV. Daraus ergibt ſich der terminus 
a quo. Im Text verwertet wird (im vorletzten Abſatz) ein Bericht der 
Staatszeitung vom 14. IV. über eine Klage des Courier frangais darüber, 
„daß früher eifrige Liberale, feitdem fie in den Staatsdienſt getreten, ganz 
umgewandelt wären und alle Maßregeln der Miniſter vortrefflich fänden; 
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200 f. 
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205—210 


208 ff. 


212 f. 
213—216 
216 ff. 
2158 ff. 


220 f. 


221 f. 


221f. 
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insbeſondere beſchwert er ſich über zwei Staatsräte, von denen er den N 


einen nicht undeutlich als Herrn Thiers bezeichnet. Die linke Seite werde 

durch dieſe unbegreiflichen Abtrünnigkeiten immer ſchwächer.“ Daß Hegels 

Satz mit feinen wörtlichen Reminiszenzen („Klagen“, „linke Seite“) und der 

ſachlichen „ſo viele ausgezeichnete Individuen“ (Staatsztg.: „Herr Thiers“) 

von dieſer Mitteilung der Staatszeitung angeregt iſt, ſteht außer Sweifel. 

Andrerſeits beruht die unter dem Text beigefügte Anmerkung „in einer 

der letzten Sitzungen des Parlaments ..“ auf einer Mitteilung der Zei- 

tung vom 24. IV; in der Handſchrift fehlt die Anmerkung noch. Dem⸗ 

nach iſt das Manuſkript zwiſchen dem 14. und dem 24. abgefchloffen. . 228 
in mündlichen Vorleſungszuſätzen: Sufäbe zu 9 211, 248, 277, 300, 329. 

Berichterſtatter: Roſenkranz, damals ſelbſt in Berlin.. 220 
Von allem ww. VII, )) ↄ 229f. 
Die Berechtigung ..: Ww. VII, 285 f., 289, 288, 307, 290, 292 —805, 326, 

290 ff. Macaulay: Sitzung vom 2. III.: Es iſt ferner geſagt worden, 

daß ſich unter den Vertretern von Burgflecken viele große und berühmte 

Männer befunden haben; das gebe ich gern zu, doch wir haben nicht auf 

Zufälligkeiten, ſondern auf allgemeine Tendenzen zu ſehen 230 f. 
Man könnte..: Ww. VII, 291, 288, 291, 299, 291 f., 320bð0b0. 232 


Nicht weit ..: Ww. VII, 309, 307, 511 f., 313, 315. Londoner Korre- 
ſpondenz der Staatszeitung: Nummer vom 11. III., vgl. Ww. VII, 


7. y / ee N 252 f. 
Eine weitere .: Ww. VII, 31s ff., 321, 320, 325 f., 831i . 255 ff. 
Friedrich Wilhelm: vgl. Briefe II, 3278 (die Witwe an Niethammer) .. 235 


Perſönliche Anerkennung: Briefe II, 378. Gedicht: Stieglitz (Roſ. 420); 
das Original des Stieglitzſchen Gedichts auf der kgl. Bibl. Berlin.. 238 


